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wissen, dass keine Gesellschaft ohne Solidarität überleben kann, diese Erkennt- 
nis auch auf sich selber beziehen. Und wenn schließlich die Studierenden es 
sich nicht bieten lassen, in einen gnadenlosen Konkurrenzkampf gegeneinan- 
der getrieben zu werden, sondern an dem Anspruch einer tendenziell universal- 
menschenrechtlich ausgerichteten Solidarität festhalten. Die Proteste gegen den 
G8-Gipfel in diesem Jahr und auch die von den Studierenden des OSI dazu ın 
diesem Semester selbständig organisierten Veranstaltungen geben mir Hoff- 
nung, dass die „unternehmerische Universität“ nicht das Ende der Universi- 
tätsgeschichte ist. 
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Volker Hielscher 


Die Arbeitsverwaltung als Versicherungskonzern? 
Zum betriebswirtschaftlichen Umbau einer Sozialbehörde 


Im Zuge der „Hartz-Reformen“ ist die Bundesagentur für Arbeıt (BA) tief grei- 
fend umgebaut worden. Die Reorganisation der Arbeitsverwaltung, insbeson- 
dere die damit verbundenen Kosteneinsparungen, gelten vielerorts als einer der 
Erfolge der jüngeren Arbeitsmarktpolitik. Mit dem Umbau der BA sind 
zugleich in bisher einmaliger Weise die Strukturen, die Organisationssteuerung 
und die Dienstleistungsproduktion einer Sozialbehörde in Deutschland be- 
triebswirtschaftlichen Prämissen unterworfen worden. Die Logik dieses Reor- 
ganisationsprozesses und seine Folgen für das Dienstleistungsverhältnis der BA 
zu ihren Adressaten stehen im Mittelpunkt dieses Beitrages.' Es wird dabei ge- 
zeigt, dass der organisatorische Umbau der BA einerseits konsequent den Ak- 
tivierungsstrategien der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik folgt, andererseits aber 
eine eigene arbeitsmarkt- und sozialpolitische Qualität entfaltet, deren Impli- 
kationen bisher dem öffentlichen Diskurs und der politischen Kontrolle weit- 
gehend entzogen sind. 


Die BA als Teil des Systems der sozialen Sicherung 


Die Arbeitsverwaltung und Arbeitslosenversicherung sınd unbestritten eine 
tragende Säule des sozialpolitischen Institutionensystems in Deutschland. Das 
politische System der sozialen Sicherung und das dahinter stehende sozialpoli- 
tische Denken waren seit ihrem Anbeginn im 19. Jahrhundert durch einen 
Doppelcharakter geprägt: Es ging zum einen darum, die existenziellen Risiken 
des Lohnarbeiterdaseins partiell zu begrenzen und das offenkundige Elend der 
Lohnarbeiterschaft einzudämmen - Sozialpolitik kann als wesentliche funkti- 
onale Voraussetzung für die dauerhafte Existenz von Lohnarbeitern, die einem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, betrachtet werden (Lenhardt/Offe 1977)? 


1 Der Beitrag fußt auf den Ergebnissen der Evaluation des organisatorischen Umbaus der BA, 
die im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales von Oktober 2004 bis Juni 
2006 vom Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft (iso) Saarbrücken in Kooperation 
mit dem Organisationsberater Peter Ochs durchgeführt worden ist (vgl. iso/Ochs 2006). 
Empirische Basis sind rund 400 Interviews mit Fach- und Führungskräften in Agenturen, Re- 
gionaldirektionen und der Zentrale der BA. - Der Autor dankt Peter Ochs, Sabine Kirchen- 
Peters, Manfred Geiger und Simon Vaut für konstruktive Anregungen zu diesem Text. 

2 Die sozialökonomische Genese von Arbeitslosigkeit in modernen Gesellschaften wird ın der 
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Zum anderen war Sozialpolitik von der Intention getragen, die politische 
Sprengkraft der „Arbeiterfrage“ zu entschärfen - also die Integration ebendie- 
ser Lohnarbeiterklasse in den industriegesellschaftlichen Kapitalismus und den 
wilhelminischen Staat voranzutreiben. Bis heute ist Sozialpolitik insofern 
nicht nur in seiner „Personenfunktionalität“, also ım Hinblick auf die konkre- 
ten Bedürfnisse ihrer Adressaten zu betrachten, sondern ebenso in seiner „Sys- 
temfunktionalität“, also hinsichtlich seiner integrativen, das soziale Konflikt- 
niveau einhegenden Funktion für die Gesamtgesellschaft (Kaufmann 2003). Sie 
produziert „Sicherheit“ sowohl für die Individuen wie auch für die politische 
Stabilität sozialer Systeme. 

Die „Mechanik“ dieser Funktion von Sozialpolitik besteht vor allem darin, 
das Existenzrisiko der lohnabhängig Beschäftigten partiell dadurch abzusichern, 
dass eine zeitlich begrenzte Möglichkeit zur Verfügung gestellt wird, ihre Sub- 
sistenz auch jenseits des unmittelbaren Verkaufes der Arbeitskraft am Arbeits- 
markt zu realisieren („Dekommodifizierung“).’ Sozialpolitik ist nicht nur Fol- 
ge kapitalistischer Industrialisierung, sondern ab einem gewissen Stadium der 
Entwicklung deren konstitutives Element: Sie dient (z.B. durch Arbeitszeitge- 
setzgebung, Arbeitsschutz, Arbeitsrecht) dem Schutz der regenerationsbedürf- 
tigen Arbeitskraft! vor einer unbegrenzten und zerstörerischen Vernutzung, und 
sie sichert das Vorhandensein eines ausreichenden Angebots an Arbeitskraft, 
unabhängig von konjunkturellen Schwankungen. In der Praxis wurden dazu 
im Zuge der Bismarck’schen Sozialreformen die ersten Schritte zur Schaffung 
einer gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung unternommen. 
Auf das existenzielle Rısiko der Arbeitslosigkeit für die Arbeitskraftanbieter wur- 
de von staatlicher Seite nach dem ersten Weltkrieg mit der Einführung von Eı- 
werbslosenfürsorge und Arbeitslosenversicherung reagiert. Die Arbeitsverwal- 
tung als politische Institution des Arbeitsmarktes, die sich heute als „moder- 
ner Dienstleister“ begreift, ist in besonderer Weise durch mehrdimensionale 
sowie im historischen Verlauf sich wandelnde Funktionszuschreibungen ge- 


prägt: 


gegenwärtigen Debatte um Arbeitslosigkeit allzu oft ausgeblendet. Es sei daran erinnert, dass 
Arbeitslosigkeit erst konstituiert wird durch die gesellschaftliche Form der (Lohn-) Arbeit im 
Kapitalismus mit der Trennung der Lohnarbeiter von den Produktionsmitteln und den 
Problemen der Kapitalverwertung - insofern ist sie „Spiegel der kapitalistischen Arbeitsge- 
sellschaft“ (Stapelfeldt 2004: 41 £.). 

3 Dies gilt sowohl für die Arbeitslosenversicherung wie auch für Krankenversicherung und Al- 
terssicherung, aber auch für die Funktion des Bildungssystems. Es obliegt dabei der politi- 
schen Regulierung, welchen Gruppen und Bedürfnislagen eine marktexterne Subsistenzchan- 
ce zugebilligt wird (Lenhardt/Offe 1977: 103 £.) 

4 Im Schutz der Arbeitskraft fallen die „Personen- und Systemfunktionalität“ der Sozialpolitik 
zusammen. Sie ist, in Abhängigkeit von den gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen und den 
sozialpolitischen Kompromissen, eine gesellschaftliche Antwort auf den Widerspruch zwi- 
schen dem Warencharakter der Arbeitskraft und ihren Reproduktionserfordemissen (Candeias 
2004: 589). 


- Sie ist als Unterstützungsleistungen bereitstellende Organisation eine Insti- 
tution der sozialen Risikoabsicherung; 

- sie ist zugleich Institution zur Herstellung von Markttransparenz und 
Marktausgleich durch Vermittlung; 

- sie hat als Institution der Arbeitsförderung die Aufgabe, die individuelle 
Beschäftigungsfähigkeit zu fördern, unterwertiger Beschäftigung entgegen- 
zuwirken und zur Verbesserung der regionalen Beschäftigungs- und Infra- 
struktur beizutragen; 

- und sie ist nicht zuletzt auch eine ordnungspolitische Institution zur 
Kontrolle und Disziplinierung der Arbeitslosen. 

Die Arbeitslosenversicherung ermöglicht in bestimmten Grenzen eine De- 
kommodifizierung der Arbeitskraft, indem sie bei Eintritt von Arbeitslosigkeit 
Lohnersatzleistungen zahlt und so den Arbeitskräften erlaubt, sich durch 
„strategisches Warten“ von dem Zwang zu befreien, auf jedwede angebotene 
Arbeits- und Entlohnungsbedingungen eingehen zu müssen (Offe/Hinrichs 
1984). Die Arbeitsvermittlung treibt zugleich eine (Re)Kommodifizierung, also 
die „Verfügbarmachung“ der Arbeitskraft voran, wenn sie unter Androhung 
von Sanktionen (z.B. Leistungskürzungen) Zumutbarkeitsanforderungen ge- 
genüber Arbeitslosen durchzusetzen und ihre aktive Mitwirkung bei der Ar- 
beitssuche zu erzwingen sucht. Die politische und gesellschaftliche Funktions- 
zuschreibung an die Institutionen der Arbeitsverwaltung ist dabei keineswegs 
eindeutig, sondern durch wechselnde, zum Teil widersprüchliche Paradigmen- 
setzungen, Leitbilder und die entsprechenden gesetzlichen Rahmensetzungen 
in der Arbeitsmarktpolitik gekennzeichnet. 

So hatte sich, vereinfacht formuliert, im Westdeutschland der 1950er Jahre ein 

Modell des keynesianischen Wohlfahrtsstaates etabliert, mit starken Gewerk- 

schaften und einem korporativ geprägten Produktionsregime, steigenden Löh- 

nen, langfristigen Unternehmensstrategien, wachsenden Sozialausgaben und 
einer Ausweitung des öffentlichen Dienstes - mit einer Strategie, die in ihrem 

Kern auf eine Ausweitung der Dekommodifizierung abzielt (Schmid 2005: 

380f.). Die damalige „Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 

versicherung“ beschränkte sich in der Phase der Vollbeschäftigung auf eine im 

wesentlichen verwaltende Arbeitsmarktpolitik mit der Auszahlung der „passi- 

ven Leistungen“ an Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld, auf die Berufsberatung 
und auf die Vermittlung der wenigen Arbeitslosen auf offene Stellen. Mit dem 

Strukturwandel, den Folgen von Rationalisierungsprozessen in der Industrie 

und der erstmals auf dem Arbeitsmarkt spürbaren Abschwächung des Nach- 

kriegsbooms in den späten 1960er Jahren wurde insbesondere von gewerk- 
schaftlicher Seite reklamiert, auf die Veränderungen der Tätigkeitsprofile und 
der Qualifikationsanforderungen an die Beschäftigten durch staatliches Han- 
deln zu reagieren. Dies war die Geburtsstunde der Arbeitsmarktpolitik, die mit 
Einführung des Arbeitsförderungsgesetzes im Jahre 1969 fortan als aktives, 
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ves, über die Zahlung von Unterstützungsleistungen hinausgehendes politi- 
sches Handeln am Arbeitsmarkt begriffen wurde. Als neue Funktion der Ar- 
beitsmarktpolitik galt das Ziel, durch Qualifizierung und Maßnahmen zum 
Marktersatz die Beschäftigungsstruktur zu verbessern, Marktversagen zu kom- 
pensieren und somit die Folgen des ökonomischen und technischen Wandels 
abzufedern. Aktive Arbeitsmarktpolitik verfolgte das Wirkungsziel einer Kor- 
rektur von Arbeitsangebot (durch Qualifizierung) und Arbeitsnachfrage (durch 
Beschäftigungspolitik) und basierte zum einen auf der in den 1970er Jahren 
sich durchsetzenden makroökonomischen Perspektive, dass für die (Wieder- 
}Herstellung von Vollbeschäftigung zu wenig Arbeitsplätze vorhanden sind, 
und zum anderen auf einem gleichwohl aufrechterhaltenen normativen Postu- 
lat eines Rechts auf Arbeit (Knuth 2005). Die Unterstützungsleistungen für 
Arbeitslose waren mit ihrem Bezug auf das zuletzt erreichte Arbeitseinkom- 
men zumindest partiell auf die Absicherung des Lebensstandards ausgerichtet. 
Dem Verständnis von Wohlfahrtsstaat lagen normative Örientierungen 
zugrunde, „welche die gleiche Würde aller Menschen legitimieren und ihnen 
von daher gemeinsame Grundrechte zusprechen“ (Kaufmann 2003: 185). Die- 
se Grundrechte konkretisieren sich zum Beispiel im Ziel der „Freiheit von 
Furcht und Not“ in den Menschenrechten und den entsprechenden sozialen 
Rechten (u.a. das Recht auf Arbeit, auf Existenz sichernde Entlohnung und 
auf Schutz vor Arbeitslosigkeit; vgl. Erklärung der Menschenrechte durch die 
UNO-Vollversammlung 1948). 

Dieses Modell von Wohlfahrtsstaat ist in den vergangenen Jahren massiv unter 
Druck geraten. Im politischen Feld ist insbesondere von neoliberaler und so- 
zialdemokratischer Seite (Schröder-Blair-Papier), und unterstützt durch den 
wissenschaftlichen Diskurs um eine Neudefinition der Rolle des Staates, das 
Paradigma des „Aktivierenden Staates“ durchgesetzt worden (z.B. Mezger/West 
2000; Behrens u.a. 2005). Dieses Paradigma ist vor allem in der Arbeitsmarkt- 
politik wirkmächtig geworden. Die „aktivierende“ Arbeitsmarktpolitik gibt die 
makroökonomische Perspektive zugunsten eines mikroökonomischen Ansat- 
zes auf (Knuth 2005): Sie unterstellt, dass eine Arbeitsnachfrage prinzipiell 
immer vorhanden ist, weıl zu jeder Zeit Stellenbesetzungsprozesse in Unter- 
nehmen stattfinden. Die Arbeitskräfte müssten durch Verhaltensänderungen 
dazu gebracht werden, die vorhandenen Arbeitsplätze anzunehmen, dies kön- 
ne durch eine Optimierung der Matching-Prozesse und die politische Unter- 
stützung eines Niedriglohnsektors flankiert werden. Auf die Verhaltensände- 
rung zielt die Strategie des „Förderns und Forderns“. Sıe stellt die Erhöhung 
der Eigenverantwortung der Arbeitslosen und die Förderung ihrer „Beschäfti- 
gungsfähigkeit“ in den Mittelpunkt (Trube 2002; Bothfeld u.a. 2004; Kißler/ 
Greiffenstein 2004; Urban 2004). Faktisch stehen „Fördern und Fordern“ für 
ein breit angelegtes Programms zur Rekommodifizierung der Arbeit. In den 
letzten Jahren sind unter anderem mit dem Job-AQTIV-Gesetz und den vier 
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Gesetzen zu „modernen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ („Hartz I bis IV“) 
eine Vielzahl von Instrumenten und Maßnahmen geschaffen worden, die mit 
erhöhten Anforderungen an die Eigenbemühungen beı der Arbeitssuche und 
mit verschärften Zumutbarkeitsregelungen auf eine „Aktivierung“ der Arbeits- 
losen und auf die Akzeptanz auch schlechter Arbeits- und Entlohnungsbedin- 
gungen hinwirken sollen. Diese Ausrichtung der Arbeitsmarkt- und Sozialpoli- 
tik im „Workfare“-Staat und ihre Folgen sind mittlerweile Gegenstand einer 
breiten, auch kritischen Diskussion.” 

Weniger Beachtung findet in der sozialpolitischen Debatte hingegen die Rolle 
der Arbeitsverwaltung selbst für die Qualität arbeitsmarktpolitischer Dienstleis- 
tungen. Zunächst einmal ist es evident, dass die Maßnahmen staatlicher Ar- 
beitsmarktpolitik durch Organisationen geplant, gesteuert und administriert 
werden müssen. Dabeı muss für den Prozess der Politikimplementation davon 
ausgegangen werden, dass eine intensive wechselseitige Beeinflussung von Or- 
ganisation und Instrumenteneinsatz stattfindet. Infolge dessen gewinnt die Frage 
an Bedeutung, wie eine Organisation die ıhr zugeschriebenen Aufgaben im Auf- 
bau von Organisationsstrukturen, ın der Gestaltung der Prozesse und in ihrer 
konkreten Dienstleistungsproduktion operationalisiert - und zugleich durch ihre 
Organisationspraxis die Wirksamkeit von Gesetzen und Instrumenten prägt. 
Insofern ist der organisatorische Umbau der Arbeitsverwaltung im Kontext des 
skizzierten Paradigmenwechsels wohlfahrtsstaatlicher Politik zu betrachten. 


Dauerbaustelle Arbeitsverwaltung 


Die Arbeitsverwaltung ist seit beinahe anderthalb Jahrzehnten Schauplatz um- 
fangreicher Reorganisationsbemühungen: Bereits seit Ende der 1980er Jahre 
waren in der ehemaligen Bundesanstalt für Arbeit Anstrengungen zur Verbes- 
serung der technischen Infrastruktur und zur Organisationsentwicklung vor- 
genommen worden (Bahnmüller/Faust 1992). Seit Mitte der 1990er Jahre 
wurde mit Unterstützung der Gewerkschaft ÖTV das Organisationskonzept 
„Arbeitsamt 2000“ vorangetrieben, welches die Organisationsentwicklung mit 
dem Ziel einer effizienteren und bürgernahen Dienstleistungsproduktion ver- 
bunden hatte. Diese in der Öffentlichkeit wenig zur Kenntnis genommenen 
Reformbemühungen setzten vor allem auf die endogenen Entwicklungspoten- 
tiale der Organisation und ihrer Beschäftigten. Unter intensiver Beteiligung 
der Belegschaften wurden die Organisation und Arbeitsprozesse in mehr als 
zwei Drittel der Arbeitsämter neu strukturiert (Ochs 2001; Mosley u.a. 2003). 


5 Die Debatte um das Für und Wider und den funktionalen Kern des Aktivierungsparadigmas 
kann an dieser Stellen nicht weiter rekonstruiert werden. Es sei allerdings der Hinweis gege- 
ben, dass der Diskurs nicht allein in der neoliberalen Sozialstaatskritik (und den Reaktionen 
darauf) wurzelt, sondern sich zugleich auf Debatten über die Neujustierung des Verhältnisses 
von Staat und Zivilgesellschaft bezieht (z.B. Candeias 2004; Heinze u.a. 2005; Mezger, West 
2000; Trube 2002; Zilian 2000) 


356 Volker Hielscher 


Die Arbeitsverwaltung als Versicherungskonzern? 357 


Ins öffentliche Rampenlicht rückte die Arbeitsverwaltung plötzlich durch den 
so genannten „Vermittlungsskandal“ im Jahre 2002: Damals hatte der Bundes- 
rechnungshof enthüllt, dass der BA ein Teil der ausgewiesenen Vermittlungen 
gar nicht ursächlich zuzurechnen war. In der dadurch ausgelösten öffentlichen 
Kritik wurde der BA Ineffizienz und Schönrechnerei vorgeworfen und die Exis- 
tenzberechtigung der Bundesanstalt für Arbeit in Frage gestellt. Dieses politi- 
sche Setting hat die Ausrichtung des folgenden Reformprozesses deutlich prä- 
formiert. Unter dem erheblichen Druck der veröffentlichten Meinung sowie 
durch das politische Umfeld der bevorstehenden Bundestagswahl wurde die 
BA einem erneuten radikalen Umbau unterworfen. Die „Kommission für mo- 
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz-Kommission) wurde damit 
beauftragt, ein Konzept für den Aufgabenzuschnitt und die Organisations- 
struktur der BA sowie ein entsprechendes Durchführungskonzept für die Re- 
form vorzulegen. Ein Teil der im Hartz-Bericht vorgelegten Vorschläge ist in 
die Gesetzgebung eingeflossen. Für den organisatorischen Umbau der ehema- 
ligen Bundesanstalt sind unter anderem die Regelungen des „Dritten Gesetzes 
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ maßgeblich: Sie formulieren 
das Ziel, die BA in einen „leistungsfähigen und kundenorientierten Dienstleister“ 
umzubauen (Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 2003). Konkret 
werden im Gesetz die Trennung von operativer Verantwortung der BA-Dienst- 
stellen und Kontrolle durch den Verwaltungsrat, die Schaffung der Möglich- 
keit von Zielvereinbarungen (Kontrakten) zwischen Bund und BA und der 
Fortbestand der Landesarbeitsämter in Form von Regionaldirektionen geregelt. 
Der dann im Jahre 2003 einsetzende weiterführende Reformprozess in der BA 
wurde hinsichtlich der Binnenorganisation, des Geschäftsmodells und des 
Vermittlungsberatungsprozesses wesentlich durch Unternehmensberatungen, 
allen voran McKinsey, konzipiert und in den wichtigen Umsetzungsschritten 
bis auf die Ebene der Arbeitsagenturen hinunter begleitet. 

In den folgenden Jahren ist die Bundesagentur für Arbeit der umfassendsten 
Reorganisation ihrer Geschichte unterzogen worden. Nach der Konzeptions- 
phase im Jahr 2003 und der Erprobung in 2004 wurde der organisatorische 
Umbau ım Jahr 2005 weitgehend abgeschlossen; der Vermittlungs- und Bera- 
tungsprozess wurde bis Ende 2006 in allen Agenturen neu ausgerichtet. Dieser 
ambitionierte Zeitplan ist vor dem Hintergrund der besonderen Rahmenbe- 
dingungen zu würdigen, unter denen die Reform stattgefunden hat. Die schie- 
re Größe der Organisation mit mehr als 90.000 Beschäftigten, einer Flächen- 
organisation mit den Standorten von 178 Agenturen und rund 650 Geschäfts- 
stellen und mit einem Haushaltsvolumen von über 50 Mrd. Euro war eine be- 
sondere Herausforderung. Überlagert wurde der organisatorische Umbau zu- 
dem durch die ım SGB II geregelte Zusammenführung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe („Hartz TV“) und die neue Organisation der Betreuung der Lang- 
zeitarbeitslosen seit Anfang 2005 - mit enormen Ressourcenbindungen und 


spezifischen Problemen der Organisationsgestaltung (Wiechmann u.a. 2005). 
In der „neuen BA“ sind die Aufgaben, die Größe, die Mitarbeiterzahl ebenso 
wie die Rechtsform und der formale Aufbau als dreistufig gegliederte Organi- 
sation weitgehend konstant geblieben. Jedoch wurden die Binnenorganisation 
und die Aufgaben der einzelnen Organisationseinheiten neu ausgerichtet. Die 
Umsetzung der Reform wurde als konsequenter top-down-Prozess organisiert, 
mit einer straffen Einführungslogik und rigiden Umsetzungsvorgaben für die 
neuen Strukturen und Prozesse. Sie wurde von den Reformberatern als konse- 
quenter Bruch zu den bislang entwickelten Organisationsmodellen angelegt. 
Der Umbauprozess startete mit der Reorganisation der Zentrale in Nürnberg, 
die nun allein für die Zielformulierung, die Produkt- und Strategieentwicklung 
der Gesamtorganisation zuständig ist und durch die Auslagerung von operati- 
ven Funktionen stark verkleinert wurde. Er setzte sich im Umbau der zehn 
Regionaldirektionen fort, denen die Steuerung der Agenturen zugewiesen wur- 
de. Die Agenturen sind mit ihrem neuen Geschäftssystem „Kundenzentrum 
der Zukunft“ für das operative Geschäft der konkreten Dienstleistungsproduk- 
tion zuständig. 


Strategie und Steuerung im Versicherungskonzern BA 


Der organisatorische Umbau der Bundesagentur für Arbeit ist vordergründig 
als eine Dienstleistungs-Reform formuliert, welche sich mit verbesserten Servi- 
celeistungen an beide Marktseiten, an Arbeitnehmer und Arbeitgeber gleicher- 
maßen richtet. Bereits im Auftrag an die Hartz-Kommission, ein Konzept für 
einen „Arbeitsmarktdienstleister“ mit „moderner Unternehmensorganisation“ 
(Kommission 2002: 14ff.) zu entwickeln, sowie in den folgenden Gesetzen für 
„Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ ist eine entsprechende Semantik 
vorgegeben. Binnenorganisatorisch drückt sich die Dienstleistungssemantik 
unter anderem in der inflationären Verwendung des „Kunden“-Begriffes für die 
Adressaten der BA aus.° Es könnte hier der Eindruck entstehen, dass mit die- 
ser Semantik tatsächlich eine stärkere Fokussierung der Dienstleistungsproduk- 
tion auf die hoch differenten individuellen Bedarfe der „Kundschaft“ verbun- 
den ist. Die Praxis zeigt jedoch das Gegenteil: Vor dem Hintergrund der Krise 
der öffentlichen Finanzen, dem politischen Legitimationsdruck durch die bis 
2006 anhaltend hohe Arbeitslosigkeit und angesichts einer Arbeitsmarktpoli- 


6 Auf die Problematik, den aus Marktbeziehungen abgeleiteten Kunden-Begriff in das Feld der 
sozialen Dienstleistungen einzuführen, kann hier nicht differenziert eingegangen werden (vgl. 
dazu Bogumil/Kißler 1995). Es sei nur darauf verwiesen, dass der Kunden-Begriff die Tatsa- 
chen verschleiert, dass sich die Adressaten der BA nicht an einem Markt bewegen, an dem 
sie über „voice“ und „exit“-Optionen verfügen und dass durch die rechtlichen Grundlagen 
zwischen Arbeitslosen und Arbeitsverwaltung ein Zwangsverhältnis konstituiert wird. Inso- 
fern besteht ein grundsätzlicher Unterschied zwischen der Inanspruchnahme der Dienstleis- 
tungen der BA und denen eines Frisörs 
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tik, die primär auf eine „Aktivierung“ der Arbeitslosen und eine Senkung der 
Sozialversicherungsbeiträge setzt, ist die Organisationsreform faktisch auf eine 
betriebswirtschaftliche Wirkungsreform ausgelegt worden. 

Im Zentrum steht die Ausrichtung der Organisationssteuerung und der Aktivi- 
täten in den Agenturen an den Kriterien von Wirkung und Wirtschaftlichkeit: 


„Hilfen zur Wiedereingliederung in den ersten Arbeitsmarkt [müssen] zu einem wirtschaftlichen 
Nettoeffekt führen [...]. Die Unterstützung zur Integration eines Arbeitslosen ist nur dann öko- 
nomisch sinnvoll, wenn zu erwarten ist, dass die finanziellen Effekte aus den eingesparten Leis- 
tungsbezügen und dem früheren Beginn der erneuten Beitragszahlung diejenigen finanziellen 
Aufwendungen übersteigen, die zur Integration erforderlich sind“ (Bundesagentur 2003: 11).7 
Dieses Verständnis nimmt betriebswirtschaftliche Effizienzkritierien zum Aus- 
gangspunkt für die Aktivitäten der BA und legt dabei die kalkulatorische Logik 
eines Versicherungsunternehmens zugrunde. Hier wird die betriebswirtschaftli- 
che Ausrichtung der Organisationsreform erkennbar, die bereits zu einem frü- 
hen Zeitpunkt von Reformberatern und Vorstand formuliert worden ist. 
Darüber hinaus hat die Re-Definition der Arbeitsverwaltung als Versicherungs- 
konzern durch die neue institutionelle Zuständigkeit der Betreuung von Lang- 
zeitarbeitslosen einen zusätzlichen Schub erhalten. Zum Zeitpunkt der Ent- 
wicklung des Organisations- und Steuerungskonzepts für die BA im Jahre 
2003 ging der Vorstand noch von der Erwartung aus, dass auch die Beziehe- 
rinnen und Bezieher des steuerfinanzierten Arbeitslosengeldes II durch die lo- 
kalen Arbeitsagenturen der BA betreut würden. Der Anspruch, eine einheitli- 
che Anlaufstelle für alle Arbeitslosen zu schaffen („Job Center“), war bereits 
im Bericht der Hartz-Kommission formuliert worden. Im Rahmen dieses Or- 
ganisationskonzeptes und durch individuelle Fallbudgets sollte es möglich 
sein, unabhängig von der Steuer- oder Beitragsfinanzierung der Leistungen und 
orientiert an den individuellen Bedarfen die notwendigen Förder- und Unter- 
stützungsaktivitäten frühzeitig einzuleiten. Der parlamentarische Prozess zum 
„Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ führte Mitte 
2004 jedoch zu dem Ergebnis, dass neben der Zusammenlegung von Sozial- 
und Arbeitslosenhilfe zum Arbeitslosengeld II auch eine neue institutionelle 
Zuständigkeit mit den Arbeitsgemeinschaften von BA und Kommunen (AR- 
GEn) bzw. Optionskommunen geschaffen wurde. Damit wurden auf Bestre- 
ben der konservativ geführten Bundesländer die Arbeitslosenversicherung und 
die Fürsorge für Langzeitarbeitslose institutionell getrennt. Zusätzlich wurde 
der Aussteuerungsbetrag® beim Übergang eines Arbeitslosen aus dem Rechts- 


7 Diese in der Konzeptphase der Reform deutlich formulierte Prämisse (Bundesagentur 2003) 
ist später vom Verwaltungsrat allerdings wieder eingeschränkt worden (BA-Beratungsunterlage 
19/2005). 

8 Für jeden Arbeitslosen, welcher nach Ablauf der Bezugsdauer des beitragsfinanzierten Ar- 
beitslosengeldes I in den steuerfinanzierten Regelkreis des SGB H übertritt, muss die BA seit 
2005 einen Aussteuerungsbetrag von rund 10.000 Euro an den Bund zahlen. Angesichts der 
verbesserten Haushaltslage und der vielfachen Kritik an der Steuerungswirkung dieses In- 


kreis SGB III (beitragsfinanzierte Versicherung) nach SGB II (steuerfinanziertes 
Arbeitslosengeld II) als „Strafgeld“ für die BA eingeführt. Durch diese poli- 
tisch gesetzten Regelungen sind die Rahmenbedingungen für eine einheitliche, 
bedarfsbezogene Förderung aller Arbeitslosen verschlechtert worden, denn die 
BA hat auf die neue Rahmensetzung betriebswirtschaftlich konsequent rea- 
giert: Kurz nach Inkrafttreten der „Hartz IV“-Gesetze wurde in einer verbindli- 
chen Weisung präzisiert, wie die Agenturen die „Produkte“, das heißt die als 
Ermessensleistungen erbrachten Maßnahmen der Arbeitsförderung, einzuset- 
zen haben. Die neue Produkteinsatzlogik beruht auf zwei Leitlinien: 

„Produkte werden so eingesetzt, dass die Gesamtdauer des Kundenkontakts verkürzt wird“; 

„die Wirkung des Produkteinsatzes muss mit hoher Wahrscheinlichkeit vor Übertritt in SGB II 
erfolgen“ (Bundesagentur 2005). 

Die erste Leitlinie zielt darauf ab, dass sich die Vermittlerinnen und Vermittler 
der BA auf die „‘schweren’ aber auch lösbaren Fälle“ (ebd.: 9) konzentrieren 
mit dem Ziel, die Verweildauer im Leistungsbezug, und damit den „Versiche- 
rungsschaden“ zu minimieren. Das heißt konkret, dass die BA ihre Kräfte und 
Mittel auf diejenigen Maßnahmen und Gruppen fokussiert, bei denen mit 
möglichst geringem Ressourceneinsatz die Dauer der Inanspruchnahme von 
Versicherungsleistungen deutlich verkürzt wird. Diejenigen Gruppen, denen un- 
terstellt wird, sie finden von allein eine Stelle („Marktkunden“), bleiben von 
der Förderung durch Maßnahmen weitgehend ausgeschlossen (zum Dienstleis- 
tungsprofil für die verschiedenen Adressatengruppen vgl. weiter unten). 

Die zweite Leitlinie zielt auf den Umgang mit den „schlechten Risiken“. Sie 
dokumentiert, wie die BA versucht, den Kostenfaktor Aussteuerungsbetrag zu 
Lasten von „Problemgruppen“ zu vermeiden. Mit anderen Worten: Wer auf- 
grund von Vermittlungshemmnissen (z.B. Alter oder gesundheitliche Einschrän- 
kungen) eine schlechte Prognose hat, innerhalb von 12 Monaten wieder ein- 
gegliedert zu werden, soll gar nicht erst mit Maßnahmen der Arbeitsförderung 
bedacht werden.’ Der individuelle Bedarf der Adressaten wie auch arbeits- 
marktpolitische Prioritätensetzungen, die vormals in Programmen für be- 
stimmte Zielgruppen zum Ausdruck kamen, treten hinter dieses Kalkül zu- 
rück. Damit wird die Gesamtverantwortung für die Arbeitsmarktpolitik in eine 
einzelwirtschaftliche Logik aufgelöst: „Insbesondere die Trennung der Rech- 
nungskreise und die Einführung des Aussteuerungsbetrags zwingen die BA, 
anstelle einer ganzheitlichen volkswirtschaftlichen Betrachtung die Aufwen- 
dungen und Wirkungen innerhalb der einzelnen Rechnungskreise in den Vor- 


struments gewinnen in der Bundesregierung Überlegungen an Gewicht, auf die Erhebung 
des Aussteuerungsbetrages ab dem Jahre 2008 zu verzichten. 

9 Zwar sind mittlerweile in begrenztem Rahmen Programme aufgelegt worden, um gering 
Qualifizierte und ältere Arbeitnehmer fördern zu können (Programm WeGebAU 2006, In- 
tegrationsprogramm für Betreuungskunden 2007). Angesichts der knappen finanziellen Aus- 
stattung dürften sie jedoch kaum mehr als symbolische Politik darstellen. 
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dergrund zu rücken“, begründet die BA die betriebswirtschaftliche Ausrich- 
tung ihrer Aktivitäten (ebd.: 4). Die Aktivitäten im Bereich des SGB IH, also 
die aus Beiträgen finanzierten Leistungen und Maßnahmen, werden auf eine 
Minimierung der „Schadensfälle“ (also der Zahl der leistungsberechtigten Ar- 
beitslosen) für die Versichertengemeinschaft fokussiert. Die vorhandenen, limi- 
tierten Ressourcen sollen dabei möglichst größte Wirkung erzielen: Die maxı- 
male Entlastung für die BA (und mittelbar für die Beitragszahler) erfordert 
möglichst viele Integrationen unter geringstem Mitteleinsatz. Der Kosten- 
Nutzen-Logik ist eine inhärente Rationalität nicht abzusprechen. Sie produ- 
ziert allerdings Kosten, die an anderer Stelle entstehen. So werden Exklusions- 
effekte ım Vermittlungsgeschäft erkennbar, und zwar auf Arbeitnehmer- wie 
auf Arbeitgeberseite. Insbesondere für Personen mit schlechten Arbeitsmarkt- 
chancen entsteht das Risiko, dass sie während des Verbleibs ım Rechtskreis 
SGB III, also im Bezug des „echten“ Arbeitslosengeldes, nicht ernsthaft zum 
Ziel von Integrationsbemühungen werden, zumal ein erst nach Übertritt in 
den Rechtskreis SGB II eintretender Integrationserfolg der Leistung der BA 
nicht mehr zugerechnet wird. 

Die strategische Ausrichtung der BA wird über eine grundlegend neu aufge- 
baute Organisationssteuerung in die einzelnen Dienststellen hinein vermittelt. 
An Stelle der traditionellen, haushaltsgetriebenen Steuerung wurde eine Ziel- 
steuerung als neues, „unternehmensförmiges“ Steuerungssystem gesetzt: Jeweils 
zwischen der Zentrale und den Regionaldirektionen sowie zwischen den Regi- 
onaldirektionen und den Agenturen werden einmal jährlich Vereinbarungen 
über die zu erreichenden Ziele abgeschlossen. Diese Ziele sind als Wirkungs- 
ziele (vor allem z.B. die Zahl der geförderten und ungeförderten Integrationen 
in Beschäftigung), als Prozessvorgaben und Qualitätsstandards formuliert. Mit 
Hilfe eines aufwändigen Controllingapparates wird der Grad der Zielerreichung 
über eine Vielzahl von Kennziffern permanent kontrolliert und in monatlı- 
chen Abständen nachgehalten. Die Strukturen, Prozesse und Entscheidungsre- 
geln wurden standardisiert und einer engen Überwachung durch die Regional- 
direktionen unterzogen. Ebenfalls wurde das Beratungs- und Vermittlungsge- 
schehen in den Agenturen durch eine Programmsteuerung (Handlungspro- 
gramme) standardisiert und durchstrukturiert. 


Das Kundenzentrum: 
Die straffe Dienstleistungsorganisation in den Agenturen 


Das „Kundenzentrum der Zukunft“ gilt als das Herzstück der BA-Reform. Es 
stellt das neue Geschäftssystem in den örtlichen Agenturen dar mit einem 
neuen Organisationsaufbau, neuen Ablaufprozessen und einer entsprechenden 
neuen Kundensteuerung. Mit dem Kundenzentrum wurde eine funktional ge- 
gliederte Organısationsstruktur an der Schnittstelle zu den Adressaten der BA 
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geschaffen, die erstmalig den gesamten Dienstleistungsprozess nach Effizienz-, 
Führungs- und Steuerungsgesichtspunkten einheitlich festlegt. Die „Kunden“ 
erreichen die BA telefonisch über die neu geschaffenen „Service Center“ oder 
gelangen in den Agenturen zunächst an den Empfang und in die Eingangszo- 
ne. An allen drei Punkten werden Standardanliegen bearbeitet, Gesprächster- 
mine bei den Fachkräften vergeben und gegebenenfalls komplexere Anliegen 
an die Leistungs- oder Vermittlungsabteilungen weitergeleitet. Die Vermitt- 
lungsfachkräfte und die Fachkräfte in der Leistungsbearbeitung können nur 
noch mit Termin besucht und nicht mehr direkt angerufen werden. Für Ar- 
beitskräfte suchende Unternehmen ist ein eigener „Arbeitgeberservice“ mit 
spezialisierten Vermittlern in allen Agenturen eingerichtet worden. Ein besserer 
Service für die Adressaten und eine Effizienzsteigerung in der Dienstleistungs- 
produktion sollen über eine straffe Kundensteuerung, stärker systematisierte 
und arbeitsteilig organisierte Abläufe sowie über eine Trennung von Standard- 
aufgaben und spezialisierten Fachkrafttätigkeiten erreicht werden. 

Das Kundenzentrum kann als „folgerichtige“ Organisationsform zur Effizienz- 
steigerung wie auch der „Aktivierung“ der Arbeitslosen diskutiert werden. Die 
Ausrichtung der Organisation auf dieses Paradigma bleibt nicht ohne Folgen 
für die Dienstleistungsqualität der BA: 

Die Organisation und die Prozesse im neuen Geschäftssystem sind auf die Be- 
arbeitung standardisierter Adressatenbedarfe abgestellt. Diese Standards wer- 
den nach den funktionalen Anforderungen der Dienstleistungserbringung, der 
Ressourceneinsatzlogik und dem entsprechenden Dienstleistungsportfolio der 
BA definiert. Die Adressaten der BA werden, nachdem in der Eingangszone 
entschieden wurde, ob ein für die weitere Bearbeitung in den Facheinheiten 
„passfähiges“ Anliegen vorliegt, den jeweils zuständigen Bereichen zugeleitet. 
Dort werden ausschließlich die für den jeweiligen Termin definierten Stan- 
dardanliegen (z.B. Abgabe des Arbeitslosengeldantrags; Ersttermin oder be- 
rechtigter Folgetermin bei der Vermittlungsfachkraft) angenommen, bearbeitet 
bzw. mit einem festen Set an Dienstleistungsangeboten bedient. Die BA folgt 
in der Organisation ihrer Dienstleistungsproduktion dem Vorbild eines Sys- 
temgeschäfts mit hoch standardisierten, nach Kundengruppen differenzierten 
Produkten und Prozessen. Solche Geschäftsmodelle sind bereits seit längerer 
Zeit bei Banken und Versicherungen gängige Praxis. 

Mit dem neuen Geschäftssystem stellt sich die BA auf die effiziente Bewälti- 
gung einer großen Zahl von Adressaten ein. Damit wird das gesellschaftliche 
Faktum dauerhafter Massenarbeitslosigkeit erstmals mit einer großen Folge- 
richtigkeit in die Auslegung der Organisationsform aufgenommen. Dies ist ein 
entscheidender Bruch mit den vorangegangenen Organisationsparadigmen: In 
der klassischen Behördenstruktur mit ihrer Spartenorganisation war die Ar- 
beitsverwaltung auf die Administration friktionaler Arbeitslosigkeit und die 
Durchsetzung der Rechtsgleichheit ausgerichtet. Später rückte mit dem An- 
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wachsen der Arbeitslosigkeit insbesondere die Unterstützung von Zielgruppen 
in den Mittelpunkt. Die aktuelle Fokussierung auf das „Mengengeschäft“ an- 
erkennt einerseits das soziale Faktum dauerhafter Massenarbeitslosigkeit. Sie 
dementiert es allerdings zugleich in dem Punkt, dass das grundsätzliche Ziel 
einer schnellen Integration Prämisse für dıe Gestaltung der Organisation und 
der Prozesse im Kundenzentrum bleibt - Arbeitslosigkeit wird, der Logik der 
Aktivierung folgend, als ein prinzipiell individuell überwindbarer Zustand de- 
finiert. Zudem wird die Ausrichtung auf die Bearbeitung großer Adressaten- 
zahlen mit dem Paradigma einer möglichst effizienten Leistungsproduktion 
verknüpft. Das Resultat ist eine taylorıstisch aufgebaute Organisation, welche 
auf standardisierte Produkte und die Gewinnung von Skalenerträgen durch die 
Spezialisierung von Tätigkeiten setzt und durch ein engmaschiges Controlling- 
und Steuerungssystem geführt wird. An dieses Organisationsparadigma ist die 
Frage zu stellen, ob die raison d’£tre, nämlich die eftiziente Bewältigung hoher 
Volumina, tatsächlich als Basıs der Dienstleistungsorganisation der BA ım 
SGB III-Bereich noch unterstellt werden darf. Mittlerweile wird deutlich mehr 
als die Hälfte der Arbeitslosen als Arbeitslosengeld II-Bezieher im Rechtskreis 
SGB I und damit außerhalb der Arbeitsagenturen betreut. 

Das Kundenzentrum ist als organisatorische Infrastruktur konstruiert worden, 
um „aktivierende“ Arbeitsmarktpolitik mit hoher Effizienz umzusetzen. Diese 
fokussiert auf die möglichst schnelle Integration der Arbeitslosen in Erwerbs- 
arbeit durch die Erhöhung ihrer „Vermittlungsfähigkeit“ in offene Stellen. Fol- 
gerichtig steht das terminierte Vermittlungsberatungsgespräch, mit der Vermei- 
dung aller „Störungen“ (z.B. Telefonanrufe oder die Behandlung leistungsrecht- 
licher Fragen) im Mittelpunkt der neuen Organisation. Die Interaktion mit dem 
„Kunden“ ım Vermittlungsberatungsgespräch ıst vor allem auf die „Verfügbar- 
machung“ der Arbeitskraft ausgerichtet. Die „Aktivierung“ der Kunden in den 
Prozessabläufen des Kundenzentrums zielt nicht allein auf die Verstärkung der 
individuellen Bemühungen in der Erwerbsarbeitssuche ab, sondern sie schlägt 
sich auch im Hinblick auf ihre administrativen Mitwirkungsanforderungen 
nieder: So müssen die Adressaten der BA in der Anfangsphase der Arbeitslo- 
sigkeit mindestens drei Mal in der Agentur vorsprechen (zur Arbeitslosmel- 
dung, zum Erstgespräch bei der Vermittlungsfachkraft und zur Antragsabgabe) 
und einen Fragebogen (das so genannte „Arbeitspaket“) zur Vorbereitung des 
Vermittlungsberatungsgespräches abliefern. Der bzw. die einzelne Arbeitslose 
wird im weiteren Verlauf „in Bewegung“ gehalten, sofern er oder sie vom Ver- 
mittler als zu unterstützender „Beratungskunde“ definiert wird (siehe unten). 
Als „Gegenleistung“ dieser Bemühungen verspricht das Paradigma der „Akti- 
vierung“ die Chance einer baldıgen Integration in den laufenden Stellenum- 
schlag der Unternehmen (in diesem Prozess besteht die Funktion des Arbeit- 
geberservice darin, Stellen zu akquirieren, mit denen der Vermittlungsprozess 
„gefüttert“ werden kann). Dieses Versprechen freilich bleibt ın vielen Regionen 
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und für bestimmte Gruppen notwendigerweise eine Fiktion - angesichts der 
Tatsache, dass die Arbeitsverwaltung das strukturelle Problem der Unterbe- 
schäftigung nicht substanziell lösen kann. 


Dienstleistung als Systemgeschäft 


Die Dienstleistungen der BA für die Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerseite 
sind in so genannten „Handlungsprogrammen“ systematisiert und standardi- 
siert worden. Aus dieser Systematik heraus werden die Bedarfe für bestimmte 
„Kundensegmente“ auf der Arbeitnehmer und der Arbeitgeberseite definiert. 
Dabei wurde der Personaleinsatz zwischen den Marktseiten neu gewichtet: So 
werden jetzt mindestens 20 Prozent der Vermittlerkapazitäten für die Bearbei- 
tung der Arbeitgeberanliegen eingesetzt. Die Handlungsprogramme sehen auf 
der Arbeitgeberseite eine Fokussierung auf die „potenzialreichen Arbeitgeber- 
kunden“ vor. Als potenzialreich gelten Firmen mit einem hohen Personalum- 
satz. Die übrigen Unternehmen werden als „Standardkunden“ mit insgesamt 
weniger Ressourceneinsatz und geringerer Intensität im Stellenbesetzungspro- 
zess bedient und erfahren darüber hinaus weniger oder keine Initiativkontakte 
durch die Fachkräfte der BA. 

Das von Seiten der Reformberater herangezogene Argument zur Fokussierung 
auf personalumsatzstarke Unternehmen (nach der Logik: „20 Prozent der Ar- 
beitgeber decken 80 Prozent der Neueinstellungen ab“) hat seine Rationalität 
im Zusammenhang einer angestrebten Erhöhung des Einschaltungsgrades der 
BA in die Stellenbesetzungen am Arbeitsmarkt. Dort, wo viel Personal bewegt 
wird, kann die BA eher ihre Bewerberinnen und Bewerber ins Spiel bringen. 
Hier geraten allerdings zwei Dienstleistungsperspektiven in Konflikt. Die Un- 
ternehmen erwarten eine „Bestenvermittlung*, womit sich der Kreis der ın 
Frage kommenden Bewerber tendenziell auf die starken „Marktkunden“ ein- 
schränkt und diese in der Such- und Auswahlpraxis der Arbeitgeber-Vermittler 
auch faktisch im Zentrum stehen. Im Sinne ıhrer Ausgleichsfunktion am Ar- 
beitsmarkt wäre es andererseits geboten, dass die BA gerade jene Bewerber 
schwerpunktmäßig anbietet, denen auf Grund von Einschränkungen oder 
Qualifikationsmängel der Wiedereinstieg in Beschäftigung nicht ohne begleı- 
tende Unterstützung und Förderung gelingen würde. Dem Gebot der Be- 
schleunigung von Integration zur Verringerung der Kosten von Arbeitslosig- 
keit steht damit das sozıalpolitische Gebot der Vermeidung sich verfestigender 
individueller Arbeitslosigkeit entgegen. 

Mit der Festlegung der personalumsatzstarken Arbeitgeber als ihre Ziel- und 
Entwicklungskunden konzentriert die BA ihre Dienstleistungen auf solche Un- 
ternehmen, die ohnehin mit professionellem Personalmanagement als starke 
Akteure am Markt auftreten. Sie vernachlässigt dabei aber diejenigen Betriebe, 
denen gerade diese Personalmanagement- und Rekrutierungskompetenzen feh- 
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len - also die zahlreichen kleineren und mittleren Unternehmen. Somit wer- 
den möglicherweise sowohl die realen Bedarfe in den Unternehmen wie auch 
eine positive Beschäftigungswirkung verfehlt (Schütz/Ochs 2005). Es ist anzu- 
nehmen, dass über eine Fokussierung auf die Qualifikationsbedarfe und po- 
tentiellen Stellenzuschnitte in den kleineren Unternehmen größere Beschäfti- 
gungspotentiale erschlossen werden könnten. 

Die Frage nach der Passfähigkeit von Dienstleistungsangeboten und Dienstlei- 
stungsbedarfen stellt sich in noch stärkerer Weise auf der Seite der „Arbeit- 
nehmerkunden“. Die Arbeitslosen werden in vier Segmente differenziert (Markt- 
kunde, Beratungskunde-Aktivieren, Beratungskunde-Fördern, Betreuungskun- 
de), denen über die Handlungsprogramme für Arbeitnehmerkunden in sehr 
unterschiedlichem Maße Beratungsdienstleistungen und Maßnahmen der aktıi- 
ven Arbeitsförderung zugänglich gemacht werden. Per Definition sind die ein- 
zelnen Kundengruppen unterschiedlich weit von einer Integration entfernt. 


„Marktkunden benötigen zur Überbrückung der Differenz lediglich einen kleinen Impuls, kön- 
nen die Differenz im Wesentlichen selbst überbrücken. Beratungskunden können mit Unterstüt- 
zung die Differenz zur Integration überbrücken. Betreuungskunden haben eine so große Diffe- 
renz zur (theoretischen) Integration zu überbrücken, dass eine Anhebung des Potentials bis zum 
Erreichen der Integration mittelfristig nicht möglich erscheint.“ (Bundesagentur 2005a: 218). 
Der vorrangige Ressourceneinsatz (Vermittlerzeit bzw. Kontaktdichte zum Kun- 
den und Mafßßnahmeneinsatz mit einer entsprechenden Budgetgestaltung) hat 
seinen Schwerpunkt demgemäß auf den Beratungskunden, „weil hier die deut- 
lichste Erhöhung der Integrationswahrscheinlichkeit zu erreichen ist“ (ebd.: 
219) und sich bei einer erfolgreichen Integration der Mitteleinsatz für die Or- 
ganısation rentiert. Für die so genannten Betreuungskunden wird konstatiert, 
der Handlungsbedarf sei so groß, dass das Ziel der Eingliederung in Arbeit 
mittelfristig, das heißt innerhalb der 12 Monate Arbeitslosengeldbezug, nicht 
erreicht werden kann. So werden die „Betreuungskunden“, für die noch im 
Bericht der Hartz-Kommission die intensivste Unterstützung vorgesehen war, 
faktisch in Nicht-Betreuungskunden verwandelt. Mit dieser Einsatzlogik für 
die Dienstleistungen der BA tritt ein Dilemma zwischen betriebswirtschaftli- 
chen Effizienzkriterien und sozialem Auftrag zu Tage. Sie verengt zudem die 
Spielräume der Agenturen, eine an den regionalen Erfordernissen angepasste 
lokale Arbeitsmarktpolitik zu formulieren und umzusetzen. 

Das Spannungsverhältnis zwischen dem betriebswirtschaftlich effizienten Ein- 
satz von Ressourcen und dem Aktivierungsparadigma einerseits sowie dem in- 
dividuellen Unterstützungsbedarf von realen Personen andererseits prägt die 
Rolle der Vermittlerinnen und Vermittler und deren Dienstleistungsinteraktio- 
nen zu den Adressaten der BA. Für viele Beschäftigte stellt es eine neue An- 
forderung dar, disziplinierend oder gar Unterstützung versagend aufzutreten: 
„Für den Kunden strenger, für den Mitarbeiter anstrengender“, so wurde das 
neue Verhältnis der Arbeitsverwaltung zu ihren „Kunden“ aus Beschäftigten- 


sicht charakterisiert. Wohl kaum ist davon auszugehen, dass die Vorgaben z.B. 
der Handlungsprogramme in einer deterministischen Weise in allen 178 Agen- 
turen einheitlich umgesetzt werden. Vielmehr stellt sich die Frage nach den 
Vermittlungsfachkräften als Akteure in der neuen Dienstleistungsbeziehung: 
Wie tarieren sie das Spannungsverhältnis zwischen den Systemvorgaben und 
den Bedarfen des Einzelfalls aus? Welche Rolle spielen dabei das professionelle 
Selbstverständnis der Vermittlerinnen und Vermittler sowie die mikropoliti- 
schen Spielräume in den Agenturen? Die Folgen der Organisationspolitik für 
die Dienstleistungsqualität der BA, aber auch im weiteren Sinne für Arbeits- 
markt- und Gesellschaftspolitik sind bei weitem noch nicht ausgeleuchtet." 


Grenzen der Verbetriebswirtschaftlichung? 


Der Umbau der Bundesagentur für Arbeit hat bisher weitgehend unbemerkt 
von der auf „Hartz IV“ fokussierten öffentlichen Debatte stattgefunden. Dabei 
wohnt dieser Reorganisation eine eigene sozialpolitische Qualität inne, die 
von mindestens zwei Punkten aus kritisch zu reflektieren ist: Zum einen ist 
mit dem Geschäftssystem „Kundenzentrum“ in den bundesweit 178 Agentu- 
ren ein Organisationsmodell geschaffen worden, das auf die Bewegung und 
„Aktivierung“ großer Zahlen von Arbeitslosen hin ausgelegt ist - es stellt ge- 
wissermaßen das in eine operative Organisation gegossene Aktivierungspara- 
digma der Arbeitsmarktpolitik dar. Dieses Modell folgt dem Ziel möglichst 
großer Integrationszahlen durch den Einsatz standardisierter „Produkte“ der 
Arbeitsförderung. Die standardisierte Bearbeitung der Kundenanliegen dürfte 
in einem erheblichen Spannungsverhältnis zu der großen Varianz an Einzelfäl- 
len mit häufig komplexen Beratungs-, Unterstützungs- und Qualifizierungsbe- 
darfen stehen. Nicht umsonst führt die früher einmal wichtige individuelle 
Arbeits- und Berufsberatung der Arbeitsämter im neuen Dienstleistungsportfo- 
lio der BA ein Schattendasein. Zum anderen folgt das auf „Wirkung und Wirt- 
schaftlichkeit“ ausgelegte Steuerungssystem einer Versicherungslogik, die auf 
den einzelnen Schadens- und Risikofall ausgerichtet ist. In großer Folgerich- 
tigkeit wurden aktivierende Interventionen in den Mittelpunkt der Arbeitsför- 
derung gestellt, die sich, weil sie schnellere Abgänge aus dem Leistungsbezug 
produzieren, betriebswirtschaftlich eher rechnen als aufwändige individuelle 
Förder- und Qualifizierungsmaßnahmen. Die Problematik der Ziel- und Rand- 
gruppenarbeitslosigkeit und der Bodenbildung von Arbeitslosigkeit finden in 
Strategie und Steuerung keinen systematischen Platz, solange in der BA- 
Strategie das Selbstverständnis einer effizienten „Matchingmaschine“ vor- 
herrscht. Doch bleiben in Zeiten verbesserter Konjunktur mit steigender Ar- 


10 Zur Praxis und den Folgen des neu ausgerichteten Vermittlungsprozesses in den Agenturen wird 
derzeit ein von der Hans-Böckler-Stiftung gefördertes Forschungsprojekt vom Institut für Sozial- 
forschung und Soztalwirtschaft (iso) und dem Organisationsberater Peter Ochs durchgeführt. 
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beitsnachfrage gerade die „schwierigen Fälle“ mit größeren Vermittlungs- 
hemmnissen zurück - eine Vernachlässigung dieser Gruppen droht der Verfes- 
tigung von Langzeitarbeitslosigkeit Vorschub zu leisten. 

Mit der einzelwirtschaftlichen Rationalität ihrer Dienstleistungserbringung 
droht sich die Bundesagentur in mehrfacher Hinsicht von ihren klassischen 
Funktionen im System der sozialen Sicherung zu lösen: So entsteht einerseits 
das Risiko, dass in den Schemata des standardisierten Instrumenteneinsatzes 
die auf die Bedürfnisse der Adressaten bezogene „Personenfunktionalität“ ihrer 
Leistungen nachhaltig geschwächt wird. Der jeweils spezifische individuelle 
Unterstützungsbedarf kann im Vermittlungsgeschehen nur sehr bedingt zum 
Ausgangspunkt einer Beratungs- und Betreuungsstrategie genommen werden. 
Andererseits trägt die Strategie und Steuerung der BA - über das im politisch- 
parlamentarischen Raum gesetzte Aktivierungsparadigma hinausgehend - dazu 
bei, den Druck zur Rekommodifizierung, also zum unmittelbaren Verkauf der 
Ware Arbeitskraft zu den gegebenen Nachfragebedingungen des Arbeitsmark- 
tes, zu erhöhen. Für die Individuen bedeutet dies eine Reduzierung an Sicher- 
heit, zum Beispiel hinsichtlich der Chancen auf den Erhalt von berufsfachli- 
chen Perspektiven und Einkommensstatus. So wird, unter dem zusätzlichen 
Damoklesschwert des nach 12 Monaten drohenden Abrutschens in „Hartz 
IV“, ein Arbeitskräftenachschub für prekäre und niedrig bezahlte Branchen 
produziert. Der aus einer solchen Entwicklung möglicherweise resultierende 
Verlust an „Sicherheit“ für das soziale und politische System ist nur schwer 
abzuschätzen. Es kann jedoch angenommen werden, dass die Individuen auf 
den Rückzug der Arbeitslosenversicherung aus der „Sicherheitsproduktion“ re- 
ziproke Antworten finden könnten: Etwa kurzfristige Strategien der Lohnop- 
timierung längerfristigen betrieblichen Bindungen vorzuziehen (man denke an 
die Klagen der Landwirtschaft über die „Unzuverlässigkeit“ von Erntehelfern) 
oder partiell ihre Existenzsicherung (zum Beispiel in Form informeller Arbeit) 
an den Systemen der sozialen Sicherung vorbei zu organisieren. Insofern ist 
genau zu beobachten, ob nicht die Aktivierungsstrategien im allgemeinen und 
die betriebswirtschaftliche Ausrichtung der Bundesagentur für Arbeit im be- 
sonderen zu Bumerangeffekten führen, an denen selbst die Unternehmen kein 
langfristiges Interesse haben können, auch wenn sie von einer Senkung ihrer 
Beitragspflichten kurzfristig profitieren: Gerade die aktuellen Klagen um einen 
sich in der Hochkonjunktur abzeichnenden „Fachkräftemangel“ entlarven 
nicht nur die Untätigkeit vieler Unternehmen in Ausbildung und Personal- 
entwicklung. Sie indizieren trotz anhaltend hoher Arbeitslosenzahlen eine 
Diskontinuität im Arbeitskräftenachschub und verweisen auch darauf, dass die 
BA durch den Verzicht auf betriebswirtschaftlich „teure“ Qualifizierungs- und 
Umschulungsmaßnahmen ein Potenzial aus der Hand gegeben hat, auf regio- 
nale und sektorale Nachfragen nach Arbeitskräften durch eine nachhaltige 
Fort- und Weiterbildungspolitik zu reagieren. 
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Bisher sind wenig Ansätze erkennbar, alternative Strategien zur betriebswirt- 
schaftlichen Ausrichtung der BA zu formulieren und durchzusetzen. Die Re- 
formberater haben im strategischen Management der Zentrale eine weitgehen- 
de Deutungsmacht über die Aufgaben und Ziele der Organisation und die 
entsprechenden Kriterien von Wirkung und Effizienz gewonnen. Dennoch 
bleibt die einzelwirtschaftliche Neuausrichtung der ehemaligen Sozialbehörde 
bei vielen Fach- und Führungskräften nicht widerspruchsfrei und bricht sich 
an den Vorstellungen und Erwartungen eines „sozialen Auftrages“, den sie 
nach wie vor mit ihrer Tätigkeit und mit dem Auftrag der BA schlechthin 
verbinden. In der BA-Zentrale wird mittlerweile zunehmend realisiert, dass der 
Vermittlungsprozess nur sehr bedingt in der Lage ist, den individuellen Unter- 
stützungsbedarf der Arbeitnehmerkunden aufzugreifen - und deshalb hinter 
den Leistungserwartungen zurückbleibt. Im Frühjahr 2007 ist ein Modellver- 
such gestartet worden, Vermittlungsleistungen in großem Stil an private An- 
bieter auszulagern, die von jeglichen Detailvorgaben befreit sind, wie sie die 
Vermittlung zu organisieren haben. Ob dies der Einstieg in eine Privatisierung 
der Vermittlung ist oder ob die BA aus diesen Experimenten Lernprozesse für 
eine neue, bedarfsorientierte Beratungs- und Dienstleistungsstrategie gewinnen 
kann, ist eine offene Frage. Grundsätzlich leidet die Strategie und Dienstleis- 
tungspolitik der BA mit ihrem Anschein betriebswirtschaftlicher „Sachlich- 
keit“ an einem politischen Legitimationsdefizit, das einer Bearbeitung in ei- 
nem Öffentlichen Diskurs harrt. Die Stoßrichtung eines solchen Diskurses ü- 
ber die volkswirtschaftlichen, arbeitsmarktpolitischen und gesamtgesellschaft- 
lichen Anforderungen der Arbeitsverwaltung wäre allerdings das Gegenteil des- 
sen, was neoliberale Populisten mit der schlichten Forderung nach einer Auf- 
lösung der BA betreiben. Es geht darum, die Frage zu beantworten, welcher 
sozialen Absicherung, welcher „Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ und wel- 
cher Arbeitsmarktorganisation erwerbstätige Menschen im flexiblen Kapitalıs- 
mus bedürfen. 
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Olaf Behrend 


„Jedes starre Konzept ist schlecht 
und passt net’ in diese Welt” 
Nutzen und Nachteil der Standardisierung der Beratungs- 
und Vermittlungstätigkeit in der Arbeitsvermittlung 


1. Aspekte der Ökonomisierung in der Arbeitsmarktpolitik 


Die Arbeitsmarktpolitik der vergangenen Jahre wird zumeist unter dem Blick- 
winkel der geänderten rechtlichen Grundlagen der Absicherung des Arbeitslo- 
sigkeitsrisikos diskutiert, vornehmlich der Einführung einer am ‘Bedarf’ orien- 
tierten Grundsicherung und der erhöhten Anforderungen an die Arbeitslosen, 
etwa hinsichtlich zumutbarer Beschäftigung und Mobilitätsbereitschaft 
(Bothfeld et al. 2004; Burghardt 2005; Knuth 2006; affırmativ: Zimmermann 
2005). Zur Legitimation dieser und zahlreicher weiterer Neuerungen! werden 
Begründungsmuster herangezogen, die man unschwer als „Ökonomisierung“ - 
in der Sprache der Wohlfahrtsstaatsforschung: als Re-Kommodifizierung (Pier- 
son 2001) - identifizieren kann. Die Abkehr von der Orientierung am bisheri- 
gen Status wird mit der Notwendigkeit erhöhter Flexibilität und Mobilität am 
Arbeitsmarkt begründet; die geringe Höhe der Grundsicherung soll den Ar- 
beitslosen Anreize zu einer schnelleren Arbeitsaufnahme geben. In diesem Bei- 
trag gehen wir jedoch auf einen anderen Aspekt der Ökonomisierung ein, der 
die Um- und Durchsetzung der neuen Arbeitsmarktpolitik durch die Bundes- 
agentur für Arbeit als zentralen institutionellen Akteur betrifft und in der Öf- 
fentlichkeit weniger Aufmerksamkeit findet. Die BA hat den im „Dritten Ge- 
setz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ formulierten Auftrag 
zum Wandel zum Anlass für eine durchgreifende Reform der inneren Ablauf 
und Steuerungsprozesse genommen, die jetzt sehr stark an betriebswirtschaftli- 
chen Modellen orientiert sind und insoweit noch über die meisten Ideen des 
New Public Management hinausgehen. Unser Beitrag konzentriert sich auf er- 
nen wichtigen Aspekt dieses Umbaus - den man als innere Ökonomisierung’ 


1 Etwa: die inzwischen weitgehend „tote“ Personalservice-Agentur (PSA), eingeführt im Glau- 
ben, man könne Arbeitslose verstärkt über Leiharbeit in den Arbeitsmarkt bringen, und na- 
türlich Mini- und Midi-Jobs sowie die Ich-AG (offiziell: Existenzgründungszuschuss). 
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(Bothfeld et al. 2004; Burghardt 2005; Knuth 2006; affırmativ: Zimmermann 
2005). Zur Legitimation dieser und zahlreicher weiterer Neuerungen! werden 
Begründungsmuster herangezogen, die man unschwer als „Ökonomisierung“ - 
in der Sprache der Wohlfahrtsstaatsforschung: als Re-Kommodifizierung (Pier- 
son 2001) - identifizieren kann. Die Abkehr von der Orientierung am bisheri- 
gen Status wird mit der Notwendigkeit erhöhter Flexibilität und Mobilität am 
Arbeitsmarkt begründet; die geringe Höhe der Grundsicherung soll den Ar- 
beitslosen Anreize zu einer schnelleren Arbeitsaufnahme geben. In diesem Bei- 
trag gehen wir jedoch auf einen anderen Aspekt der Ökonomisierung ein, der 
die Um- und Durchsetzung der neuen Arbeitsmarktpolitik durch die Bundes- 
agentur für Arbeit als zentralen institutionellen Akteur betrifft und in der Öf- 
fentlichkeit weniger Aufmerksamkeit findet. Die BA hat den im „Dritten Ge- 
setz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ formulierten Auftrag 
zum Wandel zum Anlass für eine durchgreifende Reform der inneren Ablauf 
und Steuerungsprozesse genommen, die jetzt sehr stark an betriebswirtschaftli- 
chen Modellen orientiert sind und insoweit noch über die meisten Ideen des 
New Public Management hinausgehen. Unser Beitrag konzentriert sich auf er- 
nen wichtigen Aspekt dieses Umbaus - den man als innere Ökonomisierung’ 


1 Etwa: die inzwischen weitgehend „tote“ Personalservice-Agentur (PSA), eingeführt im Glau- 
ben, man könne Arbeitslose verstärkt über Leiharbeit in den Arbeitsmarkt bringen, und na- 
türlich Mini- und Midi-Jobs sowie die Ich-AG (offiziell: Existenzgründungszuschuss). 
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der Bundesagentur bezeichne könnte (siehe dazu den Beitrag von Hielscher in 
diesem Heft sowie Schütz/Oschmiansky 2006) - nämlich die Auswirkungen 
auf das berufliche Handeln von Arbeitsvermittlern.” Denn diese sind es, die 
vor Ort die neue Arbeitsmarktpolitik umsetzen, wozu auch und vor allem der 
Umgang mit den Arbeitslosen bzw. Arbeit Suchenden gehört. 

Die Beziehung zu diesen wird, folgt man der BA-Rhetorik, durch ihre Defini- 
tion als „Kunden“ geprägt. Auch wenn dieses Vokabular schon vor den 
„Hartz“-Reformen in der damals noch Bundesanstalt für Arbeit genannten In- 
stitution eingeführt wurde, ist es für die neue Bundesagentur für Arbeit ähn- 
lich zentral: Eine Institution, die - wie es in den Namen der einschlägigen Ge- 
setze heißt - „moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ erbringen soll, 
muss sich am „König Kunde“ orientieren.’ Kunden werden freilich, das bedarf 
hier nicht der Ausführung, nicht nur einfach vorgefunden. Kunden werden 
auch gemacht. Die Bundesagentur für Arbeit bietet jetzt „Produkte“ an, und 
die Produkte müssen auf die „Kunden“ zugeschnitten werden. Hierfür werden 
„Kundengruppen“ definiert, und zwar sowohl in den Agenturen für Arbeit 
(nach SGB II) als auch (wenngleich vielfach modifiziert) in den meisten 
Grundsicherungsträgern (nach SGB II).' Diese Gruppen seien hier für die nach 
SGB III betreuten Arbeitslosen rekapituliert: „Marktkunden“ heißen jene, die 
so gute Arbeitsmarktchancen haben, dass es eine Ressourcenvergeudung wäre, 
ihnen mehr als das unbedingt erforderliche Minimum an persönlicher Bera- 
tung oder unterstützenden Maßnahmen zu gewähren; sie erhalten daher nur 
selten Termine beim Vermittler, werden zur Stellensuche auf die elektroni- 
schen Informationsangebote der Bundesagentur verwiesen’ und können offi- 
ziell keine finanziellen Unterstützungen wie etwa Trainıngsmaßnahmen oder 


2  Arbeitsvermittlerinnen sind hier stets mitgemeint. Unsere Ausführungen beziehen sich nur 
auf die so genannten Arbeitnehmervermittler, also jene Personen, die vorrangig mit der 
Betreuung von Arbeitslosen betraut sind (näheres dazu in Abschnitt 2). Darunter fassen wir 
der Einfachheit halber auch jene Personen, die Arbeitslose in sog. Grundsicherungsträgern 
(also den Institutionen des SGB II) betreuen, auch wenn diese in Gesetz (und teilweise in 
der Praxis) „persönliche Ansprechpartner“ (pAp) oder (in der Praxis) gelegentlich „Fallmana- 
ger“ heißen (wobei letzteres nicht selten, aber keineswegs durchgängig, bedeutet, dass sie 
gemäß entsprechenden Maximen einer ‚ganzheitlichen‘ Betreuung von Klienten handeln). 

3 Gegen diese Redeweise kann und muss man soziologisch einwenden, dass ein Herrschafts- 
verhältnis ein Herrschaftsverhältnis ist und keine Dienstleistungs- oder Kundenbeziehung. 
Aus diesem Grunde setzen wir in diesem Kontext den Begriff des „Kunden“ meist in Anfüh- 
rungszeichen. 

4 Im SGB II sind bekanntlich häufig Zusammenschlüsse aus BA und kommunalen Trägern in 
sog. Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) tätig, teilweise aber auch nur kommunale Einheiten 
gemäß der Experimentierklausel des 8 6c SGB I, die „zugelassenen kommunalen Träger“ 
(zkT). Beide verwenden z.T. die Klassifikationen der BA, z.T. selbst konstruierte, zum Teil 
aber auch gar keine Klassifikationen. 

5 Das heißt wohl nicht, dass sie auch von den Arbeitgebervermittlern links liegen gelassen wer- 
den, vermutlich ist das Gegenteil der Fall. Zumindest klagen die Arbeitnehmervermittler, 
dass nur die formal Besten vom Arbeitgeberservice berücksichtigt würden, was der Definiti- 
on der Marktkunden entsprechen dürfte. 
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Eingliederungszuschüsse erhalten. Ressourcenvergeudung wäre es nach Auffas- 
sung der Zentrale der BA auch, wenn sog. „Betreuungskunden“ im SGB III 
Leistungen erhielten, die über das ALG hinaus gehen, da diese Kunden laut 
Standortbestimmung so oder so keine Chancen haben, innerhalb eines Jahres 
eine Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt zu finden. Bleiben die „Bera- 
tungskunden Fördern“ und die „Beratungskunden Aktivieren“. Jenen gilt die 
Liebe, diesen gelten die Hiebe der Bundesagentur, um die Semantik einer Ar- 
beitsvermittlerin aufzugreifen (Behrend et al. 2006). Denn erstere sind willig, 
weisen aber Qualifikationsdefizite oder andere Vermittlungshemmnisse auf, die 
es nun zu beheben gilt. Letztere hingegen ‘können’ zwar, ‘wollen’ aber nicht. 
Hier sind vor allem Erziehungsmaßnahmen vorgesehen (insbesondere häufige 
Überprüfung der vorgegebenen Zahl der Eigenbewerbungen, Maßnahmen wie 
Arbeitserprobungen und letztlich auch Sanktionen), die einen „Perspektiv- 
wechsel“ bei den „Kunden“ herbeiführen sollen. Welcher Arbeitslose in wel- 
che Gruppe kommt, wird auf der Grundlage eines umfassenden Profilings, in 
der BA auch „Standortbestimmung“ genannt, festgelegt. Was den einzelnen 
„Kunden“-gruppen zusteht, hat die Bundesagentur in sechs sogenannten 
Handlungsprogrammen formuliert, die den Vermittlern zu den jeweiligen 
Kundengruppen einen Korridor erlaubter Maßnahmen vorgeben und damit al- 
le anderen Maßnahmen ausschließen. 

Alle Prozesse werden EDV-basiert gesteuert. Das heißt beispielsweise, dass die 
für die Standortbestimmung erfragten Daten per EDV erfasst werden und dar- 
aus durch einen entsprechenden Algorıthmus die Kundengruppe bestimmt 
wird. Die EDV-Basierung aller Arbeitsabläufe bildet natürlich auch die Grund- 
lage des Controllings. Da Maßnahmen, Arbeitsmarktübertritte, „Kunden“- 
Kontakte etc. sämtlich in der EDV dokumentiert werden, lassen sich hierüber 
die erforderlichen Daten leicht abrufen. 


2. Handlungspraktische Grenzen der Ökonomisierung 


Soweit die Vorstellungen, die in der Zentrale der Bundesagentur zum Thema 
„Kunden“ herrschen. Neben der dadurch definierten Ebene der organisationa- 
len Steuerung und Kontrolle gibt es aber auch und vor allem die handlungs- 
praktische Ebene, auf der sich Arbeitsvermittler und Arbeitslose begegnen und 
auf der konkrete Handlungsprobleme bearbeitet werden. Hier stoßen die pro- 
grammatischen inneren Ökonomisierungsversuche auf vielfältige Grenzen, von 
denen wır im folgenden auf der Grundlage von ın den Jahren 2005 und 2006 
erhobenem qualitativen Interviewmaterial einige darlegen.‘ Wie schon ange- 
deutet, beziehen wir uns im Kern auf die Sichtweise der Arbeitsvermittler. 


6 In elf Agenturbezirken - ausgewählt auf der Grundlage (aber nicht in vollständiger Abbil- 
dung) von Regionaltypen, wie sie vom IAB bestimmt wurden (Blien et al. 2004) - wurden 
im Sommer 2005 pro Bezirk jeweils ca. sechs Arbeitslose und sechs Fachkräfte aus der ar- 
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Grundsätzlich erachten diese systematisches Controlling für eine große Orga- 
nisation als selbstverständlich und notwendig. Auch das Einmünden mög- 
lichst vieler „Kunden“ in den ersten Arbeitsmarkt ist ein Ziel, das die Vermitt- 
ler teilen und an dem sie sich gern messen lassen. Als Zunahme an Bürokratie 
und Statistik kritisieren Arbeitsvermittler am neuen Controlling aber den enor- 
men Zeitaufwand, der zur Erfassung der zahlreichen Daten nötig ist. Auch 
wenn der Ausbau der Kennzahlen für das Controlling dem Ziel der Vermitt- 
lung abstrakt dienen soll, so ist diese abstrakte Zielverfolgung den Arbeitsver- 
mittlern oft nicht einsichtig und fragwürdig; die Zunahme an Controlling 
wird als Ausdruck der Tendenz zu einer Selbstreferenz der BA gedeutet. 

Die konkreten Handlungsprobleme zwischen arbeitslosen Klienten und Ar- 
beitsvermittlern sind um die Krise der Arbeitslosigkeit des einzelnen Klienten 
konfiguriert und nicht um die Kennzahlen. Auf dieser Ebene werden die 
Standardisierungen als untauglicher Versuch gesehen, ein komplexes Gesche- 
hen zu schematisieren, durch den die Vermittler entmündigt werden. 


2.1 Vermitteln? 


Der allseits gewünschte Normalfall der Bewältigung der Handlungsprobleme 
ist für die Arbeitsvermittler, nomen est omen, die fallspezifische Vermittlung 
von Beschäftigung Suchenden in Arbeit. Dies scheitert aber bekanntermaßen 
in erheblichem Umfang an den Realitäten der regionalen Arbeitsmärkte. Aber 
auch in anderer Hinsicht haben die Arbeitnehmervermittler vergleichsweise 
wenig mit Vermittlung zu tun: Die BA praktiziert eine Trennung zwischen ih- 
nen und den für die Kontakte zu den Arbeitgebern, die Entgegennahme der 
Stellenangebote und das Unterbreiten von Bewerbervorschlägen zuständigen 
Arbeitgebervermittlern, auch wenn die beiden Gruppen nach der neuen ‘Phi- 
losophie’ der BA nicht mehr in getrennten Teams’ arbeiten sollen. Der Ar- 
beitgeberservice führt jetzt weitgehend allein die Vermittlung durch; die Ar- 
beitnehmer- oder BewA-Vermittler - so eine in der BA gebräuchliche Be- 


beitnehmerbezogenen Arbeitsvermittlung bzw. Betreuung (Arbeitsvermittler, pAps, vereinzelt 
Fallmanager, alle mit wenigen Ausnahmen aus dem Ü25-Bereich) befragt, jeweils zur Hälfte 
aus dem Rechtskreis des SGB III und des SGB I. Eine Folgebefragung ausgewählter Perso- 
nen wurde im Sommer 2006 durchgeführt. Die Interviews wurden auf Band aufgezeichnet 
und anschließend transkribiert. Bei der Auswahl der Fachkräfte wurde vor allem auf eine 
Streuung hinsichtlich ihrer Berufserfahrung geachtet. Nach Abschluss der ersten Befragung 
liegen von 67 Vermittlern (30 männlichen und 37 weiblichen Geschlechts, 24 davon mit ei- 
ner Berufserfahrung als Vermittler von weniger als 5 Jahren) auswertbare Interviews vor. In 
unserer Ergebnispräsentation können wir nur auf einen kleinen Teil der Befragten direkt Be- 
zug nehmen. Unser Dank gilt den „Pro-IABs“ für die Durchführung der Interviews und für 
zahlreiche weitere Informationen. Vor allem aber danken wir allen Personen - Arbeitsver- 
mittlern ebenso wie den (in diesem Text nicht zu Wort kommenden) Arbeitslosen -, die 
sich die Zeit für ein Interview nahmen. 

7 Ein Team ist die kleinste Organisationseinheit von Agenturen für Arbeit, aber auch vieler ARGEn. 

8  „BewA“ steht für Bewerberangebot, eine Abkürzung, die vermutlich dadurch motiviert ist, 
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zeichnung - können zwar Suchläufe in den elektronisch gespeicherten Stellen- 
angeboten für ‘ihre’ Arbeitslosen durchführen, aber sie haben normalerweise 
keine Kontakte mit Arbeitgebern, außer es ergeben sich Rückfragen mit Blick 
auf einzelne Fälle. Von den Arbeitnehmervermittlern wird diese Trennung über- 
wiegend kritisch bewertet, so auch vom durchaus BA-loyalen Herrn Lenbach’: 
„Die Trennung dieser BewA-Vermittler und SteA-Vermittler ist wohl der größte 
Fehler, den die BA begangen hat“ (2006 6_AA_2, 142-144)."” Konkret monie- 
ren Arbeitnehmervermittler drei Dinge: Erstens den weitgehenden Verlust un- 
mittelbarer Vermittlungserfolge, die für die berufliche Bewährung von Vermitt- 
lern zentral sind. Zweitens den Wegfall der persönlichen Einschätzung der 
Kandidaten durch die Arbeitgebervermittler, die meist nur noch auf die Ver- 
BIS-Einträge'' zurückgreifen. Herr Lenbach drückt diesen Qualitätsverlust wie 
folgt aus: „Der [scil. Arbeitgebervermittler] tut mır irgendwo leid. Der muss ja 
die Besten suchen anhand der Maschine und hat die Besten noch nie gese- 
hen“ (227 - 228). Diese datentechnische Standardisierung der Auswahl der 
Kandidaten führe drittens zu der, ım Zitat ebenfalls genannten, Fokussierung 
der Arbeitgebervermittler auf die gemäß VerBIS-Eintrag formal besten „Kun- 
den“, da der persönliche Eindruck wie auch motivationale Aspekte nicht mehr 
berücksichtigt würden. Dies gehe zu Lasten der Vermittlung formal gering 
Qualifizierter, der Sorgenkinder aller Arbeitnehmervermittler, die bisher, wenn 
überhaupt, nur anhand des unmittelbaren Eindrucks, den sie hinterliefßen, 
formale Qualifikationsdefizite wettmachen konnten. 

Als Konsequenz tritt an die Stelle von Vermitteln im engeren Sinne eine Ver- 
mittlung ım weiteren Sinne, die neben dem Qualifizieren in Maßnahmen u.ä. 
vor allen aus dem Motivieren Arbeitsloser, dem Kontrollieren und Aufrecht- 
erhalten dieser Motiviertheit sowie dem Sanktionieren von Nichtmotiviertheit 
besteht (Ludwig-Mayerhofer et al. 2007). 


dass das eigentlich nahe liegende Kürzel „BA“ bereits anderweitig vergeben ist. Günstig ist in 
diesem Kontext dann freilich, als Konsequenz auch ein Stellenangebot (eigentlich umständ- 
lich) mit „SteA“ bezeichnen zu können. Auch die Redeweise vom „Kundenzentrums“ als 
„KuZ“ zeugt von historischem Bewusstsein einer sehr kürzungsgeneigten Behörde. 

9 Bei den Namen der in diesem Text vorgestellten Vermittler handelt es sich um von uns er- 
fundene Pseudonyme. Angesichts der großen Zahl von Arbeitsvermittlern in der Bundesre- 
publik dürfte es unter diesen einige geben, deren Namen mit den hier verwendeten Pseudo- 
nymen identisch sind. Bei diesen handelt es sich dann aber gerade nicht um unsere Inter- 
viewpartner. 

10 Interviewpassagen werden in diesem Beitrag zur besseren Lesbarkeit in Richtung Hochspra- 
che ‚geglättet‘ - aber nie mit veränderten Sinngehalt - präsentiert, da keine detaillierten Se- 
quenzanalysen vorgenommen werden. Drei Punkte in Klammern haben wir gesetzt, wenn - 
aus Platzgründen wünschenswerte - Kürzungen innerhalb längerer Zitate ohne Sinnverlust 
möglich waren. In eckigen Klammern stehen Konjekturen der Verfasser. Die Interviewaus- 
schnitte werden mit einem Identitätscode und Zeilenangaben beendet. 

11 VerBIS, Akronym für „Vermittlungs-, Beratungs- und Informationssystem“, ist die Anfang 
2006 eingeführte Software zur Datenerfassung und zur Abwicklung der Beratungs- und Ver- 
mittlungsprozesse in den Agenturen für Arbeit. 


374 Wolfgang Ludwig-Mayerhofer, Ariadne Sondermann, Olaf Behrend 


2.2 „Kunden“ einteilen 


Bei all diesen Arbeiten mit und an den „Kunden“ kommt Fallbezug ins Spiel. 
Das heißt keineswegs, dass Vermittler nicht von sich aus die Arbeitslosen klas- 
sifizieren würden. Das haben sie, wie erfahrenere Vermittler in den Interviews 
durchgängig schildern, schon immer getan, und zwar unter Anwendung 
durchaus ähnlicher Kriterien wie jenen, die der standardisierten Klassifikation 
zugrunde liegen: den (in Bezug zur Nachfrage am Arbeitsmarkt zu setzenden) 
Qualifikationen und beruflichen Erfahrungen der Arbeitslosen einerseits, de- 
ren Motivation und Selbstpräsentation andererseits. Aber die Zusammenset- 
zung der vielfältigen Eindrücke zu einem persönlichen Gesamturteil erfolgt 
ebenso diffus wie die kommunikative Zuwendung sich am konkreten Gegen- 
über in seiner sich aus je individuell-spezifischen Merkmalen zusammenfügen- 
den Gesamtgestalt ausrichtet und die oder den Arbeitslose(n) eben nicht als 
abstrakten Merkmalsträger, sondern als Person ansprechen muss. Diese grund- 
sätzlich fall- bzw. klientenorientierte Herangehensweise der Arbeitsvermittler 
kollidiert nun naturgemäß immer wieder mit Verwaltungsvorgaben und Geset- 
zen. Dieses strukturelle Handlungsdilemma findet sich in unterschiedlichem 
Maße in jeder öffentlichen Verwaltung mit Bürger- bzw. Klientenkontakt, be- 
sonders in den Sozialverwaltungen. Deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
gehen mit der Bewältigung des besagten Handlungsdilemmas individuell sehr 
unterschiedlich um, woran man zumindest eine teilweise gegebene Professio- 
nalisierungsbedürftigkeit der fallspezifischen Vermittlungstätigkeit ausmachen 
kann - aber kein Argument für deren Standardisierung gewinnt (siehe zu pro- 
fessionalisierungsbedürftigen Tätigkeiten mit Fallbezug Oevermann 2002). 
Gemeinsam ist den Vermittlern die Einschätzung, dass die Standardisierung 
durch die Handlungsprogramme den Klienten dann nicht mehr gerecht wird, 
wenn der klientenorientierte Fallbezug einer Standardisierung eindeutig unter- 
geordnet wird, wie es aktuell der Fall ist. Was viele andere Vermittler sagen, 
und was auch das Zitat im Titel unserer Arbeit zum Ausdruck bringt, drückt 
Herr Bommer so aus: Die standardisierten Checklisten, nach denen die Zu- 
ordnung zu den Kundengruppen erstellt wird, könnten durchaus die Funktion 
einer „Hilfestellung“ übernehmen. Diese dürfe aber 


„nicht das Maß aller Dinge sein. Weil, es gibt keine standardisierte Liste, die alle Eventualitäten 
abdecken kann. Wenn es eine solche Liste gäbe, die wäre genauso groß wie die Anzahl der Bür- 
ger dieses Landes.“ (2_ARGE_9, 817-826) 


Dementsprechend wird auch von vielen Vermittlern der Anspruch einer indi- 
viduellen Betreuung formuliert, so Frau Siebenborn: 


„Ich kann doch den Menschen als Individuum, der sitzt doch vor mir, den kann ich doch ein- 
schätzen, und dann hab ich doch ‘ne Strategie, die kann ich doch verfolgen, ich muss doch 
nicht zig Schubladen aufmachen“ (9_AA_2, 1224-1228). 

Wenig überraschend kommt aber der ganzheitliche Fallbezug auch heute bei 
der Bildung der Kundengruppen zum Tragen. Denn war das Profiling ın der 
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Vergangenheit teilweise noch an externe Träger ausgelagert worden, so wurde 
es ab 2005 fast durchgängig zu einer Aufgabe der Vermittler selbst. Wie schon 
gesagt, spielen hierbei zunächst Merkmale wie „Flexibilität, Mobilität, Alter, 
Qualifikation, Berufserfahrung“ (4_AA_10, 1015-1016) der „Kunden“ eine 
wichtige Rolle. Da zudem auch Kriterien wıe „Durchhaltevermögen“ oder 
„Kommunikationsfähigkeit“ gemäß den standardisierten Vorgaben beurteilt 
werden, wird, wie dıes etwa Herr Hoelscher formuliert, „viel auch aus’m 
Bauch heraus gemacht, das ist eher der Typ Fördern oder das ist eher der Typ 
Aktivieren“ (5 _ARGE_2, 471-473). Oder, in den Worten von Herrn Ewald: 


„Ja, das ist einmal das Körperliche, das Auftreten an sich, wo man einen Eindruck hat. [Ein Bera- 
tungskunde beispielsweise] muss nicht schlecht im Beruflichen sein, also das ist eben das Außere 
einfach, wo man sagt, okay, so ist das Auftreten, also wie etwas vorgebracht wird, also wie unter- 
hält derjenige sich, wie stellt er seinen Standpunkt dar, macht er das Ganze schwammig, macht er 
das auf, legt er sich selbst nicht fest oder legt er sich womöglich zu fest und leidet er unter Reali- 
tätsverlust“ (4_ARGE_8, 544-555) 

Angesichts solcher und vergleichbarer anderer Schilderungen kann man sich 
leicht ausmalen, dass die Zuordnung Arbeitsloser zu der einen oder anderen 
„Kunden“- Gruppe mit einer gewissen Willkür behaftet ist. Dass ihre Ein- 
schätzungen durchaus problematisch sein können, ist den Vermittlern in der 
einen oder anderen Form klar. Eher unsichere Vermittler nehmen die Vorga- 
ben der „Standortbestimmung“ ernst und werden sich gerade deshalb schnell 
der Tatsache bewusst, dass die standardisierten Vorgaben auf der Grundlage 
sehr subjektiver Urteile ausgefüllt werden. Ein wichtiger Punkt sind beispiels- 
weise die Ausprägungen der abzufragenden Eigenschaften der Arbeitslosen; die 
Vermittler müssen für jede dieser Eigenschaften auf einer 4-stufigen Skala ein- 
schätzen, wie groß ein möglicherweise vorhandenes „Hemmnis“ bzw. ein 
„Handlungsbedarf“ ist. Frau Schorfheide fühlt sich bei diesen Einstufungen 
„unsicher“; aber sie ist in der Lage, die generelle Problematik zu sehen, dass 
das „wahrscheinlich auch sowas von [Geschmackssache ist], dass das jeder 
Kollege anders machen würde“ (11_AA_5, 1355-1357). Erfahrenere Vermittler 
gehen eher den pragmatischen Weg, ihre Einstufung im Verlauf der Zeit im- 
mer wieder zu erproben. Hierfür sind die Vorgaben nützlich, nach denen ge- 
rade die Arbeitslosen aus den beiden mittleren „Kunden“-Gruppen, die Bera- 
tungskunden also, regelmäßig vorzuladen sind. Bei dieser Gelegenheit können 
dann Motivation und Qualifikation überprüft werden, etwa anhand der vorge- 
legten Bewerbungen und gegebenenfalls der Gründe für abgelehnte Bewerbun- 
gen. In den ARGEn wiederum, wo die Vermittler es teilweise mit eher „ar- 
beitsmarktfernen“ Personen zu tun haben, setzen sie vielfach auf Zeit: Sie be- 
nötigen wiederholte Gespräche, um sich ein Bild von ihren „Kunden“ machen 
zu können. Als hilfreich angesehen werden hier auch Ein-Euro-Jobs, die teil- 
weise eingesetzt werden, „um praktisch von Dritten über den Menschen mehr 
zu erfahren“ (2006 4_ARGE_9, 1238-1239). 
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2.3 Neue Flexibilitäten 


Sobald es nun um handfeste Entscheidungen über „Ermessensleistungen der 
aktiven Arbeitsförderung“ (8 7 SGB III) geht, vor allem die Vergabe von Sub- 
ventionen für einstellungsbereite Arbeitgeber (Lohnzuschüsse über ggf. mehre- 
re Monate für die Einstellung eines Arbeitslosen), welche eigentlich nach den 
Handlungsprogrammen kundengruppenspezifisch erfolgen sollen, stößt man 
bei fast allen Befragten auf die Strategie, fallspezifische Entscheidungsbefugnis- 
se dergestalt zu behaupten, dass man Arbeitslose falls nötig zielorientiert um- 
differenziert. Frau Skarbina, eine Arbeitsvermittlerin aus einer Arbeitsagentur 
in Ostdeutschland, erläutert auf die Frage des Interviewers nach dem Stand 
der Umsetzung der internen Reformen mit Blick auf die Standardisierungen: 


„Das greift bei uns auch schon, das greift bei uns auch schon. Aber ich muss ganz ehrlich sagen, 
wir haben jetzt einen zum Marktkunden differenziert. Und er spricht jetzt vor und der Arbeitge- 
ber würde ihn einstellen, wenn er jetzt mal ‘ne Woche Trainingsmaßnahmen machen würde, sind 
wir eigentlich so gehalten, dass wir einfach für uns entscheiden und sagen ‘is’ okay, wir machen 
das. Wir differenzieren einfach um, sag ich Ihnen so wie's ist, und der kriegt diese Trainings- 
maßnahme und geht in Arbeit (...). Das kann ich vom Menschlichen her einfach nicht irgendwo 
vertreten, das fällt mir sehr schwer.“ (9_AA_12, 671-682) 

Diese Vorgehensweise sorgt für eine zielonientierte Verwendung des Profilings.' 
Frau Leinweber und ihre Kolleginnen und Kollegen aus einer süddeutschen 
Arbeitsagentur haben das Verb „umbuben“ dafür gebildet, dem die Abkür- 
zung „bub“ der Bezeichnung des Systeminstrumentes „Bearbeitungsunterstüt- 
zung BewA“ zu Grunde liegt. „Umbuben“ erlaubt es den Arbeitsvermittlern 
also weiterhin, Entscheidungen über die Vergabe von Mitteln bzw. Maßnah- 
men zu fällen und damit der Fallspezifität der Beratung und Intervention 
nachzukommen, was dem beruflichen Selbstverständnis Ausdruck verleiht. 
‘Kadavergehorsam’ gegenüber den administrativen Vorgaben, Beamten ja oft 
und gerne unterstellt, ist an diesem essenziellen Punkt nicht erkennbar. Frau 
Skarbina begründet es wie andere damit, dass der „Marktkunde“ auf Grund 
ihrer Intervention eine Stelle bekommen habe. Auch die Ablehnung der ad- 
ministrativen Vorgaben unter dem Gesichtspunkt des „Menschlichen“ findet 
sich häufig. Frau Leib! insistiert diesbezüglich auf folgender Maxime: 

„Aber das muss doch so sein, dass wenn dann jemand vor mir sitzt, ich für jeden alles machen 
darf. Das ist eigentlich das, was mir an der ganzen Sache nicht gefällt.“ (2006, 6_ARGE_2, 963-966) 
Solche „brauchbare Illegalität“, wie Luhmann (1964) das Umgehen einzelner 
administrativer oder gesetzlicher Vorschriften im Interesse der Organisations- 
ziele genannt hat, wird von den Vermittlern geduldet oder, wie unsere Beispie- 
le zeigen, aktiv betrieben, wenn es um das Ziel der „Integration“ (wie die BA- 


12 Gewitzte Vermittler antizipieren diese Problematik bereits bei der Einstufung der Arbeitslo- 
sen in die Kundengruppen: „Also muss ich jetzt am Anfang eigentlich anders überlegen, was 
will ich mit dem Kunden machen, [welche] Kundengruppe nehm’ ich denn eigentlich, da- 
mit ich an ein bestimmtes Ziel komme“ (11_AA_1, 924-927). 
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interne Bezeichnung für Übergänge Arbeitsloser in Beschäftigung lautet) geht. 
Geschieht der gleiche lockere Umgang mit den formalen Regeln nicht ‘von 
unten’, sondern ‘von oben’ - und wird dabei mit wesentlich systematischerer 
Subversivität, als sie selbst es vermöchten, die vorgebliche Rationalität der 
neuen Steuerungslogik desavouiert -, so reagieren sie hingegen wenig amüsiert. 
Die von der BA-Zentrale verordnete Rationalität soll ja darin bestehen, dass 
jeder arbeitslose „Kunde“ nur jene Maßnahme(n) erhält (wenn überhaupt), die 
für ıhn laut Programm zielführend sind. Die verfügbaren Maßnahmen sind 
aber auch von lokalen Budgets, Zielgrößen oder vom regionalen „Einkauf“ 
abhängig. In diesem Zusammenhang werden die Kundengruppen vor Ort ihrer 
Steuerungslogik der Zentrale entkleidet und folgen anderen, kurzfristigeren 
Logiken. Frau Leinweber erläutert, wie sie und ıhre Kollegen mit der „Stand- 
ortbestimmung“ zu arbeiten anfıngen und dabei zu strenger Einhaltung der 
Vorgaben und dem Festhalten an der einmal festgelegten Kundengruppe als 
Regelfall angehalten wurden: 


„Und da hat es auch geheißen, die Kundengruppe, die man festlegt, ist eigentlich zumindest mal 
für sechs Monate mehr oder weniger festgeschrieben. Also ein ständiges Hin- und Herwechseln 
ist natürlich nicht gewollt. Also da muss schon was besonderes passieren, ein unvorhergesehenes 
Ereignis, wie es ja da drinsteht, nur dann kann man das ändern.“ (2006 6_AA_1, 865-871) 

Ein „unvorhergesehenes Ereignis“, das auch nach offiziellen Vorgaben eine 
Umklassifikation erlaubt, wäre etwa eine wesentliche Änderung am Arbeits- 
markt (wie die Gründung oder Schließung eines großen Betriebes in der Regi- 
on) oder beim „Kunden“ (etwa eine Scheidung und die damit einhergehende 
Zuschreibung gestiegener Mobilitätszumutbarkeit). Diese Vorgaben werden 
aber von der gleichen Instanz, die sie verordnet, konterkariert: 


„Und dann hat sich irgendwann rausgestellt, jetzt haben wir zu wenig 2b-Kunden. Weil da war ja 
bei uns Propaganda, kein Geld, Sparen, keine Kurse. Da ist es logisch, dass wir keinen zum 2b- 
Kunden machen eigentlich. Also war ja auch Vorgabe so, also weil fördern können wir eh nicht, 
fehlt ja die Kohle. Gut, dann haben wir zu wenig 2b-Kunden gehabt, viel zu viele Marktkunden, 
und dann hat’s geheißen, das kann gar nicht sein, das kann gar nicht dem Bild entsprechen, wir 
müssen umbuben. Dann ist das gekommen, dass wir eben die Kurse machen müssen, dass zu viel 
Geld auf einmal da ist, da sind Kurse aufgelegt worden und jetzt sind wir halt in der Phase, wo 
wir wie wild umbuben (...) und kein Mensch fragt mehr, ob des Sinn macht oder nicht, weil 
Hauptsache der ist in der Kundengruppe, dass wir was zahlen können.“ (2006 6_AA_1, 877-890) 

Auch aus der Perspektive der Geschäftsführung von Agenturen oder ARGEn 
ergibt sich also das Dilemma, dass die „Kunden“-Klassifikation nicht immer 
zu den verfügbaren Maßnahmen passt, hier allerdings aus einer 'mengenorien- 
tierten’ Perspektive, der zu Folge gemessen an den Vorschriften für die Zuer- 
kennung von Bildungs- und Trainingsmaßnahmen plötzlich zu wenig Arbeits- 
lose eines bestimmten Typs (hier: die von Frau Leinweber als „2b-Kunden“ ti- 
tulierten „Beratungskunden Fördern“) vorhanden sind. Damit wird deutlich, 
dass es sich bei den Kundengruppen, organisational betrachtet, nicht um ein 
Hilfs- und Diagnoseinstrument handelt (mit dem Arbeitsvermittler sich arran- 
gieren könnten), sondern um ein hochflexibles Instrument zur Steuerung der 
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Größe der Kundengruppen, wie sie von den Regionaldirektionen gefordert 
wird. Der geschilderte Fall des kurzfristigen Umsteuerns ist auf der Ebene der 
einzelnen Agentur begründet, kommt aber so in vielen Interviews vor und 
kann deshalb als systematisch auftretendes Phänomen bezeichnet werden. 
Herr Everding, erfahrener Vermittler einer Agentur im Ruhrgebiet, reflektiert 
diese beiden Logiken wie folgt: 

„also nach der reinen Lehre darf einem Marktkunden keine Qualifizierung angeboten werden, 
auf der anderen Seite haben wir hier in [Stadt] die extreme Situation (...), dass in einem bestimm- 
ten Zeitraum pro Monat eine bestimmte Anzahl von Qualifizierungen rausgegeben werden muss, 
und da spielt die Logik “Marktkunde’ oder ‘“Förderungskunde’ keine Rolle mehr, das heißt im 
Klartext, dass das Ding jeder kriegt. Nach der Logik, die vorher vorgegeben wurde, ist das an sich 
nicht machbar, aber da ist eine neue Zielvorgabe, die dann höherwertig einzuschätzen ist, und 
dann tritt die andere in den Hintergrund. Man könnte auch sagen, das ist manchmal auch etwas 
beliebig (lacht)...“ (2006 4_AA_7, 234 251) 

Herr Everding lacht über die Bezeichnung der konkurrierenden Logiken als 
„beliebig“. Er scheint Galgenhumor zu haben. Denn diese Beliebigkeit macht 
den meisten Befragten (darunter auch ihm) durchaus zu schaffen. Sie entklei- 
det die berufliche Tätigkeit der Befragten der Ernsthaftigkeit und Bindung an 
Handlungsideale wie u.a. die Vermittlung der Klienten. Damit wird, wie Frau 
Leinweber oben formulierte, die Frage nach der Sinnhaftigkeit des beruflichen 
Handelns für die Vermittler suspendiert. Das kann enorm demotivierende 


Folgen haben. 


2.4 Umgang mit „Kunden“ 


Auch der alltagspraktische, kommunikative Umgang mit den Arbeitslosen 
wird durch die Standardisierung berührt. Je nach „Kundengruppe“ müssen 
beispielsweise die Vermittler die Arbeitslosen unterschiedlich häufig „einla- 
den“;'” dass die „Kunden“ auch entsprechend häufig kommen, ist ein Leis- 
tungsziel für die Vermittler. Ob allerdings die „Kunden“ tatsächlich der „Ein- 
ladung“ Folge leisten oder nicht, ist von den Vermittlern trotz Sanktionsbe- 
wehrung letztlich nicht beeinflussbar. Aus welchen Gründen auch immer: Das 
Nicht-Erscheinen der Kunden nımmt offenbar durchaus Größenordnungen 
an, die die Vermittler in Probleme bringen können. Entsprechend ist bei- 
spielsweise Frau Schweickert nicht nur persönlich über das Ausbleiben der 
eingeladenen Arbeitslosen enttäuscht, sondern befürchtet auch Vorwürfe von 


ihren Vorgesetzten: 


13 Vermutlich ebenfalls als Folge der „Kundenorientierung“ sind die Schreiben, mit denen die 
Arbeitslosen zur Vorsprache ın den Agenturen für Arbeit, aber auch vielfach in ARGEn, 
aufgefordert werden, mit „Einladung“ überschrieben. Diese Einladungen sind allerdings in- 
sofern sehr unkonventionell, als sie den Hinweis enthalten, ein Nicht-Erscheinen ohne - 
nachzuweisende - gute Gründe zöge Nachteile in Form von Sanktionen wie etwa dem 
mehrwöchigen Entzug des Arbeitslosengeldes nach sich. Mag es auch im sonstigen Sozialle- 
ben nicht selten geboten sein, einer Einladung Folge zu leisten, so wird dies doch üblicher- 
weise nicht so deutlich ausgesprochen. 
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„Ich lade immer ein, ich lade immer ein, es passiert nichts. Letztendlich wird aber gesagt: ‘Der 
Kunde ist jetzt so und soviel Monate arbeitslos, der Kunde ist noch nie da gewesen, mit dem 
wurde die Eingliederungsvereinbarung nicht geschlossen’, Ich würde meine Ziele gerne erfüllen, 
aber mir fehlen die Mittel dann dazu.“ (11_ARGE_2, 350-356) 

Auch für die Kommunikation zwischen Arbeitsvermittlern und ihren „Kun- 
den“ sind die Standardisierungen problematisch. Die Vermittler sind nämlich 
gehalten, den Arbeitslosen gegenüber die Zuordnung zu einer Kundengruppe 
zu verschweigen. Mit andern Worten: Sie dürfen den Arbeitslosen nicht ein- 
fach mitteilen, aufgrund der Vorgaben aus der Zentrale seien für sie als „Kun- 
de“ einer bestimmten Kategorie diese oder jene Maßnahmen vorgesehen bzw. 
eben nicht vorgesehen. Sie sollen vielmehr versuchen, den Arbeitslosen die 
immer schon vorab getroffenen Entscheidungen gleichsam als der „Natur der 
Sache“, d.h. den Eigenschaften des jeweiligen Falles, entsprechend darzustel- 
len. Diese Maxime ist für die Vermittler durchaus funktional, da sie ihnen die 
oben skizzierte Flexibilität erleichtert (andernfalls würden sie im Falle des 
„Umbubens“ dem Klienten ihren willkürlichen Umgang mit der Eingruppie- 
rung demonstrieren). Aber Umdifferenzierungen, gerade in der Variante ‘von 
unten’, sind ja nicht unbegrenzt und jederzeit in beliebiger Form möglich. So- 
lange nicht eine günstige Gelegenheit auftritt, müssen sich die Vermittler nach 
der einmal getroffenen Klassifikation richten. Das wird vor allem dort dilem- 
matisch, wo die Vermittler, wie nachfolgend Herr Everding, den Arbeitslosen 
auf der Grundlage der Klassifikation Hilfe verweigern müssen, weil sie der Ff- 
fizienzvorgabe der Zentrale zufolge Geldverschwendung wäre: 


„Wobei das ist natürlich auch ne heikle Sache, Also zunächst mal ist das sehr schwierig zu ver- 
mitteln ‘du bist Betreuungskunde, du bist für uns nicht mehr im Prinzip relevant’, machen wir 
natürlich nicht, und das ist natürlich auch nicht so ganz einfach, da den Weg zu finden, also auf 
der einen Seite eventuelle Ansprüche, die der Kunde hat, abzubügeln oder abzuwiegeln oder in 
eine andere Richtung zu lenken, weil sie einfach nicht mehr systemkonform sind, da können 
keine Kosten erstattet werden.“ (4_AA_7, 919-932). 


3. Fazit 


Die Arbeitsvermittler, die wir befragen konnten, teilen ganz überwiegend die 
Ziele der neuen Arbeitsmarktpolitik (möglichst rasche Wiederbeschäftigung zu 
Lasten finanzieller Absicherung‘ und intensiver Fortbildungs- oder Umschu- 
lungsmaßnahmen) und ebenso deren „aktivierende“ Einkleidung. Die innere 
Okonomisierung erscheint ihnen jedoch als ‘von oben’ verordnete, wesentli- 
che Veränderung ihrer beruflichen Ausrichtung, nämlich weg von den Klien- 
ten(-interessen) und hin zur Befolgung interner Vor- und Aufgaben. Oder, wie 
es Herr Everding zusammenfasst: 


14 Mit der Ausnahme nicht mehr vermittelbarer älterer Arbeitsloser, denen von Vermittlern 
teilweise zugestanden wird, sie sollten Leistungen auch ohne - sinnlose - Bewerbungsaktivi- 
täten beziehen können. 
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„Die Arbeit ist unfreier geworden. Das heißt, wir sind eingebettet in ein strengeres Handlungs- 
und Verhaltenskonzept, das in der letzten Konsequenz dazu führt, dass der Kunde nicht mehr so 
im Fokus steht, sondern mehr die internen Vorgaben (...). Die freie Gesprächsstruktur, die vorher 
eher kennzeichnend war für den Umgang mit dem Kunden, ist aufgelöst worden durch diese 
strengeren Vorgaben.“ (2006 4_AA_7, 10-20). 

Arbeitsvermittler kritisieren diese Veränderung vehement als Zunahme an bü- 
rokratischen Vorgaben, die autoritär von oben verordnet wurden (siehe zu 
motivationalen Problemen von Mitarbeitern bei autoritären Setzungen büro- 
kratischer Regeln Gouldner 1954). Diese Vorgaben werden dann, in für die 
Vermittler absurder Weise, jeweils von den lokalen Entscheidern nochmals 
missachtet. Weiterhin wird diese Veränderung als Abkehr vom Klienten wahr- 
genommen. Die befragten Arbeitsvermittler haben gewisse Strategien entwı- 
ckelt, um die Vorgaben gemäß ihren Handlungsidealen und ihren Deutungen 
der Klienten zu verwenden. Allerdings entsprechen diese Deutungen beileibe 
nicht immer den Interessen des Falles. Damit verlassen die Arbeitsvermittler 
oft eigensinnig und -mächtig den gesetzlich legitimierten Herrschaftsvollzug 
gemäß den vorgegebenen Regeln in Richtung Willkür. Die meist ja gut ge- 
meinten Interventionen stellen nach unserer Datenlage für die Klienten wohl 
häufiger einen übergriffigen Machtmissbrauch denn eine Hilfe dar. Als will- 
kürlich müssen den Arbeitslosen allerdings auch viele reguläre Entscheidungen 
der Verwaltung erscheinen, wie unsere Interviews mit ihnen zeigen. Denn die 
Vermittler können ja weder die angebliche Rationalität der Institution (also 
Kundendifferenzierung und Handlungsprogramme) noch deren Irrationalität 
(etwa das „Umbuben“ je nach Vorhandensein oder Fehlen von Mitteln) den 
Arbeitslosen kommunizieren, wollen sie nıcht die Institution und damit vor 
allem auch sich unglaubwürdig machen. Die Arbeitslosen stehen nach unseren 
Ergebnissen dem Handeln der Vermittler und den oftmals nicht nachvollzieh- 
baren Begründungen, die sie dafür erhalten, ziemlich irritiert gegenüber. Ihre 
nicht seltene ‘Reaktionsbildung’ hierauf: Sich selber zu kümmern und zu ver- 
suchen, ‘irgendwie’ mit der Institution klar zu kommen und vor allem von 
dieser nicht ‘verdächtigt’ zu werden, den gesetzlichen Anforderungen (Eigen- 
bemühungen, Mobilisierbarkeit usw.) nicht zu genügen. Die daraufhin beob- 
achtbare Bereitschaft zu Veränderungen (vor allem das In-Kauf-Nehmen von 
Einkommens- und Statusabstrichen) entspricht durchaus den Zielen von SGB 
II und II. Nur muss man diese Bereitschaft wohl meistens eher als eine auto- 
nomieorientierte und gleichzeitig defensive Reaktion bzw. Befolgung des Rea- 
litätsprinzips unter den gegebenen, freiheitsrechtlich ja enorm problematı- 
schen, sozialgesetzlichen und arbeitsmarktlichen Bedingungen betrachten, 
denn als direktes Ergebnis der Handlungsprogramme bzw. Maßnahmen der 
BA. Aus diesen Befunden folgt die Frage, mit der wir hier schließen wollen, 
ob eine nicht mehr qua Gesetz erzwungene, sondern freiwillige und wirklich 
fallorientierte Beratung und Vermittlung von Arbeitslosen seitens der Institu- 
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tion solche ‘Erfolge? freiheitsrechtlich weniger übergriffig und auch ökonomi- 
scher unterstützen würde als die aktuelle Melange aus innerer Ökonomisie- 


rung, managerialem Zentralismus und residualer Willkür vor Ort. Empirisch 
spricht vieles für diese These, 
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Die Haut auf dem Markte 
Betrieblicher Gesundheitsschutz im Marktkapitalismus 


1. Eine kurze Geschichte des Tauschhandels mit der Gesundheit 


Der betriebliche „Handel mit Gesundheit“ ist eine in aller Regel verdeckte Form 
des Tauschhandels: Beschäftigte bringen schrittweise ihre Gesundheit ein, was 
im Gegenzug mit einem Arbeitsplatz, der Sicherheit des Arbeitsplatzes gegen 
seinen Verlust oder auch mit höherer Entlohnung vergolten wird. In unter- 
schiedlicher Intensität und sich wandelnder Form stellt dieses do ut des eine 
kontinuierliche, aber wenig thematisierte Begleiterscheinung der Geschichte 
kapitalistischen Wirtschaftens dar. Im Schatten des aktuellen Umbruchs zum 
Marktkapitalismus transformiert sich auch dieser Handel als Folge neuer un- 
ternehmerischer Steuerungsformen, reduzierter sozialer Sicherung und gewan- 
delter Institutionen. 

Neu ist der Sachverhalt des Gesundheitshandels keineswegs: Bereits im Kapital 
entwickelt Marx bei der Klärung des „Kaufs und Verkaufs der Arbeitskraft“ die 
Vorstellung, dass die Produktion der Arbeitskraft in der Reproduktion des In- 
dividuums besteht, die sich in eine Ersetzung der verausgabten Kraft und Ge- 
sundheit (MEW 23: 185) auflöst. Mit dieser frühen Konzeption von Nachhal- 
tigkeit benennt Marx die funktionale Voraussetzung dafür, dass die Marktgän- 
gigkeit der Ware Arbeitskraft, also ihr Nutzen für den Käufer und damit auch 
für den Verkäufer, erhalten bleibt. Die Frage einer nachhaltigen Gesundheits- 
entwicklung stellt sich im kapitalistischen Produktionsprozess vor allem für die 
Arbeitskraft selbst, denn es droht ständig der Verlust dieser Gesundheit, sei es 
abrupt durch einen Arbeitsunfall oder durch schleichenden Verschleiß - in 
beiden Fällen geht der Verlust über die altersbedingte „Abnutzung“ hinaus. 
Die vor-fordistischen lohnabhängig Beschäftigten, die Marx dabei vor Augen 
hatte, mussten ohne sozialstaatliche Absicherung und weitgehend ın eigener 
Verantwortung ihren Gesundheitshaushalt regeln - sie trugen ihre Haut zu 
Markte, oft gar in Abwärtskonkurrenz mit anderen. Für sie stellte die Gesund- 
heit daher immer auch eine Dimension der Ware Arbeitskraft dar, die ıhren 
Marktwert beeinflusste und die sie im gegebenen Fall als unentgeltliche Zuga- 
be gewährten: 


„Aber in seinem maßlos blinden Trieb, seinem Werwolfs-Heißhunger nach Mehrarbeıt, über- 
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rennt das Kapital nicht nur die moralischen, sondern auch die rein physischen Maximalschran- 
ken des Arbeitstags. Es usurpiert die Zeit für Wachstum, Entwicklung und gesunde Erhaltung des 
Körpers.(...) Den gesunden Schlaf zur Sammlung, Erneurung und Erfrischung der Lebenskraft re- 
duziert es auf so viel Stunden Erstarrung, als die Wiederbelebung eines absolut erschöpften Or- 
ganismus unentbehrlich macht“ (MEW Bd. 23: 280). 

Die Rücksichtslosigkeit des Kapitals gegen die „Gesundheit und Lebensdauer 
des Arbeiters“ sei einer strukturellen Kraft geschuldet, die sich für alle Beteilig- 
ten als äußeres „Zwangsgesetz“ geltend mache (ebd. 286). Im alltäglichen Voll- 
zug kapitalistischer Verwertungslogik spielt die Gesundheit der Arbeitskräfte 
bzw. ihr nachhaltiger Schutz demzufolge keine exponierte Rolle. Versatzstücke 
dieser Logik finden sich bis heute im Arbeitsleben wieder.' 

Dass sich indes der Arbeitsalltag mittlerweile vielfach von der Marxschen Be- 
schreibung empirisch unterscheidet, hat zahlreiche politische und ökonomı- 
sche Ursachen. Schon die abnehmende Substituierbarkeit der Arbeitskräfte im 
Zuge ihrer Höherqualifizierung und Spezialisierung (Brinkmann 2003) führte 
beispielsweise dazu, dass Unternehmen die Gesundheitsfrage nicht mehr außer 
acht lassen konnten. Zudem ist das Recht auf Gesundheit und ihre Erhaltung 
heute wahrscheinlich das am wenigsten umstrittene soziale Recht (Farmer 
2003). Dies ist auch Ausdruck einer über Jahrhunderte gewachsenen Wider- 
standsbewegung gegen die Verallgemeinerung brachialer Verwertungslogik. 
Schon am Beispiel des Kampfes um den Normalarbeitstag wird deutlich, dass 
den konkurrenzinduzierten Zwangsgesetzen über politische Auseinanderset- 
zungen die Spitzen genommen werden konnten. Im Schatten des Widerstands 
gegen die Kommodifizierung der Arbeitskraft und des Kampfes um deren 
Transformation in konkrete Arbeit fanden daher stets auch Auseinanderset- 
zungen um den Grad der Vernutzung von Gesundheit und die Beschränkung 
ihrer Warenförmigkeit statt. Bei der Erläuterung der „Produktion des absolu- 
ten Mehrwerts“ lässt Marx im Kapital einen fiktiven Arbeiter sprechen, der 
diesen Gedanken zu Ende denkt: 


„Abgesehn von dem natürlichen Verschleiß durch Alter usw,, muß ich fähig sein, morgen mit 
demselben Normalzustand von Kraft, Gesundheit und Frische zu arbeiten, wie heute. Du pre- 
digst mir beständig das Evangelium der ‘Sparsamkeit’ und “Enthaltung’. Nun gut! Ich will wie ein 
vernünftiger, sparsamer Wirt mein einziges Vermögen, die Arbeitskraft, haushalten und mich je- 
der tollen Verschwendung derselben enthalten. Ich will täglich nur soviel von ihr flüssig machen, 
in Bewegung, in Arbeit umsetzen, als sich mit ihrer Normaldauer und gesunden Entwicklung 
verträgt“ (MEW Bd. 23: 248). 


Eigensinnige Auflehnung gegen die pure Verwertungslogik lässt sich historisch 
durchgehend nachzeichnen und beschränkt sich keineswegs auf die individuel- 
le Ebene; nicht zuletzt diesen Widerstandshandlungen in unterschiedlichen 
Facetten waren die sozialen Reformen der 80er Jahre des 19. Jahrhunderts ge- 


1 Im Rahmen des vom BMBF geförderten Forschungsprojekts „Partizipatives Gesundheitsma- 
nagement“ (www.pargema.de) hat das AutorInnenteam zahlreiche Interviews mit betrieblichen 
und überbetrieblichen ExpertInnen geführt, deren Ergebnisse in diesen Beitrag einfließen. 
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schuldet. Die Kaiserliche Botschaft von 1881 gab das Ziel aus, die „Heilung 
der sozialen Schäden nicht ausschließlich im Wege der Repression sozialde- 
mokratischer Ausschreitungen“, sondern ebenso der „positiven Förderung des 
Wohles der Arbeiter“ zu suchen. Die Einführung der Sozialversicherungen stellte 
so auch einen Bruch mit einer schieren Kommodihizierungslogik der Ware 
Arbeitskraft dar. Gleichzeitig wurde der betriebliche Arbeits- und Gesundheits- 
schutz (AGS) immer stärker aufgewertet und sicherte eine deutlich humanere 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen. 

Betrachtet man heute die Nachkriegsgeschichte des „Goldenen Zeitalters“ des 
Fordismus (Lipietz) bis in die 1980er Jahre, so offenbart sich auch hier ein of- 
fensichtlicher Trend zur Absicherung der Arbeitskraft gegen die Risiken des 
Marktes (Hobsbawm 1995: 356ff.) - ohne allerdings dessen Logik gänzlich 
auszuhebeln: Der betriebliche Handel mit der Gesundheit erfuhr hier einen 
charakteristischen Formwandel. Denn im Kontext des fordistischen Verspre- 
chens (Akzeptanz belastender Arbeitsbedingungen gegen materielle Vergütung) 
eröffneten gerade der betriebliche Fortschritt beim AGS und die gesellschaftli- 
che, materielle Absicherung einer teilweisen oder kompletten Berufsunfähig- 
keit Beschäftigten und Arbeitgebern neue Verhandlungsspielräume bei der be- 
trieblichen „Gestaltung“ der Vernutzung von Gesundheit. Trotz verbesserter 
gesetzlicher und tariflicher Normen gelang es mithin nicht, den Handel mit 
der Gesundheit zu beenden - zumal ausdifferenzierte Vorgaben des AGS eines 
komplexen Kontrollsystems bedürfen. 

Bis heute findet in vielen Betrieben aber eine tatsächliche Professionalisierung 
und Spezialisierung im Sicherheitswesen kaum statt, so dass interne Kontrolle 
und Beratung oft nicht zureichend entwickelt sind. Gleichzeitig stoßen exter- 
ne Kontrollorgane (wie das Gewerbeaufsichtsamt) nicht selten auf Ablehnung 
durch betriebliche Koalitionen von Beschäftigten und Geschäftsführungen, die 
- aus unterschiedlichen Motiven gespeist - problematische Arbeitsbedingun- 
gen nicht benennen oder tatsächliche Unfälle herunterspielen. Auf Beschäftig- 
tenseite sind oftmals - wenn Arbeitsschutz technisch aufwändig und umständ- 
lich erscheint - lieb gewonnene Routinen die Ursache für einen nur mangel- 


2 Auf dem Spielfeld des Arbeits- und Gesundheitsschutzes tummeln sich eine Reihe von be- 
trieblichen und überbetrieblichen Akteuren: Die Geschäftsführung engagiert Betriebsarzt o- 
der Betriebsärztin, delegiert die gesetzlichen Verpflichtungen des Arbeitsschutzes auf die 
Fachkraft für Arbeitssicherheit und leitet (ab einer Unternehmensgröße von 20 Beschäftig- 
ten) den Arbeitsschutzausschuss (ASA). Die Beschäftigten werden durch den Betriebsrat im 
ASA vertreten, können sich aber auch als Sicherheitsbeauftragte für die einzelnen Abteilun- 
gen ım Betrieb engagieren (meist ehrenamtlich) oder gehören entsprechenden Ausschüssen 
des Betriebsrats an. Die überbetrieblichen Akteure sind verantwortlich für Kontrollaufgaben, 
wie die Gewerbeaufsichtsämter und Berufsgenossenschaften, oder bieten den Betrieben und 
Beschäftigten besondere Dienstleistungen an, wie die Krankenkassen mit ihren Programmen 
der betrieblichen Gesundheitsförderung oder der betrieblichen Gesundheitsberichterstattung. 
Berufsgenossenschaften spielen als Versicherer unfallbedingter Renten eine Rolle, sollen aber 
durch Betriebsbegehungen auch dafür sorgen, dass Unfallrisiken abgebaut werden. 
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haft praktizierten AGS, häufig liegt dem aber die Furcht zugrunde, beim Ma- 
nagement unangenehm mit Forderungen nach Gesundheitsschutz aufzufallen. 
Schließlich üben auch tradierte Rollenbilder einen nicht zu unterschätzenden 
Einfluss aus: Das Insistieren auf Gesundheitsschutz passt nicht zum (meist) 
männlichen Unverwundbarkeitsmythos. 

So ist es nıcht verwunderlich, wenn Betriebsräte berichten, dass die betriebli- 
che Mobilisierung im Gesundheitsschutz traditionell ein schwieriges Unterfan- 
gen darstellt. Neueste Befragungsergebnisse bestätigen diesen Eindruck (Can- 
deias et al. 2007). Auf Seiten der Vorgesetzten können es ebenso Unkenntnis 
oder routinisiertes Handeln sein, die einem verbesserten AGS entgegenstehen. 
Erfahrungsgemäß stellt jedoch vielfach betriebswirtschaftliches Kalkül - schnödes 
Kostendenken - ein Hindernis dar, denn Gesundheitsschutz ist eine Investiti- 
on, deren Ertrag sich nur schwer quantifizieren lässt (Becker et al. 2007). 

Die entsprechenden Vorschriften finden daher oft eine betriebliche Überset- 
zung, die nicht ihrer ursprünglichen Intention entsprechen: Das innerbetrieb- 
liche Kartell des Schweigens errichtet stattdessen Fassaden, hinter denen sich 
problematische Zustände verbergen. Die Differenz zwischen kostenträchtigen 
Vorgaben und Kosten sparender Wirklichkeit stellte in der fordistischen Kons- 
tellation einen zumindest fiktiven finanziellen Betrag’ dar, der in den gesund- 
heitsbezogenen Handel mit einfließen und beiden Seiten materiell entgegen 
kommen konnte. Insofern konnte diese Form des Tauschhandels lediglich als 
eine Modifizierung der Warenförmigkeit von Gesundheit gelten - wenn auch 
auf deutlich verbessertem AGS-Niveau. Den scheibchenweisen Verlust der Ge- 
sundheit der Arbeitskräfte verhinderte diese stille Übereinkunft indes nicht. 
Aus diesem Grund bot der fordistische Handel mit der Gesundheit in der Re- 
gel neben der kurzfristigen auch eine langfristige Auszahlungszusage für die 
betroffenen Beschäftigten: die ausreichende Absicherung einer akuten Berufs- 
unfähigkeit oder schleichenden Erwerbsminderung über eine externe (Versi- 
cherungsleistung, Frühverrentung u.ä.) bzw. über eine interne Lösung (wie den 
Einsatz der erschöpften Arbeitskräfte auf „Schon- oder leistungsgeminderten 
Arbeitsplätzen“ im Unternehmen). 


2. Marktkapitalismus, Marktgrenzenverschiebungen 
und Gesundheitsschutz 


Wie vieles andere (Hirsch/Roth 1986; Boyer/Saillard 2002) geriet auch dieser 
ausbalancıierte betriebliche Handel mit der Gesundheit im Gefolge der Krise 
des Fordismus ins Wanken. Es findet seither von Seiten der Unternehmen eine 


3 Die Höhe des Unternehmensbeitrags zur Unfallversicherung richtet sich im Bereich der ge- 
werblichen Unfallversicherung nach der Arbeitsentgeltsumme sowie nach der Gefahrenklasse, 
zu der das Unternehmen veranlagt worden ist. Das Verschweigen der Beinahe-Unfälle und das 
Kaschieren von eigentlich meldepflichtigen Unfällen findet darin eine seiner Begründungen. 


Die Haut auf dem Markte 387 


schleichende Aufkündigung des tradierten fordistischen Deals um den AGS 
statt. Der Markt erfährt als gesellschaftlicher und organisationaler Koordinati- 
onsmechanismus eine Wertschätzung, als sei er geradezu ein sozioökonomi- 
scher Supraleiter ohne nennenswerten Widerstand - dementsprechend empfängt 
er die höchsten Weihen: „Die Politik kann die aus Sachzwängen und mensch- 
lichen Verhaltensweisen resultierenden Gesetze des Marktes ebenso wenig au- 
ßer Kraft setzen wie das Gesetz der Schwerkraft“ (Sachverständigenrat zur Be- 
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 1999: Tz. 248). Einmal in 
den Rang von Naturgesetzen erhoben, tut sich auch die Kritik an der Markt- 
zentrierung oft schwer: Wer will schon Zweifel an der Gravitation anmelden? 
Zunftübergreifend bestehen weitgehend konvergierende Einschätzungen über 
die Auslöser der damit verbundenen betrieblichen Veränderungsprozesse. Ma- 
nagementinitiativen zur Marktzentrierung von Unternehmen werden unter 
anderem als Versuch zur Reduktion der Komplexität betrieblicher Kontrolle 
und Koordination interpretiert, mit dem vor allem der altbekannten Proble- 
matik der Transformation von Arbeitsvermögen in Arbeitsleistung zu Leibe 
gerückt werden soll. Der Gedanke einer weitgehenden Externalisierung unter- 
nehmerischer und managerialer Risiken auf betriebliche Untereinheiten, Ar- 
beitsgruppen oder Beschäftigte zielt auf eine Verbesserung der Effizienz und 
auf die Senkung betriebswirtschaftlicher Kosten. 

In den Sozialwissenschaften hat es zahlreiche Konzipierungsversuche der „Lo- 
gik des Marktkapitalismus“ (Aglietta 2000) gegeben, so z.B. Untersuchungen 
zur Umkehrung der Dominanz von Produktions- und Marktökonomie (Dörre 
2002) bzw. der weitgehenden Standardsetzung über Finanzialisierungsprozesse 
(Windolf 2005) oder an Foucault anschließende Ansätze über die „Subjektivie- 
rung von Arbeit“ (Moldaschl/Voß 2002). Die Spezifik letzterer besteht oft in 
einer Art kontrolltheoretischen Wende, in der Fremd- durch Selbstkontrolle 
und die virtuose Beherrschung von „Selbsttechnologien“ (Foucault 1993) ab- 
gelöst wird.‘ Hermetische Beschreibungen wie diese verlieren allerdings oft den 
Blick für widerspenstige Praktiken, wie sie sich allerorten empirisch finden las- 
sen. In einem ähnlichen Dilemma befinden sich eher strukturlogisch argumen- 
tierende Herangehensweisen, die die beobachtbaren Umbrüche als „marketiza- 
tion“ bzw. „Vermarktlichung“ (Kratzer 2005; Sauer 2005) oder als „Internali- 
sierung des Marktes“ (Moldaschl 1998) charakterisieren, da sie eine zu 
bruchlose Übernahme neuer Organisations- und Steuerungskonzepte und de- 
ren ebenso umstandslose Implementierung unterstellen. Die „radikale Ver- 
marktlichung“ (Peters/Sauer 2005: 31) führt dann zu einer „weitergehenden 
Durchsetzung der kapitalistischen Verwertungslogik und des Konkurrenzprin- 
zips oder ganz generell eine(r) weitergehenden Ökonomisierung aller gesell- 


4 Auch bei Teilen der Arbeitspsychologie findet sich eine solche Thematisierung des Selbst- 
kontroliparadigmas (Ulich/Wülser 2005: 31). 
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schaftlichen Bereiche“ (ebd.) - eine Perspektive, die das Fazit nahe legt: „Mit 
dem Markt kann man nicht verhandeln“ (ebd.: 48). Das Bestreben, volunta- 
ristische Interpretationen zu vermeiden, führt hier zu einer geradezu teleologi- 
schen Überhöhung der Tendenz zur „Vermarktlichung“. Diese „Einbahnstra- 
ßenperspektive“ verstellt den Blick dafür, dass das jeweilige Verhältnis von 
marktförmiger und nicht-marktförmiger Regulierung keineswegs gegeben, son- 
dern eben doch das Ergebnis von (mikro-)politischen Aushandlungsprozessen 
zwar nicht mit „dem Markt“, aber mit den Akteuren seiner Inszenierung und 
Implementierung ist. 

Der Ansatz der „Verschiebung von Marktgrenzen“ (Brinkmann 2003; Brink- 
mann/Dörre 2006) versucht sich dieser Entpolitisierung des Marktes als sozia- 
ler Koordinationsform zu entziehen. Stattdessen werden die betroffenen Ak- 
teure und ihre Strategien in den Fokus gerückt, die die Verschiebung der 
Grenzen zwischen marktförmig und nicht-marktförmig organisierten Einheiten 
forcieren. Die Bezugnahme auf den Markt erscheint dabei auf den unterschied- 
lichen Ebenen wie „Gesellschaft“, „Unternehmen“ und „Subjekt“ als politischer 
Prozess, der Ausdruck spezifischer Akteursstrategien und Machtkonstellationen 
ist (vgl. Übersicht). Sinnvoll ist es in diesem Zusammenhang, die wechselseiti- 
ge Verschränkung der unterschiedlichen Ebenen zu betrachten, da sich Gesell- 
schafts-, Mikro- und Subjektpolitik abstützen, sich über den Austausch von 
Ideologemen, inhaltlichen Versatzstücken und Argumentationslogiken unter- 
einander anschlussfähig halten. Markt-Anrufungen erheben auf diese Weise 
den Anspruch auf Universalität. 


Übersicht: Ebenen der Marktgrenzenverschiebung 


Ebene Politikfeld | Gegenstände (Beispiele) 


Grundrechtscharta: 
labal NHOFENO Gesundheit als soziales Grundrecht 
Europa EU-Richtlinien zum Arbeitsschutz 


Lm— 


Arbeitsmarkt-, 


Nationalstaat ; Se Sozialversicherungen, AGS-Richtlinien 
Sozialpolitik 
Organisation/ | betriebliche Mik- | Kostensparen, Externalisierung 
Unternehmen | ropolitik der Gesundheitsrisiken 
: 
Individuum Subjektpolitik Unternehmer der eigenen Gesundheit 


Die politische Auseinandersetzung um die Verschiebung von Marktgrenzen 
spielt sich dabei immer auf zwei analytisch zu unterscheidenden Ebenen ab: 
der Gestaltung der konkreten Reorganisationsprozesse ebenso wie der Ausei- 
nandersetzung über die Definitionsmacht im Kontext von Bedeutungspolitik 
(„politics of signification“, vgl. Hall 1982). In diesen bargaining-Prozessen fällt 
die Entscheidung darüber, welche gesellschaftlichen und betrieblichen Felder 
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(auch des Gesundheitsschutzes) dem Marktzugriff ausgesetzt werden sollen; sie 
sind deshalb als integrale Bestandteile der interessenpolitischen Auseinander- 
setzungen zu begreifen. 

Die weitgehende Hegemonie marktzentrierten Denkens bedeutet indes keıi- 
neswegs eine hermetische Abgeschlossenheit dieser Denkweise. Auf allen Ebe- 
nen finden sich nicht nur Unterstützungs-, sondern auch Widerstandspraxen, 
die sich aus alternativen „Weltsichten“, aber auch aus Erfahrungen der Entfrem- 
dung, Unterwerfung, Exklusion oder Entmachtung speisen. Wenn sıe hand- 
lungsmächtig werden, greifen die TrägerInnen dieser Erfahrungen oftmals als 
widerständige Akteure in den Prozess der (Rück-) Verschiebung von Markt- 
grenzen ein. Insbesondere in der angelsächsischen Literatur existiert seit den 
1970er Jahren, ausgehend von Bravermans (1985) Thesen, eine immer wieder 
aufflammende wissenschaftliche Debatte über Relevanz und Rolle von Wider- 
standspraxen im Kapitalismus allgemein und in kapitalistischen Unternehmen 
im besonderen. Insbesondere informelle und versteckte widerständige Praxen, 
also die „weapons of the weak“ (Scott 1985), die lange unterbelichtet waren 
(Fleming/Sewell 2002), sind in letzter Zeit in den wissenschaftlichen Fokus ge- 
rückt (Prasad/Prasad 1998; Knights/McCabe 2000; Ezzamel et al. 2004). 

Ein solchermaßen informierter Zugriff auf die Markt-Thematik holt diese aus 
ihrer entrückten Überhöhung und naturalisierenden Teleologie zurück in den 
Bereich des Gemachten - und Machbaren. Denn einerseits erscheinen so von 
einem akteurstheoretischen Standpunkt aus betrachtet hinter der „Anonymi- 
sierung“ von Steuerung und Kontrolle (Castells 1996) wieder die angreifbaren 
handelnden Akteure, andererseits gewinnen Richtung und Dynamik dieser po- 
litischen Prozesse den Charakter ergebnisoffener Aushandlungen. Märkte ba- 
sieren auf voraussetzungsvollen kulturellen und historisch-spezifischen Institu- 
tionen und Normen, Regeln und Prozeduren, Routinen und Strukturen (z.B. 
hinsichtlich der Intensität des Wettbewerbs) - Voraussetzungen, die in einer 
enthistorisierenden und ontologisierenden Markt-Apologetik oft untergehen. 
Viele Beschäftigte und Betriebsräte sehen sich mit einer Unzahl von markt- 
förmigen Instrumenten konfrontiert, die zwar oft unverbunden und kontin- 
gent wirken, letztlich aber ein und derselben Logik zuzurechnen sınd. Ob Sub- 
unternehmertum, Freelancer, Leiharbeiter oder Werkvertragler, ob ertragsab- 
hängiger Leistungslohn, Programmentgelt oder Vertrauensarbeitszeit, ob Cen- 
terstrukturen, interne Märkte oder Outsourcing: Die erklärte Unbegrenztheit 
des Prinzips spart weder einen Unternehmensbereich noch traditionelle De- 
markationen aus. Unsicheres Grenzgebiet entsteht jäh aus ehemals fordistisch 
befriedeten Zonen, Beschäftigte und Betriebsräte schen sich in überwunden 
gedachte Grenzstreitigkeiten verstrickt. Die Verschiebung von Marktgrenzen 
zwischen Organisation und Umwelt sowie innerhalb der Organisationen 
scheint den Grenzzwischenfall zum Normalzustand zu erheben. Im Gefolge 
dieser Umbrüche werden aus immer mehr Erwerbstätigen wohl oder übel 
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GrenzgängerInnen, im doppelten Sinne (des Grenznutzenansatzes’ und der 
Marktgrenzenverschiebung) werden sie zu „Grenz“-Beschäftigten. 
Marktgrenzenverschiebungen zielen auf die Flexibilisierung von Arbeit, die In- 
tensivierung der Arbeitskraftnutzung und die Verlagerung der Kontrolle und 
des Risikos auf die Beschäftigten. Mit Blick auf den AGS bedeutet diese Ten- 
denz der Rekommodifizierung, dass das alte fordistische Versprechen sukzessi- 
ve von Seiten der Unternehmen mit dem Zweck einer Neuverhandlung aufge- 
kündigt wird. Dies geschieht vielfach implizit, immer öfter aber auch auf der 
expliziten Ebene, etwa wenn unter dem Motto „Förderung der Eigenverant- 
wortung“ der Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) im Sommer 
2005 in den Medien fordert, die ersten zwei Urlaubstage künftig unbezahlt zu 
lassen und mit Krankheitstagen zu verrechnen. Betrieblich lässt sich dieser 
Wandel auch an der Weigerung vieler Unternehmen ablesen, für „verschlisse- 
ne“ Arbeitskräfte entsprechende interne Arbeitsplätze vorzuhalten. Mit dem 
allmählichen Wegfall auch der von der fordistischen Logik inspirierten Früh- 
verrentungsmöglichkeiten bleibt oftmals nur noch eine Lösung auf dem Rü- 
cken der Beschäftigten. Ein Betriebsrat äußerte im Rahmen unserer Interviews 
zum Problem fehlender „Schonarbeitsplätze“: 


„Deshalb gibt’s dann cher Aufhebungsverträge mit den Beschäftigten. Aber mittlerweile wird de- 
nen dann eine Stelle in Osteuropa angeboten, wenn man vor Ort nicht mehr eingesetzt werden 
kann. Wer das ablehnt, kriegt geringere Entschädigungen. Viele haben völlig verinnerlicht, dass 
die Firma sie nicht braucht. Sie akzeptieren das dann und sagen: ‘Wenn die Firma mich nicht 
mehr braucht, dann wird das stimmen.’“ 

In dieser Position der Schwäche bringen nicht wenige Beschäftigte wieder ver- 
stärkt ihre Gesundheit in den Tauschhandel ein. Dies trifft insbesondere auf 
den Angestelltenbereich zu, in dem - so berichten die zuständigen Sicherheits- 
fachkräfte und Betriebsräte - die Tendenz zum „Arbeiten ohne Ende“ (Picks- 
haus et al. 2001), also zur passiven Erduldung der Verschiebung der Markt- 
grenzen (oft in Form von ergebnisverantwortlicher Projektarbeit), an der Ta- 
ges- bzw. Nachtordnung ıst: 


„Unsere Angestellten haben es nicht verstanden, dass sie auch in einem Ausbeutungsverhältnis 
arbeiten und dass nur ihre Arbeitskraft zählt. Wenn die kaputt ist, bist Du nichts mehr wert. Die 
sagen stattdessen: ‘Die Firma kann mir nichts Böses wollen’. Viele unserer Entwickler gehen 
abends zur Stechuhr, stechen sich aus und gehen dann wieder an ihren Arbeitsplatz, um weiter 
zu arbeiten.“ (Interview Sicherheitsfachkraft) 


Die protestantische Ethik, die ja eigentlich Hinweise auf die Handlungsmotive 
des kapitalistischen Unternehmers gibt (die Logik in Webers [1972: 166] Wor- 
ten: „mehr als der Gesundheit nötigen Schlaf - 6 bis höchstens 8 Stunden - 
ist sittlich absolut verwerflich“) - kehrt hier bei den Angestellten als „Unter- 


5 Nach dem Übergang von organisationsbezogen-hierarchischen zu marktförmigen Sozialbe- 
ziehungen ist ihre Arbeitskraft unvermittelt dem Gossenschen Gesetz des abnehmenden 
Grenznutzens unterworfen und stellt dann im ungünstigen Fall für den Käufer einen zu ge- 
ringen Grenznutzen dar - mit der Folge einer faktischen Exklusion aus dem Austauschgefüge. 
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nehmer ihrer Gesundheit“ wieder. Der oben zitierte fiktive Dialog des Marx- 
schen Arbeiters mit „seinem“ Kapitalisten hat sich in diesem Beispiel bereits 
in einen fiktiven Monolog dieser Angestellten mit sich selbst verwandelt, ın 
dem Jekyll und Hyde um Form und Ausmaß der Selbstbewirtschaftung rin- 
gen. Es nimmt nicht wunder, dass die Sicherheitsfachkräfte bei diesen - ihrer 
fordistischen Sicherheiten beraubten - Beschäftigten oft auf Granit beißen: 


„Die verweigern jede Hilfe, sie sind für die Gesundheitsexperten ım Betrieb nicht erreichbar, statt 
dessen hören wir Aussagen wie: ‘Du schmeißt mir Steine in den Weg. Du willst nicht, dass ich 


’“ 


beruflich weiter komme’, 


Trotz vielfältiger psychischer Beschwerden versuchen viele dieser Betroffenen 
die hohen und widersprüchlichen, „Ich-unternehmerischen“ Rollenanforderun- 
gen zu erfüllen und errichten oft eine Fassade um sich herum. Wenn die 
Marktgrenzen bereits so weit in die Individuen verschoben sind, ringen Leis- 
tungsanforderung (bei Angestellten auch Elitenbewusstsein) einerseits und 
Burnout-Symptome andererseits oft direkt miteinander: 


„Unsere Sozialberatung berichtet mir immer davon, dass die Burnout-Fälle drastisch ansteigen. 
Sie kommen mit ihrer Arbeit nicht mehr hinterher. Offen jammert niemand, aber die Beschäftig- 
ten leiden. Trotzdem bitten sie darum, dass die Sozialberatung nicht auf dem Firmengelände 
stattfinden soll, weil niemand schen soll, dass sie Hilfe brauchen.“ 

Das statistische Auseinanderdriften der Entwicklung der abnehmenden Ar- 
beitsunfähigkeitstage und der zunehmenden psychisch bedingten Ausfalltage 
findet eine ihrer Begründungen in diesem Phänomen. 

All dies verdeutlicht: Bei vielen Betroffenen gehören marktapologetische Anru- 
fungen tatsächlich bereits zu den geläufigen Normalıtätskonstruktionen und 
ziehen vielfältige Implikationen nach sich, die nicht zuletzt auch gesundheits- 
relevant sind. Nahezu alle aufgezählten Grenzverschiebungsstrategien koppeln 
die Beschäftigten enger an den Markt, überantworten ihnen mehr Risiken und 
legen die Interpretation nahe, dass die Bewirtschaftung der eigenen Gesund- 
heit wieder stärker auf die Arbeitskraft rückverlagert werden soll. Allerdings - 
und dies wird im folgenden dargelegt - gibt es weder auf der betrieblichen 
noch auf der überbetrieblichen Ebene eine bruchlose Durchsetzung der 
Marktzentrierung: Trotz und gerade auch wegen der schleichenden Aufkündi- 
gung des fordistischen Handels mit der Gesundheit durch die Unternehmen 
finden sich vielgestaltige. widerständige Haltungen und Praxen gegen die avi- 
sierte Marktgrenzenverschiebung. 


3. Erosion des Arbeitsschutzes durch „Entbürokratisierung” 


Betrachtet man die Entwicklung der Neu- und Reformulierungen von Richtli- 
nien, Verordnungen und Gesetzen zum AGS in den letzten zwei Jahrzehnten, 
so lässt sich ein deutlicher Wandel ihrer Zielbestimmungen und Funktionslo- 
giken erkennen. Die Bildschirmrichtlinie von 1990 z.B, stellte noch einen ge- 
radezu klassischen Versuch dar, einen bislang unregulierten Bereich einzuhegen 
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und gleichzeitig intern mit ausdifferenzierten und ausformulierten Schutzbe- 
stimmungen zu strukturieren. In den folgenden Jahren hält dann die Idee einer 
Deregulierung des AGS Einzug, die mit der Neufassung des Arbeitsschutzge- 
setzes 1996 umgesetzt wurde und schließlich 2004 in der neuen Arbeitsstät- 
tenverordnung kulminierte. 

Konzept des auf der Grundlage der RU-Richtlinie novellierten deutschen Ar- 
beitsschutzrechts ist ein flexibilisierter und zunehmend eigenverantwortlich zu 
gestaltender betrieblicher AGS. An die Stelle klar geregelter Abläufe und kon- 
kreter Vorgaben für die Betriebe tritt immer mehr die Anforderung, sich vor 
Ort um die Gestaltung der Arbeitsbedingungen selbsttätig zu kümmern (Hien 
2003; 2004). Die damit angestoßene Ablösung der traditionellen, technisch o- 
rientierten Arbeitssicherheitspraxis durch eine dem Anspruch nach menschen- 
gerechte Arbeitsgestaltung hat zwiespältige Implikationen: Einerseits erhebt sie 
die Beschäftigten zu „Experten ihrer eigenen Gesundheit“ mit neuen Beteili- 
gungsmöglichkeiten auch im Bereich der psychosozialen Belastungen von Ar- 
beit (Mobbing, Zeitstress etc.), andererseits droht ein „gesundheitspolitischer 
Rollback“ (Pickshaus/Urban 2004: 222) durch den Abbau rechtlich verbindli- 
cher Regelungen unter den Bedingungen einer Ökonomie der kurzen Fristen. 
In dem vom ehemaligen Bundeswirtschafts- und -arbeitsminister Clement ent- 
wickelten „Masterplan zur Entbürokratisierung“ wurden die von den Arbeit- 
gebern immer wieder öffentlich artikulierten Forderungen, den Arbeitsschutz 
zu „deregulieren“ und zu „verschlanken“, weitgehend aufgegriffen (Bayrische 
Staatskanzlei 2003; Angermeier 2005). Die Vorschläge zur Umsetzung dieses 
Ziels reichen von einer einfachen Reduzierung der Anzahl der Berufsgenossen- 
schaften bis hin zu deren Privatisierung, einer Spielart der Verschiebung von 
Marktgrenzen in das Feld der Beratung und Aufsicht. Parallel dazu fordert die 
Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände (BDA), das duale Arbeits- 
schutzsystem aus Gewerbeaufsicht und Berufsgenossenschaften aufzugeben 
und die „Beratung und Überwachung der Betriebe einheitlich in die Hände 
der Berufsgenossenschaften zu legen“, um die „zwangsläufigen Reibungsverlus- 
te und Doppelbelastungen für die Betriebe (zu) beseitigen“ (Gunkel 2005). In 
einzelnen Bundesländern fielen Gewerbeaufsichtsämter den Kostensenkungs- 
maßnahmen bereits so weit zum Opfer, dass sie sich von ihrer originären 
Funktion einer systematischen Überwachung weitgehend verabschiedet haben. 
Eine aktuelle länderübergreifende Evaluationsstudie der EU bewertet die Ar- 
beit der deutschen Aufsichtsbehörden daher so: 


„Die Aufsichtsbeamten (können) weitgehend nach eigenem Ermessen entscheiden, ob sie ihre 
formellen Vollzugsbefugnisse ausüben oder nicht. Es liegt nichts Außergewöhnliches darin, dass 


6  „Überregulierung“ (BDA 2007) ist einer der prominenten Vorwürfe dem AGS gegenüber. Al- 
lerdings entsprechen staatliche Rechtsvorschriften und technische Regeln der europäischen 
Rechtssetzung, die nationale Gesetzgebung bleibt an einigen Punkten sogar hinter den Min- 
destvorgaben der EU zurück (Hien 2004). 
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das deutsche System Ermessen gestattet. Die Außergewöhnlichkeit liegt jedoch in der anschei- 
nenden Abwesenheit von Beurteilungsgrößen oder anderen Richtlinien, unter deren Vorausset- 
zung dieses Ermessen ausgeübt wird, und dass aus diesem Grunde das Sanktionsniveau in der 
Praxis sehr gering ist.“ (SLIC 2006: 37) 

Es gibt demnach Anzeichen dafür, dass der staatliche Ordnungsrahmen zum 
AGS nicht mehr regelmäßig wirksam durchgesetzt werden kann. Ein Gesund- 
heitsexperte der Berufsgenossenschaft zum Problem der Durchsetzung von 
Standards ohne Regulierungsgrundlage: 


„Es wird ein Mangel im Betrieb festgestellt, den ich dem Unternehmer rüberbringe. Nun kann 
der sagen, Ja ich mache das, beseitige diesen Mangel und dann ist das erledigt.” Oder der sagt, 
(...) Ja, muss ich denn das?” Da muss ich ihm sagen: ‘Sie müssen nicht, Sie können aber, es wäre 
schön, wenn Sie würden.’ Dann sagt der: “Aber ich will nicht.’“ 

In einem Zustand weitgehend fehlender konkreter Normensetzung und -durch- 
setzung sind Geschäftsleitungen in der Regel in einer machtvolleren Position. 
Die Tendenz, von öffentlicher Seite die Kontrolle der bleibenden Normen an 
die Betriebe zu delegieren, vormalige „Kontrolle von außen“ durch „innerbe- 
triebliche Prävention“ zu ersetzen, findet ihren Endpunkt daher oftmals erst 
bei den einzelnen Beschäftigten, die - unter dem Zwang zur Selbstvermark- 
tung stehend - sich auf kein verbindliches Regelwerk mehr stützen können. 
Dabei wird jener Strategie Vorschub geleistet, die eine Verschiebung von 
Marktgrenzen von der Gesellschafts- über die Organisations- bis zur Subjekt- 
ebene forciert, es entsteht ein Marktdruck, der bis zu den Beschäftigten 
durchgereicht wird. Der Rückzug des Staates aus seiner Ordnungsfunktion hat 
demnach nicht nur eine Signalwirkung’, sondern er droht zu einer faktischen 
Anomie hinsichtlich des praktizierten AGS zu führen. 

Den bisherigen Höhepunkt dieser Entwicklung bildet die als Musterbeispiel 
für einen erfolgreichen Bürokratieabbau geltende neue Arbeitsstättenverord- 
nung aus dem Jahr 2004.° Sie ersetzt ein über Jahrzehnte gewachsenes und auf 
Erfahrungen gründendes, detailliertes Regelwerk mit expliziten Mindestanfor- 
derungen und folgt damit dem Motto „weniger Paragraphen, mehr Sicher- 
heit“.” Dabei „schaffen flexible Vorschriften Spielraum für - an die jeweilige 
Unternehmenssituation angepasste - Arbeitsschutzmaßnahmen“ (BMWi - 
Clement 2003). Sicherheitsfachkräfte äußern sich entsprechend kritisch: 

„Die Idee der betrieblichen Verhandlungsspielräume bei der Deregulierung der Verordnungen 


funktioniert überhaupt nicht. Das ist unsere Erfahrung. Die Arbeitgeber wollen im AGS einfach 
Kosten sparen.“ 


7  Faktisch wird dem Unternehmen vermittelt, dass Arbeitsschutzgesichtpunkte nur noch eine 
marginale Bedeutung haben (dazu auch: Hien 2004). 

8 Das Arbeitsstättenrecht bildet einen der Hauptpfeiler des betrieblichen Arbeitsschutzrechts. 
Die Regelungsgrundlagen betreffen die Mehrzahl der Beschäftigten, dazu gehören Aspekte 
wie Raumabmessungen, Beleuchtung, Raumtemperaturen, Fluchtwege, Notausgänge sowie 
Anforderungen an Sozial-, Sanitär und Sanitätsraum (Faber 2005). 

9 Schon bei der Präsentation des Vorhabens nannte sie der Bundesarbeitsminister einen Mo- 
dellfall für anstehende Deregulierung (vgl. Gute Arbeit 2003). 
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Aktuell verhandelt wird das Leistungsrecht der gesetzlichen Unfallversicherung, 
bei dem unter dem Siegel einer „Entschlackung“ und „Erhöhung der Pass- 
und Zielgenauigkeit“ deutliche Leistungseinschränkungen diskutiert werden. 
Als strukturlogische Folge sinkt gleichzeitig der Anreiz zur Prävention, weil diese 
möglicherweise teurer ist als eine potentielle Kompensation von arbeitsbeding- 
ten Gesundheitsschäden. Der folgenreichste Vorschlag der Bund-Länder-Kom- 
mission zu den geplanten Veränderungen im Leistungsrecht zielt darauf, We- 
geunfälle, d.h. Unfälle auf dem Weg von und zur Arbeit, aus der Versicherung 
zu nehmen. Unternehmerseitig genoss diese Forderung höchste Priorität, weil 
Wegeunfälle „- im Gegensatz zu Dienstwegeunfällen, Arbeitsunfällen und Be- 
rufskrankheiten - ein allgemeines Lebensrisiko dar (-stellen) und (...) daher aus 
dem Leistungskatalog der Unfallversicherung ausgegliedert werden (müssten)“ 
(BDA 2006; vgl. ebenso: BDA 2007). Diese Position fand Eingang ın einen 
frühen Referentenentwurf und ist Ausdruck dafür, dass den materiellen Ver- 
schiebungen der Marktgrenzen in der Regel diskursive Auseinandersetzungen 
vorangehen, deren Ziel darin besteht, (erwerbs-Jarbeitsbedingte Risiken zu all- 
gemeinen Lebensrisiken umzudefinieren. Was sich gesellschaftlich wie ein Ver- 
schiebebahnhof von der Unfall- zur Krankenversicherung ausnimmt, hat den 
Hintergrund, dass diese paritätisch, jene hingegen von den Arbeitgebern allei- 
ne finanziert wird. Wenn man dazu in Rechnung stellt, dass Wegeunfälle un- 
gefähr ein Fünftel der Leistungsausgaben der Unfallversicherung betragen, wird 
das Interesse der Unternehmensseite an einer Novellierung nachvollziehbar. 

Dieses Beispiel zeigt aber auch, dass sich Grenzverschiebungen dieser Art keı- 
neswegs zwangsläufig und bruchlos durchsetzen. Es demonstriert vielmehr, 
dass politische Widerstandsstrategien handlungsmächtiger Akteure eine Rück- 
verschiebung von Marktgrenzen bewirken oder aber Verschiebungsprozesse 
verhindern können. Am Beispiel des gewerkschaftlichen Gegendrucks lässt sich 
dies aufzeigen. Gemeinsam mit ExpertInnen der Berufsgenossenschaften und 
des Deutschen Verkehrssicherheitsrates wurden Informationskampagnen aufge- 
legt, die in betriebliche und überbetriebliche Mobilisierungskampagnen ein- 
mündeten. In ihnen wurde das „Risiko Arbeitsweg“ ausgeleuchtet und die dis- 
kursive Gegenposition zum oben angeführten Argument stark gemacht. Der 
Kampf um Marktgrenzenverschiebung fand hier bereits auf der Definitions- 
ebene statt: Sind Wegeunfälle ein allgemeines Lebensrisiko oder Bestandteil des 
Handels mit der Ware Arbeitskraft? Die gewerkschaftlichen Argumente setzten 
sich in diesem Diskurs letztlich durch. Zentraler Ansatz war die Betonung der 
strukturellen Nachteile der Ware Arbeitskraft, die oft keine Wahl hat, Wege 
zur Arbeit zu verhindern, die mit verlängerten Arbeitstagen und Ermüdungser- 
scheinungen (insbesondere bei Schichtarbeit) umgehen muss und die aufgrund 
von erhöhtem Arbeitsstress unter Nervosität und Unkonzentriertheit leidet. 
Diese Argumente - so berichten Gewerkschafter und auch Betriebsräte - seien 
in den betrieblichen Debatten diskutiert worden und dies hätte seinen Nieder- 
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schlag in Resolutionen und Unterschriftensammlungen gefunden. Letztlich war 
es auch dieser öffentliche Druck, der zu einer Änderung des ursprünglichen 
Referentenentwurfs in diesem Punkt führte. Wegeunfälle verbleiben damit - 
bis auf Weiteres - im Leistungspaket der gesetzlichen Unfallversicherung. 


4. Betrieblicher Widerstand gegen Marktgrenzenverschiebung 


Einerseits ist es auf der betrieblichen Ebene schwierig, sich von einem hege- 
monıeträchtigen gesellschaftlichen Ansatz wie der Marktzentrierung abzugren- 
zen. Andererseits - und dies wird oft unterschätzt - ist der betriebliche Mik- 
rokosmos keine simple Widerspiegelung gesellschaftlicher Vorgaben, sondern 
er besitzt seine eigene Macht und mikropolitische Handlungslogik. So tritt 
nicht selten dort eigensinnige Praxis in Erscheinung, wo sachzwanglogische 
Ein- und Unterordnung erwartet wird. Die widerständigen Reaktionsweisen auf 
betriebliche Prozesse der Marktgrenzenverschiebung lassen sich sinnvoll da- 
nach unterscheiden, ob sich die Akteure eher an der Referenzfolie fordistischer 
Regulierungen oder einer Aneignung von Gestaltungsspielräumen neuer markt- 
kapitalistischer Handlungsmöglichkeiten orientieren. Beide Strategien können 
erfolgreich sein, es macht daher keinen Sinn, sie theoretisch oder praktisch 
gegen einander auszuspielen. Im Gegenteil: Nicht selten scheint es gerade die 
intelligente Mixtur aus beidem, die eine hohe Effizienz verspricht. 

Ein erstes Muster empirisch auffindbarer Widerstandspraxen ist gekennzeich- 
net durch eine Orientierung an einer auf verbindliche Normen setzenden, re- 
gulierten Rahmensetzung für den betrieblichen AGS. Vor der Folie gesetzli- 
cher Regulierungen des AGS vor 1996 wird die heutige Praxis als defizitär be- 
schrieben. Der Leiter eines Arbeitsschutzausschusses bringt dies wie folgt auf 
den Punkt: 

„Früher hatte man etwas, an dass man sich halten konnte. Ich habe heute keine richtigen Grenz- 
werte mehr, eine Gefährdung schreibe ich erst auf, wenn eine Gefährdung eingetreten ist, alles 
Larifari.“ 

Eine mögliche Praxisvariante schildert ein Betriebsratsvorsitzender: 


„Die neue Arbeitsstättenverordnung enthält ja keine ausdifferenzierten Regelungen mehr, nur 
noch Kann-Bestimmungen, aber ich habe noch die alte Verordnung mit den klaren Normen im 
Schrank stehen, dann nehmen wir halt diese alte.“ 

Zentrale Logik dieser Perspektive ist die Annahme, unter den gegebenen Be- 
dingungen sei AGS am besten über einen gelegentlich geradezu paternalistisch 
anmutenden Schild an Vorschriften und deren Kontrolle zu verwirklichen: 


„Meine Vorstellung von einer Sicherheitsfachkraft ist die, dass ich jeden Tag meine Runde ma- 
che, permanent auf die Kollegen zugehe ‘Du trägst kein Helm, du bläst aus, du machst das”. (..) 
Ich bin eben der Nöhler“. (Interview Leiter Arbeitsschutzausschuss) 

Diese Sicht misstraut den Freiheitsversprechen der Marktbefürworter und kon- 
frontiert diese mit der Machtschwäche und dem Selbstökonomisierungsdruck 
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der betroffenen Akteure. Mit Blick auf die Angestellten in seinem Unterneh- 
men hält ein Sicherheitsbeauftragter fest: 

„Die muss man bevormunden! Es gibt Eigensadismus, die Angestellten stechen ab und arbeiten 
weiter. Wir haben schon in einigen Bereichen den Werkschutz reinschicken müssen, weil wir sa- 
gen, als Geschäftsführung hat man auch eine Aufsichtspflicht.“ 

Auch der Versuch von Betriebsräten, die neue ausufernde „Vertrauensarbeits- 
zeit“ wieder durch alte Stechuhr-Regelungen zu ersetzen, wird damit versteh- 
bar. Damit setzt dieser Ansatz zwar auf Aufklärung, bedient sich im Zweifels- 
fall aber auch des Zwangs, wenn diese nicht wirkt - wenn also beispielsweise 
Beschäftigte den betrieblichen Handel mit der Gesundheit zu intensiv betrei- 
ben. Der Leiter des Arbeitsschutzausschusses des Betriebsrats beschreibt eine 
typische Konstellation: 


„So haben sich Kollegen geweigert, ergonomische Verbesserungen durch eine technische Anlage 
zu akzeptieren, weil dies gleichzeitig ihre Erschwerniszulage verringert hätte. Die Leute hätten 
nicht mehr über Kopf, sondern in gerader Körperhaltung arbeiten müssen, plus Automatisierung 
statt Muskelkraft. Mit anderen Worten: Für ein paar Cent mehr hätten sie lieber ihre Gesundheit 
riskiert. Das habe ich nicht mitgemacht und die technische Neuerung durchgesetzt. Wir haben ja 
auch eine Verantwortung.“ 

Auch klassische Fälle der Rückverschiebung von Marktgrenzen lassen sich aus- 
machen, so beispielsweise, wenn Betriebsräte Insourcing-Prozesse durchsetzen, 
die darauf zielen, angelagerte Bereiche wieder (oder weiterhin) mit organisati- 
onsinternen Beschäftigten zu besetzen. Ein Betriebsratsvorsitzender scherzt 
dazu: „Neben unserer Hauptpforte wollen wir am liebsten demnächst auch 
Nord-, Süd- und Westpforten eröffnen, weil wir die Schonarbeitsplätze brau- 
chen“. Ein anderer Betriebsratsvorsitzender erläutert seine Rückverschiebungs- 
strategie am Beispiel der betrieblichen Leiharbeiter, einer Form der marktför- 
migen Flexibilisierung betrieblicher Arbeitskraft, die besonders eklatante Prob- 
leme im AGS aufwirft, da Leiharbeiter eine marktschwache Position haben 
und besonders schlecht in AGS-Fragen geschult sind: 


„Wir setzen hier in regelmäßigen Abständen durch, dass die Leiharbeiter in feste Anstellungsver- 
hältnisse übernommen werden. Das ist unsere Vorbedingung, damit wir weiteren Überstunden 
zustimmen“, 

Der Interessenvertreter greift in dieser mikropolitischen Auseinandersetzung 
mit gesetzlich verbrieften Rechten machtvoll in die Verschiebung der Markt- 
grenzen ein. es 

In ähnlicher Weise werden auch gesellschaftliche Vorgaben im betrieblichen 
Diskurs angegangen. Die Verlängerung der Lebensarbeitszeit wird von den be- 
trieblichen Gesundheitsexperten mit Kopfschütteln quittiert: 


„Ich bin der Auffassung, dass unsere Kollegen das Rentenalter dann nicht mehr erreichen, wenn 

die das mit der Rente ab 67 ernst meinen. Dann müssen wir hier Holzsärge aufs Lager legen. Ich 
BEB b E B 19 

weiß nicht, wie man so lange hier arbeiten soll“. 


10 Marktgrenzenverschiebungen dieser Art erfüllen in geradezu bedrohlicher Weise die Analyse, 
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Um ihren Widerstand zu dokumentieren, haben die Beschäftigten dieses Un- 
ternehmens eine Großdemonstration unter dem Motto „Bis 67 muss das sein? 
- Von der Arbeit in den Sarg hinein!“ veranstaltet. 

Kein auf Hegemonie abzielendes Ansinnen kann sich durchsetzen, wenn es 
nicht auch für die von seiner Logik betroffenen Akteure ein entgegenkom- 
mendes Angebot macht. Mit der Apologetik des Marktes ist daher stets auch 
ein Freiheitsversprechen verbunden, das mit mehr Selbstbestimmung und dem 
Abbau bürokratischer Hemmnisse lockt. Empirisch lassen sich tatsächlich 
auch Ansätze eines zweiten Widerstandsmodus im Sinne einer selbstbewussten 
Aneignung der Logiken marktförmiger Vergesellschaftung auffinden. Das ei 
gensinnige Potential wird dabei erst auf den zweiten Blick sichtbar. 

Das Beispiel einer von der Notwendigkeit eines nachhaltigen AGS überzeug- 
ten Sicherheitsfachkraft gibt davon Ausdruck: In einer Unternehmensreorgani- 
sation wurden alle Unternehmensbereiche bis hin zur Abteilung für AGS 
selbst (!) mit einer eigenen Budgetverantwortung versehen - mit geradezu pa- 
radoxen Konsequenzen: 

„Unser Gehalt besteht aus den drei Bausteinen: individuelles Grundgehalt, Erfolgsbeteiligung des 
Bereichs und Erfolgsbeteiligung der Firma. Wenn ich nun als Sicherheitsfachkraft in einer Abtei- 
lung bemängele, dass eine Maschine zur Absicherung umgebaut werden muss, dann stellt dies 
Kosten für die Abteilung dar, die direkt auf die Gehaltshöhe der Beschäftigten und auf meine 
Gehaltshöhe durchschlagen. Wenn ich also als Sicherheitsbeauftragter in Erfüllung meiner Auf- 
gaben Kosten für den AGS verursache, sinkt automatisch in der Folge mein Gehalt. Und ebenso 
das Gehalt der Beschäftigten dort, die natürlich kein Interesse mehr haben, kostenträchtige $i- 
cherheitsgefährdungen zu melden.“ 

Abgesehen davon, dass sich an diesem Beispiel der Wandel vom fordistischen 
materiellen Positivsummenspiel zum Negativpoker für die Beschäftigten im 
Marktkapitalismus verdeutlicht, macht diese Logik klar, dass selbst die für die 
Sicherheitsberatung im Unternehmen Verantwortlichen mit Negativ-Incentives 
zum Stillhalten angeregt werden. 

Um sich dennoch gegen diese mächtigen Koalitionäre des Sachzwangs durch- 
zusetzen, holte sich die Sicherheitsfachkraft externe Experten zur Stärkung der 
eigenen Position bei den Sicherheitsinspektionen dazu. Das Schmieden dieser 
Koalitionen zur Anreicherung der Machtressourcen im mikropolitischen Spiel 
ist an sich keine Neuigkeit - es war auch im Fordismus an der Tagesordnung. 
Der Wandel zur aktiven Aneignung der Marktlogik wird indes an der Auswahl 
der Experten deutlich. Als es beispielsweise um die notwendige Erneuerung 
der Sprinkleranlage ging, holte die Fachkraft den Sachverständigen der zustän- 
digen privatwirtschaftlichen Brandschutzversicherung dazu, der sich, von sei- 
nen eigenen Marktzwängen getrieben, auf seine konfligierenden Interessen be- 
sann und einer vom Management verlangten Investitionsverschiebung nebst 


die Marx bereits im Kontext des Kampfes um den Normalarbeitstag aufgestellt hat: „Die ka- 
pitalistische Produktion (...) verlängert die Produktionszeit des Arbeiters während eines ge- 
gebenen Termins durch Verkürzung seiner Lebenszeit.“ (MEW 23: 282). 
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Kosten- und Risikoverlagerung nicht zustimmte. Im Ergebnis wurden die 
Brandschutzanlagen erneuert und die Kosten dafür weder der Abteilung noch 
der Sicherheitsfachkraft („Das hätte mich 2000 Euro im Monat gekostet.“) in 
Rechnung gestellt. Sein Resum&e: „Wenn ich als Sicherheitsfachkraft wirklich 
etwas bewegen will, brauche ich andere, um Druck aufbauen zu können.“ 

Das Spiel mit der Logik des Marktkapitalismus stellt durchaus eine zwei- 
schneidige Strategie dar. Strittig kann sein, ob die Akteure des AGS sich auf 
das Motto „Gesundheit als Wettbewerbsfaktor“ einlassen sollten, um ein skep- 
tisches Management von einem Projekt zur Verbesserung des betrieblichen 
AGS zu überzeugen. „Wenn du als Betriebrat im AGS etwas erreichen willst, 
muss es sich für die Geschäftsleitung irgendwie rechnen“, erläutert ein gewerk- 
schaftlicher Gesundheitsexperte. Aber selbst wenn es um die Verbesserung des 
Gesundheitsschutzes geht, so impliziert diese Strategie auch, dass man diesen 
dem letztendlichen Ziel einer Kostensenkung und Profitmaximierung unter- 
ordnet. Das Argument, dass sich Gesundheitsschutz langfristig auch betriebs- 
wirtschaftlich rechnet (weniger Ausfalltage, Erhöhung der Motivation), steht 
damit auf tönernen Füßen, weil es die Zustimmung des Managements nicht 
zu einer selbstverständlichen Pflicht sondern zu einer fallweisen Freiwilligkeit 
umdefiniert, die stets unter dem Damoklesschwert einer Rücknahme des ge- 
währten Niveaus steht, falls die Kostensituation es erfordert. Dennoch bleibt 
hier festzuhalten: Dies kann situativ eine Erfolg versprechende Strategie zur 
Verbesserung des AGS sein. 

Zieht man die Novellierungen des BetrVG von 2001 in Betracht, die Beschäf- 
tigten erstmals eine Form der Mitbestimmung am Arbeitsplatz (als „sachkun- 
dige Beschäftigte“, vgl. Brinkmann/Speidel 2006) einräumt, so lässt sich auch 
aus der Verabschiedung klassischer bürokratischer Top-Down-Verfahren ein 
Freiheitszugewinn ableiten, Deregulierung sich mithin tatsächlich als möglı- 
ches „Empowerment“ lesen. Diese Möglichkeit ist allerdings voraussetzungs- 
voll, gründet sie doch auf dem Schutz und der Absicherung einer machtvollen 
Interessenvertretung und auf einer für die Belange des AGS sensibilisierten Be- 
legschaft. Eine Sicherheitsfachkraft erläutert ihre Strategie: 


„Ich versuche, die Vertrauensleute der IG Metall zu sensibilisieren und gemeinsam mit denen zu- 
sammen zu arbeiten. Die sind seither auch fast alle Sicherheitsbeauftragte und werden von mir 
regelmäßig geschult. Das ist auch die einzige Chance, mit diesen 40 Sicherheitsbeauftragten der 
IG Metall etwas zu erreichen. (...) Auf diese Weise können wir auch die Führungskräfte unter 
Druck setzen etwas zu tun. Die wissen dann wenigstens, dass sie jemanden in der Abteilung ha- 
ben, der sich um die Sicherheit kümmert.“ 


Das deutliche Augenmerk dieser „posthierarchischen“ und kleinschrittigen 
Einmischung liegt auf der Aufklärung und einer darauf aufbauenden Selbstbe- 
stimmung der Beschäftigten, denn wie ein Betriebsrat feststellt: 


„Natürlich sind die Kollegen Experten für ihre Gesundheit und ihre Arbeitsplätze, aber sie verfü- 


gen damit nicht automatisch über Beteiligungskompetenz. Man muss Beteiligungskompetenz 
schaffen.“ 
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Von einem offensiven Umgang mit der Logik der Marktgrenzenverschiebung 
kann allerdings erst dann gesprochen werden, wenn sich die Akteure in expan- 
siver Manier Gestaltungsspielräume sichern, auf die sie bislang keinen Zugriff 
hatten. Nachhaltiger AGS kann sich kaum auf das Bekämpfen einzelner Sym- 
ptome beschränken, sondern betrifft auch Bereiche wie die Arbeitsorganisati- 
on oder die Frage von Investitionslenkung, bei denen kein verbrieftes Mitbe- 
stimmungsrecht existiert. Hier eröffnet sich im gegebenen Fall ein betriebli- 
ches Regulierungsvakuum, das von den beauftragten Akteuren gefüllt werden 
kann. AGS wird damit zu einem Türöffner für weitere Felder, oder in den 
Worten eines Betriebsratsvorsitzenden: „Für mich ist das Thema Gefährdungs- 
beurteilung eigentlich nur der Anfang, damit können wir auch in anderen Fel- 
dern was bewegen.“ Offensiv gewendete Varianten wie diese sind allerdings ın 
den Betrieben rar gesät, so dass mit Blick auf die Belegschaften und ihre Ver- 
tretungen tatsächlich eher selten von einem „Surfen auf den Wogen des 
Marktkapitalismus“ gesprochen werden kann. 


5. Fazit 


Ausgangspunkt des vorliegenden Beitrags war die Überlegung, dass ein impli- 
ziter Handel mit der Gesundheit von Beschäftigten ein durchgängiges Merk- 
mal kapitalistischen Wirtschaftens darstellt - historisch jedoch auf unter- 
schiedlichen, politisch verhandelten Schutzniveaus. Die gewandelten Bedin- 
gungen des betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes lassen sich vor 
dem Hintergrund des Erklärungsansatzes der „Verschiebung der Marktgren- 
zen“ analysieren, der sich durch seine akteurszentrierte, nicht-deterministische 
Herangehensweise auszeichnet. Anders als bei strukturlogisch oder subjektivie- 
rungstheoretisch argumentierenden Ansätzen wird damit nicht nur eine Hand- 
lungen beschränkende, sondern auch eine Optionen erweiternde Perspektive 
eingenommen. Die Art und der Ort der Grenze zwischen marktzentrierter und 
nicht-marktförmiger Koordination erscheint so nicht mehr naturalisierend ent- 
rückt als anonyme Sachzwanglogik, sondern als politisches Ergebnis der 
Handlungen realer Akteure, die darum ringen, in welcher Form und Intensität 
die Gesundheit der Beschäftigten einem mehr oder weniger direkten Markt- 
zugriff ausgesetzt wird. Tatsächlich findet sich ein ganzes Spektrum von Reak- 
tionsweisen betrieblicher Akteure zwischen internalisierender Hinnahme der 
Marktzentrierung und widerständiger Praxis. Letztere lässt sich danach auf- 
schlüsseln, ob sie vor allem an (fordistisch inspirierter) Re-Regulierung orien- 
tiert ist oder ob sie sich eher eigensinnig der Freiheitsversprechen der Markt- 
logik zur Erweiterung der eigenen Handlungsspielräume bemächtigen kann. 
Beide Spielarten sind dabei nicht frei von Widersprüchen: Während die Re- 
Regulierung in Paternalismus übergehen kann, läuft die andere Variante Ge- 
fahr, in ihrer Aneignung der Marktlogik unterzugehen. 
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Heiner Keupp 


Von der Verbetriebswirtschaftlichung 
psychosozialer Arbeit 
Warum wir unsere Sprachspiele ernst nehmen sollten 


Anfang der 90er Jahre hat ein Kollege Deutschland Richtung China verlassen. 
Der Hang zum deutschen Selbstmitleid, nach der Wiedervereinigung noch 
verstärkt auftretend, ging ihm zunehmend auf die Nerven. Er hatte mehr als 
40 Jahre soziale Arbeit hinter sich. Er war im Feld der Sozialpsychiatrie immer 
wieder als Motor von Reformentwicklungen hervorgetreten. In China hatte er 
eine tolle Chance, wieder Pionierarbeit zu leisten. Nun kommt er zurück und 
will wissen, was sich hier in Deutschland getan hat. Durch die Lektüre von 
deutschen Tageszeitungen und gelegentlich dem Spiegel hat er mitbekommen, 
dass es große Probleme mit hoher Arbeitslosigkeit, „neuer Armut“, wachsen- 
der Sozialhilfeabhängigkeit von Kindern und Jugendlichen Gewalt oder mit 
der Sicherung von Renten gibt. Er will nun doch noch etwas genauer erfahren, 
welches die aktuellen fachlichen Diskurse im psychosozialen Feld sind. Ich 
gebe dem Kollegen das Kongressprogramm der „ConSozial“, der größten So- 
zialmesse in Deutschland, die jährlich im Messezentrum von Nürnberg statt- 
findet. Er fängt zu blättern an und stellt immer häufiger Fragen: Was ist ein 
vernetztes QM-System? Was ist Zertifizierung nach DIN EN ISO 9001 oder 
9002? Was ist Qualitätscontrolling? Beschwerde-Mangement, Management- 
Informations-System etc.? Was versteht man unter Modularisierung und Ma- 
nualisierung? Und was verbirgt sich hinter dem Wortmonster „Integrierter Be- 
handlungs- und Rehabilitationsplan“ (TBRP)? 

Irgendwann gibt er auf und fragt mich, ob ich mich vielleicht geirrt hätte und 
ihm aus Versehen den Katalog einer betriebswirtschaftlichen Tagung gegeben 
hätte. Nein, antworte ich, dieser Katalog lädt zu einer großen Sozialmesse ein. 
Und ich fahre dann fort: ‘Du darfst nicht vergessen, dass wir uns in einem 
dramatischen gesellschaftlichen Umbruch befinden. Du hast ja sicherlich von 
Individualisierung, Globalisierung und Pluralisierung gehört. Die ‘fetten Jahre, 
in denen neue soziale Probleme durch Stellenmehrung bearbeitet wurden, sind 
vorbei. Die Auswirkungen tiefgreifender ökonomischer, technologischer und 
gesellschaftlicher Prozesse haben das Feld sozialer Arbeit längst erreicht.” Das 
war ihm nicht fremd. Er hatte ja Zeitungen gelesen. Er wusste die Stichworte 
aller unserer Krisen: Die Krise der sozialen Sicherung, der Arbeit, der Familie, 
der Pflege. Er wusste von Arbeitslosigkeit und fremdenfeindlicher Gewalt. Einige 
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dieser Themen erkannte er wohl im Programm von ConSozial wider. Aber 
seine Hauptfrage blieb: ‘Habt Ihr in den 6 oder 7 Jahren, in denen ich in 
China war, eine ganz neue Sprache gelernt? Überall kommt der Begriff Quali- 
tät vor. Management hatte ich bisher in den Führungsetagen der Wirtschafts- 
betriebe gesehen, was habt Ihr damit zu schaffen? Seid Ihr immer noch auf 
der Suche nach einer besseren psychosozialen Arbeit? Und gibt Euch diese 
neue Sprache auch eine bessere Handlungsbasis?” 

“Überprüfe es selbst’, gebe ich zur Antwort. Mein altgedienter Kollege greift 
sich ein Heft der Neuen Praxis und stößt auf einen - wie ich finde - lesens- 
werten Artikel mit dem Titel „Jugendamtsakteure im Steuerungsdiskurs“ 
(Schnurr 1998). Ohne eine Lektion in der neuen Sprache ist dieser Artikel 
nicht zu verstehen. Da werden z.B. einige „Fremdworte“ einfach vorausgesetzt: 
„managerialistischer Steuerungsdiskurs“; „Implementation marktförmiger Koor- 
dinierungs- und Steuerungsinstrumente“, „Output-Orientierung“, „Controlling“, 
„Contracting-Out“, „Produktbildungsprozess“ etc. Wenn ich selbst nicht mehr 
weiter weiß, greife ich zu dem „Pocket-Power“ „ABC des Qualitätsmanage- 
ments“ (Kamiske/ Brauer 1998). Das gebe ich dem zweifelnden Kollegen. Er 
blättert dieses Büchlein durch und stellt voller Zweifel die Frage, ob wir unse- 
re eigene Fachlichkeit zugunsten betriebswirtschaftlicher Logiken preisgegeben 
hätten? Es ginge doch letztlich um verbesserte fachliche Angebote für unter- 
schiedliche Gruppen von Menschen, wende ich ein. Es reiche doch nicht, mit 
ideologisch wohlklingenden Vokabeln aus den 70er und 80er Jahren zu be- 
haupten, dass wir gute Arbeit leisten würden. Wir müssten es auch gegenüber 
den Geldgebern und vor allem gegenüber unseren „Kunden“ nachweisen kön- 
nen. Und es sei doch immer wieder auch notwendig eigene Ziele und Leitbil- 
der kritisch zu überprüfen. Um all diese wichtigen Fragen ginge es in der Qualı- 
tätsdiskussion. “Und braucht ihr dazu diese neue Sprache ?°, fragt mein Ge- 
sprächspartner hartnäckig. 


Die Diskursarena Qualität 


Ist es gleichgültig, mittels welcher Sprache wir unsere berufliche Arbeitswelt 
charakterisieren? Der Germanist Uwe Pörksen (1988) schreibt in seinem Buch 
„Plastikwörter“: 


„Es schwärmt seit einiger Zeit ein Trupp neuartiger Wörter aus ... dazu gemacht, der Zivilisation, 
die mit wachsender Geschwindigkeit den Erdball überzieht, die Schienen zu legen und die Bahn 
vorzuzeichnen. (...) Sie infizieren ganze Wirklichkeitsfelder und sorgen dafür, dass die Wirklich- 
keit sich auf sie, als ihren Kristallisationspunkt zuordnet.“ 

Spätestens seit Wittgenstein, Sapir/Whorf oder Chomsky wissen wir, dass unser 
Denken ganz wesentlich durch die von uns verwendete Sprache bestimmt ıst. 
Mittels sprachlicher Konventionen konstruieren wir eine Welt geteilter Bedeu- 
tungen. Sie zeigen uns, was wichtig und unwichtig ist. Es ist also keinesfalls 
gleichgültig, welcher Begriffe wir uns bedienen. Dazu noch einmal Pörksen: 
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Die Wörter „sind nicht isoliert, sondern zwischen ihnen gehen Fäden hin und her wie zwischen 
Knotenpunkten und insgesamt ergibt sich ein Netz, das unser Bewusstsein von der Welt über- 
wölbt und vielleicht gefangen hält.“ 

Dieses Netz besteht aus Diskursen. Diskurse durchziehen unseren privaten 
und beruflichen Alltag und in ihrer spezifischen Mischung repräsentieren sie 
unsere Weltsicht. Diese Diskurse können in Konilikt zueinander geraten und 
wir müssen nach Kompromissen suchen. Und immer wieder können wir beo- 
bachten, dass einzelne Diskurse die Dominanz über andere anstreben. Das 
können wir in der aktuellen Qualitätsdebatte sehen. In ihr erkennen wir einen 
betriebswirtschaftlich dominierten Marktdiskurs. Er fragt nach einer effizien- 
ten Nutzung von Geldströmen und er wird in dem Maße bedeutsam, wie es 
um knappe Ressourcen geht, um die es Konkurrenzkämpfe gibt. An den Staat 
tichten wir die Erwartung, dass er sich um sparsamen und verantwortlichen 
Umgang mit Steuergeldern bemüht, gerade in Zeiten knapper werdender Res- 
sourcen. Und er setzt dabei auf betriebswirtschaftliche Instrumente, um seinen 
eigenen Legitimationsdruck zu reduzieren. Und er gibt sie weiter an die Träger 
sozialer Arbeit und deren Spitzenverbände. Die Kommunale Gemeinschafts- 
stelle für Verwaltungsvereinfachung (KGST) steht für diesen Transferprozess. 
Es bleiben aber weitere Diskurse, die ihr eigenes Recht haben. Das sind vor al- 
lem die fachlichen Diskurse von Sozialpädagogik, Psychologie, Medizin oder 
Pflegewissenschaften. Und es gibt die Bürgergesellschaft, die sich immer mehr 
bemerkbar macht und in dem „dritten Sektor“ eine ganz eigene Gestalt ge- 
wonnen hat, ohne den das gesellschaftliche Innovationspotential nicht begrif- 
fen werden kann. Seine zentralen Orientierungspunkte sind Partizipation und 
Selbstgestaltung. Der betriebswirtschaftliche Diskurs macht die aktiven und 
selbstbewussten Bürgerinnen und Bürger zu „Kunden“ und nimmt sie in die- 
ser Terminologie schon deutlich ernster, als dies in den traditionellen Klien- 
tInnen- oder PatientInnendiskursen der Fall war. Aber BürgerInnen sind nicht 
nur KundInnen, die danach fragen, ob das Preis-Leistungs-Verhältnis bei einer 
spezifischen Ware stimmt. In dieser Arena unterschiedlicher Diskurse darf es 
keine Dominanz geben, sondern erforderlich sind faire Aushandlungsprozesse 
zwischen den unterschiedlichen Sichtweisen und ein Gespür für Grenzziehun- 
gen. Es darf sich keine „Dominanzkultur“ der Verfahrensrationalität gegenüber 
der Leitbildformulierung durchsetzen. Der notwendige Prozess der finanzbe- 
zogenen Vereinbarungen bedarf der Frage nach inhaltlichen Prioritäten. Die 
Transparenz über die Verteilung von Steuergeldern ist für einen modernen 
Staat unverzichtbar, aber die Verfahrensdurchsichtigkeit ist kein Selbstzweck. 
Sie bedarf einer engen Koppelung an inhaltliche Entscheidungen wie der Frage 
der sozialen Gerechtigkeit oder der Chancengleichheit. Ich möchte also für 
eine Wiedergewinnung der inhaltlich-substantiellen gegenüber einer Verfah- 
rensrationalität plädieren, ohne dass deshalb die Fragen nach einer effizienten 
Organisationsform oder einer modernisierten Kameralistik entwertet würden. 
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Was also ist Qualität? 


Was verstehen wir im Alltag unter Qualität? Normalerweise verwenden wir den 
Begriff, um etwas als gelungen zu bezeichnen. Da hat jemand sein ganzes 
Können gezeigt; da ist eine gute Gestalt erkennbar; da „sprechen“ unsere Sin- 
ne: etwas riecht oder schmeckt gut oder fühlt sich gut an; da spielen ästheti- 
sche Kategorien eine große Rolle. Haben wir nicht deshalb die zwei Begriffe 
von Qualität und Quantität, um damit etwas Unterschiedliches zum Aus- 
druck zu bringen? Handlungen und Dinge lassen sich als größer oder kleiner, 
als schneller oder langsamer, als leichter oder schwerer bestimmen und solche 
Daten brauchen wir z.B. um eine Leistung zu messen. In der Leichtathletik 
brauchen wir solche Maßstäbe, um Weltrekorde bestimmen zu können. Aber 
geht selbst in der Leichtathletik die Qualität eines events in der gemessenen 
Leistung auf? Und wie ist es im Fußball? Natürlich ist das Ergebnis entschei- 
dend, aber die Qualität eines Fußballspiels ist damit höchst unzureichend aus- 
gedrückt. Im Eiskunstlauf, im Dressurreiten geht das schon gar nicht oder im 
Boxen. War Muhamed Ali deshalb der „Größte“, weil er die meisten Kämpfe 
siegreich bestanden, sie meist durch k.o. beendet hat? Hat er ja gar nicht. Der 
Größte war er für mich als Gesamtkunstwerk. Er hatte einen unnachahmlichen 
Stil, eine Ästhetik des Boxens entwickelt. Darüber hinaus war er politisch en- 
gagiert. Und er ist trotz seiner schweren Krankheit eine beeindruckende Per- 
sönlichkeit des öffentlichen Lebens. Das spezifische Gefüge sportlicher, per- 
sönlichkeitsprägender, politischer und moralischer Aspekte macht seine Quali- 
tät aus. Qualität hat also sehr viel mit Geschmack, mit Wertentscheidungen 
auf dem Hintergrund spezifischer Welt- und Menschenbilder zu tun. 

Aber gehen wir in unseren eigenen Bereich. Joachim Merchel führt dazu aus: 
„Qualität ist ein Konstrukt, das außerhalb gesellschaftlicher und persönlicher Normen, Werte, 
Ziele und Erwartungen nicht denkbar ist. Grundlage jeder Qualitätsdefinition in der Sozialen 
Arbeit ist deren ethische und normative Ausrichtung“ (Merchel 1998: 27). 

Nichts gegen die „Optimierung von Verfahrensabläufen“, aber macht das die 
Qualität guter Praxis aus? Ebenso wenig, wie man menschliche Beziehungen be- 
gradigen kann, lassen sich Beziehungen zwischen HelferInnen und KlientInnen 
gradlinig-strategisch durchrationalisieren. Sind es nicht gerade die Umwege, die 
Ambivalenzen, die „Kunst des Indirekten“, das Ermöglichen von Langsamkeit ge- 
genüber dem gesellschaftlichen Druck auf eine zügige und standardisierte Lösung? 
Qualität ist etwas, was jede/r HandwerkerIn, jede/r KünstlerIn oder jede/r 
Psychoprofi anstrebt und das nicht erst seit es die Debatten um Qualitätssi- 
cherung, -management oder -entwicklung gibt. Jede Reform lebt von der ge- 
meinsam geteilten Überzeugung, dass etwas nicht zum Besten steht und seine 
Qualität dringend verbessert werden muss. 

Was hat denn die Psychiatriereformbewegung in den 60er und 70er Jahren in 
Schwung gebracht? Wir wollten nicht in einem System arbeiten, dessen Wir- 
kung auf die davon Betroffenen so überaus negativ war. Wir wollten die Qua- 
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lität der psychosozialen Hilfen strukturell verbessern, um Menschen aus der psy- 
chiatrischen Internierung zu befreien. Befreiung, Emanzipation oder Förderung 
von Autonomie sind Aussagen über Qualität. Die Forderungen von Gemein- 
denähe, Alltags- oder Lebensweltbezug waren Aussagen über eine heilsame Le- 
bensqualitäten. Der Aufbau von therapeutischen Wohngemeinschaften, die Schaf- 
fung von Firmen für psychisch Kranke war der Versuch, für psychiatrisierte 
Menschen den Zugang zu wichtigen Bereichen eines qualitätsvollen Lebens zu 
ermöglichen. Vom „Patienten zur Person“ war eine wichtige Zielperspektive. Die 
Kritik an dem traditionellen Versorgungssystem war die Kritik an einer spezifi- 
schen Verfahrensrationalität von Institutionen, deren „Prozess, Struktur- und 
Ergebnisqualität“ zu einer Dehumanisierung der Internierten führen musste. 
Aber Aussagen über Dehumanisierung sind politisch-moralische Aussagen. 
Um dies aussprechen zu können, benötigten wir eine klare Sprache. Um Zu- 
stände ändern zu können, benötigen sie oft einer ausgesprochen politischen 
und moralischen Skandalisierung. Eine soziale Bewegung braucht solche star- 
ken Motive. Wahrscheinlich ließen sie sich teilweise trefflich auch ın der Spra- 
che der aktuellen Plastikwörter ausdrücken, aber sie wären um ihre Substanz 
betrogen. 

Die Vorläufer davon haben ja auch ab 1975 die deutsche Psychiatriereform- 
bewegung erreicht. Da war dann von „Standardversorgungsgebieten“ die Rede 
und wir haben uns eine Reihe von Technizismen aneignen müssen. Es war die 
Phase der aktiven Umgestaltung und die braucht in aller Regel einen Macher- 
Jargon, der eine instrumentell-technische Rationalität atmet. Darin sehe ich 
noch kein großes Problem. Jedenfalls dann nicht, wenn der Diskurs der inhalt- 
lichen Ziele und Werte davon nicht usurpiert wird. Ohnehin bleiben Abläufe 
Verfahrensprozesse, die in Quantitäten ausgedrückt werden können. Die Qua- 
lität einer Handlung erschließt sich nur in der Gestalt des Handlungsablaufs, 
an den Zielen, die erreicht werden sollen und an der Ästhetik ihres Ergebnis- 
ses. Aber es gibt auch eine spezifische Ästhetik des Ablaufs, da machen sich 
die Mittel selbständig und können wahllos, indifferent oder opportunistisch 
gegenüber Zwecksetzungen werden oder sie erklären sich selbst zu den anzu- 
strebenden Qualitäten. 

Ich will dafür ein Extrembeispiel bringen. In dem Generationenkampf in der 
SPD Anfang der 80er Jahre glaubte Helmut Schmidt die guten alten deut- 
schen Tugenden wie Pünktlichkeit, Fleiß, Sparsamkeit loben zu müssen. Oskar 
Lafontaine hat sie zu Recht als „Sekundärtugenden“ bezeichnet, die inhalts- 
neutral seien und deshalb auch für die KZ-Schergen gelten würden. Ein sol- 
ches Denken ın Kategorien des effizienten Machens, das gegenüber jedem In- 
halt unberührt bleibt, hat Max Horkheimer als „instrumentelle Vernunft“ be- 
zeichnet und sein Partner Theodor W. Adorno hat in der Studie zum autoritä- 
ren Charakter die Prognose formuliert, dass in der Zukunft, die wir längst er- 
reicht haben, der sog. „manipulative Charakter“ an Bedeutung und Verbrei- 
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tung gewinnen wird. Damit ist ein Menschentyp gemeint, der sich durch „Or- 
ganisationswut, durch Unfähigkeit, überhaupt unmittelbare menschliche Er- 
fahrungen zu machen, durch eine gewisse Art Emotionslosigkeit, durch über- 
wertigen Realismus“ auszeichnet. Er ist „besessen vom Willen ..., Dinge zu 
tun, gleichgültig gegen den Inhalt solchen Tuns“ (Adorno 1969: 94). 

Die Idee der Qualität entzieht sich möglicherweise dem Management voll- 
kommen, denn sie zielt auf die Grundbeschaffenheit eines Phänomens und 
eine Wertung. In der Schöpfungsgeschichte schaute sich Gott sein Werk an 
und er fand es - nach mehreren „Nachbesserungen“ - „gut“. Gut kann so vie- 
les sein: Etwas kann gut riechen, schmecken oder aussehen, sich gut anfühlen. 
Gut kann die zweckmäßige Form eines Gerätes oder Gebäudes sein, aber auch 
die verspielte und verschnörkelte Architektur. Gut kann es sein, wenn lästige 
Dinge (bei mir ist es die Verwaltung) ohne Zeitverschwendung und zügig ab- 
gewickelt werden. Gut kann ein Projekt aber auch sein, das eine Kultur der 
„Fehlerfreundlichkeit“ entwickelt hat, und das, so lese ich es in einem Proto- 
koll! zum Thema Qualitätssicherung ın Mütterzentren 


„unkonventionelle und kreative Formen des Zusammenarbeitens“ entwickelt hat, „die die Flexi- 
bilität, den Zauber, die Lebendigkeit und die Kreativität der Mütterzentren ausmachen. Es geht 
nicht nur darum, wie effektiv funktioniert etwas, sondern wie fühlen sich die beteiligten Men- 
schen dabei und gibt es ihnen Kraft und Ansporn, macht es Spaß? Die Flexibilität, das Sich- 
stören-lassen-können, das Improvisationstalent, die Bereitschaft Mitzudenken und Mitanzupa- 
cken, auch wenn man gerade nicht zuständig’ ist, Team- und Kooperationsfähigkeit, das Jonglie- 
ren mit Unvorhersehbarem, die Kunst verschiedene Ansprüche und Anforderungen zu verbin- 
den, Pläne umzuschmeißen und alles anders zu machen, wenn der Augenblick es erfordert etc. 
sind Fähigkeiten, die Mütter erlernen im Umgang mit Kindern“ 

und von diesen Fähigkeiten leben innovatıve Zentren. Im Mütterzentrum 
Salzgitter wurde 


„ganz bewusst das Prinzip der ‘langen Wege’ eingeführt, die an verschiedenen Orten, die zum 
Verweilen und zur Begegnung auffordern, entlangführen als bewusste Gegenstrategie zum Zeit- 
geist, der sagt ‘Schnell, schnell, Zeit ist Geld!’. Denn hier geht es um die Qualität von Nachbar- 
schaftsbeziehungen und die braucht Begegnung, Zeit und Muße und alles andere als das Gefühl 
des Gehetztseins“ (DJI 1998). 

Aus meinen bisherigen Überlegungen ziehe ich folgende Schlussfolgerung: Der 
so notwendige Diskurs über Qualität muss aus dem „stählernen Gehäuse“ der 
instrumentellen Vernunft, der sog. Sachzwänge, des Verfahrensfetischismus und 
der Geldlogik, jenem „Terror der Ökonomie“ (Forrester 1997) befreit werden. 
Vom „technologischen Selbstmissverständnis der Qualifikationsdiskussion“ 
spricht Norbert Struck, Jugendhilfereferent beim Dachverband des Paritäti- 
schen Wohlfahrtsverbandes (Struck 1999: 16). Dieses führe zum „Qualitätsau- 
tismus“, „bei dem die Frage verloren geht: Was ist gute und was ist schlechte 
Arbeit aus der Sicht der Nutzerinnen und Nutzer unserer Dienste und Ein- 
richtungen?“ (ebd.). Erst dadurch kann eine „Schmalspurrezeption der Quali- 


1 Ich danke Monika Jaeckel vom Deutschen Jugendinstitut (dji) für das Protokoll einer Dis- 
kussion zwischen MitarbeiterInnen des dji und den Mütterzentren Sendling und Neuhausen. 
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tätsdiskussion“ (ebd.: 17) überwunden werden, die „Dokumentationsschikanen 
des von der Leitung exekutierten Qualitätssicherungssystems“ (ebd.). 

Ein akzeptabler Qualitätsdiskurs braucht ganz andere Bezugspunkte. Zwei 
möchte ich vor allem herausheben: (1) Die Nicht-Hintergehbarkeit der Sub- 
jekte und ihrer Lebensvorstellungen und Bedürfnisse und (2) die politisch- 
normative Dimension. 


Zur Subjekthaftigkeit von Qualitätsstandards 


Schon in der philosophischen Debatte wird die subjektive und objektive Di- 
mension von Aussagen über Qualität betont. Aussagen zur Lebensqualität ha- 
ben durchaus eine gesellschaftlich-objektive Seite, z.B. dıe Bestimmung von 
materiellen und sozialen Mindeststandards, über einklagbare Rechte auf Woh- 
nung und körperliche und psychische Unversehrtheit. Solche Standards sind 
unabhängig von einer einzelnen Person zu formulieren. Aber darın geht Qua- 
lität noch nicht auf. Sie muss von der einzelnen Person erlebt und mitgestaltet 
werden können. Das meine ich damit, wenn ich davon spreche, dass die ein- 
zelnen Personen, um deren Lebensqualität oder eine Hilfeleistung es geht, mit 
ihren Lebensvorstellungen unterhintergehbar sind. Sie müssen beteiligt wer- 
den. Sonst entsteht „fürsorgliche Belagerung“ oder Fremdkontrolle. 

Auf einer Tagung von Klinischen PsychologInnen in der Psychiatrie des Land- 
schaftsverbandes Rheinland hat Wolfgang Voelzke, Psychiatrie-Erfahrener aus 
Bielefeld, eine sehr klare Position zu unserem Tagungsthema formuliert. In sei- 
ner Einleitung heißt es: 

„Sie merken vielleicht, dass ich nicht den Begriff der Nutzer/nnen verwandt habe, weil er den 
Menschen auf betriebswirtschaftliche Steuergrößen reduziert, es in der Psychiatrie selten eine 
echte Wahlmöglichkeit gibt und vor allem die persönliche Begegnung, die Basis jeder psycholo- 
gischen Behandlung ist, damit ausgeblendet wird. Viele fühlen sich in der Psychiatrie weniger als 
‘Nutzer’ als vielmehr benutzt. (...) Egal ob Diagnosen erstellt und entsprechende Therapien ver- 
ordnet und durchgeführt werden, ob Defizite, Problemlagen oder Bedürfnisse festgestellt und da- 
zu adäquate psychosoziale Dienstleistungen zur Lösung oder Besserung erbracht werden, immer 
haben Betroffene weitestgehend eine passive Rolle im Rahmen eines Über- bzw. Unterordnungs- 
verhältnisses einzunehmen und auf die Problemdefinitionen und Hilfen durch Profis zu warten. 


Die Rolle der Betroffenen und die Machtverteilung erreichen nie die Qualität einer echten Part- 
nerschaft. Dies muss sich ändern!“ (1998: 6). 


Und schließlich fordert Wolfgang Voelzke: 


„Begriff und Methoden der Qualitätssicherung gewinnen in den letzten Jahren zunehmend an 
Bedeutung. PsychologInnen sollten dabei auf wirkliche Qualität achten und darauf, dass gleich- 
berechtigte Beteiligung und Mitbestimmung von Betroffenen, echte Partizipation von Angehöri- 
gen und Psychiatrie-Erfahrenen in ihrem Bereich umgesetzt werden. Dazu sollten sie Psychiatrie- 
Erfahrene in ihre Arbeitsgruppen zur Qualitätssicherung einladen, damit die Betroffenen ihre 
Bedürfnisse und Forderungen unmittelbar darlegen können“ (ebd.: 13f.). 


Gerade für die psychosozialen Professionellen, die sich als Teil der Reformbe- 
wegung des psychosozialen Feldes verstehen, ist dies der wichtigste Lernpro- 
zess der letzten Jahre. Wir haben kein Recht für die Betroffenen unserer Hand- 
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lungen zu definieren, was für sie gut und qualitätsvoll ist. Dieses Handeln im 
„wohlverstandenen Interesse“, auch das rein „anwaltschaftliche Handeln“ birgt 
die Gefahr der Bevormundung, der „fürsorglichen Belagerung“. Notwendig ist 
vielmehr eine Perspektive, die Lebenssouveränität und den „aufrechten Gang“ 
fördern, also eine Empowerment-Perspektive und die ist ohne weitestgehende 
Einbeziehung der Betroffenen nicht vorstellbar. 


Die politisch-normative Dimension von Qualität 
am Beispiel von sozialer Gerechtigkeit 


Jeder Versorgungsbeitrag in unserem Gesundheitswesen ist in seiner Qualität 
darauf hin zu prüfen, ob die Personengruppen, die der spezifischen Dienstleis- 
tung besonders bedürfen, davon auch den meisten Nutzen haben. Wie steht 
es da mit der Psychotherapie? Wie steht es mit der Passung von Nutzerbe- 
dürfnissen und psychotherapeutischen Angeboten? Diese Fragen haben in der 
70er Jahren zu einem spezifischen Qualitätsdiskurs geführt: Wie könnte eın 
System psychosozialer Versorgung entwickelt werden, das für Menschen nach 
Bedarf und nicht nach sozioökonomischen Selektionsmechanismen erreichbar 
ist? Hierzu möchte ich einige Thesen anbieten: 

Die Psychotherapie zeichnet sich durch eine zunehmende „Gesellschaftsver- 
gessenheit” oder „soziale Amnesie“ aus. Eine Re-Medikalisierung und ein the- 
rapeutischer Technizismus begünstigt eine Vernachlässigung von soziokulturel- 
len Kontextvariablen. Von dem verbreiteten „context minimization error“ 
(Shinn/Toohey 2003) sind alle Fragen nach der Bedeutung von gesellschaftli- 
chen Ungleichheitsrelationen betroffen. 

Wenn wir drei Jahrzehnte zurückgehen, dann wird deutlich, dass unsere Priori- 
täten damals ganz andere waren. Im Zuge der StudentInnenbewegung war es 
für uns klar geworden, dass wir die professionelle Komplizenschaft mit dem 
spätkapitalistischen System von Ausbeutung und Herrschaft radıkal aufkündi- 
gen müssten. Wir waren davon überzeugt, dass eine repressive und auf Klas- 
senunterschieden beruhende Gesellschaft Menschen psychisch und gesund- 
heitlich verkrüppeln muss. Die klassischen sozialepidemiologischen Befunde 
über die schichtspezifische Verteilung psychischer Störungen und die schicht- 
spezifisch unterschiedlichen Chancen auf eine gute psychotherapeutische Be- 
handlung schienen dafür beweisfähig zu sein. Sie zeigten in harten Zahlen das 
auf, was Christian von Ferber (1971) die „gesundheitspolitische Hypothek der 
Klassengesellschaft“ genannt hat. Auf der fachlichen Ebene ging es um die Re- 
zeption der Forschungsbefunde, die dıe große Bedeutung sozialstruktureller 
Lebensbedingungen für die Entstehung und Bewältigung psychischen Leids 
aufzeigten (z.B. Gleiss/Seidel/Abholz 1973; Strotzka 1973; Keupp 1974). Re- 
formüberlegungen und -maßnahmen für das System psychosozialer Versor- 
gung waren von dem Reformanspruch bestimmt, durch spezifische Angebote 
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von Psychotherapie die Chancen für benachteiligte gesellschaftliche Schichten 
zu verbessern, Hilfe bei der Lebensbewältigung ihrer schwierigen Lebensbedin- 
gungen zu erhalten. In dieser Zeit wurde die klassische sozialepidemiologische 
Studie von Hollingshead und Redlich (1958) auch in Deutschland „entdeckt“ 
und übersetzt. Sie hatte ja so eindrucksvoll die Schere zwischen Bedarf und 
Nutzung aufgezeigt: Je gravierender die Zustände psychischen Leids sind, des- 
to geringer ist offensichtlich die Chance auf eine gezielte Psychotherapie. Und 
genau in dieser Schere reproduziert sich das System gesellschaftlicher Un- 
gleichheit: Je niedriger der sozioökonomische Status ist, desto größer ist das 
Störungsrisiko und desto geringer ist die Chance auf psychotherapeutische 
Hilfe. Die bewusste gesellschaftliche und professionspezifische Wahrnehmung 
dieser Schere hat zu einer Reihe von Initiativen in unterschiedlichen therapeu- 
tischen Szenen geführt, die die schichtspezifischen Benachteiligungen im Zu- 
gang zu psychotherapeutischen Angeboten reduzieren sollten. Nicht nur die 
Reichen und Mächtigen, sondern insbesondere auch den Armen und Macht- 
losen sollten die unterstellten emanzipatorischen Potentiale von Psychothera- 
pie zugänglich gemacht werden (für die Psychoanalyse seien genannt: Creme- 
tius/Hoffmann/ Trimborn 1979, Menne/Schröter 1980; die Vertreter der Ver- 
haltenstherapie haben bevorzugt auf Goldsteins (1977) „Strukturierte Lernthe- 
rapie“ verwiesen, die in der englischen Originalausgabe den programmatischen 
Untertitel „Toward a psychotherapy for the poor“ trug). In dieser historischen 
Periode einer erhöhten Sensibilität für gesamtgesellschaftliche Kontextbedin- 
gungen und für soziale Gerechtigkeit ist auch das psychotherapeutische Feld 
unter einem solchen Fokus reflektiert und diskutiert worden. Diesen histori- 
schen Rückgriff fasse ich in meiner zweiten These zusammen: 

Die in klassischen sozialepidemiologischen Befunden nachweisbaren psycho- 
sozialen Konsequenzen sozialer Ungleichheit bzw. die „gesundheitspolitische 
Hypothek der Klassengesellschaff“ waren in den 60er und 70er Jahren ein zentra- 
ler Grund dafür, die Reform der psychosozialen Versorgung voranzutreiben. 
Diese Themen scheinen heute erledigt zu sein. Sind sie es von der Gegenstands- 
oder der Bewusstseinsseite? Ist das Thema soziale Ungleichheit aus dem fachli- 
chen Aufmerksamkeitszentrum verschwunden, weil soziale Unterschiede an Be- 
deutung verloren haben und allmählich die „nivellierte Mittelstandsgesellschaft“ 
entstanden ist, die schon von einigen konservativen Ideologen in den 50er 
Jahren verkündet worden war? Empirisch spricht für diese Deutung nichts. 
Plausibler dürfte die Erklärung sein, dass die Psychotherapie in ihrem Auf 
merksamkeitsverlust für kollektive Lebenslagen in besonderem Maße an der 
Erosion kollektiver Erfahrungs-, Wahrnehmungs- und Erlebnisweisen teil hat, 
die auf die weitreichenden gesellschaftlichen Individualisierungs- und Plurali- 
sierungsprozesse zurückzuführen sind. In diesen Prozessen wird nicht der ob- 
jektiv ungleiche Zugang zu gesellschaftlichen Ressourcen aufgehoben, aber das 
gesellschaftliche Bewusstsein für diese Ungleichheit verändert sich. Ulrich 
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Beck hat dazu folgende These vorgelegt: 


Auf der einen Seite sind die Relationen sozialer Ungleichheit in der Nachkriegsentwicklung der 
Bundesrepublik weitgehend konstant geblieben. Auf der anderen Seite haben sich die Lebensbe- 
dingungen der Bevölkerung radikal verändert. Die Besonderheit der sozialstrukturellen Entwick- 
lung in der Bundesrepublik ist der “Fahrstuhl-Effekt’: die *Klassengesellschaft’ wird insgesamt eine 
Etage höher gefahren“ (1986: 122). 

Die aus der Not geborenen sozialen Netzwerke von Alltagssolidarität, die die 
schlimmsten Auswirkungen der gemeinsamen Klassensituation auffingen, sind 
in einem ausgebauten Wohlfahrtsstaat nicht mehr von absoluter Notwendig- 
keit. Hinzu kommen die vom Arbeitsmarkt geforderte hohe Mobilität und 
Flexibilität des einzelnen, die weitere wichtige Gründe für die zunehmende 
Individualisierung liefern. 

Es entstehen der Tendenz nach individualisierte Existenzformen und Existenzlagen, die die 
Menschen dazu zwingen, sich selbst - um des eigenen materiellen Überlebens willen - zum Zen- 
trum ihrer eigenen Lebensplanung und Lebensführung zu machen“ (ebd.: 116f.). 

Gerade für Disziplinen und Professionen, die sich mit dem Subjektiven be- 
schäftigen, hat dieser Entwicklungsprozess besondere Bedeutung. Subjektive 
Prozesse, Freud und Leid, lösen sich aus dem „Schicksals-“ und „Bewältt- 
gungszusammenhang“ einer kollektiven Lebenslage: 

In den enttraditionalisierten Lebensformen entsteht eine neue Unmittelbarkeit von Individuum 
ind Gesellschaft, die Unmittelbarkeit von Krise und Krankheit in dem Sinne, dass gesellschaftli- 
che Krisen als individuelle erscheinen und in ihrer Gesellschaftlichkeit nur noch sehr bedingt 
und vermittelt wahrgenommen werden können“ (ebd.: 118). 

Wenn sich Psychotherapie diese Zusammenhänge nicht vergegenwärtigt, ist sie 
in Gefahr, die gesellschaftlichen Erfahrungen der Subjekte ideologisch zu ver- 
doppeln. Denn die gesellschaftlich ungleichen Zugänge zu gesellschaftlichen 
Ressourcen sind geblieben und damit die ungleichen Bedingungen für die 
Auseinandersetzung mit und Bewältigung von Krisen und Belastungen. Hier 
schließt meine dritte These an: 

Im Zuge einer allmählichen ideologischen Entsorgung der „Klassenfrage“ tat 
die konservative Formel von der „nivellierten Mittelstandsgesellschaft“ ihre 

Wirkung. Hinzu kam der wohlfahrtstaatliche „Fahrstuhleffekt“, der zwar nicht 
die Ungleichheitsrelationen aufgehoben hat, sie aber durch kompensatorische 
fskaliche Maßnahmen auf einem hohen sozialpolitischem Niveau aus dem 
Bewusstsein und der Sichtbarkeit von massenhafter Verelendung verdrängt hat. 
Schon in den 9er Jahren drehte sich der Wind. Zunächst begann man in den 
USA der sozialen Ungleichheit und ihren Konsequenzen für die individuelle 
Gesundheit große Beachtung zu schenken und auch in Deutschland entstehen 
wieder Forschungsprojekte, die sich vor allem mit dem Thema Armut und 
Gesundheit beschäftigen. Gerade in der allerletzten Zeit tauchen in der Litera- 

tur immer häufiger Forschungsberichte auf, die körperliche und psychische 

Gesundheit bzw. Krankheit mit sozialer Ungleichheit in Beziehung setzen (vgl. 

Mielck 2000; Helmert 2003; Robert-Koch-Institut 2005). 
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Auf der Basis sozialepidemiologischer Befunde ist auch der Zusammenhang 
von gesellschaftlichen Lebensbedingungen und Persönlichkeitsentwicklung be- 
leuchtet worden. Der Blick auf unterprivilegierte gesellschaftliche Gruppen 
vermittelt ein eindrucksvolles empirisches Gegengift gegen die ideologische 
Beschwörung der ungeahnten Chancen, die jede und jeder in unserer Gesell- 
schaft hätten, etwas aus ihrem Leben zu machen und gestärkt und optimis- 
tisch aus Krisen und Belastungen hervorzugehen. Die neuere epidemiologische 
Forschung ist bei ihren Gemeindestudien auf ein Phänomen gestoßen, das als 
„Demoralisierung“ bezeichnet wurde. Es stammt von dem Psychotherapiefor- 
scher Jerome Frank und beinhaltet Einstellungen und Grundhaltungen, die 
durch ein geringes Selbstwertgefühl, Hilflosigkeit, Hoffnungslosigkeit, unbe- 
stimmte Zukunftsängste und allgemein gedrückter Grundstimmung geprägt 
sind. Für die USA liegen folgende Ergebnisse vor: Demoralisiert in dem be- 
schriebenen Sinne wurde etwa ein Drittel der Bevölkerung eingeschätzt. Die 
Demoralisierungsrate von Frauen liegt um 10 % höher als bei Männern. Etwa 
die Hälfte der Angehörigen der untersten sozialen Schicht erwies sich als de- 
moralisiert. Etwa die Hälfte des Bevölkerungsanteils, der als demoralisiert ein- 
geschätzt wurde, wies klinisch auffällige Symptome auf. Bei dieser Gruppe hat- 
ten die verfügbaren Ressourcen offensichtlich nicht ausgereicht, um mit Le- 
bensproblemen und Krisen produktiv umgehen zu können. Das Demoralisie- 
rungssyndrom bringt zum Ausdruck, dass eine erheblicher Teil der Bevölke- 
rung für sich keinen Sinn mehr darin sıeht, sich für oder gegen etwas einzu- 
setzen. Diese Personen lassen Ereignisse fatalistisch auf sich zukommen und 
über sich hereinstürzen, weil sie nicht mehr daran glauben, dass sie wirksam 
etwas gegen diese unternehmen könnten (vgl. Keupp 1992). Auch die Suche 
nach psychotherapeutischen Hilfen ist durch dieses Gefühl, ja doch nichts 
ändern zu können, blockiert. Wenn wir die aktuelle Befundlage für die Bun- 
desrepublik sichten, dann werden wir von einer Ergebnisflut überrollt, die in 
großer Nachdrücklichkeit die Bedeutung von sozioökonomischem Hinter- 
grund und Gesundheit deutlich machen. 

Die Armutsforschung zeigt, dass Kinder und Jugendliche überproportional von 
Armut betroffen sind und Familien mit Kindern nıcht selten mit dem „Armuts- 
risiko“ zu leben haben. Susanne Mayer hat es in der Zeit so zusammengefasst: 


„In Deutschland sind Kinder zu 27 Prozent von Armut betroffen, das ist der zweithöchste Wert 
in Europa. Nur in Irland ist das Armutsrisiko der Kinder höher (28 Prozent), in Dänemark liegt 
es bei 11 Prozent. Widerfährt deutschen Kindern das Missgeschick, in einem Haushalt alleiner- 
ziehender Eltern zu landen, steigt ihre Chance, dass es äußerst ärmlich zugeht, auf 47 Prozent. 
Würden diese Kinder in Schweden bei Papa oder Mama leben, wären nur 19 Prozent von ihnen 
arm. Könnten Kinder sich ihr Geburtsland aussuchen, nun, Deutschland wäre vermutlich nicht 
die erste Wahl“ (Zeit Nr. 42 vom 9.10.2003). 


Bei Einschulungsuntersuchungen zeigt sıch, dass materielle Ungleichheit in den 
Lebensbedingungen und insbesondere die frühen Armutserfahrungen bei Kindern 
zum Zeitpunkt ihres Schulbeginns bereits dramatische Auswirkungen zeitigen. 
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Da materielle Ressourcen auch eine Art Schlüssel im Zugang zu anderen Res- 
sourcen bilden, entscheiden sie auch mit über Zugangschancen zu Bildung, 
Kultur und Gesundheit. Hier liegt das zentrale und höchst aktuelle sozıal- und 
gesellschaftspolitische Problem. Eine Gesellschaft die sich ideologisch, poli- 
tisch und ökonomisch fast ausschließlich auf die Regulationskraft des Marktes 
verlässt, vertieft die gesellschaftliche Spaltung und führt auch zu einer wach- 
senden Ungleichheit der Chancen an Lebensgestaltung. Hier holt uns immer 
wieder die klassische soziale Frage ein. Die Fähigkeit zu und die Erprobung 
von Projekten der Selbstorganisation sind ohne ausreichende materielle Absi- 
cherung nicht möglich. Ohne die Chance auf Teilhabe am gesellschaftlichen 
Lebensprozess in Form von sinnvoller Tätigkeit und angemessener Bezahlung 
ist es für Heranwachsende kaum möglich, Autonomie und Lebenssouveränität 
zu gewinnen. 

Gesundheitsbezogene Folgewirkungen von Leben unter Armutsbedingungen 
gehen durch alle Altersphasen und betreffen letztlich auch die Mortalität. Ge- 
rade zuletzt hat uns Karl Lauterbach eine erschreckende Wahrheit auf den 
Tisch gelegt: Nach einer Untersuchung des Kölner Gesundheitsökonomen 
und SPD- Abgeordneten benachteiligt die gesetzliche Rente Geringverdiener 
und sorgt für eine ungewollte Umverteilung von Arm zu Reich. Ursache der 
Schieflage sei die im Durchschnitt längere Lebenserwartung von Besserverdie- 
nenden. So bezögen Gutverdiener mit mehr als 4500 Euro im Monat im 
Schnitt mehr als 18 Jahre lang Rente. Normalverdiener mit einem Einkommen 
zwischen 2500 und 3500 Euro kämen hingegen auf eine Rentenlaufzeit von 
durchschnittlich 15 Jahren. Geringverdiener mit weniger als 1500 Euro erhiel- 
ten sogar im Schnitt nur knapp elf Jahre Altersgeld. Etwa jeder Fünfte dieser 
Einkommensgruppe stirbt laut Lauterbachs Untersuchung sogar vor Erreichen 
der Altersgrenze. Bei den Gutverdienern seı dies nur jeder Zehnte. 

Eine besondere Risikogruppe bilden alleinerziehende Mütter. Sie haben nicht 
nur das höchste Verarmungsrisiko, sondern sie haben bei allen gesundheitsbe- 
zogenen Daten eindeutig die ungünstigsten Werte. Die herausgehobene nega- 
tive Spitzenstellung alleinerziehender Mütter reproduziert sich in den Ge- 
sundheitsstatistiken. Im Vergleich dieser Gruppe mit Müttern, die in einer 
Partnerschaft leben, zeigen sich deutlich mehr psychische Störungen. Aber 
auch im Gesamtspektrum psychischer und körperlicher Krankheiten ıst die 
negative Spitzenstellung der alleinerziehenden Mütter eindeutig belegt. 

Mit dem Blick auf diese spezielle Risikogruppe der Alleinerziehenden wäre al- 
lerdings der Schluss nicht legitim, die bloße Tatsache einer „vollständigen 
Familie“ wäre schon ein Schutz gegen Armut und die damit verbundenen Ri- 
siken. Pauschal wird gelegentlich davon gesprochen, dass Kinder allein schon 
ein Armutsrisiko bedeuten würden. Das gilt sicher so pauschal nicht wie unse- 
re aktuelle Familienministerin demonstriert, aber einen starken Risikofaktor 
stellen Kinder in Kombination mit einer niedrigen Einkommenssituation al- 
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lemal dar. Ein guter Indikator zumindest für drohende Armutslagen stellen die 
Sozialhilfedaten dar. Hier zeigt sich, dass vor allem Kinder und Jugendliche 
mit wachsender Tendenz Sozialhilfeempfänger werden und damit Armutskar- 
rieren gebahnt werden. Wichtig erscheint mir dann auch die Kombination 
von Bildungskapital und materiellem Kapital, da hat sich ganz im Sinne von 
Pierre Bourdieu eine fatale Koalition gebildet im Sinne einer doppelten Be- 
nachteiligung, die noch weiter ins gesellschaftliche Abseits verweist, wenn man 
das soziale Kapital berücksichtigt, das ja als Bewältigungsressource begriffen 
werden kann. Die Einbindung in soziale Netzwerke kann zwar der Ausgren- 
zungsgefahr entgegenwirken, doch die Ergebnisse zeigen, dass es nur selten ge- 
lingt, Armut oder Arbeitslosigkeit mit sozialem Rückhalt zu kompensieren. 
Gerade Bevölkerungsgruppen, die materiell benachteiligt sind und sozialen 
Beistand am nötigsten hätten, können nur selten darauf zurückgreifen. Hier 
gilt in dramatischer Weise das Mathäus-Prinzip „Wer hat, dem wird gegeben, 
wer nicht hat, dem wird genommen, was er hat“. 

Neben den Alleinerziehenden und den Heranwachsenden erfasst der Blick, der 
sich auf Armuts- und Gesundheitsrisiken ın unserer Gesellschaft richtet, zu- 
nehmend auch die Gruppe der MigrantInnen (Weilandt/Altenhofen 1997). 
Meine vierte These lautet: 

Die Bedeutung der sozioökonomischen Herkunft für die Verteilung von Le- 
benschancen holt uns auf Grund eines neoliberalen Politikregimes auf allen 
denkbaren Ebenen wieder ein, vor allem im Bildungsbereich und im Gesund- 
heitsbereich. Es gibt eine Fülle von Daten, die für alle Altersphasen den Zu- 
sammenhang von sozialer Ungleichheit und Gesundheit aufzeigen. 
„Ausgrenzung“ und „Teilhabe“ sind in der Debatte um soziale Ungleichheit 
zu Schlüsselbegriffen geworden. Dabei geht es um veränderte Formen sozialer 
Ungleichheit und um eine Zunahme von Risikogruppen. Soziale Ausgrenzung, 
das heißt Deklassierung und Isolation. Hat sich die Ungleichheitsforschung 
bisher wesentlich der Verteilung von materiellen Ressourcen gewidmet, so ver- 
weist der Ausgrenzungsdiskurs auf mehr als die Sicherung des Lebensstan- 
dards. Er bezieht sich umfassender auf eingeschränkte Teilhabechancen mit 
Blick auf soziale Rechte und etablierte Gerechtigkeitsnormen. Die Folgen von 
Arbeitslosigkeit und Armut für den gesellschaftlichen Zusammenhalt werden 
in den Mittelpunkt gerückt. Theoretische Debatten um soziale Ungleichheit 
kreisen somit nicht mehr nur um Verteilungsfragen, sondern widmen sich As- 
pekten der Zugehörigkeit und Integration (vgl. Böhnke 19953;b; Kronauer 
2002; Callies 2004; Bude 2004). 

Weitere Auswertungen haben ergeben, dass nicht alle Bevölkerungsschichten 
gleichermaßen vom Risiko sozialer Ausgrenzung betroffen sind. Langzeitarbeits- 
losigkeit und Armut gehen mit einer deutlichen Verschlechterung von Teilha- 
bemöglichkeiten einher. Reichtum, Wohlstand und eine gesicherte berufliche 
Stellung führen zu einer überdurchschnittlichen Zufriedenheit mit der gesell- 
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schaftlichen Integration. Neben einem fehlenden Berufsabschluss und niedri- 
gem Bildungsniveau sind auch unsichere Beschäftigung, Krankheit und hohes 
Alter Faktoren, die Erfahrungen von Marginalisierung mit sich bringen und 
verstärken. Die Einschätzung, außen vor zu sein, beruht auf Lebenssituatio- 
nen, die neben starker materieller Benachteiligung Identitätsverlust und man- 
gelnde Wertschätzung mit sich bringen. Nicht zu vergessen sind hier auch die 
Angehörigen derjenigen gesellschaftlichen Gruppen, die man früher „Reserve- 
armee“ genannt hat: Zunehmend wieder die Frauen und noch mehr die 
MigrantInnen. „Reserve hat Ruh’”“ könnte man sagen und das bedeutet Aus- 
schluss aus dem „Kern“ unserer Gesellschaft. 

In der schönen neuen Welt des flexibel und global agierenden Netzwerkkapı- 
talismus ordnet sich die Welt nach ganz eigenen Kategorien der Zugehörigkeit 
und der Anerkennung des BürgerInnenstatus. Zgymunt Bauman (1992) hat es 
sehr eindrücklich beschrieben: 


„Die postmoderne Welt des fröhlichen Durcheinander wird an den Grenzen sorgfältig von Söldner- 
truppen bewacht, die nicht weniger grausam sind als die, die von den Verwaltern der jetzt aufgege- 
benen Globalordnung angeheuert waren. Lächelnde Banken strahlen nur ihre jetzigen und zukünfti- 
gen Kunden an (...) Höfliche Toleranz gilt nur für diejenigen, die hereingelassen werden“ (ebd.: 317). 
In seinem allerneusten Buch mit dem vielsagenden Titel „Verworfenes Leben. 
Die Ausgegrenzten der Moderne“ (2005) zeigt Bauman, dass die modernen 
kapitalistischen Gesellschaften ständig menschlichen Abfall produziert, Men- 
schen die niemand braucht und die übersehen werden, obwohl die Gruppen 
immer größer werden: Ortlose MigrantInnen, Flüchtlinge und für „überflüs- 
sig“ gehaltene Menschen. Sie leben unter uns, aber gehören nicht dazu. Hier 
schließe ich meine fünfte These an: 

Es geht darum, Ungleichheit mehrdimensional zu begreifen und nicht allein 
auf Armut zu reduzieren. Es geht um die zivilgesellschaftliche Vorstellung von 
sozialer Zugehörigkeit, Anerkennung und sozialen Rechten. Der Ungleich- 
heitsdiskurs fokussiert deshalb auf Dimensionen wie „Ausgrenzung“ und „Teil- 
habe“ („Exklusion“ und „Inklusion“). Wir sind mit der Tatsache konfrontiert, 
dass sich ein wachsender Teil der Bevölkerung als ausgeschlossen erlebt, „ver- 
worfenes Leben“ nennt das Zygmunt Bauman. 

Wir haben gesehen, dass das „höchste Gut“ Gesundheit ın unserer Gesellschaft 
höchst ungleich verteilt ist. Die Ursachen dafür werden in der Struktur des Ge 
sundheitswesens, im Krankheits- und Gesundheitsverhalten und im Lebensstil 
gesehen. Damit lassen sich zweifellos einige wichtige verursachende Faktoren 
benennen. Der englische Gesundheitsforscher Richard G. Wilkinson (2001) 
hat mit einer gut belegten These Aufsehen erregt und eine intensive fachliche 
Diskussion ausgelöst: 


„Unter den entwickelten Ländern weisen nicht die reichsten den besten Gesundheitszustand auf, 
sondern jene, in denen die Einkommensunterschiede zwischen Reich und Arm am geringsten 


sind“ (ebd.: XIX). 
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Wilkinson fragt sich, warım die Niederlande, Deutschland oder Österreich die 
gleiche durchschnittliche Lebenserwartung haben wie etwa Costa Rica oder 
Kuba, obwohl deren Pro-Kopf-Einkommen nur etwa ein Zehntel des Pro- 
KopfEinkommens der reichen Länder beträgt. Er kommt zu der Antwort, dass 
es nicht um einen objektiven materiellen Standard geht, sondern um die Ver- 
teilungsgerechtigkeit innerhalb einer Gesellschaft. Japan hat z.B. die geringsten 
Einkommensunterschiede und gleichzeitig die höchste Lebenserwartung. In 
Ländern wie England oder auch Deutschland ist zwar in den letzten Jahrzehn- 
ten der Lebensstandard gewachsen, aber gleichzeitig auch die Schere zwischen 
arm und reich immer größer geworden. Die skandinavischen Länder zeigen 
sehr vıel geringere Unterschiede zwischen arm und reich als England und 
Wales, während dort die Sterbeziffern erhebliche Schichtunterschiede aufwei- 
sen. Die Gruppen mit der höchsten Sterblichkeit in Schweder weisen geringere 
Sterberaten auf als die höchste soziale Schicht in England und Wales. 

Es ist also das Gerechtigkeitsdefizit, das aus der Sicht von Wilkinson die Län- 
derunterschiede im durchschnittlichen Gesundheitsstatus erklären können. 
Aber der Epidemiologe geht weiter und begibt sich in das Revier der Gemein- 
depsychologie. Er stellt die These auf, dass 

„gesunde, egalitäre Gesellschaften über einen größeren sozialen Zusammenhalt (verfügen). Das 
gemeinschaftliche Leben ist stärker ausgeprägt und nicht so leicht zu erschüttern. (...) Größere 
Ungleichheit bedeutet eine psychologische Last, die das Wohlbefinden der gesamten Gesellschaft 
beeinträchtigt. Aus den Verbreitungsmustern der modernen Krankheiten geht hervor, dass der 
entscheidende Punkt in diesem Zusammenhang nicht mehr länger der materielle Lebensstandard 
ist. Heute geht es vielmehr um die psychosoziale Lebensqualität, die durch materielle Gleichheit 
unterstützt werden muss“ (ebd.: XIX). 

Eine in materielle Unterschiede zerfallende Gesellschaft verliert - so die These 
- ihren inneren Zusammenhalt, ihr „soziales Kapital“, ihre Solidaritätsressour- 
cen, die eine entscheidende Voraussetzung für die individuelle Lebensbewälti- 
gung darstellten. Hierzu meine sechste These: 

Von besonderer Bedeutung für den Gesundheitsstatus einer Population ist das 
gesellschaftliche Gerechtigkeitsdefizit. Gesellschaften, in denen die Schere zwı- 
schen arm und reich groß ist und größer wird, weisen besonders negative 
Auswirkungen auf den durchschnittlichen psychosozialen und gesundheitli- 
chen Status der jeweiligen Bevölkerung auf. Hier handelt es sich nicht nur um 
ungleiche Zugänge zu materiellen Ressourcen, sondern auch um eine Bedro- 
hung der Solidaritätsressourcen einer Gesellschaft. Diese makrosoziale Dimen- 
sion verweist auf die Notwendigkeit gesamtgesellschaftlich wirksamer politi- 
scher Interventionen hin. 

Und ich schließe mit meiner letzten These: 

Eine gesellschaftliche Initiative zur Überwindung von Ungleichheit sollte sich 
als konzeptuelle Basis den Ansatz der „Verwirklichungschancen“ (capability) 
von Amartya Sen als Grundlage wählen, der eine gedankliche Verknüpfung 
zum Empowerment-Konzept nahe legt. Das Konzept versteht unter Verwirkli- 
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chungschancen die Möglichkeiten oder umfassenden Fähigkeiten („capabili- 
ties“) von Menschen, ein Leben führen zu können, für das sie sich mit guten 
Gründen entscheiden konnten und das die Grundlagen der Selbstachtung 
nıcht ın Frage stellt. Die Basıs dafür sind materielle, aber auch soziale, psychr- 
sche und symbolische Ressourcen. 

Amartya Sen (2000) knüpft mit seinem Konzept der „Verwirklichungschancen“ 
einerseits an der Idee der Freiheit und den gesellschaftlichen Bedingungen an, 
die zur Realisierung von eigenen Lebensvorstellungen erforderlich sind. Unter 
Verwirklichungschancen versteht er die Möglichkeit von Menschen, „bestimmte 
Dinge zu tun und über die Freiheit zu verfügen, ein von ihnen mit Gründen 
für erstrebenswert gehaltenes Lebens zu führen“ (ebd.: 108) oder an anderer 
Stelle bestimmt er sie als „Ausdrucksformen der Freiheit: nämlich der substan- 
tiellen Freiheit, alternative Kombinationen von Funktionen zu verwirklichen 
(oder, weniger formell ausgedrückt, der Freiheit, unterschiedliche Lebensstile 
zu realisieren)“ (ebd.: 95). 

Eine qualitätsvolle Psychotherapie muss meines Erachtens dieses Gerechtig- 
keitsproblem ernst nehmen. Es stellt sich die Frage, ob die vorhandene Ange- 
botspalette, die sich gegenüber dem Beginn des „psychotherapeutischen Zeit- 
alters“ in den 60er und 70er Jahren des vergangenen Jahrhunderts erheblich 
erweitert hat, an einer qualitätsvollen Überwindung dieser Gerechtigkeitslücke 
gearbeitet hat. In den Niederlanden ist die Kassenfinanzierung von Psychothe- 
rapie aufgehoben worden, weil sie in erster Linie von Angehörigen der Mittel- 
und Oberschichten in Anspruch genommen wurde, obwohl ihre Ressourcen 
von allen BürgerInnen aufzubringen sind. 


Literatur 


Adorno, T.W. (1969): Erziehung nach Auschwitz. In: ders.: Stichworte. Kritische Modelle 2. 
Frankfurt: Suhrkamp 1969. 

Bauman, Z. (2005): Verworfenes Leben. Die Ausgegrenzten der Moderne. Hamburger Edition. 

Beck, U. (1986): Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne. Frankfurt: Suhrkamp. 

Böhnke, P. (2005): Am Rande der Gesellschaft. Risiken sozialer Ausgrenzung. Opladen: Budrich. 

Böhnke, P. (2005): Mittendrin und trotzdem draußen. Soziale Ungleichheit in Deutschland. In: 
WZB-Mitteilungen, 10, Dezember 2005, S. 34 - 37. 

Bude, H. (2004): Das Phänomen der Fxklusion. Der Widerspruch zwischen gesellschaftlicher Er- 
fahrung und soziologischer Rekonstruktion. In: Mittelweg 36, 13, 4/2004, S. 3 - 15. 

Bundesregierung (2005): Lebenslagen in Deutschland. Der 2. Armuts- und Reichtumsbericht der 
Bundesregierung. Berlin. 

Callies, ©. (2004): Konturen sozialer Exklusion. In: Mittelweg 36, 13, 4/2004, S. 16 - 35. 

Cremerius, J.; Foffmann, $. O., Trimborn, W. (1979): Psychoanalyse, Über-Ich und soziale 
Schicht. München: Kindler. 

DJI (1998): Qualitätssicherung - Kosten-Nutzen-Analyse - Budgetierung etc. Protokoll der Dis- 
kussion zwischen dem DJI und den Mütterzentren Sendling und Neuhausen am 1. Juli 1998 
im DJI. Manuskript. 

Ferber, C.v. (1971): Gesundheit und Gesellschaft. Haben wir eine Gesundheitspolitik? Stuttgart: 
Kohlhammer. 

Gleiss, 1; Seidel, R; Abholz, H.-H. (1973): Soziale Psychiatrie - Zur Ungleichheit der psychiatrı- 
schen Versorgung. Frankfurt: Fischer. 


Von der Verbetriebswirtschaftlichung psychosozialer Arbeit 419 


Goldstein, A.P. (1977): Strukturierte Lerntherapie. Ansätze zu einer Psychotherapie der sozial Be- 
nachteiligten. München: Urban & Schwarzenberg. 

Helmert, U. (2003): Soziale Ungleichheit und Krankheitsrisiken. Augsburg: Maro. 

Hermann, $. (1995): Daten zur Gesundheit alleinerziehender Frauen. Ergebnisse aus der Gesund- 
heitsberichterstattung des Landes Berlin. In: Dokumentation zum Kongreß „Armut und Ge- 
sundheit“ 12/1995, Ärztekammer Berlin: 127 - 128. 

Hollingshead, A. B.; Redlich, F.C. (1958): Social class and mental illness. New York: Wiley, 

Kamiske, G. F.; Brauer, J.-P. (1996): ABC des Qualitätsmanagements. München: Hanser. 

Keupp, H. (1974): Verhaltensstörungen und Sozialstruktur. München: Urban & Schwarzenberg. 

Keupp, H. (1992): Gesundheitsförderung und psychische Gesundheit: Lebenssouveränität und 
Empowerment. psychomed, 4, S. 244 - 250. 

Keupp, H. (Hg.) (1974): Verhaltensstörungen und Sozialstruktur. München: Urban & Schwarzenberg. 

Klocke, A.; Hurrelmann, K. (1998): Kinder und Jugendliche in Armut. Opladen: Westdeutscher Verlag. 

Kronauer, M. (2002): Exklusion. Die Gefährdung des Sozialen im hoch entwickelten Kapitalis- 
mus. Frankfurt: Campus. 

Laaser, U.; Gebhardt, K.; Brößkamp, U. (Hg.) (1995): Armut und Gesundheit. In: Zeitschrift für 
Gesundheitswissenschaften. Journal of Public Health. 2. Beiheft 1995. 

Menne, K.; Schröter, K. (1980): Psychoanalyse und Unterschicht. Frankfurt: Suhrkamp. 

Merchel, J. (Hrsg.) (1998): Qualität in der Jugendhilfe. Münster: Votum. 

Mielck, A. (1994) (Hg.): Krankheit und soziale Ungleichheit, Ergebnisse der sozialepidemiologi- 
schen Forschung in Deutschland. Opladen: Leske & Budrich. 

Mielck, A. (2000): Soziale Ungleichheit und Gesundheit. Empirische Ergebnisse, Erklärungsan- 
sätze, Interventionsmöglichkeiten. Bern: Huber. 

Münstermann, K. (1999): Qualität in der Jugendhilfe. Die zentrale Herausforderung - besonders 
für die Leitungskräfte. In: Sozialpädagogisches Institut im SOS-Kinderdorf e.V. (Hrsg.): Quali- 
tätsmanagement in der Jugendhilfe. München, S$. 22 - 33. 

Pörksen, U. (1988): Plastikwörter. Die Sprache einer internationalen Diktatur. Stuttgart. 

Robert Koch-Institut (2003): Gesundheit alleinerziehender Mütter und Väter. Gesundheitsbe- 
rıchterstattung des Bundes Heft 14. Berlin: Robert-Koch-Institut. 

Robert-Koch-Institut (2005): Armut bei Kindern und Jugendlichen. 2. überarbeitete Neuauflage. 
Berlin: Robert-Koch-Institut. 

Robert-Koch-Institut (2005): Armut, soziale Ungleichheit und Gesundheit. Expertise zum 2. Ar- 
muts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung. Berlin: Robert-Koch-Institut. 

Salentin, K. (2002): Armut, Scham und Stressbewältigung. Die Verarbeitung ökonomischer Belas- 
tungen im unteren Einkommensbereich. Wiesbaden: Deutscher Universitätsverlag. 

Sen, A. (2000): Ökonomie für den Menschen. Wege zur Gerechtigkeit und Solidarität in der 
Marktwirtschaft. München: Hanser. 

Shin, M.; Toohey, $. M. (2003): Community contexts of human welfare. Annual Review of Psy- 
chology, 54, 427 - 459. 

Siegrist, J. (1994): Soziale Ungleichheit und Gesundheit: neue Herausforderungen an die Präven- 
tionspolitik in Deutschland. In: Bundesvereinigung für Gesundheit e.V. (Hrsg): Forum Gesund- 
heitsförderung. Neue Herausforderungen an eine Politik der Gesundheitsförderung, Bonn. 

Strotzka, H. (Hg.) (1973): Neurose, Charakter, soziale Umwelt. München: Kindler. 

Trabert, G. (2002): Kinderarmut Zwei-Klassen-Gesundheit. In: Deutsches Ärzteblatt 3: 93-95. 

Struck, N. (1999): Die Qualitätsdiskussion in der Jugendhilfe in Deutschland. In: Sozialpädagogi- 
sches Institut im SOS-Kinderdorf e.V. (Hrsg.): Qualitätsinanagement in der Jugendhilfe. Mün- 
chen, $.6 - 21. 

Voelzke, W. (1998): Psychotherapeutische Behandlung in der psychiatrischen Versorgung aus der 
Sicht Psychiatrie-Erfahrener. Gemeindepsychologie-Rundbrief, 4, 1, S. 4-19. 

Weilandt, C.; Altenhofen, L. (1997): Gesundheit und gesundheitliche Versorgung von Migranten. 
In: Weber, J. (Hrsg.): Gesundheit sozialer Randgruppen, Stuttgart, Enke-Verlag: S. 76-99. 

Wilkinson, R.G. (2001): Kranke Gesellschaften. Soziales Gleichgewicht und Gesundheit. 
Wien/New York: Springer. 


Forum Frauen- und Geschlechterforschung 


Band 19 
Brigitte Aulenbacher/ 
r Mechthild Bereswill/Martina Löw/ 
| Michael Meuser/Gabriele Mordt/ 
| seno? Reinhild Schäfer/Sylka Scholz (Hrsg.) 
| Dimensionen FrauenMänner- 
der Kategorie Geschlechterforschung 
Geschlecht: State of the Art 


2006 - 349 Seiten - € 29,90 


Der Fall Männlichkeit ISBN 978-3-89691-220-6 


| 
| 


| . Band 18 
5 Karin Lohr/ Hildegard Maria Nickel (Hrsg.) 
: Subjektivierung von Arbeit - 
a Riskante Chancen 
2005 - 241 Seiten - € 24,90 
ISBN 3-89691-218-6 
Band 22 
Mechthild Bereswill/Michael Meuser/ 
Sylka Scholz (Hrsg.) Band 17 


Regina-Maria Dackweiler/ 
Ursula Hornung (Hrsg.) 
frauen - macht - geld 
2003 - 284 Seiten - € 24,80 
ISBN 3-89691-217-8 


Dimensionen der 
Kategorie Geschlecht: 


Der Fall Männlichkeit 
2007 - 258 Seiten -ca. € 24,90 
ISBN 987-3-89691-222-0 


Band 16 
Band 21 Gudrun-Axeli Knapp/ 
Karin Jurczyk/Mechtild Oechsle (Hrsg.) Angelika Wetterer (Hrsg.) 
Das Private neu denken Achsen der Differenz 
Erosionen, Ambivalenzen Gesellschaftstheorie und ihre 
Leistungen feministische Kritik Il 
2007 - ca. 280 Seiten - ca. € 27,90 2003 - a g 24,80 
ISBN 978-3-89691-221-3 ISBN 3-89691-216- 


Band 20 WESTFÄALISCHES 
Regina-Maria Dackweiler (Hrsg.) DAMPFBOOT 

Willkommen im Club? Hafenweg 26a - 48155 Münster 
Frauen und Männer in Eliten Tel. 0251 3900480 : Fax 0251 39004850 
2007 - 209 Seiten -€ 24,90 e-mail: info@dampfboot-verlag.de 
ISBN 978-3-89691-219-0 http://www.dampfboot-verlag.de 


Stefanie Graefe 


Zwischen Wahlfreiheit und Entscheidungszwang 
Zur Ökonomie des „entlastenden” Sterbens 


„Ökonomisierung“ und „Patientenautonomie“ - nicht viele derzeit im Umlauf 
befindliche Schlagworte haben offensichtlich so wenig miteinander zu tun wie 
diese beiden. Doch wie so oft im Leben täuscht der erste Eindruck. Wobei 
wohl die meisten der Abgeordneten im Bundestag unterstreichen würden, dass 
das eine mit dem anderen eigentlich nichts zu tun hat. Bei der zum Thema 
„Patientenverfügungen“ einberufenen Bundestagsdebatte Ende März 2007 je- 
denfalls stand die Wahrnehmung ganz anderer Probleme ım Mittelpunkt. Bei- 
spielsweise ging es darum, dass die Menschen sich „wehren“ müssen, gegen 
die „Apparatemedizin, gegen das Diktat des medizinisch Machbaren, gegen 
die Verlängerung des Lebens, das für sie nicht mehr lebenswert ist“.' 
„Patientenautonomie am Lebensende“ - unter dieser Überschrift hatte das Bun- 
desjustizministerium im Jahr 2003 eine Expertenkommission mit der Ausarbei- 
tung eines Gesetzes zum Thema Sterbehilfe und Patientenverfügungen beauf- 
tragt. Nachdem der auf dem Bericht der Kommission basierende Gesetzesent- 
wurf im Bundestag durchgefallen war, zog sich die Debatte hin. Nun aber soll 
noch in diesem Jahr (2007) ein entsprechendes Gesetz verabschiedet werden. 
Patientenverfügungen, also individuelle schriftliche Erklärungen über Wünsche 
nach Behandlung und vor allem nach Behandlungsabbruch bei möglicher 
„Nichteinwilligungsfähigkeit“, sollen helfen, ein „Sterben in Würde“ zu ermög- 
lichen und das Selbstbestimmungsrecht von PatientInnn zu stärken. Angeb- 
lich existieren bundesweit bereits mehr als acht Millionen solcher Verfügun- 
gen. Das Angebot an Vorlagen und Formulierungsvorschlägen ist kaum zu 
überblicken und verwirrend. Mit der Verabschiedung des Gesetzes sollen Pati- 
entenverfügungen nun rechtlich verbindlich und der Weg für eine einheitliche 
Empfehlung zu ihrer Abfassung geebnet werden. Die Brisanz dieser gesetzli- 
chen Regelung liegt in ıhren Konsequenzen: Dem in einer Patientenverfügung 
hinterlegten Wunsch nach einem „Abbruch lebensverlängernder Maßnah- 
men“ ist von dem Zeitpunkt an, wo diese rechtlich verbindlich ist, ärztlicher- 


1 So der Abgeordnete Stünker in der Bundestagsdebatte vom 29.03.07 (Plenarprotokoll, S. 9120). 

2 Dies kann beispielsweise umfassen: die künstliche Flüssigkeits- und Nahrungszufuhr, die z.B. 
durch die Speiseröhre (Magensonde) oder Bauchdecke (PEG) in den Magen oder intravenös 
gegeben wird, die maschinelle Beatmung, die Dialyse, die Bekämpfung einer zusätzlich auftre- 
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seits zwingend Folge zu leisten. Damit steht nicht weniger als das gesellschaft- 
liche Tötungsverbot zur Disposition. 
Inzwischen liegen drei jeweils fraktionsübergreifend verfasste Gesetzesentwürfe 
vor. Sie alle akzeptieren die Notwendigkeit der Verbindlichmachung von Pati- 
entenverfügungen. Strittig ist vorrangig die so genannte „Reichweitenbeschrän- 
kung“, also die Frage, ob Patientenverfügungen nur bei Krankheiten mit „un- 
umkehrbar tödlichem Verlauf“ gelten sollen,’ oder ob ganz generell verhindert 
werden muss, dass „der Staat lebenserhaltend gegen das Selbstbestimmungs- 
recht“? vorgeht. Überhaupt, das Selbstbestimmungsrecht: Es bildet den Dreh- 
und Angelpunkt der Debatte, und dabei geht es immer um das individuelle 
Recht von Patienten, sich gegen ein „Zuviel“ der Behandlung zu verwahren. 
Soziale oder gar sozialökonomische Faktoren, die die „Würde des Menschen“ 
am Lebensende betreffen, bleiben demgegenüber Randerscheinungen im Dis- 
kurs. Zwar wurde in der Bundestagsdebatte hie und da auch auf eine „Not ın 
den Pflegeheimen“ hingewiesen oder zu Bedenken gegeben, ein Gesetz könne 
in Zweifelsfällen den Prozess beschleunigen, „dass Alte, Schwerstkranke, Ler- 
dende oder Sterbende nicht optimal betreut“ würden. Angemerkt wurde auch, 
dass viele Menschen „in Pflegeheimen nicht in Würde leben“ könnten.‘ Doch 
diese Seitenbemerkungen blieben im Verhältnis zum laut tönenden Ruf nach 
„Autonomie“ leise und vage. Und das ist kaum verwunderlich, wenn man be- 
denkt, dass, von den Streitereien um ihre genaue Ausgestaltung einmal abge- 
schen, Patientenverfügungen nach beinahe einhelliger Auffassung der Abge- 
ordneten ja kein bereits existierendes „Leid“ befördern, sondern, im Gegenteil, 
ein Mehr an „Autonomie am Lebensende“ ermöglichen werden. 
Die Tatsache, dass überhaupt Regelungsbedarf besteht, ist im Parlament so gut 
wie unumstritten. Es geht darum, was genau Patientenverfügungen regeln sol- 
len; dass sie prinzipiell geeignet sind, individuelle Selbstbestimmung zu erwer- 
tern (und dass die Situation der meisten Patienten „am Lebensende“ in unzu- 
mutbarer Weise durch die institutionalisierte Biomedizin „fremdbestimmt“ wird), 
wird nicht in Frage gestellt. Einigkeit herrscht im Bundestag und auch in wei- 
ten Teilen der „zivilgesellschaftlichen* Debatte - von (allerdings sehr rührigen) 


tenden Krankheit (Lungenentzündung, Infektion u.a.) sowie die Reanimation (AG PaL 2004: 46). 

3  $o sieht es der Gesetzentwurf der Angeordneten Wolfgang Bosbach (CDU/CSU), Rene 
Röspel (SPD), Josef Winkler (Bündnis 90/Die Grünen), Otto Fricke (FDP) u.a. vor. 

4 Jerzy Montag (Bündnis 90/DIE GRÜNEN), Plenarprotokoll S. 9140. Montag unterstützt 
den vom Abgeordneten Joachim Stünker (SPD) u.a. verfassten Entwurf, nach dem ein Pati- 
ent auch dann den Abbruch lebenserhaltender Maßnahmen verfügen können soll, wenn sei- 
ne Erkrankung nicht zwingend zum Tod führt: Ein weiterer Vorschlag der Abgeordneten 
Hans Georg Faust (CDU) und Wolfgang Zöller (CSU) möchte ebenfalls Patientenverfügun- 
gen rechtsverbindlich werden lassen, verlangt aber, dass Arzt und Betreuer in jedem Einzel- 
fall prüfen, ob der schriftlich verfasste Wille mit dem aktuellen Zustand des nicht einwilli- 
gungsfähigen Patienten übereinstimmt. 

5 Herta Däubler-Gmelin (SPD), Plenarprotokoll S. 9146. 

6  Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) Plenarprotokoll 8.9128. 
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Lobbyorganisationen wie der Deutschen Gesellschaft für Humanes Sterben 
einmal abgesehen - auch darin, dass die rechtliche Absicherung von Patienten- 
verfügungen keinesfalls einem „slippery slope“ ın Richtung aktive Sterbehilfe 
Vorschub leisten sollte. Während diese Grenze - also die zwischen aktiv herber- 
geführter „Euthanasie“ einerseits und der so genannten „passiven“ oder „indi- 
rekten“ Sterbehilfe” andererseits - immer wieder betont und bekräftigt wird, ist 
eine andere grundsätzlich in Frage gestellt und deshalb als fraglos existierende 
Grenze bereits ausradiert: Der Bereich des Lebens, der als „Lebensende“ defhi- 
niert wird, ist ganz offensichtlich dehnbar. Insbesondere Demenzkranke und 
Komapatienten werden als besondere „Problem“- bzw. „Interessengruppen“ 
von Patientenverfügungen und Sterbehilfe aufgerufen. Ihr Leben wird proble- 
matisiert als eines, das uneindeutig, das auf der Grenze zwischen „Leben“ und 
„Sterben“ angesiedelt ist. 

Die Stichworte Ökonomisierung, Prekarisierung oder Verbetriebswirtschaftlichung 
fallen in der offiziellen politischen Debatte um „Patientenautonomie“ nicht 
nur nicht aus Rücksicht auf die gegenüber soziologischen Sprachungetümen 
empfindliche Öffentlichkeit, sondern deshalb nicht, weil dieser Zusammen- 
hang als schlicht nicht existent unterstellt wird. Wo vom Selbstbestimmungs- 
recht die Rede ist, muss von Ökonomie geschwiegen werden - so lautet of- 
fenbar eine (selbst wiederum unausgesprochene) Regel des Diskurses. Ich gehe 
dennoch davon aus, dass ein solcher Zusammenhang existiert. Dabei handelt 
es sich keinesfalls um eine von oben gezielt ins Werk gesetzte „ideologische 
Manipulation“, eher geht es um eine diffuse und in ihren Wirkungen dennoch 
„strategische“ Verbindung aus Ungleichzeitigkeiten auf analytisch sehr unter- 
schiedlichen Ebenen. Diese Ungleichzeitigkeiten konstituieren gleichwohl ei- 
nen Zusammenhang zwischen bestimmten allgemein akzeptierten Deutungs- 
mustern und dem Prozess der materiellen Reorganisation gesellschaftlicher In- 
stitutionen. In diesem Fall geht es um die Verbindung zwischen einer auf die 
Autonomie und die Eigenverantwortung der Subjekte über ıhr Leben, ihren 
Körper und schließlich auch ihr Sterben zielenden politischen „Führung“ und 
der „verwarenförmlichenden“ Reorganisation von Gesundheit, Pflege und Al- 
ter. Dieser Verbindung möchte ich im Folgenden auf vier Ebenen nachgehen: 
der Ebene der Rechtsprechung, der Ebene der professionell Handelnden, der 
Ebene der (zukünftigen) PatientInnen und schließlich auf der Ebene der im 
Konzept von „Patientenautonomie“ durchscheinenden „Gouvernementalität“. 


Die Rechtsprechung 


Da das Gesetz im Moment noch nicht verabschiedet ist, lässt sich nicht exakt 
bestimmen, welche Folgen es haben, in welchem Ausmaß und mit welchen 


7 Diese wird durch eine Unterlassung medizinischer Behandlung oder durch eine gezielt das 
Sterben einkalkulierende erhöhte Schmerzmedikation bewirkt. 
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Konsequenzen es tatsächlich angenommen werden wird. Klar ist aber auch, 
dass keine vollkommen neue Situation eintreten wird, denn es handelt sich 
um nicht mehr als um eine weitere, wenn auch entscheidende Etappe in einer 
bereits in den 1980er Jahren einsetzenden Verschiebung der einschlägigen 
Rechtsprechung. Die damit verbundenen Diskurse haben schon längst gesell- 
schaftliche Bewertungen, aber auch individuelle Erwartungen und Ängste in 
Bezug auf „das Lebensende“ transformiert. 

Richtungsweisend war u.a. das so genannte „Kemptener Urteil“ von 1994. Der 
Bundesgerichtshof hatte hier, unter Verweis auf den „mutmaßlichen Willen“ 
einer Patientin, der durch frühere mündliche Äußerungen belegt wurde, die Ein- 
stellung der künstlichen Ernährung gebilligt und die Verurteilung von Arzt und 
Sohn nach $ 213 StGB (minderschwerer Fall von Totschlag) aufgehoben. Ana- 
log dazu, dass das Betreuungsrecht die Möglichkeit vorsieht, dass Patienten in 
bestimmte Behandlungen einwilligen müssen, wurde hier auf die Möglichkeit 
der Abwahl von Behandlungen geschlossen. Dies ist in zweierlei Hinsicht be- 
deutsam: Zum einen weil „Ernährung“ hier zur abwählbaren Behandlung er- 
klärt wurde. Zum anderen, weil auch eine das Leben beendende „mutmaßliche“ 
Nicht-Einwilligung in eine solche „Behandlung“ als Ausdruck des Selbstbestim- 
mungsrechtes interpretiert wurde, dessen Durchsetzung Vorrang vor der Le- 
benserhaltungspflicht des Arztes zukommt (ausführlich dazu Tolmein 2004). 
Dass Magensonden in Pflegeheimen häufig nicht aufgrund medizinischer oder 
pflegerischer Notwendigkeiten gelegt werden, sondern als Rationalisierungsmaß- 
nahme zum Ausgleich struktureller Personalknappheit, ist bekannt. Auch die 
Patientin des „Kemptener Falls“ wäre durchaus noch in der Lage gewesen, Nah- 
sung mit dem Löffel zu sich zu nehmen. Doch das spielte für die Urteilsfin- 
dung keine Rolle. Somit reduziert der Gerichtsentscheid die komplexe soziale 
Frage, wie mit pflegebedürftigen Menschen, die selbst nicht mehr entscheiden 
können, gesellschaftlich umzugehen ist, welche Ressourcen für ihre Pflege be- 
reitzustellen und unter welchen Bedingungen die sie pflegenden Professionel- 
len arbeiten sollten, auf den Akt einer einsamen, individuellen und darüber 
hinaus nur nachträglich zu ermittelnden „mutmaßlichen“ Willensäußerung. 


Im März 2003 erklärte der Bundesgerichtshof in einem Grundsatzurteil: 

„Ist ein Patient einwilligungsunfähig und hat sein Grundleiden einen irreversiblen Verlauf ange- 
nommen, so müssen lebenserhaltende oder -verlängernde Maßnahmen unterbleiben, wenn dies 
seinem zuvor - etwa in Rorm einer sog. Patientenverfügung - geäußerten Willen entspricht. [...] 
Nur wenn ein solcher erklärter Wille des Patienten nicht festgestellt werden kann, beurteilt sich 
die Zulässigkeit solcher Maßnahmen nach dem mutmaßlichen Willen des Patienten, der dann 


individuell - also aus dessen Lebensentscheidungen, Wertvorstellungen und Überzeugungen - zu 
ermitteln ist“ (BGH 2003). 


Die interpretationsoffene Formulierung „irreversibler Verlauf“ erweitert den 
Kreis der „Sterbenden“ auf solche Patienten, die keineswegs im Sterben liegen, 
indem sie konnotativ eine Verbindung zwischen „tödlich“ und „chronisch“ 
herstellt. Damit ebnete sie auch den Weg für die aktuelle Auseinandersetzung 


um die so genannte „Reichweitenbeschränkung“ der Patientenverfügung. In 
dieser Auseinandersetzung wird das richtige Argument, dass die Bezeichnung 
„irreversibel“ schwammig ist, als Begründung für die Legalisierung „passiver 
Sterbehilfe“ eben nicht nur im Falle von Sterbenden, sondern für alle „Nicht- 
einwilligungsfähigen“ herangezogen. Weil ein demenzkranker oder Wachkoma- 
Patient genau diese Art von Entscheidung (über den Behandlungsabbruch) 
nicht treffen kann, soll die Entscheidung - in Form einer Patientenverfügung - 
präventiv gefällt werden. Das frühere „einwilligungsfähige“ Subjekt soll über 
das aktuell „einwilligungsunfähige“ entscheiden. 

Von Bedeutung ist hier aber noch ein anderer Punkt: Während es im Kempte- 
ner Urteil noch hieß, im Falle der Nicht-Ermittelbarkeit des Willens des Kran- 
ken müsse „auf Kriterien zurückgegriffen werden [...], die allgemeinen Wert- 
vorstellungen entsprechen“ (BGH 1995: 335), liefern in dem Urteil von 2003 
ausschließlich die individuellen „Lebensentscheidungen, Wertvorstellungen 
und Überzeugungen“ den Maßstab für die Entscheidung über den Behand- 
lungsabbruch. Auch im Bericht der Expertenkommission „Patientenautono- 
mie am Lebensende“ heißt es ausdrücklich: 

„Maßgeblich für den rechtlich zulässigen Verzicht auf lebenserhaltende Maßnahmen ist nicht der 
Stand des Krankheitsverlaufs, sondern allein der erklärte oder mutmaßliche Wille des Patienten 
l...]. Auf allgemeine Wertvorstellungen darf dabei nicht zurückgegriffen werden.“ (AG PaL 2004: 54) 
Um welche „allgemeinen Wertvorstellungen“, auf die zukünftig nicht mehr 
Rücksicht genommen werden sollte, es sich handelt, wird einige Seiten zuvor 
en passant erläutert. Aktive Sterbehilfe, heißt es da, müsse - anders als die so 
genannte „passive“ oder „indirekte“ Sterbehilfe - weiterhin strafbar bleiben, 
„um den Schutz des hohen Rechtsgutes Leben zu gewährleisten“ (ebd.: 50). 
Fast unbemerkt vollzieht sich hier eine weitreichende Verschiebung: Leben 
wird nicht mehr als höchstes, sondern als ein hohes Rechtsgut unter anderen 
hohen, an seiner Stelle wird faktisch das „Selbstbestimmungsrecht“ als „höchs- 
tes“ Rechtsgut konzipiert. 

In eben demselben Maß, in dem die Norm des Lebensschutzes und damit 
auch das gesellschaftliche Tötungsverbot „entthronisiert“ werden, wird also 
eine andere Norm aufgerichiet und stabilisiert: die des konsistenten, schriftlich 
in standardisierter Form dokumentierbaren und selbst existenziellen Erfahrun- 
gen gegenüber unveränderlichen individuellen „Willens“. Dieser ist - der Lo- 
gik nach - allein Sache des einzelnen, von allen sozialen Bezügen „freigestell- 
ten“ Individuums, wie ein Beschluss des BGH aus dem Jahr 2004 zeigt. Hier 
hatte sich das Pflegepersonal geweigert, bei einem siebenunddreißigjährigen 
Wachkomapatienten auf Anweisungen von Arzt und Vater die künstliche Er- 
nährung einzustellen. Während der Vater des Patienten dessen Lage als „un- 
würdig“ empfand, nahm das Pflegepersonal einen Lebenswillen wahr und wi- 
dersetzte sich aus Gewissensgründen der Aufforderung, den Patienten (der nach 
bereits erfolgtem Abbruch der künstlichen Beatmung selbständig weiteratme- 
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te) verhungern zu lassen. Das Pflegepersonal berief sich auf seine Einschätzung 
der aktuellen Befindlichkeit des Mannes, der Vater auf seine Erinnerung an 
frühere Äußerungen seines Sohnes. So stellte sich im Verfahren die Frage, 
„worauf es bei der Entscheidung über das zukünftige Leben oder Nicht-Leben 
eines Menschen ankommt: Soll die Gegenwart stärker gewichtet werden, oder 
soll die Vergangenheit der allein verbindliche Maftstab sein?“ (Tolmein 2006: 
40f.). Nach dem Durchlauf durch zwei Vorinstanzen landete der Fall schließ- 
lich 2004 vor dem BGH, der dann nicht mehr entscheiden musste, weil der 
Patient in der Zwischenzeit verstorben war. Dennoch ließ es sich das Gericht 
in seiner abschließenden Einlassung nicht nehmen, noch einmal ausdrücklich 
festzustellen, Pflegekräfte könnten sich auf kein Grundrecht berufen, um die 
Mitwirkung am Abbruch der künstlichen Ernährung zu verweigern (ebd.: 48). 
Dies bedeutet nicht nur, dass die Position und damit auch die Erfahrung der 
Professionellen gegenüber dem früheren „mutmaßlichen Willen“ des Patien- 
ten, der ja immer erst nachträglich rekonstruiert wird, „schwach“ bleibt, son- 
dern es bedeutet auch, dass die Beziehung zwischen Patienten und Professio- 
nellen zurückgestellt wird hinter die Beziehung des Patienten zu sich selbst 
und niemand sonst. Zumindest ın der juristischen Konstruktion, faktisch spie- 
len natürlich die Bilder und Erinnerungen, vielleicht auch die eigenen Interes- 
sen der Angehörigen und Betreuer bei der Ermittlung des „mutmaßlichen Wil- 
lens“ und der Anwendung einer gegebenenfalls vorliegenden Patientenverfü- 
gung auf den konkreten Fall unter Umständen eine erhebliche Rolle. 


Die professionell Handelnden 


Der aus der beschriebenen Konstellation resultierende Konflikt auf Seiten des 
Fachpersonals ist der Struktur nach nicht auf das Feld Sterbehilfe beschränkt, 
sondern in gewisser Weise typisch für die Art von Konflikten, die die Verbetriebs- 
wirtschaftlichung im Gesundheitswesen produziert. Dabei geht es hier nicht ein- 
fach um den Widerspruch zwischen einer „standesethischen“ und einer „betriebs- 
wirtschaftlichen“ Logik, sondern um einen Konflikt zwischen professionellem 
Beziehungshandeln und einem atomistischen Autonomie-Konzept, aber beide 
Konflikte verweisen aufeinander und auf die Veränderung des Patientenbildes 
und damit verbunden der Beziehung zwischen Professionellen und Patienten 
im Rahmen von Ökonomisierung und Verbetriebswirtschaftlichung. 

Insofern die Einführung von Budgetierung und Diagnosis Related Groups 
(DRGs) in Krankenhäusern dazu führt, dass Patienten „nach produktionsrele- 
vanten Eigenschaften aufgeteilt und zusammengefasst“ werden (Simon 2001: 
53), müssen ökonomisch mehr oder weniger rentable Fälle unterschieden und 
Patienten mit überdurchschnittlich hohen Behandlungskosten „selektiv“ be- 
handelt werden (ebd.: 47). Die Nichtgewährung von Leistungen durch öko- 
nomisch motivierte Indikationsstellung wird auch „schleichende“ oder „verdeck- 
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te Rationierung“ (Kuhlmann 1998: 13) genannt, wobei es, je nach Budgetaus- 
lastung, für eine Abteilung oder im Zusammenhang mit einem bestimmten 
Krankheitsbild durchaus auch sinnvoll sein kann, mehr Leistungen als medi- 
zinisch notwendig zu verordnen. Für die Professionellen in diesem Feld heißt 
das, dass sie gezwungen werden, den pflegerisch/therapeutischen Anspruch 
und die Berufsethik mit den Zwängen, „wirtschaftlich“ zu handeln, auszubalan- 
cieren (Neumann u.a. 2005: 33f.). Die daraus resultierende „moralische Disso- 
nanz“ (Kühn 2003: 94) ist neben Arbeitsplatzrisiko, Unterbezahlung und zu- 
nehmender Arbeitsverdichtung eine weitere Belastung, die nicht nur die unmit- 
telbare Arbeit, sondern auch die berufliche Identität betrifft und unter Umstän- 
den ganz in Frage stellt. Als ein Ausweg bietet sich an, die „Dissonanz“ durch 
die Herstellung eines „ethischen Zusammenhangs“ zu entschärfen, etwa indem 
der faktische „Selektionszwang“ in eine im Hinblick auf „Verteilungsgerechtig- 
keit“ moralisch einwandfreie Entscheidung umgedeutet wird (Simon 2001: 25). 
Doch letztlich lässt sich die Tatsache, dass betriebswirtschaftliche und medi- 
zinisch-pflegerische Rationalität nicht nur nicht ineinander aufgehen, sondern 
dort, wo Mittel begrenzt und soziale Strukturen ungleich sind, zueinander in 
unauflöslichem Widerspruch stehen, nur mit viel Mühe in eine „win-win- 
Situation“ umdeuten. Nicht nur, weil die eine Rationalität heilen und die an- 
dere sparen oder Gewinn erwirtschaften will, sondern vor allem, weil die eine 
sich dem Ethos nach an alle richtet, die andere aber bevorzugt an diejenigen, 
die die Möglichkeit von Krankheit und Versehrtheit als private Risiken ver- 
stehen und „eigenverantwortlich“ regulieren, ohne die „Allgemeinheit“ damit 
über Gebühr zu belasten. 

„Unser Problem ist auch, dass wır das Gefühl haben, es wird am falschen En- 
de gespart. Die Dinge werden ungerecht verteilt, und es trifft digenigen, die 
sich ohnehin schon nicht wehren können“ (Kuhlmann 1998: 66), erklärt einer 
der befragten Ärzte stellvertretend für viele ähnlich lautende Äußerungen in 
Ellen Kuhlmanns Interviewstudie zur Rationierung im Gesundheitswesen. Ein 
anderer beschreibt den Druck, „unnötige“ und teure Behandlungen, wie bei- 
spielsweise eine nur begrenzt aussichtsreiche Reanimation am Unfallort zu un- 
terlassen und den daraus resultierenden Konflikt so: „Was heißt denn: ‘Das 
lohnt sich nicht?’ Wir können doch nicht voraussagen, ob jemand stirbt. [...] 
Und sollte man in einer Situation sein, wo man drei oder vier Verletzte hat, 
sollte man sich nicht auf denjenigen stürzen, der wiederbelebt werden muss, 
sondern 'nen anderer hätte vielleicht mehr Chancen“ (ebd.). Das Vorliegen ei- 
ner Patientenverfügung, in der erklärt wird, man wolle sowieso „keine Reani- 
matıon“, kann hier ärztliches Handeln entlasten und zudem die Entscheidung 
zum auch kostengünstigeren „Sterben lassen“ erleichtern, 

Was die Sterbehilfe-Thematik angeht, so belegt die Untersuchung von Grit 
Böttger-Kessler, dass in pflegenden Berufsgruppen „deutlich häufiger für die 
Anwendung der aktiven Sterbehilfe an Wachkomapatienten“ plädiert wird als 
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unter Ärzten (Böttger-Kessler 2006: 6). Böttger-Kessler führt dies u.a. darauf 
zurück, dass Leistungsverdichtung, eine deutlich erhöhte Zahl von Patienten 
und der dem negativ korrelierende Personlabbau - allein in den Altenheimen 
fehlten derzeit etwa 20.000 Pflegekräfte - bei den MitarbeiterInnen ein „Ge- 
fühl von dauernder Insuffizienz“ produzieren (ebd.: 7), in dessen Folge einer- 
seits eine größere emotionale Distanz zu den Patienten aufgebaut wird, es an- 
dererseits aber auch zu einer Art fehlgeleiteten Identifikation mit dem Lei- 
denszustand der Patienten und zum Wunsch, diesen aktiv beenden zu kön- 
nen, kommen kann. Wo systematisch um den Preis „der minderen Versor- 
gungsqualität für Pflegebedürftige und um den Preis der Verschlechterung der 
Arbeits- und Entlohnungsbedingungen für die Beschäftigten [...] am Prinzip 
der Ausgabenbegrenzung als einzigem Ziel festgehalten“ wird (ver.di o.).: 4), 
wird eine positive Identifikation mit dem eigenen Arbeitsplatz und das Eıinhal- 
ten einer „gesunden Distanz“ zum Leiden der Patienten sicher nicht erleich- 
tert. In Bezug auf die Einstellung zur aktiven Sterbehilfe erwies sich jedoch 
der Grad der Unzufriedenheit mit dem eigenen Arbeitsplatz - je höher dieser 
Grad, desto größer die Zustimmung - als ausschlaggebend, und auch das Vor- 
liegen einer Patientenverfügung, die den Behandlungsabbruch z.B. bei Wach- 
koma vorsieht. Dass in der zitierten Untersuchung ausgerechnet das Beispiel 
Wachkoma-Patienten gewählt wurde, ıst kein Zufall, denn zum einen ist dies, 
wie bereits erwähnt, eine der „Zielgruppen“ der derzeit geführten Debatte, an- 
dererseits ist deren Versorgungslage besonders prekär. Bundesweit leben etwa 
10.000 bis 12.000 Menschen im Wachkoma? in Pflegeheimen (Zieger 1998: 
12); nur jede vierte Komapatientin jedoch findet Aufnahme in einer qualifi- 
zierten stationären Pflegeeinrichtung, und die Frage, ob die für Komapatienten 
notwendige Sonderernährung im Leistungskatalog der Krankenkassen enthal- 
ten bleibt, ist gesundheitspolitisch umstritten (Feyerabend 2004: 11). Die Mo- 
bilisierung von „tödlichem Mitleid“ (Dörner 1988) kann hier äußerstenfalls 
auch zu einem Modus psychosozialer Krisenbewältigung werden - sowohl am 
einzelnen Arbeitsplatz wie auch ın der gesellschaftlichen Debatte. 

Was heißt dies nun für die häusliche Pflege - immerhin wird der größte Teil der 
rund zwei Millionen Pflegebedürftigen in Deutschland überwiegend oder ganz 
von Angehörigen zu Hause gepflegt (dip 2004: 6)? Man kann wohl davon aus- 
gehen, dass das, was als Belastungskomplex im Bereich der professionellen und 
bezahlten Pflege beschrieben wird, für den Bereich der unbezahlten, meist von 


8 Als „Wachkoma“ oder „apallisches Syndrom“ bzw. „vegetative state“ gilt ein Zustand, bei 
dem Patientinnen noch über Elementarfunktionen wie Schlucken, Saug- und Greifreflex ver- 
fügen, aber „ohne Bewusstsein“ sind. Als medizinische Ursache gilt der durch eine Hirnblu- 
tung oder Gewalteinwirkung/Unfall hervorgerufene Ausfall der Großhirnrinde. Anders als 
üblicherweise dargestellt, ist das Wachkoma kein eindeutiger Befund - die Rate der Fehldi- 
agnosen wird auf 43% geschätzt (vgl. Zieger 1998: 12) und auch nicht per se „irreversibel*, 
was eindrücklich Berichte ehemaliger Wachkoma-Patienten belegen (Kühn u.a. 2005). 
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Frauen geleisteten pflegerischen Reproduktionsarbeit zu Hause erst recht gilt. In 
dem Maße, in dem die Sicherheit, im eigenen Alter, bei Krankheit und/oder 
Pflegebedürftigkeit befriedigend versorgt zu werden, brüchig wird, erhöht sich 
sowohl der Druck auf die privat Pflegenden wie insgesamt auf das „Pflegesystem 
Familie“, und auch hier geraten normative Anforderungen mit psychischen und 
ökonomischen Zwängen zu Lasten der „Selbstbestimmung“ von Pflegebedürfti- 
gen wie Pflegenden potenziell miteinander in Konflikt. Gerne wird von oflizıeller 
Seite auf den mehrheitlichen Wunsch der Menschen rekurriert, „zu Hause zu 
sterben“, ohne jedoch zu hinterfragen, welche idealisierten Bilder von „zu Hau- 
se“ auf der einen und welche - unter Umständen auch berechtigten - Ängste vor 
stationärer Pflege auf der anderen Seite diesen Wunsch strukturieren. Dass es ge- 
nerell darum geht, „der Tendenz zur Ausgliederung von Sterbenden in speziell 
zu diesem Zweck geschaffenen Einrichtungen [entgegenzuwirken] und ein Ster- 
ben in vertrauter häuslicher Umgebung [zu gewährleisten]* (Enquetekommission 
NRW 2005: 199), wird kaum angezweifelt. Doch das Hohelied auf die häusliche 
Pflege trägt zur Reproduktion konventioneller Bilder von „Familie“ bei und stellt 
damit gleichzeitig selbst eine Verbindung von moralischen und ökonomischen 
„Notwendigkeiten“ her. Und wer nicht rechtzeitig für den Aufbau familiärer Ver- 
sorgungsstrukturen gesorgt hat und auch nicht über die finanziellen Mittel für 
eine umfassende private Altersvorsorge verfügt, der hat dann moralisch auch 
kein Recht, ım „Risikofall“ Alter und Pflegebedürftigkeit die Gesellschaft zu be- 
langen: Soweit der Einzelne auf die Vorsorge für Pflegebedürftigkeit ım Alter ver- 
zichtet, „kann er im späteren Bedarfsfall nicht andere Menschen in Anspruch 
nehmen, ihm Ersatz zu leisten. Eine Kompensation freiwillig unterlassender Vor- 
sorge kann also anderen nicht aufgezwungen werden, sondern dies muss eine 
freiwillig zu leistende Möglichkeit bleiben“ (ebd.: 26). Anders gesagt: Wer keine 
Angehörigen und auch keine private Pflegeversicherung hat, kann noch auf eh- 
renamtlich Engagierte hoffen, aber er oder sie darf eben nur hoffen. Einen An- 
spruch auf umfassende Versorgung „am Lebensende“ gibt es nicht. Und wer an- 
dererseits richtig einschätzt, wie sehr eine häusliche Dauerpflege, gerade in Zeiten 
sozialer Prekarisierung, belastet, die/der entscheidet sich vielleicht etwas „leich- 
ter“ für den präventiv verfügten und ärztlich assistierten Versorgungsabbruch - 
auch um die Belastung der eigenen Angehörigen in einem kalkulierbaren Rah- 
men zu halten. 


Die (zukünftigen) Patienten 


All dies kann und wird Auswirkungen auf (zukünftige) Patienten und auch auf 
deren Einschätzungen über Zumutbarkeits- und Erträglichkeitsgrenzen ihrer 
Angehörigen haben. In dem Maße, in dem der „Ressourcenverbrauch“ als 
Leitlinie für therapeutisches und pflegerisches Handeln etabliert ist und damit 
verbunden das „Risiko der Unterversorgung, Qualitätssenkung und Risikose- 
lektion“ (Kühn 2003: 90) steigt, mutet die Rede von der „Apparatemedizin“ 
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als eine „nicht mehr loslassende Medizin“ (Enquetekommission ERM 2004: 7) 
im Zusammenhang mit der Sterbehilfedebatte merkwürdig anachronistisch an. 
Tatsächlich dürften Fragen, die beim Abfassen einer Patientenverfügung auf- 
tauchen, häufig auch solche sein: Auf welche Versorgung kann ich rechnen? 
Wie wird die Situation meiner Angehörigen sein? Wer übernimmt die Pflege? 
Und wer zahlt sie? Das Schlagwort von der „Apparatemedizin“ unterstellt vor 
diesem Hintergrund einen Skandal, der sicher nicht ganz aus der Welt ist, aber 
doch längst von einem anderen „überdeterminiert“ wird: dem Skandal näm- 
lich, dass soziale Sicherungssysteme immer mehr Menschen, erst Recht im Al- 
ter, „loslassen“, also der privaten Risikovorsorge und, je nach sozialer Positi- 
on, damit eben auch deren Scheitern aussetzen. 

Der Aufruf zur privaten Vorsorge konzipiert Pflegebedürftige als verantwor- 
tungsbewusste „Kunden“. Dass Patienten jedoch nur sehr begrenzt als „Kun- 
den“ angerufen werden können, weil ihre Situation meist verletzlich, oft Angst 
bestimmt und mit Leidensdruck verbunden ist, ist inzwischen oft festgestellt 
worden (vgl. Deppe 2001: 236f.). Dies gilt sicherlich in besonderem Maße für 
Lebenssituationen wie Wachkoma, Demenz oder Sterben. Dessen ungeachtet 
erfolgt die Anrufung auch hier. So heißt es etwa im Bericht der Arbeitsgruppe 
„Patientenautonomie am Lebensende“: 


„Sie [die Patientenverfügungen, S.G.] erfordern [...] die Bereitschaft, das Risiko zu tragen, entwe- 
der durch einen Behandlungsverzicht unter Umständen auf eine Weiterleben zu verzichten oder 
für eine Chance, weiter zu leben, auch Abhängigkeit und Fremdbestimmung in Kauf zu neh- 
men.“ (AG PaL 2004: 21) 

Eine Patientenverfügung zeigt sich hier als Instrument der eingeforderten „pri- 
vaten Risikovorsorge“, denn jeder Vorsorge geht eine Einschätzung nicht nur 
der Wahrscheinlichkeit, sondern auch der zu erwartenden Qualität der Risiken 
notwendig voraus. Eben diese Aufgabe nımmt der Bericht seinen imaginierten 
„Kunden“ bereits ab, wenn er dem neutralen „Behandlungsverzicht“ die Aus- 
sicht auf „Abhängigkeit und Fremdbestimmung“ gegenüber stellt: Wer möchte 
nicht lieber unabhängig, selbstbestimmt und risikofreudig als das Gegenteil 
davon sein? 

Tauchen allerdings ökonomische und soziale Lebensbedingungen und von 
diesen produzierte, gegebenenfalls auch unbewusste Ängste in der Konstrukti- 
on von „Patientenautonomie am Lebensende“ explizit gar nicht und implızit 
nur als „subjektive Ängste“ auf, für die sich dann wiederum die Möglichkeit 
des präventiv verfügten Behandlungsabbnuch als Lösung anbietet, dann betreibt 
diese Konstruktion eine spezifische Form der „Zensur“ (Butler 1998, 181ff.), 
die als solche durch die Fokussierung auf den je individuellen „Willen“ nicht 


9 Judith Butler versteht als „implizite Zensur“ eine Form, „Sprechen zu erzeugen, eine, die 
von vornherein zwingend festlegt, was akzeptables Sprechen ist und was nicht [...] (1998, 
182.; Hervorh. i. Original).“ In diesem Sinne geht Zensur „dem Text [...] voraus und ist in 
gewissem Sinn für seine Produktion verantwortlich“ (ebd.). 


sichtbar wird. Diese „Zensur“ trennt nicht nur das Problem der „Patientenau- 
tonomie“ von der Frage der gesellschaftlichen Verteilung von Ressourcen und 
der gesellschaftlichen Vereinbarungen in Bezug auf die Versorgung der Alten, 
Pflegebedürftigen und Sterbenden, sondern artıkuliert, und das ist auch über 
den konkreten „Fall Sterbehilfe“ hinaus von Bedeutung, vor allem die Trenn- 
barkeit der einen von der anderen Frage. 

Allerdings trifft dies nicht durchgängig zu. Auch Justizministerin Brigitte Zypries 
benennt bisweilen klare Zusammenhänge, etwa wenn sie in einem Interview 
kurz nach Vorlage des ersten Gesetzesentwurfes im November 2004 erklärte: 


„Man kann nicht immer nur sagen, man will mehr, sondern man muss sich auch mal überlegen, 
wofür gibt man das Geld aus. Und da muss man sich eben auch überlegen, ob nicht vielleicht 
die eine oder andere Apparateanschließung, die viel Geld kostet, noch erforderlich ist, wenn ich 
absehen kann, dass der Mensch sowieso in wenigen Tagen sterben wird.“ (5.11.04, Deutschland 
Radio Berlin) 

Die „Apparateanschließung“ erscheint hier als unnötiges Luxusgut, die Forde- 
rung nach ihr entspringt einem ungerechtfertigten (Noch-)„Mehr-wollen“. Bes- 
ser spät als nie: Spätestens wenige Tage vor dem Tod sollte die Gier ein Ende 
haben. Auch Jochen Taupitz wirft in seiner im Jahr 2000 für den Deutschen 
Juristentag verfassten Bestandsaufnahme der rechtlichen Situation in Deutsch- 
land in Bezug auf die „Autonomie Schwerkranker und Sterbender“ folgende 
rhetorische Frage auf: „Darf, konkret gefragt, eine Behandlung insbesondere 
am Ende des Lebens unterbleiben, weil sie ‘zu teuer’ ist?“ (Taupitz 2000: 287) 
Er kommt zu dem Schluss, 


„im Rahmen einer Gesamtabwägung [müsse] eine Behandlung [...] um so eher unterbleiben dür- 
fen, je größere Ressourcen (in weitestem Sinne) sie einerseits bindet (die dann für andere Patien- 
ten nicht zur Verfügung stehen) und je geringer oder unsicherer der Nutzen (in weitestem Sinne) 
für den betroffenen Patienten andererseits ist“ (ebd.). 


Einen expliziten Zusammenhang zwischen der Notwendigkeit einer „Gesamtab- 
wägung“ und Patientenverfügungen stellt der Bioethiker Jochen Vollmann her: 


„Die zahlenmäßige Zunahme von alleinstehenden und älter werdenden Menschen in einer dy- 
namischen, individualisierten und wertepluralistischen Gesellschaft macht eine rechtzeitige Ent- 
scheidungsfindung und Planung für den Fall von Krankheit und Sterben erforderlich. Hierzu be- 
darf es neuer Instrumente (z.B. Patientenverfügungen) und pluralistischer Versorgungsstrukturen, 
die auch unterschiedliche ethische Entscheidungen des Kranken im und zum Sterben akzeptie- 
ren. Vor dem Hintergrund begrenzter Ressourcen im Gesundheitswesen wird auch eine medizi- 
nisch und ethisch begründete Prioritätensetzung zwischen kurativer und palliativer Medizin un- 
vermeidbar sein. Angesichts hoher Krankenhausbehandlungskosten am Lebensende wird insbe- 
sondere bei hochbetagten Patienten zu entscheiden sein, ob diese Ressourcen nicht besser in ei- 
ne gemeindenahe palliative Medizin investiert werden sollen“ (Vollmann 2001: 17). 


Hier funktioniert die Fıgur des autonomen Patientensubjektes, das präventiv 
und selbstbestimmt über das eigene Lebensende verfügt, als eine Art aufgeklär- 
tes und wünschenswertes Gegenbild zur Figur des Patienten als Kunden, der 
eben auch „unersättlicher Konsument“ ist und dessen Wünsche im Interesse 
der mit nur knappen Ressourcen ausgestatteten Allgemeinheit in Schach 
gehalten werden müssen (vgl. Kühn 2003: 20). 
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Was die Motivation betrifft, eine Patientenverfügung auszufüllen, werden laut 
einer Umfrage der Deutschen Hospizstiftung vorrangig drei Gründe benannt: 
der Wunsch nach „Selbstbestimmung bis zum Schluss“, die „Angst vor Lei 
den“ und schließlich das Anliegen, „niemandem zur Last fallen zu wollen“ 
(Deutsche Hospizstiftung 2005). Der inzwischen wohl so manchem auch von 
den eigenen Eltern bekannte Satz „Ich möchte niemandem zur Last fallen“ ist 
deswegen bemerkenswert, weil hier kein autonomes Subjekt über seinen eige- 
nen „erfolgreichen Tod“ (ganz und gar nicht ironisch spricht davon Lübbe 
2004: 80) philosophiert, sondern eine soziale Beziehung antizipiert wird, die 
im Konkreten die Angehörigen, in einem erweiterten Sinne aber auch „die Ge- 
sellschaft“ einschließen kann. Nur spricht hier eben kein „unersättliches“, 
sondern vielmehr ein ängstliches, seines Aufgehobenseins im sozialen Netz 
keineswegs sicheres Subjekt. Was aber soll die Schwiegertochter mit dem 
Schwiegervater tun, der erklärt hat, er wolle nicht künstlich beatmet werden? 
Mitnichten entlastet sie die Patientenverfügung von einer Entscheidung, im 
schlimmsten Fall zwingt sie sogar dazu, gegen die eigene Intuition und gegen 
die konkrete wahrgenommene Situation des Sterbenden zu handeln. 

Seit kurzem liegt erstmalig eine europaweite Untersuchung über 
Patientenverfügungen vor, bei der die diesbezüglichen Einstellungen von 
Krebspatienten, gesunden Personen und medizinischem Personal erhoben 
wurden (Sahm 2006). Eines der vielen interessanten Ergebnisse dieser Studie ist, 
dass die Professionellen insgesamt seltener eine Patientenverfügung besitzen als 
die Vergleichsgruppen. Und daraufhin befragt, ob eine bestimmte Behandlung 
immer durchgeführt werden sollte, niemals durchgeführt werden sollte oder ob 
dies offen bleiben sollte, waren es wiederum insbesondere die Professionellen, die 
am stärksten zur letztgenannten Option tendieren. Die naheliegende Deutung: 
Die Unmöglichkeit einer exakten Vorhersage von Krankheitsverläufen ist dieser 
Befragtengruppe offenbar besonders bewusst. Doch dies heißt umgekehrt auch, 
dass eine Patientenverfügung umso eindeutiger formuliert ist, umso weniger die 
betreffende Person über die antizipierte Situation „am Lebensende“ tatsächlich 
Bescheid weiß. Ein erheblicher Anteil der Befragten befürchtet zudem den 
Missbrauch einer Patientenverfügung und wünscht, dass ım Fall der 
Entscheidungsunfähigkeit Ärzte und Angehörige gemeinsam entscheiden: Vor 


die Altsamativesertelhandiung abzubrechen bzw. zu unterlassen oder der Verfügung zu fol- 
gen, plädiert eine Mehrheit für den Lebenserhalt, das heißt, sie misst den Verfügungen nur wenig 
Bedeutung bei. In der imaginären Herausforderung wird sich eine Mehrheit des ethischen Di- 
lemmas bewusst und sucht das ethisch ‘Richtige’. Achtung der Autonomie wird dann offensicht- 
lich nur noch als sekundär eingeschätzt.“ (Sahm 2006: 185f.) 

Möglicherweise wird es hier ähnlich ablaufen wie im Falle der Organspende: 
Der moralische Imperativ ist laut und deutlich zu hören, die meisten Men- 
schen würden ihm wohl auch zustimmen - einen Organspendeausweis haben 
sie trotzdem nicht. 


Homo Oeconomicus 


Offiziell geht es im Diskurs um Patientenverfügung und Sterbehilfe um die 
Stärkung der Patientenautonomie, und damit um die Stärkung des selbstbe- 
stimmten Bürgersubjektes. Doch man mag sich fragen, um was für eine Art 
der Autonomie es sich handelt, wenn sie vor allem darin bestehen soll festzu- 
legen, was man im Zweifelsfall nicht will. Wie problematisch die Reduktion 
von Autonomie - konzeptionell immerhin eine für die Herausbildung bürger- 
licher und handlungsfähiger Subjektivität fundamentale Denkfigur - auf die 
Möglichkeit der Abwahl von Behandlung und damit der Schließung von 
Möglichkeiten ist, weiß auch der Gesetzgeber. Empfohlen wird deshalb eine Art 
„Rückholaktion“: Der Akt der Entscheidung über Weiterleben oder ggf. vorzei- 
tiges Sterben soll in einer Patientenverfügung nicht nur per Multiple-Choice- 
Verfahren, sondern durch die zusätzliche Beigabe einer möglichst umfassenden 
biographischen Erzählung abgesichert werden, so lautet die in der zum Thema 
Patientenverfügung erstellten Broschüre des Bundesjustizministeriums enthal- 
tene Empfehlung. Der Annex über die eigenen „Wertvorstellungen“ und 
„Weltanschauungen“ umfasst exemplarische Äußerungen wie die folgende: 


„Als mein Mann vor 15 Jahren verstarb, bin ich regelmäßig mit meinem Kegelklub weggefahren. 
Dies fällt mir seit meiner Hüftoperation immer schwerer. [..] Mir ist es sehr wichtig, dass ich 
mich mit meinen Freunden und meiner Familie unterhalten kann. Wenn ich einmal so verwirrt 
bin, dass ich nicht mehr weiß, wer ich bin [...], so soll es dann auch nicht mehr lange dauern, bis 
ich sterbe.“ (BM]J o.].: 30£.) 

In der Tat lässt sich dies deuten als eine Art „Todesroman“ (Kissler 2004). Das 
eigenhändig verfügte Sterben qua Behandlungsabbruch soll „in eine große Er- 
zählung zu Lebzeiten eingeschmolzen werden“ (ebd.). Andererseits soll die 
biografische Erzählung zukünftigen Interpreten des eigenen Willens diesen 
leichter dechiffrierbar machen. Ein „Roman“ also, der nicht zur Erbauung sei- 
ner Leser, sondern einerseits zur hermeneutisch fundierten Entscheidungsfin- 
dung geschrieben wird. Das Sterben soll - qua antizipierter Subjektivierung - 
handhabbar werden. 

Eben damit schreibt sich die Patientenverfügung ein in ein Programm, das man 
nach Michel Foucault als marktliberale „Regierungskunst“ oder „Gouverne- 
mentalität“ bezeichnen kann, und das nur einen Typ von Untertanen kennt: 
den Homo Oeconomicus. Das Subjekt der „Patientenautonomie am Lebens- 
ende“ korrespondiert dem Homo Oeconomicus insofern als dieser „als etwas 
Handhabbares erscheint, als jemand, der systematisch auf systematische Varia- 
tionen reagieren wird [...|. Der Homo Oeconomicus ist der Mensch, der in 
eminenter Weise regierbar ist“ (Foucault 2004: 372) und zwar entlang des 
„Prinzip[s] einer atomistischen Entscheidung, die unbedingt auf das Subjekt 
selbst bezogen bleibt“ (374). Die Konzentration aufs Individuum und seine 
„ökonomischen Interessen“ bedeutet umgekehrt jedoch nicht, dass die Dı- 
mension des Kollektiven völlig außen vor bliebe; der Homo Oeconomicus 
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handelt vielmehr so, dass die Verfolgung seines eigenen Interesses wie ganz 
von selbst zur Maximierung des Vorteils aller dient. 

Der im Instrument Patientenverfügung propagierte Autonomiebegriff ist nicht 
nur, weil er konsequent „atomistisch“ ist, geschmeidig anschließbar an die Auf- 
forderung, lebenslang ökonomisch und, insbesondere in Bezug auf die persön- 
lichen Risiken, vorausschauend und rational abwägend zu handeln, sondern 
auch wegen der ın ihm unterschwellig enthaltenen „kollektiven Moral“: Hand- 
le richtig, indem du die Gesellschaft von der Entscheidung über dein Leben 
entlastest. Dabei handelt es sich allerdings um eine „negative“ gouvernementa- 
le Technologie; zwar geht es oberflächlich um einen Handlungsanreiz (die Pa- 
tientenverfügung ausfüllen), tatsächlich wird dieses Instrument aber nur ange- 
boten, um im Falle der Nichteinwilligungsfähigkeit Behandlung verhindern zu 
können. Natürlich besteht theoretisch die Möglichkeit, qua Patientenverfü- 
gung eine medizinische Behandlung und pflegerische Versorgung nach höchs- 
tem existierenden Standard bis zum allerletzten Atemzug zu „verfügen“. Nur 
darf ein solcher „Wille“, ım Unterschied zum Wunsch nach „Abschalten der 
Apparate“, eben auf keinerlei Umsetzung hoffen. 

Der negative Anreiz erfolgt aber auch durch die Schaffung von Unsicherheit, 
vom unmittelbaren und weiteren sozialen Umfeld auch dann noch er- und 
mitgetragen zu werden, wenn die eigene Rationalität, jedenfalls nach üblichen 
Standards, versagen sollte. Eben diese Produktion von Unsicherheit(en) halte 
ich für den „missing link“ zwischen der Ökonomisierung des sozialen Lebens, 
die sich konkret auch in der Verbetriebswirtschaftlichung von Gesundheitsver- 
sorgung und Pflege zeigt, aber eben auch in einer Prekarisierung des Altseins 
und der Verallgemeinerung eines konzeptionell stark „reduzierten“, zugleich 
juridisch kodifizierten Autonomiekonzeptes. Der Unsicherheit wiederum kor- 
tespondiert die Konstruktion unerwünschter, oder präziser, unwünschbarer 
Lebensformen. Alt, verwirrt, pflegebedürftig und dazu noch arm zu sein, 
könnte ın den nächsten Jahren und Jahrzehnten in ähnlichen Weise zu einer 
nicht zuletzt durch das Instrument Patientenverfügung sanktionierten sozial 
„nicht wünschbaren“ Fxistenzweise werden, wie beispielsweise die, seit Geburt 
behindert zu sein. Letztere wird juridisch bereits kodifiziert durch die so ge- 
nannte Wrongful-birth-Rechtsprechung, die Schadensersatz für die Geburt ei- 
nes durch falsche pränatale Diagnose „versehentlich“ geborenen Kindes in 
Aussicht stellt, was im Hinblick auf soziale Erwünschtheit nicht nur für die 
konkret verhandelten „Fälle“ relevant ist, sondern für alle behinderten Men- 
schen, deren Geburt nach heutigem Stand der biomedizinischen Vorsorge- 
technik wahrscheinlich wohl verhindert worden wäre. 


Zwischen Wahlfreiheit und Entscheidungszwang 435 


Fazit 


Zwischen Verbetriebswirtschaftlichung und „Patientenautonomie am Lebens- 
ende“ liegt offenkundig kein einfacher Ursache-Wirkung-Zusammenhang vor. 
Letztere kann vielmehr als „gouvernementale Technik“ verstanden werden, das 
heißt als eine Form der politischen Führung, die uns nachdrücklich zur „Selbst- 
führung“ auffordert. Diese greift mit den Mitteln der Rechtsprechung und 
durch die Installation von „Wünschbarkeiten“ indirekt in den Kampf um die 
Verteilung gesellschaftlicher Ressourcen ein und präsentiert sich selbst als Ab- 
wehrstrategie gegenüber - wie auch immer definierter bzw. gefühlter - „Fremdbe- 
stimmung“. Alain Badiou geht davon aus, dass „die Debatte um “Euthanasie’ 
vor allem auf das radikale Fehlen einer Symbolisierung für Alter und Tod hin- 
weist“ (Badiou 2003: 53). Das heißt: In dem Maße, ın dem alt, pflegebedürftig 
und/oder verwirrt sein aus dem Spektrum der sozial akzeptablen Lebensweisen 
herausfällt, in dem Maße, in dem es rechtfertigungsbedürftig wird, so lange 
und so gut leben zu wollen, wie irgend möglich, in dem Maße schließlich, ın 
dem „Alter“, „Sterben“ und „Nichteinwilligungsfähigkeit“ das „bedrohliche 
Andere“ des allzeit produktiven Unternehmersubjekts symbolisieren, werden 
solche Lebenssituationen schlicht weniger selbstverständlich. Ihr Eintreten per 
(staatlich sanktionierter) individueller Willenserklärung zu verhindern, kann 
sich dann als individuelle Lösungsstrategie anbieten, die zum einen ganz ne- 
benbei die „knappen“ gesellschaftlichen Ressourcen schont und zum anderen 
die (individuell wie gesellschaftlich) sowieso unangenehme Auseinanderset- 
zung mit Tod, Sterben und Versehrtheit weniger dringlich erscheinen lässt. 

Die Sorge, nicht mehr symbolisiert, nicht mehr ge- und ertragen zu werden, ist 
nicht auf den Bereich der Sterbehilfe beschränkt und auch nicht darauf, Effekt 
einer konkreten Verbetriebswirtschaftlichungsprozedur zu sein. Sie ist zutiefst 
menschlich und vielleicht sogar unhintergehbar. Die Frage ist dennoch, auf 
welche Weise sie sozialpolitisch aufgerufen, angestachelt und instrumentalisiert 
wird, und inwiefern sie Prozesse, die nach ganz anderen - nämlich „betriebs- 
wirtschaftlichen“ Regeln - ablaufen, beschleunigt. Nicht zuletzt die Erfahrun- 
gen aus den in dieser Hinsicht deutlich „weiter entwickelten“ Niederlanden 
spricht jedoch dafür, dass auch gegenteilige Effekte auftreten können, dass ge- 
rade die staatliche Beförderung von (in diesem Fall: aktiver) Sterbehilfe nicht 
nur Wünsche nach rechtlich kompakten Lösungsangeboten, sondern auch den 
nach mehr Kontingenz am Lebensende befördert. So existieren in den Nieder- 
landen, wo jährlich mehrere tausend Menschen „euthanasiert“ werden und 
keineswegs immer ausgemacht ist, dass dies auf „eigenes Verlangen“ geschieht 
(auch Demenz ist als Grund für aktive Sterbehilfe anerkannt), inzwischen eine 
Art „Gegenpatientenverfügungen“, deren Besitzer erklären, „dass sie im Ernst- 
fall unbedingt intensiv und unter Einsatz aller Mittel behandelt werden möch- 
ten“ (Tolmein 2006: 206). Berichtet wird auch, dass aus Angst vor dem unge- 
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wollten Tod ältere Menschen aus den Niederlanden Altenheime im benach- 
barten Deütschland aufsuchen." 

Die (betriebswirtschaftliche, juridische, moralische und gouvernementale) „Öko- 
nomisierung des Sterbens“ ist sicher nicht auf die Disziplinierung des eigenen 
Verhaltens im Sinne einer buchhalterischen Bewirtschaftung des Selbst redu- 
zierbar. Der Wunsch nach mehr „Autonomie am Lebensende“ entspringt 
schließlich auch einem Begehren nach mehr Eigen-Sinn, das sich - in der an- 
gebotenen Reduktion von Autonomie auf den Moment der Entscheidung 
zwischen einer begrenzten Anzahl von Möglichkeiten nicht einfangen lässt. 
Insofern wird, das zeigt nicht zuletzt auch die Vielzahl der Ein- und Wider- 
sprüche gegen das vorgeschlagene Modell, die Institutionalisierung der Patien- 
tenverfügung Effekte zeitigen, die heute noch nicht absehbar sind. Die Frage, 
wer sterben und wer leben soll, wırd weiterhin ein Feld der sozialen Auseinan- 
dersetzung konstituieren, auf dem die „letzten Entscheidungen“ noch lange 
nicht gefällt sind. 
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PROKLA 149 (Dezember2007): Globalisierung und Spaltungen 
in den Städten 


Internationale Waren-, Finanz- und Migrationsströme binden Städte und Metro- 
polregionen auf allen Kontinenten in ein komplexes Beziehungsgeflecht ein. Städte 
in der sogenannten Ersten Welt lassen sich weniger denn je ohne Berücksichtigung 
der Beziehungen zur Dritten und Vierten Welt diskutieren. David Harvey bezeich- 
nete die Metropolen Europas und Nordamerikas daher als „wohlhabende Vororte“ 
der nach Lateinamerika, Asien und Afrika ausgelagerten produktiven Zentren, wo 
Slums und Armutsviertel expandieren. Allerdings haben sich auch die sozialen Po- 
laristerungsprozesse in den Städten des Nordens intensiviert. Während in China 
komplette Mittelschichtsstädte und Hochtechnologie-Parks am Reißbrett entwor- 
fen werden, bilden sich in den nordamerikanischen und europäischen Metropolen 
neue Zonen der Ausgrenzung heraus. Die gegenwärtigen Inklusions- und Exklusi- 
onsprozesse unterscheiden sich je nach ihrer historischen, kulturellen und institu- 
tionellen Einbettung erheblich voneinander. US-amerikanische Ghettos, brasiliani- 
sche Favelas und marginalisierte Stadtviertel in europäischen Metropolen stellen 
jeweils spezifische Formen sozialräumlicher Ausgrenzung dar. Auch die politischen 
Widerstände gegen die zunehmende Entsicherung der städtischen Arbeits- und Le- 
bensverhältnisse nehmen von Ort zu Ort sehr unterschiedliche Formen an. Es gilt 
daher die spezifischen Spaltungsprozesse in „nördlichen“ wie „südlichen“ Städten 
entlang der Widersprüche der neuen globalen Arbeitsteilung zu untersuchen - ge- 
nauso wie die widerständigen Kräfte, die durch eine Stadtpolitik ‘von unten’ in die 
aktuellen Restrukturierungsprozesse intervenieren. 


Bodo Zeuner 


Die Freie Universität Berlin vor dem Börsengang? 


Bemerkungen zur Ökonomisierung der Wissenschaft 
Abschiedsvorlesung, gehalten am 11. Juli 2007 im Otto Suhr Institut 


Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter, 


ich hatte am Otto-Suhr-Institut in den letzten Jahren die Chance und das 
leidvolle Vergnügen, die Abschiedsvorlesungen vieler Freunde und Kollegen mit- 
zuerleben und manchmal auch mit zu gestalten. Daraus konnte ich lernen, 
das solch eine Vorlesung zum einen inhaltlich eine Art Resümee des eigenen 
Tuns und Erkennens als Wissenschaftler sein sollte, dass sie aber zweitens 
auch eine persönliche Komponente haben muss. 

Mit dieser persönlichen Komponente fange ich jetzt an. Es wird sich schon zei- 
gen, wie sie mit den wissenschaftlichen Inhalten zusammenhängt. 

Ich bin vor fast 30 Jahren hier zum Professor berufen worden, und zwar für 
Politische Wissenschaft allgemein, unter besonderer Berücksichtigung eines 
Arbeitsgebiets, das, so glaube ich mich zu erinnern, „politische Soziologie der 
abhängigen Erwerbspersonen“ hieß, also mich verpflichtet hat, mich beson- 
ders um die Analyse der politischen Regulierung der Arbeitsbeziehungen zu 
kümmern. Ich war vorher am OSI Student, Assistent und Assistenzprofessor 
(das ähnelt dem heutigen Juniorprofessor) gewesen, zwischendurch Redakteur 
in Hamburg, beim NDR und später beim Spiegel. Beim Spiegel habe ich, di- 
rekt im Anschluss an die Studentenbewegung, für Mitbestimmung der Journa- 
listen gekämpft und auch dafür, dass der Spiegel ein von selbstbestimmt arbei- 
tenden Journalisten gemachtes noch „linkeres Blatt“ werden sollte, als der 
Herausgeber Rudolf Augstein wollte. 

Als Reaktion auf unsere Initiative warf Rudolf Augstein erstens fünf Anführer 
der redaktionsinternen Revolte: Alexander von Hoffmann, Hermann Gremlıza, 
Otto Köhler, Dieter Brumm und Bodo Zeuner, hinaus und schenkte er zwei- 
tens die Hälfte der Eigentumsanteile am Unternehmen Spiegel der Belegschaft, 
behielt aber die Alleinherrschaft als für die Linie des Blattes zuständiger Her- 
ausgeber (vgl. Zeuner 1972). 

Der Spiegel wurde kein linkeres Blatt - wie etwa: Le Monde - aber die Beleg- 
schaft und die Redaktion verdienen seither gut mit und sınd darauf bedacht, 
Anzeigenkunden nicht zu verprellen, weıl das ihren kollektiven Profit mindern 
könnte. 
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Ich hatte großes Glück, dass ich 1972, als Augstein mich gefeuert hatte, wie- 
der ans OSI kommen konnte: Hier war gerade eine Assistenzprofessur für In- 
teressenverbandsforschung frei - und meine Freunde aus der inzwischen ge- 
gründeten SAZ, der „Sozialistischen Assistentenzelle*, setzten sich dafür ein, 
dass ich, der ich zuvor eher als Parteienforscher ein Profil bei den Politologen 
gewonnen hatte, diese Stelle bekam. Ich hatte auch während meiner Zeit beim 
Spiegel den Kontakt zu den Freunden am OSI, insbesondere aus der SAZ, nie 
abgebrochen. Jedenfalls wurde ich 1972 Assistenzprofessor und 1977 Professor 
auf Lebenszeit am OSI. 

Auch bei dieser Berufung hatte ich Glück; auch dabei spielte die Solidarität 
der SAZ eine Rolle. Damals expandierte das OSI dramatisch, die Studenten- 
zahlen nahmen zu, und der Staat war noch nicht der Meinung, er müsse prin- 
zipiell sparen, die Steuerlast für die Unternehmen senken und die Reform be- 
stehe darin, die Universitäten auf private Finanzierungsquellen zu verweisen. 
Vielmehr galt Bildung noch als öffentliches Gut und öffentliche Aufgabe, die 
auch öffentlich zu finanzieren war - und zum Inhalt dieser öffentlichen Auf- 
gabe gehörte es damals, die Hochschulen für breitere Schichten zu öffnen, die 
Studierenden nicht nur für ihr Funktionieren im Beschäftigungssystem zu qua- 
lifizieren, sondern auch ihr kritisches Analysevermögen zu fördern. Damals 
wurden neue Stellen geschaffen, die solchen Aufgabenstellungen entsprachen. 
Dazu gehörte meine Professur, die mir die Möglichkeit gab, mich auf die Poli- 
tik der Arbeitsbeziehungen und auf die politische Erwachsenenbildung zu 
konzentrieren. Im heutigen „neuen OSI“ mit, wie in den frühen 60er Jahren, 
nur 11 Großprofessuren gibt es für beide Gebiete, die Arbeitsbeziehungen und 
die politische Erwachsenenbildung, keine eigene Professur mehr - und bei der 
Fortführung der Erwachsenenbildung muss, wie ich höre, darum gekämpft 
werden, dass überhaupt noch eine Mitarbeiterstelle für diese Pflichtaufgabe 
zur Verfügung steht. 

Dass ich am OSI Assistenzprofessor und dann Professor wurde, beruhte also, 
neben meiner individuellen Qualifikation und Qualität, auch auf der Solidari- 
tät der damaligen Mittelbaugruppe und auf persönlichem Glück, letzteres in 
doppelter Weise: Ich hatte Glück, dass gerade ein Stelle frei war, für die sich 
kein ın den Augen der Auswählenden besserer Bewerber fand, und ich hatte 
das Glück, in einer Zeit zu leben, ın der das, was ich als Wissenschaftler an- 
bieten wollte und konnte, als öffentlich zu finanzierende öffentliche Aufgabe 
angesehen wurde. Gewiss, ohne von anderen anerkannte Leistung wäre ich 
nicht Professor geworden, aber der Umkehrung, ich sei allein durch hervorra- 
gende Leistung meines eigenen Glückes Schmied gewesen, will ich ausdrück- 
lich und mit dem Absicht der Generalisierung widersprechen. Zur Leistung 
mussten gerade geöffnete Gelegenheitsfenster und Solidarität hinzukommen. 
Auf Glück und Solidarität werde ich am Ende dieser Vorlesung noch zurück- 
kommen. 
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Das Thema meiner Vorlesung ist die Ökonomisierung, genauer: die Markt- 
Ökonomisierung der Wissenschaft, vor allem wie sie an den Universitäten be- 
trieben wird, vor allem am Beispiel der Freien Universität Berlin. 

Ursprünglich hatte ich vor, bei meinem Abschied über ein anderes Thema zu 
reden, zu dem ich in den letzten Jahren gearbeitet und mit Irmtraud Schlosser 
auch eine Ringvorlesung veranstaltet habe, nämlich Solidarıtät: Solidarität lässt 
sich ja, ausgehend von der französischen Revolution, als Grundwert, und, aus- 
gehend von Sozialtheorien wie der Emile Durkheims, als unverzichtbares Bin- 
demittel jeder Gesellschaft beschreiben. Was also geschieht mit unseren sozia- 
len Beziehungen und unseren politischen Ordnungen, wenn immer mehr $o- 
lidarität benötigt und immer weniger Solidarität tatsächlich hergestellt und er- 
möglicht wird? Bricht die weltweite Marktgesellschaft an diesem Widerspruch 
zusammen? 

Ich hätte wie gesagt Lust gehabt, in meiner Abschiedsvorlesung über diese 
Frage zu sprechen. Aber dann fragte ich eine mir nahe stehende Frau, die das 
OSI gut kennt, ob ich eher über die Ökonomisierung der FÜ oder über die 
Probleme der Solidarität reden sollte - und sie sagte: Natürlich musst du zum 
Abschied eine kritische Vorlesung zur FU halten. 

Das mache ich also jetzt. Und am Ende werde ich auf die Frage der Solidarität 
zurückkommen, und zwar, in Anlehnung an eine Formulierung von Leszek 
Kolakowski, als Frage nach der Möglichkeit und Unmöglichkeit, ein solida- 
risch handelnder Wissenschaftler zu sein. 


Also nun: Die FU vor dem Börsengang? Ich will die Themenfrage nicht mit ei- 
ner Kapitalmarkt-Prognose beantworten, sondern zunächst eine These begrün- 
den, nämlich, dass die FU sich bei ihren eigenen Umstrukturierungen so ver- 
hält, als wolle sie sich demnächst kapitalprivatisieren, als wäre der Börsengang, 
wie bei der Deutschen Bahn AG, ihr oberstes Entwicklungsziel. Und selbstver- 
ständlich will ich erörtern, was diese Entwicklung bedeutet, was aus ihr folgt 
und in welche Widersprüche das gerät und was sich entgegensetzen lässt. 

Was „kapitalprivatisieren“ heißt, lässt sich dem IPO-Test entnehmen. Diesen 
Test für die Börsen-Fitness von Unternehmen veröffentlicht die Deutsche Bör- 
se im Internet. Er besteht aus 10 Fragen, bei denen es um „grundlegende Krite- 
rien“ für die Börsenreife geht. Dazu gehören u.a. „überdurchschnittliche Per- 
spektiven in einem Kernmarkt“ (Frage 1), „überdurchschnittliches nachhaltiges 
Wachstum in neuen innovativen Märkten“ (Frage 2), sowie „ein überzeugendes 
nachvollziehbares und nachhaltiges Unternehmenskonzept“ (Frage 3). Dann 
folgen Kriterien zur Binnenstruktur, die ich etwas genauer zitieren will: 


„Strategien und Ziele werden regelmäßig überprüft und in einer detaillierten Unternehmenspla- 
nung laufend fortgeführt.“ (Frage 3) 

„Ihr Unternehmen hat eine klare Unternehmensstruktur und einem der Unternehmensgröße in 
der Tiefe und Breite angemessene Führungsstruktur. Alle wesentlichen Managementpositionen 
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sind mit Personen besetzt, die eine entsprechende fachliche Qualifikation für ihre Aufgabenbe- 
reiche mitbringen.“ (Frage 4) 

„Ihr Unternehmen verfügt über effiziente Managementinformations-, Kontroll- und Risikosyste- 
me ...“ (Frage 5) 

„Ihr Unternehmen verfügt über ein Aufsichtsgremium oder Beirat sowie deren Mitglieder über 
eine fachlich, angemessene Qualifikation“ (Frage 6).' 

Die Fragen 7-10 betreffen das Verhältnis zum Kapitalmarkt, insbesondere zur 
Bereitschaft, sich dem Kapitalmarkt zu öffnen. „Ein kontinuierlicher Dialog 
mit Investoren und Intermediären“ muss „fester Bestandteil“ der Unterneh- 
mensstrategie sein (Frage 8). 

Dass derartige Kriterien vom Präsidenten der FU selber als Leitmodell angese- 
hen werden, zeigte sich im November 2006. Damals wurde die FU von dem 
Wirtschaftsmagazin „karriere“ und dem Prognos-Institut unter 35 Konkurren- 
ten zur „unternehmerischsten Hochschule“ in Deutschland gekürt. Die Krite- 
rien für dieses Ranking waren denkbar simpel: Es ging um größtmögliche Ü- 
bereinstimmung mit einem Wirtschaftsunternehmen, das Leitbild lautete „Un- 
ternehmen Hochschule“, Dazu gehörte u.a., dass Universitäten nach neuen 
Wegen der Finanzierung und damit mehr Unabhängigkeit von staatlichen 
Geldern suchen und dass sie „nicht verwaltet, sondern gemanagt“ werden. 
FU-Präsident Dieter Lenzen erklärte prompt seine Freude über diesen Spitzen- 
platz und darüber, „dass unser Kurs zur unternehmerischen Gestaltung der 
Universität gerade in Zeiten knapper Kassen Bestätigung findet“. 

Präsident Lenzen ist nicht nur Chefmanager der „unternehmerischsten Univer- 
sität“ Deutschlands, er macht auch aus seiner Parteinahme für Unternehmerinte- 
tessen und Unternehmerideologien keinen Hehl. Er ist Fördermitglied der 
vom Arbeitgeberverband Gesamtmetall ins Leben gerufenen und finanzierten 
„Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“. Diese „Initiative“ ist ein neoliberaler 
Think-Tank, der stolz darauf ıst, öffentliche Diskurse zu steuern, ja zu mani- 
Pulieren, Journalisten zu beeinflussen, eine ideologische Deutungshoheit im 

Sinne seiner Auftraggeber herzustellen. Rudolf Speth, Privatdozent des OSI 

und vom OSI - aus leicht erklärlichen Gründen bisher vergeblich - für die 

Ernennung zum applizierten Professor vorgeschlagen, beschreibt die INSM als 

„PR-Unternehmen für die Interessen der Wirtschaft“, als „Ausdruck einer Ra- 

dikalisierung der ökonomischen Eliten, die die Politik (...) stärker unter Druck 

setzen“ (Speth 2004: 43). Wer auch nur in den Verdacht gerät, die Wissen- 

schaft in den Dienst einer solchen Propagandamaschine stellen zu wollen, müss- 

te nach traditionellen Maßstäben disqualifiziert sein für ein Präsidentenamt, das 

die Autonomie der Wissenschaft zu verteidigen hat. 


1 Ich zitiere wörtlich samt Fehlern aus dem „IPO-Test“, http://deutsche-boerse.com; down- 
load am 24.4.2007. Die Beherrschung der deutschen Sprache gehört offensichtlich nicht zu 
den Kriterien für Börsenfitness. 

2 So Prognos-Geschäftsführer Christian Böllhoff It. BerliNews vom 23.11.2006 
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Herr Lenzen aber ist ein ehrenwerter Mann. Er wurde 2007 mit wenigen Ge 
genstimmen wiedergewählt, und es gab dabei keine inneruniversitäre Debatte 
über seine Rolle als Propagandist von Arbeitgeberinteressen. Das kann man 
nur mit einem kompletten Normwandel hinsichtlich dessen, was Universität 
sein und wozu sie dienen soll, erklären. 

Auf diesen Normwandel und den ihm entsprechenden Strukturwandel kommt 
es mir hier an - nicht auf einen personalisierenden politischen Angriff auf Präsi- 
dent Lenzen. Einige KollegInnen, denen ich einen Entwurf dieses Textes zu le- 
sen gab, rieten mir, um nicht in „Verschwörungstheorien“ zu verfallen, Herrn 
Lenzen als „Charaktermaske“ im Marxschen Sinne herauszustellen. Ich denke, 
dass man über diese Entgegensetzung hinauskommen sollte: Selbstverständlich 
sind es objektive und globale Entwicklungen, die zur Ökonomisierung von Wis- 
senschaft drängen und Akteuren wie Lenzen erst ein Aktionsteld eröffnen. Ande- 
rerseits ist der gegenwärtige FU-Präsident nicht nur ein passives Rädchen im Ge- 
triebe der Systemzwänge, sondern ein exemplarischer und auch bundesweit füh- 
tender Protagonist und Promotor der Markt-Ökonomisierung von Wissenschaft. 
Der Normwandel ist, was das angestrebte Ziel angeht, leicht zu beschreiben: 
Es geht um die reale und gewollte Anpassung der Universität in Struktur und 
Funktion an ein zum Zweck der Profiterzielung wirtschaftendes Privatunter- 
nehmen. Dazu gehören mindestens folgende, miteinander verkoppelte und 
gleichzeitig vollzogene Restrukturierungsprozesse (neudeutsch „Reformen“) 
genannt. 


1. Kommodifizierung der Wissenschaftsprodukte 


Geschäftsziel ist die Produktion von Waren, die privat nutzbar und auf dem 
Markt veräußerbar sind, statt von Kollektivgütern: Also werden die Studieren- 
den zu Kunden umdefiniert, die verwendbare Qualifikationen und entspre- 
chende Zertifikate nachfragen und auch mit Studiengebühren bezahlen. Wei- 
terbildungsangebote werden entsprechend zahlungskräftiger Nachfrage der Be- 
rufstätigen oder ihrer Arbeitgeber entwickelt. Die Gewinnung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse zielt ebenfalls auf zahlungskräftige Nachfrage, im wesentlichen „der 
Wirtschaft“ und „der öffentlichen Hände“. 

Hier stellt sich allerdings schon ein Problem: Wissenschaft kann sich nicht 
vollständig den Schuh- oder Automobil-Produzenten angleichen - denn sie 
unterliegt dem Wahrheitskriterrum, Schuhe und Autos müssen dagegen nur 
nützlich sein. Diese Bindung an das Streben nach Wahrheit macht sogar den 
spezifischen Gebrauchswert der Wissenschaft aus und verleiht ihren Produkten 
eine besondere Würde und Autorität. Sie erst begründet das Grundrecht auf 
Wissenschaftsfreiheit. Ein Professor, der von vornherein zugeben würde, dass 
er sein wissenschaftliches Gutachten inhaltlich an den Interessen des Meistbie- 
tenden orientiert, würde dieses Gutachten entwerten. Ähnliches gilt für die 
Ware Qualifikation, die nur dann einen Wert hat, wenn sich mit ihr eine do- 
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kumentierbare Leistung verbindet: Sollte sich herumsprechen, dass akademi- 
sche Titel und Zertifikate käuflich oder für Reiche mit wesentlich geringerem 
Leistungsaufwand zu erwerben sind als für andere, dann würde das die Titel 
und Zertifikate entwerten. 

Die Umstellung der Wissenschaft von der Produktion öffentlicher Güter auf 
die Warenproduktion hat also ihre Tücken, weil sich auch in der Ware Wis- 
senschaft und der Ware Zertifikat noch bestimmte Wesenselemente des frühe- 
ren öffentlichen Guts wiederfinden lassen müssen. Die übliche Lösung des 
Problems bei der Privatisierung von öffentlichen Gütern ist die Einrichtung 
von Regulierungsbehörden, die Mindeststandards sicherstellen, etwa: Landes- 
medienanstalten, Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen. Vergleichba- 
res hatten wir bei den Universitäten schon immer, nämlich als Staatsaufsicht. 
Nun aber wird auch diese privatisiert, etwa bei der Akkreditierung neuer Stu- 
diengänge durch miteinander konkurrierende Akkreditierungsfirmen - gewis- 
sermaßen eine Privatisierung zweiter Ordnung, bei der auch die Kontrolle der 
Erfüllung gemeinwohlorientierter Minimalstandards noch in private Hände 
gegeben wird. Und wir haben mit dem CHE (Centrum für Hochschulentwick- 
lung) der Bertelsmann-Stiftung ein privates - und Privatinteressen eines Kon- 
zerns förderndes - Über-Wissenschaftsministerium, das zum Beispiel in Nord- 
rhein-Westfalen sowohl das neue sogenannte „Hochschulfreiheitsgesetz“ kon- 
zipiert hat als auch vom „Innovationsminister“ Pinkwart (FDP) mit der „Um- 
setzung“ dieser „Hochschulfreiheit“ beauftragt worden ist (vgl. Link-Heer 
2007). 

Die Umstellung auf Warenproduktion bedeutet auch, worauf Konrad Paul 
Liessmann in seinem vor einem Jahr erschienenen brillanten Essay über die 
Theorie der Unbildung hingewiesen hat, eine „Industrialisierung“ des universi- 
tären Produktionsprozesses, wobei Industrie, als Gegenbegriff zu Handwerk, 
verstanden wird als „die tendenziell mechanisierte und automatisierte Herstel- 
lung von identischen Produkten unter identischen Bedingungen mit identi- 
schen Mitteln“ (Liessmann 2006: 38). Liessmann sieht in den Naturwissen- 
schaften mit ihrem Verfahren des Experiments durchaus eine Anschlussstelle 
für die Industrialisierung von Wissenschaft, während die Theorieproduktion, 
die Grundlagenforschung und die Geisteswissenschaften eher dem Hand- 
werksmodell folgen und sich der Standardisierung entziehen. 

Diese Industrialisierung der Produkte von Forschung und - nicht Lehre, son- 
dern - Ausbildung scheint mir die gegenwärtige Ökonomisierung übrigens 
auch für die Gewerkschaften attraktiv gemacht zu haben - bis hin zur Unter- 
stützung des „Bologna-Prozesses“ durch meine eigene Bildungsgewerkschaft 
GEW. Ich kritisiere mich selbst als Gewerkschaftsforscher und Gewerkschafter 
dafür, mich nicht frühzeitig gegen diese Politik engagiert zu haben. 


2. Marktabhängigkeit der Wissenschaftsproduktion 
und der Wissenschaftsunternehmen 


Diese hängt mit der gerade besprochenen Kommodifizierung zusammen, geht 
aber darüber hinaus und verdient deshalb eine gesonderte Betrachtung. Die 
„Reform“ begnügt sich ja nıcht damit, die Universitäten mehr oder weniger 
auf die Herstellung verkäuflicher Produkte und Dienstleistungen umzuorien- 
tieren. Vielmehr wird ein nationales und globales System der marktförmigen 
Konkurrenz zwischen den Wissenschaftsunternehmen konstruiert, das auf bru- 
tale Resultate ausgerichtet ist: Ruinöse Konkurrenz nach dem Prinzip „Winner 
takes all“. Nur wer an der Spitze mitmischt, wer international in der ersten Li- 
ga spielt, und wie die Metaphern alle heißen, hat eine Überlebenschance. 

Der seit zwei Jahren inszenierte bundesweite „Exzellenz“-Wettbewerb liefert 
dafür prächtige Beispiele. Der Sache nach geht es um die Verteilung unzurer- 
chender Mittel für universitäre Forschung durch die staatlichen Haushalte. 
Um von der Unterfinanzierung des öffentlichen Guts „wissenschaftliche For- 
schung“ abzulenken, wird ein ruinöser Wettbewerb um das künstlich verknappte 
Gut „Exzellenz“ und den Titel „Eliteuniversität“ veranstaltet. Wer nicht gewinnt, 
steigt ab. Diese Anrufung wurde von der FU und auch von unserem Fachbe- 
reich besonders begeistert und besinnungslos aufgenommen. Anfang 2006, 
nachdem die FU zum Wettbewerb um das Label „Eliteuniversität“ ın die 
Runde der letzten 10 gekommen war, schrieb Präsident Lenzen in einem 
Rundbrief an alle Professoren der FU: 

„In diesen Jahren entscheidet sich, ob die Freie Universität unter den ‚Top Ten’ auch weiterhin 
ihren Platz hat, oder ob sie zurückfällt. Das bedeutet auch, dass alle strategischen Entscheidun- 


gen über Strukturen, Berufungen, Schwerpunkte, Arbeitsziele immer auch vor dem Hintergrund 
dieses Ziels bewertet und getroffen werden müssen.“ 


Am Fachbereich Politik- und Sozialwissenschaften wurde Lenzens Marschroute, 
alles dem Exzellenzwettbewerb unterzuordnen, sofort befolgt: Es gab Umbau- 
maßnahmen zur Freiräumung eines ganzen Traktes, temporäre Schließungen 
und dauerhafte Verlagerungen ganzer Bibliotheken mitten ım Semester mit 
dem alleinigen Ziel, der externen Bewertungskommission bei einer Begehung 
vorzuführen, dass das vom Fachbereich geplante Fxzellenzcluster für den Fall 
seiner Bewilligung die benötigten Räume unverzüglich bereit stellen könne. 
Die „Wettbewerbsfähigkeit“ des Standorts OSI bzw. FB PolSoz sollte um je- 
den Preis optimiert werden. Das Cluster fiel dann trotzdem durch. Die bis 
heute leer stehenden Räume sollen jetzt anderen Zwecken zugeführt werden. 

Der Witz bei dieser Marktunterwerfung ist, dass sie funktioniert, auch wenn 
ein realer Markt, auf dem Güter und Dienstleistungen gegen Geld getauscht 
werden, gar nicht vorhanden ist. Marktprozesse lassen sich im Universitäts- 
wettbewerb sehr gut simulieren. Eine ganze Industrie von Ranking- und Evalu- 
ierungsfirmen versucht einen virtuellen Markt herzustellen, auf dem die ein- 
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zelnen Universitäten und Hochschulen verbittert und atemlos um Anteile und 
Positionen kämpfen. Auf diesem simulierten Markt ist die Konkurrenz min- 
destens so gnadenlos wie auf „echten“ Märkten. Den ideologischen Konstruk- 
teuren des Marktradikalismus ist es gelungen, einen Real-Bluff zu installieren: 
Sie können, um ein Wort von Wolf Wagner aus seinem berühmten Buch über 
Uni-Bluff (Wagner 1977) aufzugreifen, den Kuchen essen, ohne ihn überhaupt 
zu haben. Wie gewaltsam diese simulierten Marktzwänge wirken, wurde mir 
klar, als ich neulich mit einem auswärtigen Mitglied eines Hochschulkuratonums 
sprach und von ihm die resignierte Einschätzung hörte: Kein Hochschulpräsi- 
dent könnte sich dem Wettrennen um „Exzellenz“ verweigern, auch wenn er 
diesen Wettbewerb für politisch unsinnig und gefährlich hielte. 

Immerhin könnte ein solcher Präsident, wenn es ihn denn gäbe - die FU hat 
ihn nicht - versuchen, ein wenig Sand in das Getriebe der besinnungslosen 
Konkurriererei zu streuen und sich mit den Mitkonkurrenten zu beraten und 
vielleicht sogar zu verständigen. Denn auf die Frage, ob man aus einer als rui- 
nös erkannten Konkurrenz, aus einem race to the bottom, aussteigen kann, 
gibt es in der Tradition der Arbeiterbewegung eine Antwort: Organisierung 
von Solidarität zum Bau von Dämmen gegen Unterbietungskonkurtenz. Dar- 
auf komme ich am Ende zurück. 


3. Unternehmisierung des Universitätsbetriebs 
3.1. Das Programm der Unternehmisierung 


Der dritte Restrukturierungsprozess auf dem Wege zum Privatunternehmen 
betrifft die Binnenstruktur des Unternehmens. Ich nenne sie „Unternehmisie- 
rung“ und nicht „Verbetriebswirtschaftlichung“, denn gegen gute Betriebsfüh- 
rung wäre ja nichts einzuwenden. Die Freie Universität Berlin hat eine mise- 
table Betriebsführung, wie sich z.B. bei der Einführung des Registrierungssys- 
tems „Campus Management“ zeigte - aber sie wird trotzdem zur unternehme- 
nschsten Hochschule ernannt, weil sıe sich den Zielen der Transformation ın 
ein Unternehmen besonders verschrieben hat. Über diese Unternehmisierung 
der Universität am Musterbeispiel FU will ich jetzt ausführlicher reden. 

Was das neue Leitbild „Unternehmen Hochschule“ bedeutet, lässt sich gut am 
Vergleich mit den beiden vorangegangenen Strukturmodellen für deutsche Uni- 
versitäten zeigen, etwa was die professionelle Autonomie der Wissenschaftler be- 
trifft, mit den Worten des Grundgesetzes: die Freiheit von Forschung und 
Lehre. 

Die Humboldtsche Gelehrtenrepublik war getragen von großem Vertrauen in 
eine Wissenschaft, die ihren Wert in sich trägt, die Forschung und Lehre mit- 
einander verknüpft und damit den Professoren eine sehr große, lediglich 
durch dienstrechtliche Aufsicht des Staates eingeschränkte, professionelle Au- 
tonomiıe garantiert. 
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Die gegen den „Muff unter den Talaren“ erkämpfte Gruppenuniversität be- 
schnitt professorale Privilegien durch eine differenzierte Mitbestimmung aller 
funktionalen Gruppen; beibehalten wurde aber die große professionelle und 
fachliche Autonomie derer, die Wissenschaft betreiben. 

Das Modell „Unternehmen Hochschule“ koppelt dagegen die Produktion von 
Wissenschaft und Studierendenausbildung direkt an Markterfolge und erlegt 
den Universitäten auch die Binnenstruktur eines marktorientierten Unterneh- 
mens auf. Darin hat professionelle Autonomie nur noch in dem Maße Platz, 
wie sie dem Geschäftsinteresse dient. Innerhalb der unternehmerischen Uni- 
versität geht es um die optimale Verbindung von Hierarchie und Konkurrenz. 
Das bedeutet auf jeden Fall die Aufhebung, mindestens aber das Leerlaufenlas- 
sen aller Formen von Demokratie und Mitbestimmung. 

Ohne jede Bemäntelung machte dies Margret Wintermantel, Präsidentin der 
Hochschulrektorenkonferenz und damit höchste Repräsentantin der universi- 
tären Wissenschaft, auf einer Tagung in Berlin im März dieses Jahres deutlich. 
Uwe Schlicht referierte im Tagesspiegel unter der Überschrift „Wer das Sagen an 
der Uni hat“ folgende Aussagen von Wintermantel: 

„Die Hochschulen (...) müssten (...) lernen, langfristig strategisch zu planen. Diese Professionali- 
sierung falle vielen Präsidenten und Dekanen jedoch noch schwer. Darum sei es auch schwierig, 
neue Rektoren zu finden. Konflikte zwischen den unternehmerisch denkenden Hochschulräten 
oder Kuratorien und den Akademischen Senaten würden aufbrechen. Doch benötige das Lei- 
tungspersonal für die neuen Aufgaben eine umfassende Entscheidungsbefugnis. (Hervorhebung 
B.Z.) Den Gremien der akademischen Selbstverwaltung weist die HRK-Präsidentin die Aufgaben 
der Beratung und Kontrolle zu. Die Hochschulen wandelten sich zu unternehmerisch geführten 
Universitäten und nähmen Abschied von der Gruppenuniversität der siebziger und achtziger Jahre.“ 
(Tagesspiegel v. 20.3.2007) 

Das ist ein klares Programm: Universitäten als Wirtschaftsunternehmen sans 
phrase. Wie bei, sagen wir, der Firma Mercedes gibt es zwei „unternehme- 
tisch“ denkende und handelnde Instanzen: den Aufsichtsrat (bei den Unis: 
Hochschulräte und Kuratorien, besetzt mit sogenannten „unabhängigen Per- 
sönlichkeiten“, die großenteils aus der Wirtschaft kommen) und den Vorstand 
(„das Leitungspersonal“). Letzterer braucht, es sei wiederholt, eine „umfassende 
Entscheidungsbefugnis“. Es darf also nicht behindert werden durch interne Mi- 
tentscheider, die es bei Mercedes auch nicht gibt, nämlich Gremien der akade- 
mischen Selbstverwaltung, Akademische Senate zum Beispiel. Solche Gremien 
sollen zugunsten der „unternehmerisch“ funktionierenden Instanzen entmachtet 
werden. Die „Gremien der akademischen Selbstverwaltung“ sollten sich auf „Be- 
ratung und Kontrolle“ reduzieren. Nun ist dies ein Widerspruch in sich: Gre- 
mien, die nur noch beratend und kontrollierend tätig sind, aber keine originären 
Entscheidungsbefugnisse haben, verdienen nicht mehr den Namen „Selbstver- 
waltung“, wie sich z.B. aus dem Vergleich mit der kommunalen Selbstverwal- 
tung ergibt: Wenn Stadträte oder Gemeinderäte gegenüber den allein ent- 
scheidenden Bürgermeistern und Verwaltungschefs nur noch Beratungs- oder 
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nachträgliche Kontrollrechte hätten, dann gäbe es keine kommunale Selbst- 
verwaltung mehr, sondern eine kommunale Diktatur. 

Genau dies, die innerbetriebliche Diktatur des Managements, ist erklärtes Ziel 
gegenwärtiger Umstrukturierungen im Hochschulwesen. Nun ist Diktatur offen- 
sichtlich ein böser Vorwurf, und genau so will ich diesen Begriff auch verstanden 
wissen. Das gilt allerdings nur, wenn von Politik, vom Gemeinwesen, die Rede 
ist. Wirtschaftsunternehmen eine diktatorische Verfassung vorzuwerfen, ist nicht 
üblich - auch als analytische Kategorie kommt der Begriff Diktatur nur in der 
Politikwissenschaft vor, nicht aber, soweit ıch sche, in der Betriebswirtschaftsleh- 
re und den ihr zugehörigen Management- und Organisationslehren. Nur wer 
auch den Wirtschaftsbetrieb als Gemeinwesen, und nicht nur als Veranstaltung 
zur Profitmaximierung der Kapitaleigner, versteht, kann dann auch, wie Gewerk- 
schaften es tun, jedenfalls den politischen Gegenbegriff von Diktatur: Demokra- 
tie in die Debatte einführen und die Forderung nach Wirtschaftsdemokratie ver- 
treten oder beklagen, dass die Demokratie am Werkstor aufhöre. 

Wir können also auch die Umwandlung der Universitäten zur „unternehmeri- 
schen Hochschule“ ä la Wintermantel und Lenzen verstehen als Versuch, sich 
den Anforderungen, die sich an die Universität als ein Gemeinwesen stellen, 
zu entziehen. 

Der Begriff des Gemeinwesens klingt auch in der Politikwissenschaft ein wenig 
altmodisch, und für ihn gibt es noch weniger als für andere Begriffe unserer 
Wissenschaft eine eingeführte, anerkannte Definition. Dennoch finde ich ihn 
nützlich, weil er besonders gut den Unterschied zum privaten Wirtschaftsun- 
ternehmen deutlich macht: 

Das private Wirtschaftsunternehmen verfolgt als oberstes Ziel die Erzielung 
von Gewinn durch den Verkauf seiner Produkte. Das bedeutet immer eine Do- 
minanz der Shareholder, der Anteilseigner, auch wenn diese sich je nach Sys- 
tem und ökonomischer Position mehr oder weniger auf die Berücksichtigung 
anderer Stakeholder: Beschäftigte, Kunden, andere Unternehmen, einlassen. 
Das Hauptziel der Profitproduktion wird von keinem der Stakeholder in ei- 
nem Privatunternehmen ernsthaft in Frage gestellt. 

Ein Gemeinwesen dagegen strebt erstens nicht nach Profit. Vielmehr pro- 
duziert es öffentliche Güter oder erbringt Leistungen, die dem Gemeinwohl 
dienen. Was als Gemeinwohl und als öffentliches Gut verstanden wird, ist in 
einem Gemeinwesen normalerweise unter den Beteiligten umstritten und be- 
darf der Diskussion und der Einigung, in Habermas’ Begriffen: des Diskurses, 
der Deliberation und der Konsensfindung. 

Deshalb zeichnet sich ein Gemeinwesen zweitens durch eine politische Bin- 
nenstruktur aus, durch eine Verfassung, die es ermöglicht, unterschiedliche Vor- 
stellungen über die gemeinsam zu verfolgenden Ziele diskursiv zu klären und 
die für alle verbindlichen Entscheidungen unter Anerkennung unterschiedli- 
cher Wertorientierungen und Interessen zu treffen. 


Eine Universität, die sich als Gemeinwesen versteht, wird sich einem öffentli- 
chen Auftrag verpflichtet fühlen und sich über den Inhalt des öffentlichen 
Auftrags intern streiten: Mehr Leistungsdruck oder mehr freie Entwicklungs- 
möglichkeiten für die Studierenden; mehr Qualifikation zu kritischem Denken 
oder mehr Anpassung an Anforderungen des Beschäftigungssystems, mehr 
Grundlagen- oder mehr Anwendungsforschung, mehr Öffnung für Bildungsbe- 
nachteiligte oder mehr Selektion von Eliten, mehr Öffnung für Arbeitnehmerin- 
teressen oder für Unternehmerinteressen, etc. Einen Teil dieses Streits wird die 
Universität nicht intern allein entscheiden dürfen, sondern hier hat auch der 
Staat als Ausdruck des die gesamte Gesellschaft umfassenden Gemeinwesens 
mitzureden: Schließlich wird die Universität von diesem Gesamtgemeinwesen 
rechtlich und finanziell mit getragen. 

Eine Universität nach dem Modell des Privatunternehmens wird sich umdefi- 
nieren zur Unterordnung all ihrer Tätigkeiten unter das oberste Prinzip, auf 
dem Markt erfolgreich zu sein. Interner Streit über die oben genannten Fra- 
gen, die sich beim politischen Thema „Was ist der öffentliche Auftrag?“ stel- 
len, mag zwar noch stattfinden, aber er wird nicht mehr in ernster Absicht 
ausgetragen, sondern als Sandkastenspiel. Er wird durch den Vorrang des Un- 
ternehmensziels Markterfolg gewissermaßen entsubstantialisiert. Diskurs und 
Deliberation werden zum schmückenden Beiwerk, bleiben folgenlos. Grundla- 
genforschung? Studienziel kritische Kompetenz? Mehr Frauenförderung? - Al- 
les schon recht, aber nur wenn der Markt es nicht bestraft! 

Der Unterschied zwischen einem Privatunternehmen und einer als Gemeinwe- 
sen verstandenen Universität betrifft direkt die Anerkennung von professionel- 
ler Autonomie. Auch die Forschungs- und Entwicklungsabteilungen von Kon- 
zernen müssen ein wenig selbständige Tüftelei ihrer Konstrukteure und Ingenieu- 
re ertragen und fördern - aber doch nur in den Grenzen eines mindestens mittel- 
fristig erwartbaren Beitrags zum Geschäftserfolg. Eine Universität als Gemeinwe- 
sen dagegen hat die Grundlagenforscher, die Orchideenfächler und die Sys- 
temkritiker wegen ihres Eigenwerts für die Wissenschaft anzuerkennen und in- 
stitutionell zu fördern. 

Die Unternehmisierung der deutschen Universität, bei der die FU stolz allen 
anderen voranschreitet, ist also ein, um es noch einmal zu sagen, sehr deutli- 
cher Bruch mit den beiden vorangegangenen Universitätsmodellen, die beide 
Gemeinwesen waren: 

Die Humboldtsche Gelehrtenrepublik, auch wenn sie in Deutschland im 20. 
Jahrhundert zur autoritären Ordinarienuniversität degeneriert war, hatte die 
Struktur einer durch Kooptation rekrutierten aristokratischen Republik, in dem 
nur der Professorenstand Vollbürgerrechte genoss. Dass die selbstherrlichen Or- 
dinarien sich von den Nazis bereitwillig bis widerstandslos gleichschalten ließen, 
hätte diese Struktur schon 1945 dringend reformbedürftig erscheinen lassen 
müssen, Zu dieser Reform kam es aber erst mit der Studentenbewegung. 
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Auf ihren Druck hin wurde das aristokratische Gemeinwesen Professorenrepu- 
blik ersetzt durch ein demokratischeres Gemeinwesen der Mitbestimmung al- 
ler an der Produktion von Forschung und Lehre beteiligten Gruppen. Da das 
OSI, eben auch dieses Gebäude und dieser Hörsaal A, im Jahre 1968 ein 
wichtiger Ort grundsätzlicher Auseinandersetzung um die künftige Hoch- 
schulstruktur war, will ich, gewissermaßen als Zeitzeuge, einige hier ausgetra- 
gene Debatten in Erinnerung rufen. Konsens war damals, dass die Ordinarien- 
universität demokratisiert werden müsse. Die radikalen Linken forderten, dass 
Grundsatzentscheidungen über die Universität durch Vollversammlungen oder 
Urabstimmungen, bei denen für alle Uni-Angehörigen das Prinzip one man 
one vote gelte, zu fällen seien. Die gemäßigten sozialdemokratischen Reformer 
forderten, dass die Mitentscheidungsrechte der Gruppen nach ihrer professio- 
nellen Kompetenz und auch nach der Dauerhaftigkeit ihrer Bindung an die 
Uni gestaffelt würden. Dies berücksichtigend einigte man sich auf die Drittel- 
parıtät von ordentlichen Professoren (das waren damals am OSI 11), von wis- 
senschaftlichen und nicht-wissenschaftlichen Mitarbeitern und von Studenten. 
Unbestritten war dabei die Qualität des OSI als Gemeinwesen, also als Orga- 
nisation mit einem ideellen Ziel, dessen Angehörige trotz unterschiedlicher 
Gruppeninteressen möglichst demokratisch ihre Kooperation organisieren. 
Das Gemeinwesen OSI sollte überdies dem Gemeinwesen „Gesellschaft“ die- 
nen. Als Ziel der am OSI betriebenen Wissenschaft wurde in der OSI-Satzung 
1968 definiert: 


„Das Institut untersucht in Forschung und Lehre die Gestaltung des öffentlichen Lebens unter 
empirisch-analytischen und normativen Aspekten; es erarbeitet damit die Voraussetzungen für die 
Erweiterung von Freiheit und Selbstbestimmung in allen Bereichen der Gesellschaft“ (zit. nach 
Wildermuth 1991: 205). 

Die OSI-Satzung, in der das stand, enthielt im übrigen zum ersten Mal in der 
deutschen Universitätsgeschichte die Drittelparität und die Einrichtung von 
fachbezogenen Untereineinheiten statt des alten Ordinarienprinzips, nach dem 
jeder Professor ohne Abstimmung mit seinen Kollegen über die Inhalte seiner 
Forschung und seiner Lehre allein entschied. Vom OSI ausgehend wurde da- 
mals die Mitbestimmung aller Gruppen zum Leitprinzip der Hochschulstruk- 
turreformen in West-Berlin und letztlich in allen Bundesländern. Die heute ge- 
schmähte „Gruppenuniversität“ ist hier, in diesen Räumen, erfunden worden - 
und wir verteidigen sie viel zu schlecht und zu mutlos gegen das Modell Len- 
zen/Wintermantel. 

Dieses Modell der unternehmerischen Universität nımmt vollständig Abschied 
von der Idee und der Tradition der Universität nicht nur als Gruppenuniversi- 
tät sondern überhaupt als Gemeinwesen. 

Dies zeigt sich beim FU-Präsidenten Lenzen auch am Geschichtsbild. Im Mai 
2007 legte Lenzen dem Akademischen Senat ein auf 10 Seiten formuliertes 
„Zukunftskonzept“ unter dem Titel „Freie Universität Berlin - Internationale 


Netzwerkuniversität“ vor (FU Berlin 2007). Darin gibt es zwei Rückblicke auf 
die Geschichte der FU. Der erste verweist unter der Überschrift „Freiheitsge- 
schichte“ auf die Gründung 1948 als „Antwort auf die Verfolgung und Er- 
mordung systemkritischer Studenten der im damaligen sowjetischen Sektor 
des geteilten Berlin befindlichen Universität unter den Linden (ab 1949 Hum- 
boldt Universität)“ (ebd.: 1). Der Text geht weiter mit der internationalen Un- 
terstützung, die diese Gründung erhielt, und damit, dass die FU rasch eine der 
größten deutschen Universitäten wurde, die heute mit der Humboldt-Universı- 
tät vielfach kooperiert. Unter „Freiheitsgeschichte“ wird also im wesentlichen 
mitgeteilt, dass die FU eine viel freiheitlichere Tradition habe als die Humboldt- 
Universität, mit der sıe ja derzeit um den Titel „Elite-Universität“ konkurtiert. 
Ein schönes Beispiel dafür, wie der so hochgelobte Wettbewerb der Universi- 
täten diese zur Geschichtsklitterung, also zur Unwissenschaftlichkeit, verleitet. 
Denn: Was unbedingt auch zur Freiheitsgeschichte unserer Universität gehört 
hätte, bleibt unerwähnt, nämlich dass die FU von den „systemkritischen“ Stu- 
denten selber maßgeblich mit gegründet wurde, während viele Professoren 
opportunistisch und zögerlich abwarteten, und dass deshalb schon seit 1948 
die Studierenden in allen Gremien der FU durch von ihnen gewählte Reprä- 
sentanten vertreten waren. „Berliner Modell“ hieß dieser frühe Einstieg ın die 
später so getaufte „Gruppenuniversität“ damals, und die FU war stolz darauf. 
Erst recht hätte zur Freiheitsgeschichte auch die führende Rolle der FU ın der 
Studentenbewegung und bei der Studien- und Hochschulreform der Jahre 1965- 
1969 gehört. Damals wurde im Gemeinwesen FU heftig um verschiedene Frei- 
heitsbegriffe gestritten. Niemand wird von dem derzeitigen Präsidenten erwar- 
ten, dass er die damaligen Umbrüche und Reformen auch noch positiv würdigt, 
aber sie einfach zu verschweigen, ist unredlich. 

Es bleibt aber nıcht beim Verschweigen. Im zweiten historischen Abschnitt 
des Zukunftspapiers, unter der Überschrift „Reformuniversität“, wird der Be- 
griff „Reform“ den Reformern früherer Perioden schlicht entwendet. Nach der 
Vorlage des Präsidenten Lenzen wird die FU erst „nach der Wende 1989, ver- 
stärkt aber seit 2000“ zur Reformuniversität. Was ist damit gemeint? Im Text 
heißt es: „eine neue Grundordnung, ein new public management, (der) Bolog- 
na-Prozess, eine profilbildende Strukturplanung, ein Qualitätsmanagementsys- 
tem, eine Verbesserung der Einnahmesituation sowie technische und bauliche 
Modernisierungen“. Das passt gut in die zitierten IPO-Richtlinien zur Börsen- 
reife von Unternehmen. Es ist der marktliberale „Reform“-Begriff, um dessen 
Alleingeltung sich die „Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“ mit ıhrem 
Fördermitglied Lenzen nach Kräften und leider ziemlich erfolgreich bemüht. 
In dieser Alleingeltung, in dieser Aneignung und Monopolisierung des Re- 
formbegriffs durch ignorante und arrogante Macht liegt für mich das Empö- 
rende: Dass andere früher unter Reform etwas sehr anderes verstanden, näm- 
lich Ausweitung von Demokratie und Gerechtigkeit, oder um es mit der OSI- 
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Satzung von 1968 zu sagen, „Erweiterung von Freiheit und Selbstbestimmung 
in allen Bereichen der Gesellschaft“, wird historisch ausradiert, kommt im 
Selbstbild der Freien Universität überhaupt nicht mehr vor. Hier wird diskur- 
sive Macht, hier wird geschichtspolitische Deutungshoheit nicht nur ange- 
strebt, sondern herrschaftlich-präsidial ausgeübt. 

Dabei kommt es auf faktische Genauigkeit und Stimmigkeit nicht an. Zum 
Beispiel werden die Reformen seit dem Jahre 2000 als Ursache für eine an der 
FÜ eıngetretene massive Steigerung der Forschungsleistungen genannt. Als ers- 
tes Beispiel für Fächer „mit der besten Performance“, vor allem durch Dritt- 
mitteleinwerbung, Absolventenziffern und Promotionen, wird unser Fach Poli- 
tikwissenschaft genannt. Nun stand das OSI aber schon lange vor der Lenzen- 
schen „Reform“ bei diesen Indikatoren, vor allem bei der Drittmitteleinwer- 
bung - und zwar von anerkannten Stiftungen und nicht von Privatunterneh- 
men - vergleichsweise sehr gut da, ähnlich wie bei den Promotionen; all dies 
hat mit Lenzens Managementsystemen, Profilbildungen und dem Bologna- 
Prozess nicht das geringste zu tun. Eher schon damit, dass sich am OSI ein 
der Idee eines wissenschaftlichen Gemeinwesens verpflichtetes, alle am Wis- 
senschaftsprozess beteiligten Gruppen umfassendes Ethos des legitimen politi- 
schen Streits und der Kooperation lange erhalten hat. 

Ein genauerer Blick auf die Umwandlung der FU von einem Gemeinwesen in 
ein vom Management geführtes Unternehmen zeigt auf der programmatischen 
Ebene eine Doppellogik und eine entsprechende Doppelstruktur. Die schon 
benannte Problematik, dass die Produkte der Universität ihren Marktwert ge- 
fährden, wenn die Uni zu einem Waren produzierenden Unternehmen wie alle 
anderen wird und dabei ihren Anspruch unabhängiger, ja zweckfreier Wahr- 
heitssuche aufgibt, spiegelt sich in spezifischer Weise auch im FU- 
Zukunftskonzept 2007 wider. Das Wort „Doppelstruktur“ gehört sogar zu den 
Leitbildern des Papiers. Sie wird wie folgt beschrieben: 

„seit 2003 hat die Freie Universität eine Doppelstruktur entwickelt. Da Forschung auf internati- 
onalem Niveau nur interdisziplinär geleistet werden kann, existiert neben der Struktur der für die 
akademischen Angelegenheiten, insbesondere die Lehre, zuständigen Fachbereichsstruktur eine 
Clusterstruktur der Forschungsschwerpunkte“ (ebd. S. 3). 

Es lohnt sich, diese Selbstbeschreibung der FU genau zu betrachten. Es gibt 
also innerhalb der Universität zwei Strukturen, die offenbar gleichwertig und 
gleichberechtigt nebeneinander stehen. Die eine Struktur, die herkömmliche, 
wird als „akademisch“ bezeichnet und hat vor allem mit der Lehre zu tun. 
Diese Struktur wird auch „Fachbereichsstruktur“ genannt, was wohl heißen 
soll, dass die Fachbereiche als Selbstverwaltungseinheiten in ihr weiterhin eine 
Rolle spielen sollen. 

Die zweite, daneben stehende Struktur wird „Clusterstruktur“ genannt. Sie ist 
offensichtlich nicht „akademisch“, hat mit der Lehre nichts zu tun und ent- 
zieht sich der herkömmlichen über die Fachbereiche organisierten akademı- 
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schen Selbstverwaltung. Diese Struktur besteht aus einem Dreigestim von 
„Zentren“, einem Zentrum für Clusterentwicklung, einem Zentrum für Gradu- 
iertenstudien und einem Zentrum für internationalen Austausch. Alle drei 
„Zentren“ werden „strategische Zentren“ genannt und sind Teil des zentralen 
Universitätsmanagements. Die Begründung für die Einrichtung dieser zweiten 
Struktur lautet ganz einfach, dass Forschung auf internationalem Niveau nur 
interdisziplinär geleistet werden könne. 

Dies ist offensichtlich Unsinn: Es gibt hochspezialisierte monodiziplinäre in- 
ternationale Netzwerke und Zünfte von Forschern. Andererseits waren Inter- 
disziplinarität und Internationalität schon immer Prinzipien guter Wissen- 
schaft, ihr Fehlen war schon immer ein Kritikpunkt an verkrusteten Struktu- 
ren, z.B. an professoralen Erbhöfen. Früher hat man daraus aber keine Forde- 
rung nach Umwandlung der Universität ın ein Unternehmen abgeleitet, und 
schon gar nicht eine „Doppelstruktur“ von einerseits akademischen, anderer- 
seits Forschungs-Angelegenheiten, die der akademischen Selbstverwaltung zu 
entziehen seien, postuliert. 

Mit Lenzens Doppelstruktur-Konzept wird die Einheit von Forschung und 
Lehre ausdrücklich aufgekündigt. Mit diesem Konzept wird die Forschung ex- 
plizit der Mitbestimmung der Gremien der Gruppenuniversität entzogen. Und 
dies alles vollständig am geltenden Hochschulgesetz vorbei, das mit seinen 
Experimentier- und Öffnungsklauseln zwar den Universitäten auch strukturelle 
Umgestaltungsmöglichkeiten gibt - aber sicherlich nicht die, eine völlig de- 
mokratiefreie Managementstruktur für die Forschung einfach durch präsidia- 
len Ukas gleichberechtigt neben die akademische Selbstverwaltung zu stellen. 
Und so, als simples Nebeneinander der akademisch-gemeinwesenorientierten 
Struktur und der Managementstruktur der Forschung, kann und soll es nach 
Lenzens Zukunfiskonzept ja auch gar nicht funktionieren. Der in der „Dop- 
pelstruktur“ liegende Widerspruch muss aufgelöst werden. Wie das geschehen 
soll, ist unter der Überschrift „Steuerung des Zukunftsprojekts“ nachzulesen: 
„Die Steuerung des Zukunftsprojekts geht vom Willen und der Expertise der Wissenschaft- 
ler(innen) aus. Sie organisieren sich in den Focus areas und in den Clusters und Forschungsschwer- 
punkten nach selbst gesetzten Richtlinien. Diese strikte bottom-up-Orientierung ist die Voraus- 
setzung für eine erfolgreiche Arbeit im wissenschaftlichen Bereich.“ 

Wer nun aufatmet, weıl das System anscheinend doch von unten nach oben 
funktioniert und die professionelle Autonomie respektiert, hat sich zu früh ge- 
freut. Denn: Die Motivation der Wissenschaftler(innen) ist halt nur der Aus- 
gangspunkt, der Rohstoff. Dessen Verarbeitung geschieht umgekehrt, „top- 
down“, nämlich so: 

„Die Organısation des Prozesses im Sinne der Projektsteuerung obliegt einer Stabsgruppe des 
Präsidenten, die auch für die Organisation der Evaluation in einem international üblichen Regel- 


kreismodell zuständig ist. Die Qualitätssicherung wird verstärkt durch eine mit der LMU (die 
schon auf dem Olymp der Elite-Unis angekommene Münchener Ludwigs-Maximilians-Universität, 
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B.Z.) vereinbarte Zusammenarbeit im Rahmen des Benchmarking-Prozesses. Die wissenschaftliche 
Qualitätssicherung erfolgt durch die laufende Beratungstätigkeit des aus 25 Mitgliedern bestehen- 
den Exzellenzrates für die Forschung der Universität sowie durch den Internationalen Beirat im 
Hinblick auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit.“ 


Wir sollten genau verstehen, was uns hiermit verkündet ist: Der Prozess zur 
Gestaltung der Zukunft der FU wird also gesteuert, und zwar vom Stab des 
präsidialen Chefmanagers und von Räten und Beiräten aus auswärtigen Hoch- 
kommissaren, die dieser Präsident beruft und die die Marktposition und 
Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens FU und seiner Produkte, damit letzt- 
lich auch seines Personals, ständig überprüfen, evaluieren, bewerten sollen. 

Es folgt ein schmaler Satz: „Die gesetzlichen Zuständigkeiten der Organe der 
Freien Universität (...) bleiben unberührt.“ Mit der salvatorischen Klausel 
„bleiben unberührt“ pflegen Juristen oft eigentlich nicht mehr gewollte, leider 
formal noch geltende, demnächst möglichst abzuschaffende Normen zu kenn- 
zeichnen. Klar ist jedenfalls, dass im Zweifelsfall die Steuerung durch das zent- 
rale Management sich gegenüber jedwedem Eigensinn der professionellen Wis- 
senschaftler durchsetzt. 

Noch eine Bemerkung zum Begriff „Netzwerk“, der in Lenzens Papier zentral 
ist. Der Begriff ist entlehnt von den Alternativbewegungen und ihrem antihie- 
rarchischen und antizentralistischen Anspruch aus den 70er und 80er Jahren. 
Für das Lenzensche Konzept lässt sich dagegen der antizentralistische An- 
spruch mit „Markt“ übersetzen, und der antihierarchische Anspruch wird auf- 
gelöst in Richtung der Konkurrenz zwischen intern hierarchisch strukturierten 
Einheiten, eine Konkurrenz, die, sonst wäre es ja kein „Netzwerk“, durch viel- 
fältige klüngelartige und seilschaftliche Privatverbindungen unter den Hierar- 
chen gemindert wird - eigentlich genau so wie in der alten Ordinarienuniversi- 
tät. Ähnlich wie beim Begriff „Reform“ wird auch beim ursprünglich hierar- 
chie- und marktkritisch gemeinten Begriff „Netzwerk“ eine vollkommen 
marktradikale Umdefinition vorgenommen. 

Auch in anderen öffentlichen Äußerungen scheut sich der FU-Präsident nicht, 
sich klar zum Vorrang des Managementprinzips vor dem externen und inter- 
nen Demokratieprinzip zu bekennen. Das wird in einem Streitgespräch zwi- 
schen ihm und dem damaligen Wissenschaftssenator Thomas Flierl deutlich, 
das der Tagesspiegel dokumentierte. Da hier der Kern der Kontroverse getrof- 
fen wird, zitiere ich ausführlich. 

„LENZEN: Wenn man einen Wettbewerb zwischen den Universitäten wünscht, dann gehört na- 
türlich dazu, dass diejenigen, die für die Institution verantwortlich sind, auch die Personalpolitik 
machen können. In erster Linie die Fachleute aus den Fachbereichen. Die gesamtstrategische 
Steuerung muss in die Hände der Hochschulleitungen, also der Dekanate und Präsidien, ge- 
bracht werden. Denn die Gesamtlinie einer Uni kann nicht von einer Berufungskommission 
überblickt werden. Kein Mensch käme auf die Idee, die Bereichsleiter bei Mercedes durch den 


Wirtschaftsminister oder die Belegschaft auswählen zu lassen. Oder nehmen wir den Exzellenz- 
wettbewerb. Der wird zu einer einzigartigen Verschiebung von Schwerpunkten in den Universitä- 
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ten führen. Deshalb haben DFG und Wissenschaftsrat den Hochschulleitungen als Antragstellern 
eine besondere Rolle zugewiesen. 

FLIERL: Ich kann verstehen, dass aus der Sicht eines Präsidenten unternehmensähnliche Steue- 
rungsmodelle beispielgebend sind. Aber es kann nicht sein, dass sich Prästdialregime entwickeln, 
die sich über die Gremien hinwegsetzen. Es gab ja das böse Wort von Gerhard Casper, dem ehe- 
maligen Stanford-Präsidenten, Demokratie habe an den Hochschulen nichts zu suchen. Ich sage: 
Autonomie als Selbstzweck bringt nichts. Das führt nur zu stärkerer Hierarchisierung in der 
Hochschule und zur stärkeren Auslieferung an Partner, die nicht unmittelbar das öffentliche In- 
teresse vertreten. Autonomie kann nur mit doppelter Demokratisierung verbunden sein, nach 
innen und gegenüber der Gesellschaft.“ (Tagesspiegel, 12.09.2005, S. 25) 


Lenzen und Flierl haben die Sache präzise auf den Punkt gebracht. Flierl ver- 
teidigt das Gemeinwesen Universität im Rahmen des größeren demokratischen 
Gemeinwesens. Lenzen kennt nur ein Modell: Mercedes, den privaten Welt- 
konzern. Thomas Flierl war ein Senator, dessen Einsichtsvermögen leider nicht 
von entsprechendem Durchsetzungsvermögen begleitet war. Am Ende des 
Streitgesprächs spitzt Lenzen seine marktradikale Botschaft noch einmal zu: 
„Ich kann nur hoffen, dass wir nicht noch einmal in eine Grundsatzdebatte über die Funktion 
der Hochschulen hineingezogen werden. Wir müssen in den nächsten zwei Jahren alle Kräfte auf 
den Exzellenzwettbewerb konzentrieren. Daher kann ich nur appellieren, das Thema ein für al- 
lemal zu beenden und die Wettbewerbsfähigkeit der Berliner Universitäten nicht weiter zu ge- 
fährden.* (Ebd.) 

Dies ist nun ein offener Angriff auf intellektuelle Selbstreflexion, auf sich 
selbst zum Gegenstand machende Wissenschaft, auf kritische Wissenschaft ü- 
berhaupt. Selbstreflexion, Selbstzweifel gar, gefährden die Marktchancen seines 
Unternehmens. Deshalb möchte Lenzen solche Grundsatzdebatten unterbin- 
den, und zwar nicht nur in den nächsten zwei Jahren, während die Konkur- 
renz um die Exzellenz tobt und alle Kräfte bindet, sondern „ein für allemal“. 
Warum? Na klar: Die Konkurrenz wird ewig weiter gehen, und deshalb hat der 
Chefmanager immer Grund, die Mitarbeiter zum äußersten Einsatz im Kampf 
um Marktanteile anzufeuern und sie von jedem intellektuellen Zweifel an dem 
Sinn ihres Tuns abzuhalten. Schon vor 6 Jahren haben kluge Beobachter der 
französischen Szene diese Haltung als „Anwachsen eines wahrhaftigen Anti- 
Intellektualismus“ unter Akademikern und Universitätslehrern beschrieben 
(Accardo 2001). Unter Lenzen wird dieser Anti-Intellektualismus zum Pro- 
gramm gemacht. 


3.2. Die Praxis der Unternehmisierung der FU Berlin 


Der nächste Abschnitt dieses Vortrags sollte sich eigentlich mit Wider- 
sprüchen zwischen Programm und Realität beschäftigen, etwa in dem Sınne, 
dass das Programm der Lenzenschen „Reformuniversität“ noch eine reale Dop- 
pelstruktur enthält: einerseits Mitbestimmung, Chancen für selbständige Wis- 
senschaft und Selbstreflexion, professionelle Autonomie, Wahrheitssuche um 
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ihrer selbst willen und andererseits eben Wettbewerbsfähigkeit, Markt, Kon- 
kurrenz, kurzum das Modell Privatunternehmen ä la Mercedes. 
Das genaue Nachlesen der Lenzenschen Programme hat mir da die Illusionen 
gründlich ausgetrieben. Es gibt keinen Widerspruch zwischen Programm und 
Realität an der FU. Die Praxis ist ganz einfach: Die in der Doppelstruktur an- 
gelegten Widersprüche werden, wenn’s drauf ankommt, regelmäßig und aus- 
nahmslos zugunsten der Leitung und ihrer „umfassenden Entscheidungsbe- 
fugnis“ (Wintermantel) aufgelöst. Der Wille des Präsidenten, des Generalma- 
nagers (bei der Vorliebe dieser Manager für das Englische als Herrschaftsspra- 
che verwundert es, dass sie sich nicht längst selbst als CEO, als Chief Execu- 
tive Officer, bezeichnen) ist oberstes Gesetz. 

Wenn ich diese Praxis jetzt anhand eigener Erfahrungen beschreibe, dann zur 

Illustration eines Befundes, der mich selbst überrascht und nachträglich be- 

schämt - nämlich dass die sogenannte akademische Selbstverwaltung, als ich 

in ihr noch eifrig tätig war, schon längst durch die Lenzenschen „Reformen“, 
durch das Prinzip der Umwandlung des Gemeinwesens Universität in einen 
privatwirtschaftlichen Betrieb, entsubstantialisiert und entfunktionalisert war. 

Ich war am OSI Geschäftsführender Direktor, lange Jahre Vorsitzender des 

Prüfungsausschusses, Mitglied des Instituts- und des Fachbereichsrats. Ich er- 

lebte in diesen Funktionen zum Beispiel folgendes: 

-  Fachlich begründete und beschlossene Vorschläge des OSI zur Ernennung 
bestimmter Personen zu außerplanmäßigen Professoren wurden vom dafür 
zuständigen Ersten Vizepräsidenten nach eigenen Vorlieben umgeordnet. 
Die Begründung dafür lautete, sofern die Fachvertreter überhaupt des 
Empfangs einer Begründung für würdig erachtet wurden, dass das Präsidi- 
um besser als das OSI überblicken könne, welche Berufungen dem von der 
Universitätsleitung angestrebten Profil am besten entsprächen. Da gab es 
dann auch Empfehlungen aus dem FU-Präsidium, etwa: Schlagt doch lie- 
ber Herrn A als Frau B vor! Herr A hat sich in den Medien einen Namen 
gemacht! oder: Wenn das OSI zwei Grüne benennt, ist das zuviel! 

- Durch Kommissionen erarbeitete Vorschlagslisten für die Besetzung von 
Dauer-Professuren - und die sind selbstverständlich für die Zukunft des 
Instituts noch viel wichtiger als die zuvor genannten applizierten Professu- 
ren - wurden vom Präsidium ebenfalls mit derselben Begründung - „Wir 
als Uni-Leitung sind zuständig fürs Profil“ - angehalten, zurückgewiesen, 
gestoppt, zurückgezogen, statt, wie es sich bei Respektierung der Fach- 
kompetenz gehört hätte, an den für die Berufung zuständigen Senator weı- 
tergeleitet. 

- Das Prinzip der Selbstfinanzierung wurde auch jenen Service-Einrichtungen 
der FÜ aufgezwungen, die nach einem vor-neoliberalen Verständnis eine 
Bringschuld gegenüber der Gesellschaft haben, etwa der Kooperationsstelle 
FU-DGB. Diese Kooperationsstelle kann seit dem Wandel zu Lenzens „Re- 
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formuniversität“ Angebote für Arbeitnehmer nur noch dann machen, 
wenn die Kosten von den Arbeitgebern oder von den Teilnehmern selbst 
bezahlt werden. 

- Bei der Beantragung von größeren Forschungsprojekten aus den Fachbe- 
reichen ist die Unterstützung durch den Präsidenten ein entscheidendes 
Kriterrum für die Förderung dieses Projekts durch Drittmittelgeber, etwa 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft; mithin müssen sich die Wissen- 
schaftler als Antragsteller nicht nur um die Qualität ihres Vorhabens, son- 
dern auch um das politische Wohlwollen der Universitätsleitung bemühen. 

- Bei der Planung für die „Lange Nacht der Wissenschaft“ vor einigen Jah- 
ren wurde eine Initiative aus dem Fachbereich, geplant von Peter Grottian 
gemeinsam mit anderen Dozenten und Studierenden, deshalb gestoppt, 
weil der Präsident, in seiner übergeordneten Zuständigkeit für das Profil 
der FU, Grottian schlicht nicht wollte. Also verbot er einfach diese Initia- 
tive, und der damalige Dekan stellte diesen Befehl ebenso einfach durch. 
(Es ist ja bei Lenzen, wie im Tagesspiegel-Streitgespräch 2005 klar wurde, 
für die Dekane die Rolle eines Fachbereichs- oder Abteilungsleiters wie bei 
Mercedes vorgesehen. Der damalige Dekan ist dieser Rolle voll gerecht 
geworden.) 

Wie in einem Wirtschaftsunternehmen muss man sich also „mit denen da oben“ 

gut stellen, sonst wird man nichts, sonst kriegt man nichts, sonst ist man ein 

„loser“. 

Schon bevor Präsident Lenzen die Umwandlung der FU nach dem „Modell 

Mercedes“ zum obersten Entwicklungsziel erklärt hatte, gab es zwei grundle- 

gende Umbrüche der Freien Universität in Richtung auf privatwirtschaftliche 

Strukturen - die Zielvereinbarungen der Fachbereiche mit dem Präsidium und 

die Einrichtung von Kostenstellen für die einzelnen Wissenschaftsproduzen- 

ten, d.h. für Professoren. 

In den Zielvereinbarungen zwischen dem Präsidenten und den Dekanen der 

Fachbereiche wird entsprechend den Ideen der Zentrale festgelegt, was die 

Fachbereiche tun sollen - wenn nicht, erhalten sie weniger Haushaltsmittel. 

Gewiss kann dabei den Fachbereichen im Prinzip ebenso Sinnvolles wie Un- 

sinniges auferlegt werden, etwa: Frauenförderung oder aber, im Fall des OSI 

und seiner Berufsfeldorientierung im Hauptstudium besonders unsinnig: Re- 
duzierung der Lehraufträge von Praktikern. Ob Sinnvolles oder Unfug begüns- 
tigt wird, entscheidet aber nicht die Fakultät nach ihren fachlichen Gesichts- 
punkten, sondern die Zentrale, und die entscheidet nicht nach generellen 

Richtlinien, sondern nach Gutdünken im Einzelfall. An die Stelle des allge- 

meinen Gesetzes tritt der Vertrag als privatrechtliches Instrument, so wie 

schon bei den Verträgen des Senats von Berlin mit den einzelnen Hochschu- 
len über deren Finanzierung. Aber während diese Verträge wenigstens formal 
noch einer Ratifizierung durch das Landesparlament bedürfen, sind die analo- 
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gen „Zielvereinbarungen“ auf der nächst unteren Ebene, also zwischen dem 
Universitätspräsidum und den Fachbereichen, weitgehend geheime Vereinba- 
rungen zwischen Chefs, die sich nicht in die Karten gucken lassen. Mehrere 
geschäftsführende Direktoren des OSI haben Kämpfe gegen die Dekane ausge- 
fochten, allein darum, dass sie und die gewählten Gremien an der Abfassung 
solcher Zielvereinbarungen beteiligt wurden. Ein früherer Dekan verweigerte 
dem Institutsrat des OSI sogar die Information über den Inhalt der zwischen 
ihm und dem Präsidenten abgeschlossenen Zielvereinbarung, obwohl dieser 
Inhalt die Geschäftsgrundlage für den Institutshaushalt war. In der politischen 
Theorie und der Verfassungstheorie gibt es den Unterschied zwischen Geset- 
zen, die vom Parlament zu beschließen sind, und Verträgen, die vom Parla- 
ment nur noch ratifiziert - oder eben auch abgelehnt - werden können. Dann 
gibt es noch, bei ausdrücklicher Ermächtigung, Verträge, die nicht der Ratifi- 
zierung bedürfen, aber immerhin den Parlamenten zugänglich sein müssen. 
Geheimverträge, die keinem demokratisch bestellten Kontrollgremium mehr 
vorgelegt werden müssen und dennoch gelten, gibt es nur in Privatunterneh- 
men oder in Diktaturen. 

Vor Lenzen eingeführt wurde an der FU auch das System der Kostenstellen, 
das den Professoren nach Leistungspunkten Haushaltsmittel zu ihrer persönli- 
chen Verfügung bereitstellt - auch dies ein Schritt zur internen Ökonomisie- 
rung, zur Verschärfung der Konkurrenz zwischen den Professoren, zur Er- 
schwerung von Kooperation und Interdisziplinarität und zur Erhöhung der 
Hierarchie innerhalb der Lehrstühle, also der Herrschaft der Professoren über 
ihre Mitarbeiter. Dies bedeutete einerseits die Wiedereinführung des Ordina- 
rienprinzips, andererseits wurde an die Stelle der kollektiven Regierung des 
Professorenstandes die Konkurrenz zwischen den professoralen Unternehmern 
um verknappte Mittel gesetzt. Hier wurde etwas versucht, was man heutzutage 
„hybrid“ zu nennen pflegt: Eine Kombination von Restauration der Ständege- 
sellschaft mit marktradikalem Konkurrenzprinzip. 

Alle diese Schritte zur Entmachtung der demokratisch gewählten Gremien 
wurden von diesen Gremien selbst beschlossen. Sie waren anscheinend über- 
zeugt davon, dass „mehr Warenproduktion, mehr Wettbewerb, mehr Herr- 
schaft des Managements“ besser ist als ihre eigene Mitbestimmung. Insofern 
gibt es eine doppelte Parallele zu Deutschland im Jahre 1933, als die Demo- 
kratie sich durch ermächtigenden Mehrheitsbeschluss für eine Diktatur selbst 
abschaffte: Erstens waren die Demokraten zu schwach und zerstritten, und 
zweitens war die öffentliche Stimmung gegen die Demokratie, veranstaltet unter 
anderem von den Medien und unterstützt von wichtigen Unternehmern wie 
damals Hugenberg, zu stark. 

Nicht die Folgen - ich denke nicht daran, den neoliberalen Markttotalitaris- 
mus in Ideologie oder Praxis mit dem Nationalsozialismus gleichzusetzen -, 
wohl aber die Mechanismen der Nichtverteidigung der Demokratie, der Ab- 
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dankung von Selbst- und Mitbestimmung aus Karrieregründen und Charakter- 
losigkeit, sınd ziemlich ähnlich. 

Ich meine diesen Vergleich auch selbstkritisch, was meine Generation von 
Wissenschaftlern, von linken Wissenschaftern, von 68ern, angeht: Wir haben 
es nicht geschafft, die demokratische, die Mitbestimmungsuniversität, die wir 
schon glaubten, erkämpft zu haben, auf Dauer zu stellen. Aber um das zu er- 
reichen, hätte unsere Generation an den Unis sich besser solidarisch organisie- 
ren, und nicht nur „vernetzen“ müssen. „Vernetzen“ - als Prinzip der Koope- 
ration jenseits von Hierarchie und Markt gedacht - fanden alle immer großar- 
tig. Was bei der Vernetzungsidee indessen immer fehlte, war die Verbindlich- 
keit. Jeder nutzt das Netz nach eigenen Bedürfnissen. Wenn es aber darum 
geht, zur Abwehr von diktatorischen Übergriffen zusammenzustehen, reicht 
die Vernetzung nicht aus. Das Vorhandensein eines Netzes ist eine gute Vor- 
aussetzung für Solidarität - aber es kann sie nicht ersetzen. 

Insgesamt: Wenn ich der Humboldtschen Professorenrepublik vorwerfe, sich 
in den Jahren 1933ff. widerstandslos dem Nationalsozialismus an den Hals 
geworfen zu haben, dann werfe ich der von meiner Generation bestimmten 
demokratisierten Gruppenuniversität vor, sich in den 90er Jahren ebenso wı- 
derstandslos der Umwandlung ihrer Universitäten in Privatunternehmen ge- 
beugt zu haben. Um es in den Worten des Wiener Philosophen Konrad Paul 
Liessmann zu sagen, dessen luzide Streitschrift Theorie der Unbildung ich 
dringend zur Lektüre empfehle: 

„Wer zusieht, wie Universitätsfunktionäre jede noch so dumme Phrase aus dem Repertoire der 
Heilslehren des New Management beflissen adorieren, muß sich über die einstige Willfährigkeit 


der Intelligenz gegenüber anderen ideologischen und totalitären Versuchungen nicht mehr wun- 
dern.“ (Liessmann 2006: 47) 


A. Widersprüche und Widerstände: Was lässt sich tun? 


Zum Schluss soll die Frage nach Widersprüchen und möglichen Widerständen 

im beschriebenen Prozess der Umwandlung vom Gemeinwesen zum Privatun- 

ternehmen erörtert werden - bei der hier gebotenen Kürze notwendigerweise 

ein wenig schematisch. Von „Widerspruch“ spreche ich, wenn innerhalb eines 

Prozesses unterschiedliche Funktions- und Handlungslogiken aufeinandersto- 

ßen und das System durcheinanderbringen. Von „Widerstand“ ist die Rede, 

wenn Widersprüche zum Gegenstand subjektiven Handelns von sozialen Ak- 

teuren werden (vgl. Zeuner 2004). 

Etliche im System der unternehmerischen Universität angelegten Widersprü- 

che wurden bereits benannt: 

- Eine Wissenschaftsproduktion, die das Streben nach Wahrheit dem Markterfolg 
unterordnet, könnte ihren eigenen Gebrauchswert ruinieren. 

- Der industrialisierten Wissensproduktion könnte die handwerkliche Krea- 
tivität abhanden kommen. 
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Ebenso könnte die Abdrängung der professionellen Autonomie der Wis- 
senschaftsproduzenten in eine Nischenexistenz die Kreativität und die 
Produktivität gefährden. 

- Die ihrerseits privat verfassten und private ökonomische Interessen verfol- 
genden Agenturen des Coaching, Controlling, Monitoring, Ranking, 
Benchmarking etc. und der Akkreditierung könnten sich als unwirksam, 
chaotisch und in höchstem Maße selber überwachungs- und regulierungs- 
bedürftig erweisen. 

- Auch ein systemtheoretischer Blick im Gefolge Luhmanns lässt Reibungen 
und Kommunikationsstörungen erwarten, wenn der kommunikative Code 
der Ökonomie besinnungslos auf das System Wissenschaft übertragen 
wird. Nicht alle Dekane werden es z.B. als Ehre ansehen, wie ein „Be- 
reichsleiter bei Mercedes“ behandelt zu werden. 

- Studierende, die als Käufer von Wissenschaft bzw. Ausbildung auftreten, 
werden auf schlechte Lehre, für die se nun auch noch bezahlen müssen, 
vielleicht mit mehr Wut als bisher reagieren. 

- Auch rein betriebswirtschaftlich gesehen steht die Unterwerfung der Wis- 
senschaft unter reale oder real-simulierte Marktmechanismen, etwa: permanente 
Berichtspflichten, Evaluationen etc., der Konzentration der Wissenschaftler auf 
ihre eigenen wissenschaftlichen Leistungen entgegen. 

Obwohl es also systeminterne Widersprüche gibt, die Zweifel am Funktionie- 

ren des Projekts der Unternehmisierung der Hochschulen nähren, ist Vorsicht 

geboten bei dem Versuch, aus diesen Widersprüchen Hoffnung auf eine posi- 
tive, demokratische und wissenschaftsgerechte Umkehrung der beschriebenen 

Entwicklung abzuleiten. Der Widerspruch wird keineswegs von selbst zum 

Widerstand. 

- Denn zum einen drängen die Widersprüche nicht alle in dieselbe Rich- 
tung. So führt die Wut des Kunden über schlechte Warenqualität keines- 
wegs automatisch zum Wunsch nach qualitativer Veränderung der Ware. 
Wer sich als Student empört, an der Uni zu wenig Karrieretaugliches zu 
lernen, wird deshalb nicht nach mehr wahrheitssuchender und kritischer 
Wissenschaft verlangen, sondern im Zweifel eine noch marktgerechtere 
Ausbildung fordern. 

- Zweitens kann das System darauf verweisen, dass es noch nicht perfekt sei, 

und dass noch mehr Unternehmisierung, noch mehr Wettbewerb, Kun- 

denorientierung und Management die Lösung der bisher aufgetretenen 

Probleme sei. So gebiert das Scheitern der ersten „Reform“ die zweite „Re- 

form“, und die Entwicklung ın dieselbe Richtung wird noch beschleunigt. 

Es ist überhaupt ein Kennzeichen der marktradikalen Ideologie, dass sie in 

allen Bereichen, vor allem bei der Bekämpfung von Armut und Arbeitslo- 

sigkeit, auf den empirischen Beweis des Versagens ihrer Rezepte mit der 

Forderung nach „noch mehr Markt“ reagiert. Diese Strategie der Selbst- 


Die Freie Universität Berlin vor dem Börsengang? 347 


immunisierung der neoliberalen Religion gegen empirische Widerlegung 
wird auch als Reaktion auf Misserfolge und Systemwidersprüche ım Wis- 
senschaftsbereich bisher erfolgreich angewandt. 

- Drittens wäre es ein Fehler, dem Wissenschaftssystem selber eine besonders 

kräftige Widerstandspotenz zu unterstellen. Dazu noch einmal ein Zitat 
von Konrad Paul Liessmann: 
„Gerade dass die modernen Wissenschaften seit ihrer Etablierung unter unterschiedlichsten 
gesellschaftlichen Bedingungen klaglos funktionierten - im liberalen Amerika so gut wie im 
nationalsozialistischen Deutschland, in der stalinistischen Sowjetunion so gut wie im autori- 
tären China -, sollte vorsichtig gegenüber der These stimmen, dass es die Produktion, Vertei- 
lung und Verwertung von Wissen selbst ist, die die Kraft haben könnte, eine Gesellschaft zu 
formieren.“ (Liessmann 2006: 48) 

Auch wenn sich aus den Widersprüchen trotz dieser Schwierigkeiten ein Wi- 

derstand ergäbe, könnte es sein, dass er chancenlos wäre. Die marktradikalen 

Umstrukturierungen der Wissenschaft könnten ja, obwohl Ergebnis politischer 

Entscheidungen, unumkehrbar gemacht worden sein. Haben wir es mit einem 

„Lock-in-Effekt“ zu tun, bei dem ursprünglich vorhandene Alternativen syste- 

matisch vernichtet wurden und werden? Elmar Altvater hat das kürzlich so be- 

schrieben: 

„Dem Tina-Wort (Margaret Thatchers: “There is no alternative’, B.Z.) folgen also Tina-Taten. Ne- 

ben der gezielten Blockade von Alternativen heißt dies insbesondere die Errichtung von Sach- 

zwängen, an denen alternative Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik und Versuche des Aussche- 

rens aus der Logik des Marktes scheitern sollen.“ (Altvater 2006: 9) 

Für die Lock-in-Vermutung sprechen im Wissenschaftsbereich vor allem die 

internationalen und globalen Rahmenbedingungen, etwa GATS, TRIPS, die 

weltweit den Staaten umfangreiche Liberalisierungen, Privatisierungen, Markt- 
öffnungen für private Anbieter auch im Bildungsbereich aufzwingen oder na- 
helegen, und der europäische „Bologna-Prozess“, der durch die Selbstverpflich- 
tung zur Angleichung der Hochschulabschlüsse zu einer Kommodifizierung 
von Bildungsleistungen, z.B. durch ECTS-Punkte für inhaltlich sehr Verschie- 

denes, beiträgt (Hachfeld 2005). 

Dagegen spricht, dass gerade im Bereich von Bildung und Wissenschaft nicht 

zu sehen ist, warım einmal getroffene politische Entscheidungen nicht erneut 

politisch zur Debatte gestellt werden und revidierbar sein können sollen. 

Schließlich geht es hier bei den Entscheidern und beim Entscheidungsgegen- 

stand in besonderer Weise um Subjektives, um Wissen, Denken, Überzeugun- 

gen - um Geist. Geist zur Ware zu machen, das wird mit Macht versucht - 
aber das Gelingen ist weniger sicher als bei anderen Waren. Es kommt sehr 
stark auf Deutungen an und darauf, wer die Deutungshoheit hat. 

So wäre zum Beispiel die Ökonomisierung der universitären Wissenschaft im 

Sinne des Modells der „unternehmerischen Universität“ samt der Zweckver- 

schiebung von der Produktion öffentlicher Güter zur Warenproduktion in den 

60er, 70er und 80er Jahren noch nicht möglich gewesen. Wer damals ein Pro- 
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gramm der Universität als Wirtschaftsunternehmen ä la Mercedes propagiert 
hätte, den hätte man bildungspolitisch und bildungstheoretisch als unseriös 
n. 
ee Programm setzt eine neoliberale Deutungshoheit im öffentli- 
chen Diskurs voraus, die erst in den 80er Jahren errungen wurde (näheres bei 
Zeuner 2006). Bis dahin haben auch die Konservativen die Wissenschaft als 
öffentliches Gut angesehen - und dieses Gut sogar gegen vermeintliche Erobe- 
rungsversuche durch Linke, Marxisten, Gewerkschafter etc. zum Teil mit gro- 
ßem propagandistischen Aufwand zu verteidigen versucht - so etwa die „Not- 
gemeinschaft für eine Freie Universität“ mit Aufrufen gegen die Gefahr, die 
FU Berlin würde von „Hammer und Sichel“ beherrscht. Heute haben nur we- 
nige Konservative noch etwas dagegen, wenn Universitäten vom Mercedes Stern 
geprägt werden - und die Gewerkschaften begleiten den „Bologna-Prozess 
positiv, statt sich gegen die Durchmarktung der Wissenschaft zu wehren. 
Dennoch: Auf Deutungen, auf den Kampf um Hegemonie kommt es an, und 
da er nicht zu Ende ist, gilt auch das TINA-Prinzip nicht - in der Bildungs- 
und Wissenschaftspolitik schon gar nicht. Allerdings kann der Kampf um eine 
nicht mehr marktradikale Deutungshoheit nicht auf diesem Politikfeld allein 
und nicht in einem Lande geführt werden. Ich denke dass es eine internationa- 
le Gegenbewegung geben kann und muss, bei der insbesondere die Studenten 
eine große Rolle spielen können. 
Ein ganz wichtiges Ziel, wenn nicht sogar das Hauptziel des ganzen Pro- 
gramms zur Ökonomisierung der Wissenschaft scheint mir zu sein, die Stu- 
dentinnen und Studenten, dieses in jeder Gesellschaft immer wieder nach- 
wachsende Potential an Infragestellung und zuweilen auch an Rebellion, dau- 
erhaft karrieristisch ruhig zu stellen. Da die Nachfrage nach akademischer 
Qualifikation im Beschäftigungssystem prinzipiell nicht vorhersagbar ist, lässt 
sich auch die karrieristische Kalmierung nicht wirklich reibungslos planen. Sie 
wird auch deshalb nicht gelingen, weil die Studierenden, jedenfalls in den 
Wissenschaften, deren Aneignung nur bei selbständigem Denken der Lernen- 
den funktionieren kann, niemals daran zu hindern sind, selbstständig weiter 
und über gesetzte Grenzen hinaus zu denken. Einen solchen Überschuss des 
erlernten Denkvermögens über die gebrauchte Qualifikation, ein „überschüssi- 
ges Bewusstsein“ hat schon Rudolf Bahro in seiner Kritik des Staatssozialismus 
als ein Problem des Systems und ein Ferment der Veränderung beschrieben 
(Bahro 1977). Es ist sicherlich nicht falsch, Studierenden überall auf der Welt, 
ob ın Berkeley, Bogotä, Berlin oder Beijing, eine besonders große Bereitschaft 
zur Suche nach Sinn und zur Kooperation statt Konkurrenz zu unterstellen. 
Allerdings gilt es hier illusionslos soziologisch zu analysieren: Studiert wird 
mit dem Ziel, die eigenen Berufs- und Karrierechancen zu verbessern, sich also 
in der Konkurrenz besser als andere zu positionieren. 
Mag das bei den Studierenden noch zu einem ambivalenten Selbst- und Le- 
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bensverständnis von einerseits Altruismus/Solidarität und andererseits indivi- 
duellem Karrierestreben führen - bei ihren akademischen Lehrern ist diese 
Ambivalenz fast immer zur Seite der Karriere hin aufgelöst. Bei den Universi- 
tätswissenschaftlern besteht eine strukturbedingte Unfähigkeit zu solidari- 
schem Handeln. Ihnen wird im Zuge ihres Aufstiegs Konkurrenz als Habitus 
ansozialisert und Solidaritätsbedürfnisse werden wegsozialisert. Man muss auf 
jeden Fall besser sein als die oder der andere. Was es unter den individuell auf 
Konkurrenz gegeneinander ausgerichteten WissenschaftskarrieristenInnen gibt, 
sind nicht-solidarische Gruppenzusammenschlüsse von stets prekärer Art: Seil- 
schaften und Zitierkartelle. Das heißt: Jeder kann jeden fallen lassen, wenn es 
ihm gerade opportun erscheint. 
Und wer sich in diesem Kampf als Gewinner erweist, der darf sich noch rühmen, 
aus dem edlen Wettstreit als Bester hervorgegangen zu sein. Wer dieses Er- 
folgserlebnis hinter sich hat, wird dann auch das ganze Konkurrenzsystem für 
gerecht, und, wenn er besonders bequem denkt, sogar für „objektiv“ halten. 
In der Wissenschaft aufgestiegene Menschen, vor allem die Professoren, sind 
daher im allgemeinen sozial sehr viel dümmer als etwa Fabrikarbeiter, die ziem- 
lich früh durch Erfahrung lernen, dass es ihnen schlechter geht, wenn sie nur 
für sich ihr Glück versuchen, statt sich zusammenzuschließen: Allein machen 
sie dich ein, lautet die Formel für diese Solidarität. 
Der Normal-Wissenschaftler macht in seiner Karriere vielleicht noch die Er- 
fahrung, dass er „allein eingemacht“ wird, aber nicht die Gegenerfahrung, dass 
sich dagegen Solidarität organisieren lässt. Ich dagegen hatte das Glück, diese 
Gegenerfahrung gleich zweimal machen zu können: In der solidarischen, die 
eigene berufliche Existenz riskierenden Gruppe von linken Journalisten beim 
Spiegel, und dann in der SAZ, der Sozialistischen Assistentenzelle am OSI, 
ohne die ich, wie gesagt, nicht Professor am OSI geworden wäre. 
Ich weiß nicht wirklich, was sich daraus lernen lässt. Ich wünsche dem Projekt des 
Chefmanagers Lenzen, das alle in ruinöse Konkurrenzen treibt, von Kopf und 
von Herzen den Zusammenbruch an seinen eigenen Widersprüchen und, 
noch besser: an bewussten Widerständen. Ich wünsche mir, dass es eine solida- 
tische Wissenschaftlergruppe ähnlich der SAZ wieder gäbe. Diese Gruppe müss- 
te sich überhaupt nicht mehr „soZialistisch“ nennen, aber sie müsste die Idee 
der Solidarität gegen das menschenfeindliche und gesellschaftszerstörende Kon- 
kurrenzprinzip verteidigen und vertreten. Das Schweigen der Lämmer kann 
doch keine Perspektive sein! 
Meine Antwort auf die Frage nach der Möglichkeit und Unmöglichkeit, ein 
solidarisch handelnder Wissenschaftler zu sein, die ich am Anfang gestellt habe, 
ist also klar: Es gibt keine Unmöglichkeit, sondern nur eine geringe Wahr- 
scheinlichkeit, dass Wissenschaftler sich solidarisch verhalten. Diese Wahrschein- 
lichkeit wird größer, wenn Solidarität als soziale Norm auch in anderen Ge- 
sellschaftsbereichen wieder an Geltung gewinnt. Und wenn Wissenschaftler, die 


350 Bodo Zeuer 


wissen, dass keine Gesellschaft ohne Solidarität überleben kann, diese Erkennt- 
nis auch auf sich selber beziehen. Und wenn schließlich die Studierenden es 
sich nicht bieten lassen, in einen gnadenlosen Konkurrenzkampf gegeneinan- 
der getrieben zu werden, sondern an dem Anspruch einer tendenziell universal- 
menschenrechtlich ausgerichteten Solidarität festhalten. Die Proteste gegen den 
G8-Gipfel in diesem Jahr und auch die von den Studierenden des OSI dazu ın 
diesem Semester selbständig organisierten Veranstaltungen geben mir Hoff- 
nung, dass die „unternehmerische Universität“ nicht das Ende der Universi- 
tätsgeschichte ist. 
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Volker Hielscher 


Die Arbeitsverwaltung als Versicherungskonzern? 
Zum betriebswirtschaftlichen Umbau einer Sozialbehörde 


Im Zuge der „Hartz-Reformen“ ist die Bundesagentur für Arbeıt (BA) tief grei- 
fend umgebaut worden. Die Reorganisation der Arbeitsverwaltung, insbeson- 
dere die damit verbundenen Kosteneinsparungen, gelten vielerorts als einer der 
Erfolge der jüngeren Arbeitsmarktpolitik. Mit dem Umbau der BA sind 
zugleich in bisher einmaliger Weise die Strukturen, die Organisationssteuerung 
und die Dienstleistungsproduktion einer Sozialbehörde in Deutschland be- 
triebswirtschaftlichen Prämissen unterworfen worden. Die Logik dieses Reor- 
ganisationsprozesses und seine Folgen für das Dienstleistungsverhältnis der BA 
zu ihren Adressaten stehen im Mittelpunkt dieses Beitrages.' Es wird dabei ge- 
zeigt, dass der organisatorische Umbau der BA einerseits konsequent den Ak- 
tivierungsstrategien der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik folgt, andererseits aber 
eine eigene arbeitsmarkt- und sozialpolitische Qualität entfaltet, deren Impli- 
kationen bisher dem öffentlichen Diskurs und der politischen Kontrolle weit- 
gehend entzogen sind. 


Die BA als Teil des Systems der sozialen Sicherung 


Die Arbeitsverwaltung und Arbeitslosenversicherung sınd unbestritten eine 
tragende Säule des sozialpolitischen Institutionensystems in Deutschland. Das 
politische System der sozialen Sicherung und das dahinter stehende sozialpoli- 
tische Denken waren seit ihrem Anbeginn im 19. Jahrhundert durch einen 
Doppelcharakter geprägt: Es ging zum einen darum, die existenziellen Risiken 
des Lohnarbeiterdaseins partiell zu begrenzen und das offenkundige Elend der 
Lohnarbeiterschaft einzudämmen - Sozialpolitik kann als wesentliche funkti- 
onale Voraussetzung für die dauerhafte Existenz von Lohnarbeitern, die einem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, betrachtet werden (Lenhardt/Offe 1977)? 


1 Der Beitrag fußt auf den Ergebnissen der Evaluation des organisatorischen Umbaus der BA, 
die im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales von Oktober 2004 bis Juni 
2006 vom Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft (iso) Saarbrücken in Kooperation 
mit dem Organisationsberater Peter Ochs durchgeführt worden ist (vgl. iso/Ochs 2006). 
Empirische Basis sind rund 400 Interviews mit Fach- und Führungskräften in Agenturen, Re- 
gionaldirektionen und der Zentrale der BA. - Der Autor dankt Peter Ochs, Sabine Kirchen- 
Peters, Manfred Geiger und Simon Vaut für konstruktive Anregungen zu diesem Text. 

2 Die sozialökonomische Genese von Arbeitslosigkeit in modernen Gesellschaften wird ın der 
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Editorial: Verbetriebswirtschaftlichung 


Betriebswirtschaftliche Effizienz, Output- 
Orientierung, Dienstleistungskultur, Hu- 
mankapital - Managern großer Unter- 
nehmen oder Studierenden der Betriebs- 
wirtschaftslehre sind diese Begriffe wohl 
bekannt. Neu ist allerdings, dass diese 
Konzepte zunehmend in gesellschaftli- 
chen Lebensbereichen etabliert werden, 
denen sie lange Zeit recht fremd waren. 
Behörden werden in Agenturen umge- 
wandelt; Patientinnen, Hartz IV Emp- 
fänger oder Studierende werden als Kun- 
den adressiert; die Auswertung organisa- 
torischer Abläufe auch außerhalb des pri- 
vatwirtschaftlichen Unternehmenssektors 
wird Prozessen des „Controlling“ und 
„Benchmarking“ unterzogen. Dieser Wan- 
del nicht nur der Begrifflichkeiten, son- 
dern auch der damit verbundenen insti- 
tutionellen Logiken beruht auf tiefgrei- 
fenden gesellschaftlichen Umbrüchen, die 
in den vergangenen Jahren maßgeblich 
unter dem Schlagwort der „Ökonomisie- 
rung“ intensiv diskutiert worden sind. 
An diese Diskussionen knüpft das vor- 
liegende Heft zur „Verbetriebswirtschaft- 
lichung“ der Gesellschaft an. Komplemen- 
tär zu bestehenden Analysen des Struk- 
turwandels auf der makroökonomischen 
und makro-sozialen Ebene nehmen die 
Beiträge dieser Ausgabe die Tendenzen, 
Mechanismen und Konsequenzen von 
Ökonomisierung und Kommodifizierung 
auf der Meso- und Mikro-Ebene des ge- 
sellschaftlichen Lebens in den Blick. „Ver- 
betriebswirtschaftlichung“ wird hier ver- 
standen als die mikropolitische, mikro- 
ökonomische und mikrosoziale Umset- 
zung von Prozessen der Liberalisierung, 


Privatisierung und Deregulierung. Ge- 
fragt wird, auf welche Weise markt- und 
betriebsförmige Rationalitätskriterien in 
den alltäglichen Handlungsorientierungen 
sozialer Akteure verankert werden. Wie 
wird die Ausrichtung (eigentlich) nicht- 
profitorientierter Handlungsbereiche an 
betriebswirtschaftlichen Fflizienzkriterien, 
an Maximen der Kostensenkung und 
quantitativen Outputmaximierung, wie 
werden die „managerielle* Umgestaltung 
von Örganisationsstrukturen und die 
Einführung von indikatoren- und „quali- 
täts“-basierten Standardisierungs- und 
Evaluationsverfahren sozial verhandelt, 
konstruiert, stabilisiert, unterlaufen und 
bekämpft - und damit in neue Formen 
und Logiken institutioneller Steuerung 
überführt? Dabei gilt es insbesondere, die 
strukturellen und situativen Grenzen von 
Prozessen der Verbetriebswirtschaftlichung 
aufzuzeigen und auf Widerstandsformen 
zu verweisen, die dem ungebrochenen 
Siegeszug dieser Tendenz entgegenstehen. 
Die Verbetriebswirtschaftlichung als be- 
griffliches Pendant zur „Ökonomisierung 
der Gesellschaft“ verweist darauf, dass 
sich letztere nicht bruchlos auf die Mik- 
ro-Ebene übertragen lässt, sondern in 
konkrete Politiken und Praxen gegossen 
und umgesetzt werden muss. Insbeson- 
dere vermittels der Analyse der Reaktio- 
nen, Umdeutungen und Widerstände der 
Betroffenen wird dabei jeweils deutlich, 
dass der Doppelprozess von Ökonomi- 
sierung und Verbetriebswirtschaftlichung 
keinesfalls alternativlos ist. „Märkte“ eben- 
so wie „Betriebe“ werden gemacht, und 
dieser gesellschaftliche „Produktionspro- 
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zess“ ist von alltäglichen sozialen Kämp- 
fen begleitetet. Die in diesem Heft ver- 
sammelten Analysen der Verbetriebswirt- 
schaftlichung setzen sich somit von der 
bloßen Konstatierung einer fortschrei- 
tenden Durchsetzung der Marktlogik ab, 
indem Widersprüche und soziale Praxen 
in den Blick genommen werden, die an- 
gesichts „von oben“ veränderter Rahmen- 
setzungen „vor Ort“ entstehen. Keines- 
wegs nur, aber eben auch - wie im Fol- 
genden verhandelt - in der öffentlichen 
Arbeitsverwaltung, an den Hochschulen, 
im betrieblichen Gesundheitsschutz, in 
der psychosozialen Arbeit und selbst im 
sozialen Umgang mit Todesnähe und 
Tod werden Machtverhältnisse neu ver- 
handelt, veränderte Herrschaftspraktiken 
etabliert, Durchsetzungsmechanismen er- 
funden, Marktzwänge etabliert - und ge- 
gebenenfalls unterlaufen. 

Entgegen dem beliebten Bild, dass die 
Vielfalt in der bunten Welt der Waren 
und Optionen zunimmt, wenn Märkte 
entwickelt und ausgedehnt werden, zeigt 
sich, dass die betriebswirtschaftliche Ra- 
tionalität die Vielfalt und Qualität von 
Ausbildung, Beratung und Betreuung, 
die Komplexität und Individualität sozia- 
ler Dienstleistungen und sozialer An- 
sprüche radikal reduziert, normiert und 
standardisiert. Die öffentliche Arbeits- 
verwaltung in Form der Bundesagentur 
für Arbeit hat in ihrer Verbetriebswirt- 
schaftlichung nun „Kunden“ identifiziert 
und „Produkte“ für sie entwickelt - und 
folgerichtig fallen die schwierigen Fälle 
als schlechte Kundschaft als erste durch 
das Raster (vgl. dazu den Beitrag von 
Volker Hielscher). Der von oben verord- 
nete Zwang zur Kostensenkung löst Kas- 
kaden an Experimenten zur Konstrukti- 
on von marktähnlichen Verfahrensweisen 
aus, die vielfach ineffizient sind, da sie 
die Beschäftigten in Einrichtungen wie 
den Arbeitsagenturen dazu zwingen, ihr 
Zeitbudget stärker auf die bürokratischen 
Bedarfe der eigenen Organisation als auf 
die so genannten Kunden zu verwenden, 
was in dem Artikel von Wolfgang Ludwig- 
Mayerhofer, Ariadne Sondermann und 


Olaf Behrend gezeigt wird. Wenn der be- 
triebliche Gesundheitsschutz weniger durch 
bürokratische „Top-Down“-Verfahren be- 
stimmt wird, so ist dies theoretisch eın 
„Freiheitsgewinn“ vor Ort, doch hört die 
Freiheit in den Betrieben dort auf - und 
fängt die Gefährdung von Körper und 
Geist dort an -, wo sie Geld kostet und 
so können die Interessenvertretungen der 
Belegschaft Spielräume nur dann nutzen, 
wenn sie der Kostensenkung dienlich 
sind (siehe dazu den Beitrag von Karina 
Becker, Ulrich Brinkmann und Thomas 
Engel). Gesundheit als öffentliches wie 
auch als privates Gut nimmt ab, wenn 
die gesellschaftliche Ungleichheit zu- 
nimmt, ein empirisch gesichertes Ergeb- 
nis, auf das Heiner Keupp in seiner Un- 
tersuchung zur Verbetriebswirtschaftli- 
chung sozialer Arbeit verweist. Unter 
solchen Bedingungen entstehen dann 
auch neue Muster des gesellschaftlichen 
und individuellen Umgangs mit Krank- 
heit und Tod, im Zuge derer die Subjek- 
te „ökonomisch“ denken, defensiv die 
abnehmende Solidarität antizipieren und 
sich soziale, politische und juridische 
Technologien herausbilden, denen einge- 
schrieben ist, dass der/die Einzelne der 
Gesellschaft nicht „zur Last fallen“ soll 
und will (siehe dazu den Text von Stefa- 
nie Graefe). 

Dass sich im Kontext dieser Entwicklun- 
gen auch Widerstrebendes, Widerstreiten- 
des, Widerständiges finden lässt, scheint 
zunächst sozial unwahrscheinlich - ıst es 
aber nicht. Die in diesem Heft versam- 
melten Beiträge zeigen, dass es - jeden- 
falls auch, und zumal als strukturell pro- 
duziertes Potenzial - subversive Formen 
des Umgangs mit der symbolischen, 
formalen und materialen Stilisierung der 
Gesellschaft zum Betrieb gibt. Ob es die 
„Kundenbetreuer“ in den Agenturen für 
Arbeit sind, die behördliche Klassifizie- 
rungsvorgaben souverän unterlaufen, be- 
triebliche Sicherheitsbeauftragte, die ein- 
fach an den alten, „großzügigen“ Stan- 
dards des Gesundheitsschutzes als „regu- 
lativer Idee“ festhalten - oder aber eme- 
ritierte Universitätsprofessoren (wie in 
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diesem Fall dankenswerter Weise Bodo 
Zeuner), dıe die Feiertagsstimmung ihrer 
Abschiedsvorlesung in die Produktivkraft 
eines hochschulpolitischen Denkansto- 
ßes überführen: Es ist nicht alles bloß 
„Betrieb“, was sich als solcher geriert. 
Und das ist auch gut so. 


Auch vier Jahre nachdem der US-ameri- 
kanische Präsident Bush auf einem Flug- 
zeugträger triumphierend erklärte: „Mis- 
sion accomplished“, geht der Krieg im 


Sicht kommt. Sabah Alnasseri untersucht 
die unübersichtlichen innenpolitischen 
Konflikte im Irak und zeigt, dass die 
verbreiteten Erklärungen, dass es sich in 
erster Linie um religiös oder ethnisch 
motivierte Auseinandersetzungen han- 
deln würde, viel zu kurz greifen. Zum 
nächsten Heft wird sich Robert Brenner 
mit der Frage auseinandersetzen, welches 
die tieferliegenden Gründe des US- 
amerikanischen Krieges gegen den Irak 
waren. 

Kolja Lindner analysiert die Ergebnisse 


Irak mit Tausenden von Toten und der französischen Präsidentschafts- und 
Hunderttausenden von Flüchtlingen Parlamentswahlen vor dem Hintergrund 
immer weiter, ohne dass der von Bush der sozialen Auseinandersetzungen der 
und seinen neokonservativen Gefolgsleu- vergangenen zwei Jahre. 

ten behauptete Sieg auch nur entfernt in 


Kritische Wissenschaft als Beweis für die Mitglied- 
schaft in einer „terroristischen Vereinigung”? 


Am 31. Juli diesen Jahres wurden drei Personen festgenommen, nachdem sie mehrere 
Brandsätze unter drei Bundeswehrfahrzeugen abgelegt und gezündet haben sollen. Am 
1. August wurden gegen diese drei sowie gegen Dr. Andrej Holm Haftbefehle unter 
anderem wegen des Verdachts der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung 
erlassen. Gegen Dr. Holm und noch drei weitere Personen, gegen die keine Haftbefeh- 
le erlassen wurden, wird mindestens seit September 2006 nach & 129a StGB ermittelt, 
d.h. es wurden Telefone abgehört, E-Mails und Internetrecherchen mitgelesen, Woh- 
nungen beobachtet, Bewegungsprofile über die Handynutzung erstellt etc. 

Nur weil einer der drei mutmaßlichen Brandstifter sich zweimal „konspirativ“ (soll 
heißen, ohne sein Handy mitzunehmen und ohne dass die Bundesanwaltschaft wüsste, 
was dort gesprochen wurde) mit Dr. Holm getroffen haben soll, sitzen diese in U-Haft 
- mit dem Vorwurf Mitglieder einer „terroristischen Vereinigung“ nach $& 129a zu sein. 
Andernfalls würde gegen die drei wegen versuchter Brandstiftung ermittelt, später An- 
klage am Amtsgericht erhoben, und in der Zwischenzeit wären sie auf freiem Fuß - 
gegen Dr. Holm läge gar nichts vor. Der skandalöse $ 129a aber sorgt dafür, dass sie 
23 Stunden am Tag in einer Zelle von 4,5 qm sitzen, Besuch (30 Minuten pro Woche) 
- auch von den AnwältInnen - nur mit Trennscheibe haben dürfen. Dr. Holm etwa 
konnte zehn Tage lang nicht duschen: aus „Sicherheitsgründen“. 

Der $ 129a, in der RAF-Hysterie des „Deutschen Herbstes“ eingeführt, steht schon 
lange in der Kritik: einer Vielzahl von zum Teil langjährigen Ermittlungsverfahren, die 
zu umfassender Überwachung der verdächtigten Personen führten, steht nur eine ganz 
kleine Zahl von Anklageerhebungen gegenüber, die wiederum nur zu einer verschwin- 
dend geringen Zahl von Verurteilungen führte. Seiner Verwendung nach ist 8 129a ein 
reines Einschüchterungsmittel. 


Mit dem Ermittlungsverfahren gegen Andrej Holm und die drei bislang noch nicht 
Inhaftierten erreichte die Anwendung des $ 129a allerdings eine neue Qualität: diesen 
Personen wird keine konkrete Tat zu Last gelegt, sondern ihre intellektuelle Tätigkeit 
als kritische und sozial engagierte Wissenschaftler. Die Vorwürfe gegen die vier hören 
sich z.B. so an: 

„Als promovierter Politologe ist er zum einen intellektuell in der Lage, die anspruchs- 
vollen Texte der ‘militante(n) Gruppe (mg)’ zu verfassen, zum anderen stehen ihm als 
Mitarbeiter eines Forschungszentrums Bibliotheken zur Verfügung, die er unauffällig 
nutzen kann, um die zur Erstellung der militanten Gruppe erforderlichen Recherchen 
durchzuführen.“ (Der Satz ist im Original so unvollständig). 

Darüber hinaus wird dem gleichen Beschuldigten vorgeworfen, dass er in seinen wis- 
senschaftlichen Veröffentlichungen „Schlagwörter und Phrasen“ benutzt habe, die 
auch in den Texten der „militanten Gruppe“ auftauchen. Dabei soll es sich nach 
mündlicher Auskunft der Bundesanwaltschaft insbesondere um den Begriff „Gentrifi- 
cation“ handeln,. 

Gentrification ist ein Fachbegriff aus der Stadtsoziologte und bezeichnet die Umstruk- 
turierung und Aufwertung einzelner Stadtviertel, die in der Regel mit der Verdrängung 
der alteingesessenen MieterInnen einhergeht. Gibt man den Begriff in die Internet- 
suchmaschine Google ein, so erhält man allein bei deutschsprachigen Websites mehre- 
re Tausend Treffer. 

Mit Begründungen dieser Qualität lässt sich gegen nahezu jeden Sozialwissenschaftler 
und jede Sozialwissenschaftlerin ein Ermittlungsverfahren wegen Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung einleiten. Und wer sich dann auch noch mit den „fal- 
schen“ Leuten getroffen hat, droht erst einmal im Knast zu verschwinden. 

Dr. Andre} Holm erhielt inzwischen Haftverschonung; die Proteste einer großen Zahl 
inländischer wie ausländischer SozialwissenschaftlerInnen und die kritische Pressebe- 
richterstattung hatten anscheinend eine gewisse Wirkung. Allerdings bleiben die Haft- 
befehle weiter in Kraft und gegen die Haftverschonung von Dr. Holm hat die Bun- 
desanwaltschaft Beschwerde eingelegt. Daher ist ungewiss, wie lange er sich noch auf 
freiem Fuß befinden wird. 

Das Vorgehen der Bundesanwaltschaft und die Billigung, die dieses Vorgehen durch 
den zuständigen Ermittlungsrichter erfahren hat, sind ein Einschüchterungsversuch 
gegen jede Sozialwissenschaft, die sıch kritisch mit den herrschenden gesellschaftlichen 
Verhältnissen auseinandersetzt. 

Nach der Logik der Bundesanwaltschaft müssten auch die PROKLA und der von ihr 
für das Heft 4/2007 geplante Schwerpunkt „Globalisierung und Spaltungen in den 
Städten“ unter Terrorismusverdacht stehen. Wir werden an diesem Schwerpunkt fest- 
halten, für den wir auch Andrej Holm und zwei andere Autoren, gegen die ermittelt 
wird, schon lange vor den jetzt erfolgten Verhaftungen um einen Beitrag gebeten ha- 
ben. 

Die PROKLA-Redaktion schließt sich der Forderung nach Abschaffung des $ 129a 
und Freilassung der auf seiner Grundlage Verhafteten an. Näheres zum konkreten Fall 
findet sich unter http;//einstellung.so36.net/ 


Spendenkonto: Thomas Herzog, Konto - Nr.: 577 701 432, BLZ: 360 100 43, 
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Governance im Zeitalter des Terrors: Der Fall Irak 


„This is not a war on terror, this is a war of terror“ 


Wie schon nach dem zweiten Golfkrieg im Jahre 1991 sind im Irak seit Be- 
ginn des Krieges 2003 unterschiedliche Gruppen, Parteien und Organisationen 
aktiv geworden. Alte, längst für tot erklärte Kräfte wurden reaktiviert. Kräfte, 
die unterschiedliche politische Projekte artikulierten und miteinander konkur- 
rierten, Allianzen und Zweckbündnisse eingingen und Kapital aus der um- 
kämpften Situation schlagen wollten. Damals wie heute verwandelte sich die 
anfängliche Euphorie über den Neubeginn schnell in herbe Enttäuschung. 

Die Anwesenheit von Besatzungstruppen, von internationalen Institutionen 
und die Vielfalt der politischen Kräfte im Irak haben zur politischen, territori- 
alen und sozio-ökonomischen Fragmentierung des Landes geführt. Die politi- 
schen Kräfte im Irak haben generell wenig oder gar keine Erfahrung mit Regie- 
rungsverantwortung und dem Umgang mit politischen Institutionen. Meist 
haben sie ein sehr enges, instrumentelles Staatsverständnis und bleiben deshalb 
zersplittert. Die wirksamsten dieser Kräfte verfügen in der so genannten Zivil- 
gesellschaft über diverse Machtnetzwerke (tribale, konfessionelle, kommunale, 
familiale etc.), sowie über Milizen und paramilitärische Einheiten (Jabar 2004). 
Manche dieser Akteure waren früher privilegierte Nutznießer des Saddam- 
Regimes (die Nationalisten um Allawi), profitierten vom Arrangement mit 
dem Regime (Barazanı und Talabanı) und/oder repräsentieren reiche und 
mächtige Familien in der irakischen Gesellschaft. Jede dieser Gruppen bean- 
sprucht heute die alleinige Vertretung von Teilen der irakischen Bevölkerung 
bzw. erhebt Ansprüche auf einen Teil des Staatsapparates. Der Staat seinerseits 
verkümmert zu einer Beute partikularer Interessen. Der permanente Bewe- 
gungskrieg schafft die Existenzbedingungen für diesen neuen Staat. 
Sicherheitspolitik bedeutet im Irak Bewegungsfreiheit für das Kapital und die 
totale Kontrolle der Menschen: Polizei- und Militärkontrollen, Gefängnisse, 
Internierungslager, Checkpoints, Straßensperren, Stacheldraht, Ausgangsverbo- 
te, kollektive Verdächtigungen, Verhaftungen etc. Diese Sicherheitspolitik fin- 


1 Dahlia Wasfis, Tochter einer jüdischen Mutter und eines irakischen Vaters aus Basra, über 
die Besatzung des Irak. Ste beschrieb am 27. April 2006 in Washington, DC, ihren Besuch 
bei ihrer Familie in Basra und das tägliche Leben der Iraker unter der Besatzung (Rede beim 
Irak Forum, http://www.youtube.com/watch!v=ELjgVg6GtP A&modesrelated&search>). 
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det jedoch abseits staatlicher Kontrolle in zunehmend privatisierter Form 
statt. Neben dem Einsatz von Besatzungstruppen wird auf private Sicherheits- 
unternehmen, lokale wie regionale Milizen zurückgegriffen, um die subalter- 
nen Klassen vor allem in den städtischen Zentren zu disziplinieren. Die Mili- 
zen werden auch gegen politisch unangenehme Konkurrenten, Gewerkschafter, 
Menschenrechtsaktivisten und kritische Journalisten eingesetzt, sowie um wich- 
tige Naturressourcen und Handels- bzw. Logistikrouten abzusichern. Gangster, 
Banditen und paramilitärische Gruppen wurden durch die regierenden Partei- 
en organisiert; politische Bündnisse wurden mit tribalistischen Kräften ge- 
schmiedet. Sie sichern die Dominanz der neuen, herrschenden Klassen. 

Die Situation in kulturellen oder ethnologischen Kategorien darzustellen, ist 
nicht besonders aufklärend.? Protestantisch oder Katholisch sein etc., das sagt 
nicht viel aus über politische Haltungen, Beweggründe und Praxen, geschwei- 
ge über die staatliche Politik. Sobald Protagonisten innerhalb der Staatsappara- 
te agieren, legen sie ihren ethnischen oder frommen Schleier ab, wenn sie poli- 
tisch überleben und ihre Macht unter den institutionellen Zwängen, der Selek- 
tivität und der internen Dynamik des Staates zementieren möchten. Andern- 
falls müssen sie ihren eigenen Staat durch einen revolutionären Akt schaffen. 
Das Debakel der gegenwärtigen Junta im Irak ist, dass sie zu einer revolutionä- 
ren Tat nicht fähig war und dennoch eine politische Katharsis durch einen 
imperialen Krieg erfuhr. Sie war jedoch nicht imstande, einen neuen Staat zu 
schaffen. Durch die Vermischung von politischer und Zivilgesellschaft wurde 
sie machtlos. 

Die gegenwärtige Dreieckskonstellation in der Regierung - Patriotische Union 
Kurdistans (PUK), Demokratische Partei Kurdistans (DPK) und die Allianz 
von al-Dawa, des Hohen Rats der islamischen Revolution im Irak (SCIRI), der 
neoliberalen Chalabi u.a. - bildet ein verhängnisvolles Gleichgewicht von un- 
zähligen Partikularinteressen, auch mit der und durch die Besatzung. So bleibt 
es dabei: Das Sicherheitsthema, präziser, die Verunsicherung und Terrorisierung 
der Bevölkerung ist die Trumpfkarte in den kommenden turbulenten Zeiten 
der Übergangsphase bis zur nächsten Wahl - oder vielleicht bis zu einem in- 
ternen Putsch! Die jetzige al-Maliki Regierung steht wegen ıhr Führungsschwä- 
che, der maßlosen Korruption und der zunehmenden gesetzlichen wie gesetz- 
losen Gewalt der Milizen unter enormem Druck, so dass sich neue Fronten un- 
ter säkularen wie religiösen Parteien und unabhängigen Kräften im Parlament 
bilden, die darauf hinarbeiten, die Regierung zu stürzen bzw. umzubilden. 
Was steht also im Irak auf dem Spiel? Zuerst haben wir eine Besatzung, impe- 
riale Truppen, private Söldner, öffentlich-private Milizen, die ohne jegliche 


2 Zur Abwechslung wird dieser Artikel ohne die ethnischen oder religiösen Gemeinplätze aus- 
kommen, die affırmative wie kritische Darstellungen der gegenwärtigen Lage im Irak ge- 
wöhnlich kennzeichnen. Ich werde nur wenn nötig von diesen Zuschreibungen Gebrauch 
machen, und zwar ın einem ıdeologiekritischen Sinne. 
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Einschränkungen agieren. Zweitens haben wir ein „provinzielles“ (an einzelnen 
Provinzen orientiertes) politisches Regime, das auf klientelistischen Netzen, 
nicht auf Staatsbürgerschaft und nationalem Konsens beruht. Drittens gibt es 
eine Regierung, deren Legitimität trotz oder wegen der Wahlen und der Ver- 
fassung fraglich ist. Viertens haben wir seit März 2003 eine Kriegssituation mit 
einem unvergleichlichen Ausmaß an sozialer, ökonomischer, menschlicher, 
ökologischer und institutioneller Zerstörung, ein Krieg nicht gegen die ehema- 
lige regierende Clique, sondern gegen das Land als solches. Die Opfer dieses 
Klassen- und Geschlechtsterrors sind hauptsächlich Frauen, Lohnarbeiter, Ar- 
beitslose, Bauern, Slumbewohner, Heimatlose etc. Einerlei wer hinter diesem 
Terror steckt, seien es imperiale Truppen, Söldner, Milizen, kriminelle Grup- 
pen, Widerstandsgruppen, Auftragskiller etc., die Opfer finden sich in allen 
Segmenten der irakischen Gesellschaft. Einer Autobombe, einem Selbstmord- 
attentäter, einem Apache-Flugkörper, einem IED (improvised explosive devi- 
ce), Napalm oder Streubomben sind ihre Opfer gleich. Aber dies ist die Situa- 
tion unter jeder Besatzung, unter der früheren kolonialen wie unter der heuti- 
gen imperialen. 

Mittels der Kriegsökonomie und der Propaganda des „Religions“- oder „Bür- 
gerkriegs“ versuchen die herrschenden und regierenden Gruppen, an ihre je- 
weiligen Anhänger zu appellieren und diese hinter ihre Politik zu scharen. 
Doch tatsächlich lässt sich der Krieg im Irak weder als Religions- noch als 
Bürgerkrieg begreifen. Indem sie das Gegenteil behaupten, suggerieren die Be- 
satzer, die Spirale der Gewalt sei hausgemacht und die Verantwortung für den 
Krieg trügen seine Opfer. Was es allerdings gibt, sind Konflikte zwischen den 
intern zerstrittenen regierenden Gruppen und ihren außerparlamentarischen 
Widersachern. Während des Krieges haben die regierenden Eliten die Staats- 
apparate jeweils mit eigenen Kräften besetzt und versucht, sich der gegneri- 
schen Kräfte zu entledigen. Die These vom Bürgerkrieg wird gleichermaßen 
von den regierenden Eliten und den Liberalen in den USA propagiert: Die iraki- 
sche Regierung versucht dadurch, die Besatzung und die Anwesenheit von 
immer mehr ausländischen Truppen im Land zu legitimieren. Denn auf der 
Anwesenheit dieser Kräfte basiert die Machtstellung dieser Eliten. Die ameri- 
kanischen Demokraten und deren liberale think tanks hoffen auf deren Kon- 
solidierung und bereiten sich für eine Exit-Option vor. 


3 Leon Hadar vom Cato Institut entwickelte 2005 das Konzept eines „konstruktiven disenga- 
gement“. Steven N. Simon fabrizierte 2007 eine faule Synthese aus diesem Konzept und den 
Vorschlägen des Baker-Hamilton-Reports vom Oktober 2006. Der Bürger- und Religionskrieg 
ist auch das Thema der meisten Artikel von Anthony H. Cordesman (Centre for Strategic & 
International Studies) seit 2006. Seine Artikel in den Jahren davor beschäftigten sich haupt- 
sächlich mit militärischen und institutionellen Fragen im Irak, mit Ausnahme eines Artikels 
im September 2005 („New Pattern in the Iraqi Insurgency: The war for a civil war in Iraq“), 
in welchem er vom „Neo-Salafi-Extremismus“ spricht. Dabei bezieht er sich auf Außenseiter, 
deren Wirksamkeit weder er noch die Experten, die er zitiert, einschätzen können, und die 
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Wenn wir nun zwischen realer Politik und ihrer Darstellung unterscheiden, 
dann ist die entscheidende Frage, wer warum was wie tut. Eine politisch- 
strategische Analyse der Situation hilft uns, diese Frage zu beantworten und 
liefert genügend Argumente, um die strategische Frage des ‘Was tun?” anzupa- 
cken. Die ethno-konfessionelle Mystifizierung des Konflikts zielt auf die Ver- 
drängung dieser Frage, was ein fatalistisches Ohnmachtsgefühl hervorruft, das 
eine notwendige Bedingung der Zementierung des gegenwärtigen barbarischen 
Status Quo darstellt. 


Altes Öl, neue Rohre 


Ein Schlaglicht auf die komplexe Problemlage wirft der Entwurf für ein neues 
„Öl- und Gasgesetz,‘ der vom irakischen Kabinett angenommen wurde. Das 
Parlament sollte ursprünglich bis zum 31. Mai über diesen Entwurf abstim- 
men, inzwischen ist diese Frist verlängert worden.’ Falls dieses Gesetz nicht 
angenommen werden sollte, kann es trotz der Ablehnung des Parlaments vom 
Kabinett in Kraft gesetzt werden.° Aufgrund des massiven Widerstands insbe- 
sondere seitens der Gewerkschaften und Arbeiterräte gegen das so genannte 


doch hinter dem vermeintlichen Bürgerkrieg stecken sollen. Es scheint, als ob die liberalen 
Intellektuellen eine Exit-Strategie für die Demokraten nach 2008 vorbereiten - der Zeithori- 
zont für das anvisierte „disengagement“ stimmt mit der Zeit der Wahlen im nächsten Jahr in 
den USA überein. 

4 Bevor der Gesetzentwurf dem Parlament vorgelegt wurde, hatten nur einige privilegierte 
Mitglieder eine Kopie erhalten. Es war riskant, sich Zugang zu dem Gesetzentwurf zu ver- 
schaffen und ihn zu veröffentlichen. Der irakische Blogger Raed Jarar war er erste, der den 
Entwurf veröffentlichte und ins Englische übersetzte (http://raedinthemiddle.blogspot.com/). 
Zur Frage des Öls vgl. Juhasz/Jarrar (2007), Mahdi (2007); zum globalen Widerstand vgl. 
http://www.handsoffiragioil.org/ und http://www.iragoillaw.com/. 

5 Am 24. Mai 2007 stimmte der US-Kongress mit den Stimmen von Demokraten und Repub- 
likanern für ein Gesetz 'Support the Troops' und bewilligte 12 Milliarden Dollar dafür. Da- 
bei wurden jedoch die Gelder für den Wiederaufbau des Irak an die Privatisierung des iraki- 
schen Öls geknüpft. Wenn sich das irakische Parlament weigert, die Privatisierungsgesetze 
anzunehmen, verweigert der Kongress diese Gelder, die den Irakern für den Wiederaufbau 
von dem versprochen wurden, was die Besatzer zerstört haben (Wright 2007). Das Privatisie- 
rungsgesetz wurde von Beratern amerikanischer Ölgesellschaften geschrieben, die von der 
Regierung Bush eingestellt wurden. Dieses Gesetz würde dem Irak die Kontrolle über nur 17 
der 80 bekannten Ölfelder überlassen. 

6 Die Verschuldung des gestürzten Regimes wurde von unterschiedlichen internationalen 
Akteuren und Institutionen (vor allem dem Pariser Club) als ein Instrument benutzt, um die 
politisch-Skonomische und institutionelle Restrukturierung (Privatisierung, Deregulierung, 
Absicherung der Verwertungsbedingungen des internationalen Kapitals) des Iraks zu forcie- 
ren (vgl. http://www.jubileeirag.org/blog/, Leys 2006, Sen/Chu 2005). Nach der neuen Ver- 
fassung, in der alle ehemaligen verfassungsmäßiigen sozialen Rechte gestrichen wurden, wird 
die Zentralbank als eine „independent association“ (Artikel 101) charakterisiert, genauso wie 
die Medien etc. Die Transformation dieses Staatsapparates von einer nationalen zu einer 
„unabhängigen“ Institution stellt ein Moment der Internationalisierung des Staates dar, da 
die Prioritäten der Bank nicht mehr nationale sind, sondern sie forciert nunmehr eine inter- 
nationale Agenda, die von Akteuren wie der Weltbank, dem IWF, der WTO, dem Pariser 
Club usw. bestimmt wird. 
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PSA (Production Sharing Agreement) und gegen dıe hohen Profite der multi- 
nationalen Konzerne und die Vertragslaufzeiten wurde der Titel im neuen 
Entwurf zu „Wohlstand und Produktion“ geändert. Das Skandalöse an diesem 
Gesetz ist unter anderem die Schaffung eines „Bundesrates für Öl und Gas“ 
und eines „unabhängigen Beraterbüros“, die von Irakern und internationalen 
Experten besetzt werden sollen. Im neuen Gesetzentwurf sind keine Angaben 
mehr zu den Einnahmen oder prozentualen Anteilen der multinationalen 
Konzerne vorhanden, wie es noch im ersten Entwurf anvisiert war, wohl aber, 
dass die Vertragslaufzeit bis zu 30 Jahren betragen kann. Dieses Gesetz zu ge- 
nehmigen würde bedeuten, dass das Parlament einen politischen Selbstmord 
begeht, indem es die wichtigsten Kompetenzen für Geschäfte mit dem iraki- 
schen Ol auf den „Bundesrat für Öl und Gas“ und das „Expertenbüro“ über- 
trägt. Der Rat könnte ohne Zustimmung des Parlaments Vereinbarungen ge- 
nehmigen und Verträge auf der Basis der PSA abschließen, die sich auf noch 
zu erschließende Ölfelder beziehen. Und da das Gesetz bewusst den Öl pro- 
duzierenden Regionen mehr juristisches Gewicht bei der Vertragsvergabe ein- 
räumt als der Zentralregierung - diese ist ohnehin zusammengesetzt aus Kräf- 
ten’, die aus den jeweiligen Ölregionen stammen - zerfällt der Irak weiter, was 
ich an Krieg als Kantonisierung® bezeichnet habe (vgl. Alnasseri in links- 
netz.de). 


Politogramm des Irak 


Gegenwärtig sind die wichtigsten politischen Akteure im Irak Abkömmlinge 
von mächtigen Familien aus den alten herrschenden Klassen des Landes (Bata- 
tu 1978), die seit der osmanischen Ära bis zum Fall der Monarchie 1958 re- 
gierten (al-Hakim, Barzani, Chaderchi, Chalabi, Khöi, Pachachi, Sadr, Shirazi, 
Rubaai, al-Saadun u.a.). Dabei handelt es sich hauptsächlich um Familien- 


7 Schäit, Sunnit, Kurde, Araber etc. sind keine politischen Kategorien, es sind vielmehr ideolo- 
gische (Selbst-) Zuschreibungen. Weder entspringen politische Praxen aus Versatzstücken 
ethnischer oder religiöser Ideologie, noch sind jene motiviert durch letztere, sondern sie lie- 
gen ın erster Linie in Macht- und Klassenverhältnissen begründet. Alle drei Ölminister, die 
nominell Schüten sind, führten neoliberale Dekrete und Gesetze ein, nicht wegen Ihrer 
schüitischen Identität, wegen der Interessen ihrer Gemeinschaft oder Region, sondern im In- 
teresse einer Klassenfraktion von Privateigentümern, die durch die Umstrukturierung von 
Eigentumsverhältnissen durch denselben Staat geschaffen wurde. Dies gilt mutatis mutandis 
auch für anderen Gruppen wie die Kurden. Dies ist nur möglich durch die Unterdrückung 
der subalternen Klassen, wodurch nicht nur die sozialen Basen von gegnerischen Kräften 
zerstört wurden, sondern in erster Linie eine soziale Basis des jetzigen Regimes geschaffen 
werden sollte, 


8 Gegenwärtig werden angeblich aus „Sicherheitsgründen“ hohe und lange Betonmauern in 


Bagdad nach dem Muster anderer Städte (wie Falludscha) gebaut, die die Bewohner der 
Stadtviertel ein- und ausschließen. Das ganze Land verwandelt sich so in eine Gefängnisland- 
schaft. Durch die Einmauerung werden die Menschen effektiver kontrolliert und in ihrer 
Bewegungs- und Versammlungsfreiheit erheblich eingeschränkt. Einen klareren Beweis für 
das Debakel der Besatzung und der jetzigen al-Maliki Regierung kann es kaum geben. 
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clans, die dem feudalen, vorrepublikanischen Regime ihren sozialen, ökono- 
mischen und/oder politischen Aufstieg verdankten (Alnasseri 2008) und heute 
ihr Comeback feiern. In aktuellen politischen Bündnissen zählen deshalb 
Claninteressen häufig mehr als - wie auch immer konstruierte - religiöse oder 
ethnische Identitäten. Diese Klassenpolitik nımmt jedoch die Form nationaler, 
ethnischer, kultureller und/oder konfessioneller Identitätspolitik an. 

Ein anderer, nationalistisch orientierter Typ politischer Führungsgruppen ent- 
stammt der alten Mittelschicht (Technokraten, Akademiker, Bürokraten etc.), 
die ihren sozialen und politischen Aufstieg dem Saddam-Regime verdankte. In 
den 1970ern und frühen 1980ern genoss diese Schicht einen beträchtlichen 
Wohlstand, hohen sozialen Status und verschiedene Privilegien. Die Kriege 
und Sanktionen in den 1980ern und 1990ern trugen zu einer drastischen Ver- 
armung dieser Schicht bei. Vor allem die ehemaligen Baathisten haben gute 
Kontakte und Verbindungen zum aufgelösten Sicherheitspersonal, zu den Res- 
ten der Baath-Partei in Syrien und zu anderen säkularen Kräften wie Kommu- 
nisten, Panarabisten, Liberalen etc. 
Eine dritte Kategorie, die neue Mittelschicht, bilden die Embargo- und Kriegs- 
gewinnler, vor allem unter den irakischen Migranten, die von dem Zusam- 
menbruch der Ökonomie während der Embargojahre und nach 2003 profitiert 
und sich enormes Kapital in unterschiedlichen Formen angeeignet haben. 
Des weiteren gibt es noch die regionalen Stammesmächte, die ebenfalls bereits 
unter dem gestürzten Regime aufgestiegen waren. Die Tribalisierung des politi- 
schen Feldes wurde mit der Einführung der „Büros der Stammesoberhäupter 
und der Erforschung der so genannten Stammesgenealogien durch Saddam 
Hussein verstärkt, um dem Regime verbündete Tribalkräfte zu fördern und 
seine Opponenten oder potentielle Rivalen zu isolieren. 
Zu diesen Kräften kommen schließlich noch die neoliberalen Internationalis- 
ten hinzu: multinationale Konzerne, Experten, Techniker, politische und Mili- 
tärberater, Manager etc., die in die Formierung des inneren Gleichgewichts 
konstitutiv eingingen und die nach dem jetzigen Stand der Kräfteverhältnisse 
eine dominante Position innehaben. 


Die Geostrategie der „Provinzialisten” 


Die schiütischen religiösen Institutionen verloren ihren dominierenden Status 
in den Gemeinden seit den 1950er Jahren. Die Anzahl der religiösen Gelehr- 
ten in den schiitischen Institutionen ging von über Zehntausend am Anfang 
des 20. Jahrhunderts bis auf wenige Hundert in den 1970er Jahren zurück. 
Durch Bodenreformen, Binnenwanderung und Emigration der Bauern und die 


9 Mit über 2000 Angestellten ist die US-Botschaft in Bagdad die größte der Welt. Sie gleicht 
einer Festung innerhalb der so genannten Grünen Zone. Die irakische Regierung und ihre 
Institutionen sind mit amerikanischen Experten und Beratern durchdrungen. 
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Konfiskation des Eigentums der schitischen Institutionen durch den Staat 
wurden diese Institutionen, ihre Geistlichen und angegliederte Familienclans 
an den Rand der Gesellschaft gedrängt. Die gewalttätige Reaktion der al-Dawa 
Partei Ende der 1970er Jahre war dadurch verursacht, dass die Mehrheit der 
Schiiten sich in den säkularen Parteien engagierten, die ihnen Wohlstand und 
Zukunftsperspektiven anboten. Das Hauptgewicht der religiösen Institutionen 
lag nun außerhalb des Landes, und dort wurden auch reiche Institutionen wie 
die al-Khoei Stiftung und die al-Sistani Stiftung gegründet. 

In den 1990er Jahren rehabilitierte Saddam Hussein die sunnitischen und 
schütischen Institutionen, um mehr Legitimität nach dem faktischen Nieder- 
gang der Baath Partei zu gewinnen. Mohammed Sadiq al-Sadr wurde als ein 
arabischer Geistlicher institutionell, öffentlich und finanziell gestützt, um dem 
Einfluss des iranischen Klerus entgegen zu treten. Die schütischen Institutio- 
nen wurden jetzt von einem internen Familienclan dominiert, der gegen ande- 
re Clans und den mit ihnen verwandten Klerus außerhalb des Iraks stand. 

Um die Machtverhältnisse noch ungünstiger für seine Opponenten zu ma- 
chen, stellte al-Sadr eine Fatwa (ein religiöses Urteil) aus, wonach wohlhaben- 
de Schiiten ihre Khums (eine religiöse Steuer, 1/5 des Einkommens oder des 
Gewinnes) direkt an die Armen und nicht wie zuvor an die religiösen Institu- 
tionen zahlen sollten. Dadurch wurde die ökonomische Stellung der Instituti- 
onen weiter geschwächt und mit ihr die politische und kulturelle Autonomie 
dieser Institutionen. Dies machte al-Sadr nicht nur bei den Massen beliebt; es 
stellte nicht nur eine Bedrohung für das Saddam-Regime dar, sondern bedroh- 
te vor allem die Machtstellung seiner Opponenten innerhalb und außerhalb 
der schiitischen Institutionen und Gemeinden, so dass das Attentat, dem al- 
Sadr und zwei seiner Söhne im Jahr 1999 zum Opfer fielen, gleichermaßen 
von Saddam oder von schütischen Clans verübt worden sein könnte. 

Jene Clans und Teile des Klerus, die sich außerhalb des Iraks befanden, wur- 
den im Lande selbst marginalisiert. Es war kein Wunder, dass al-Sadrs Wider- 
sacher zum ersten Mal in den 1990ern bereit waren, eine Front gegen Saddam 
zusammen mit anderen alten Feinden wie Kommunisten und rivalisierenden 
Baathisten zu bilden. Das ist der Hintergrund der ehemaligen irakischen Exil- 
Opposition, die jetzt regiert. 

Die entfesselten schiitischen Parteien und die zugehörige Identitätspolitik 
könnten, so die neokonservativen Erwartungen der Bush-Administration, eine 
weitreichende geopolitische und kulturelle Wirkung über den Irak hinaus ent- 
falten - und somit eine mächtige Konkurrenz sowohl zu der prominenten ira- 
nischen Doktrin des Wilayat al-Fagih (der Herrschaft des Obersten Rechtsge- 
lehrten) als auch zur sunnitisch-wahabitischen Orsentierung auf Saudi-Arabien 
aufbauen. Najaf und Kerbela könnten, so die Erwartungen des schiitischen 
Klerus und der schütischen Institutionen, als Pilgerwallfahrtstädte für Millio- 
nen Schiten weltweit fungieren, was einen enormen ökonomischen Auf 
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schwung für die schütischen Institutionen und deren Klientel in Handel, 

Dienstleistung, Industrie und Handwerk bedeuten und die politisch-kulturelle 

Stellung des irakischen Klerus stärken würde. 

Die gezielte Aufwertung der irakisch-schütischen Kultur durch eine Interessen- 

identität zwischen den Besatzungsmächten und den regierenden schiitischen 

Parteien ist geopolitisch auch ein Affront gegen nationalistische, sozialistische 

und panarabische Kräfte, da diese stets mit den Sunniten assoziiert werden. 

Die innovativen diskursiven Konstruktionen „Schiit“ und „Sunnit“ sind dabei 

nichts anders als ideologische Versatzstücke für „Provinzialist“ und „Nationa- 
list“, Die Innovation beruht freilich auf der Kulturalisierung von Politik und 

der Produktion ethno-identitärer Gemeinplätze. 

Das Problem ıst hier, dass den Regierenden, die auf einem imperialen trojani- 
schen Pferd an die Macht kamen, aufgrund des selbst zugeschriebenen, eth- 
nisch-konfessionellen Charakters (kurdisch, schiitisch) die Legitimität eines na- 
tional-repräsentativen Körpers fehlt. Indem der Konflikt mit dem gestürzten 
Regime post factum als ethnisch-konfessionell und nicht als ein nationaler, 
politischer Konflikt präsentiert wird - die Opfer des Saddam-Regimes als aus- 
schließlich ethnische und konfessionelle Gruppen - erheben die Regierenden 
einen exklusiven Anspruch auf ‘ihren’ Staat. Dabei wird z.B. mit dem Etikett 
„Schiit“ eine Identitätspolitik betrieben, die religiös inszeniert wird. Religion 
bzw. Konfession erscheinen als die einzige politische Form der Organisation 
von Herrschaft und Interessenvertretung. Dabei nehmen die religiösen Institu- 
tionen, der Klerus und die klerikalen Gruppen, und darin wiederum vor allem 
die höchsten Würdenträger aus den herrschenden und mit einander konkurrie- 
renden Familienclans wie al-Hakım und al-Sadr eine zentrale Stellung ein. 
Schiit wird nicht wie in der Vergangenheit als eine konfessionelle, sondern als 
eine politische Kategorie gesetzt. 

Vor dem Hintergrund der gegenwärtig offen umkämpften Situation und be- 
dingt durch die wachsende Konkurrenz schitisch-politischer Gruppen!” haben 
sich die religiösen Institutionen und deren Würdenträger inzwischen deutlich 
politisch positioniert (Fuller 2003). Sie fungieren durch ihre diversen politisch- 
kulturellen Praxen als Mehrheitsbeschaffer für regierende, schiitische Parteien. 
Diese wiederum erhoffen sich von der nominell schiitischen Mehrheitsbevöl- 
kerung eine politische Mehrheit, die sie sich mit Hilfe religiöser Institutionen 
sichern zu können glauben. Das politische Schisma wird gegenwärtig am deut- 
lichsten vom jungen Geistlichen Muktada al-Sadr, der von den armen Eıin- 
wohnern von al-Sadr City unterstützt wird, und von den das Regime unter- 


10 Diese Kräfte sind in ihrer Form der Organisation, ihrer „programmatischen“, sozialen und 
politischen Agenda überwiegend eine externe Fabrikation; sie haben keine tiefen Wurzeln 
oder Verbindungen zur sozialen Basıs im Lande. Daher ihre permanente Zuflucht zur Ge- 
walt, genauer: Gewalt wird als Mittel eingesetzt, um sich eine soziale Basis zu verschaffen. 
Daher stehen diese Gruppen stets in einem Konflikt mit einander. 
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stützenden Schiiten mit ihrer neuen Mittelschicht, dem Kleinbürgertum und 
der Kompradorenbourgeoisie artikuliert. 


Die Frage anders gestellt: 
Kräfteparallelogramm und Geometrie der Macht 


Die politischen Kräfteverhältnisse innerhalb und außerhalb der Staatsapparate 
verschieben sich ständig. Das bedeutet, dass es keine stabile Konfiguration der 
Kräfte und kein konstantes politisches Projekt gibt, sondern unvereinbare 
Staatsprojekte, jedes mit seinen jeweiligen flüssigen sozialen Basen und seiner 
permanent sich verändernden politischen Repräsentation. Die herrschenden 
Eliten und ihre jeweiligen Parteien haben gegenwärtig keine Mehrheit in der 
Bevölkerung, und sie haben auch im Parlament bei einzelnen entscheidenden 
Abstimmungen keine Mehrheit. Dadurch erklären sich ihre gewaltsamen Ver- 
suche, solche Mehrheiten zu schaffen. Sie und ihre Konkurrenten haben den- 
noch gut disziplinierte und organisierte Milizen und paramilitärische Grup- 
pen, die sie aus der Reservearmee von Millionen von arbeitslosen und margi- 
nalisierten jungen Männern und - in geringerem Maße - Frauen einziehen. 
Terror ist in diesem Sinne eine Governancetechnik, eine öffentlich-private Ver- 
anstaltung der schöpferischen Zerstörung. Das Terrormoment war von Beginn 
an ın der theologisch-missionarischen, „unfehlbaren“ Haltung der imperialen 
und lokalen Kräfte eingeschrieben. Die Strategie der Unordnung zielt auf die 
grundlegende Umstrukturierung aller Beziehungen zwischen Staat und Gesell- 
schaft. Sie verursacht ein Gefühl des materiellen Fatalismus, der die politische 
Kultur der Neocons in Washington und der schiitisch-politischen Kräfte ze- 
mentieren soll. Dieser Fatalismus bringt politische Passivität und eine Skepsis 
gegenüber der Politik im Allgemeinen hervor, d.h. er zementiert die vorhan- 
dene politische Macht durch die Verbannung von Öffentlichkeit. Dies ist eine 
Form der politischen Organisation unter dem Feuer des Krieges, die versucht 
die subalternen Klassen durch dauerhaften Terror in fatalistische Gläubige 
umzuwandeln. 

Die führenden Milizionäre der regierenden schütischen Parteien sind geprägt 
durch zwei Jahrzehnte der Indoktrination im Exil nicht nur gegen die gestürz- 
ten Cliquen, sondern gegen die ganze Gesellschaft. Die Milizen sind die poli- 
tische Form der Organisation und zugleich der neuralgische Punkt der regie- 
renden Parteien und der herrschenden Eliten'!. Die Frage der Gewalt und des 
Terrors ist nicht nur eine der Sicherheitspolitik: Auflösung oder Integration 


11 Einige Milizen und Killerkommandos in den Sicherheitsapparaten und in der Zivilgesellschaft 
wurden von den USA selbst geschaffen, trainiert, finanziert und bewaffnet als Mittel gegen den 
Widerstand, andere unliebsame Gegner und als Mittel zur Schwächung der Zentralregierung. Die 
formale Unterordnung dieser Milizen unter die Sicherheitsapparate oder die regierenden Parteien 
hindert sie jedoch nicht daran, auf eigene Faust zu operieren, was Entscheidungen in der Sicher- 
heitspolitik zu einem Ding der Unmöglichkeit macht. Dies ist eben eine Besatzungssituation, 
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der Milizen in die Sicherheitsapparate bedeutet das Auflösen der Parteien als 
Apparate und mit ihnen des neuen Staates. 
Die Staatsapparate, die Parteien und die ökonomischen Institutionen sind hier 
so verwoben, dass keine Wirtschaft und keine Politik ohne Verbindung zu 
Parteien möglich ist. Die Parteien sind in allen Teilen des Landes nicht bloß 
Repräsentanten von existierenden Klassen, sondern stellen die Formen dar, 
durch die neue Klassenfraktionen von Privateigentümern geschaffen werden. 
Mitglieder der herrschenden Klassen besetzen gleichzeitig höchste Staatsämter 
(Barazanı, Talabanim al-Hakım, Chalabi etc.). In einem strukturellen Sınn ist 
dies eine „ursprüngliche“ politische und ökonomische Akkumulation, d.h. die 
Schaffung einer neuen Klassenformation und einer neuen Staatsform: die In- 
stitutionalisierung des Kapitalverhältnisses durch unterschiedliche Formen der 
Aneignung des gesellschaftlichen Kapitals, durch Plünderung, Raub, Korrupti- 
on, Neuverteilung des Grund und Bodens. Dieser Prozess ist ohne die Unter- 
stützung von imperialen und internationalen Protagonisten und Institutionen 
nicht zu machen. Dennoch ist eine stabile Konfiguration des Blocks an der 
Macht nicht absehbar, da es multiple Zentren der Macht und widersprüchli- 
che Institutionen gibt, in denen verschiedene Kräfte mit militaristischer und 
„provinzieller“ Gesinnung ohne praktische politische Erfahrung agieren. 

Dabei bedeutet die Rückkehr der alten Gesellschaftsklassen die Unterordnung 
des urbanen Lebens unter das ländliche, was mehrfache Verschiebungen zur Fol- 
ge hat: von nationalen zu provinziellen und zu lokalen Organisationsformen, 
von säkularen Kollektiven zu Stammes- und Clan-Strukturen, von der Industrie 
zum Handel, von zivilen zu halbfeudalen und patriarchalischen Institutionen, 
Gesetzen und Sitten. Da die dominierenden Gruppen des Staates die Repräsen- 
tanten der alten gesellschaftlichen Klassen sind, die jetzt ihr Comeback feiern, 
stellt dies eine historische Regression in allen möglichen Varianten dar. 

Der politische Raum ist durch institutionelle Mechanismen verformt worden, 
die mit der Besatzung verhandelt und durch die Besatzung erzwungen wurden, 
die mit allen Mitteln eine parlamentarische Mehrheit garantieren, aber auch 
die Auflösung des Parlaments und die Erklärung des Ausnahmezustands ein- 
schließen, wann immer dies opportun erscheint. In politisch-institutionellem 
Sinne bedeutet dies, dass es keine gesetzgebende Versammlung gibt, kein Par- 
lament im klassischen Sinne, sondern ein machtloses beratendes Organ ohne 
jegliche Möglichkeit der Regierungskontrolle, dass es keine Exekutive gibt, son- 
dern Clans und Milizen, dass es keine unabhängige Justiz gibt, die die Sicher- 
heitsapparate kontrollieren könnte. Es gibt nur bewaffnete Kräfte, die haupt- 
sächlich von den regierenden Eliten abhängig sind, d.h. es gibt keine Sicher- 
heitsapparate, sondern private Gewaltagenturen, die gegen die Bevölkerung ein- 
gesetzt werden. Letzterer wird andauernd misstraut; sie wird dauernd kollektiv 
bestraft, kann die willkürlichen Taten der Regierung und der Besatzungsmacht 
nicht kontrollieren, darum rekurriert sie auch auf Gewalt und den bewaffneten 
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Kampf. Folglich entzieht die Bevölkerung der Regierung nicht nur ihre Unter- 
stützung, sondern stellt auch deren Legitimität und Autorität in Frage. 

Die Gegenstrategie der regierenden Rliten beruht auf der Desorientierung, Un- 
terjochung und Disziplinierung der Massen, der klientelistischen Konstruktion 
partikularer sozialer Basen, der Korruption und der Kooptation von Gegnern, 
um die Einheit der Subalternen zu verhindern. Diese politische Praxis ver- 
sucht, Teile der subalternen Klassen gegeneinander auszuspielen, ihre Frustra- 
tion zu nutzen, um ihre Zusammenarbeit mit dem Kolonialregime zu erzwin- 
gen. Dies ist Terror im ursprünglichen Sinne der Staatspolitik: Der so genann- 
te Religions- und Bürgerkrieg ist nichts anderes als eine primitive Form der 
Freund-Feind-Politik, organisiert von Hunderttausenden Söldnern, imperialen 
Truppen und lokalen Milizen. 

Es besteht hier eine organische Verbindung zwischen parlamentarischen 
Gruppen und deren Milizen, insofern als sich die illegalen Taten der letzteren 
innerhalb der Legalität des Staates bewegen.'” Dies verstärkt die autoritären 
Momente innerhalb des Staates und die relative Macht der Stammesbündnisse 
sowie der kriminellen Organisationen. Da der Irak eine sehr hohe Dichte des 
urbanen Lebens aufweist, ist das Grundprinzip hinter der massiven Bombar- 
dierung der Städte und der Terrorisierung des Zivillebens, umfangreiche de- 
mographische Verschiebungen der Bevölkerung in den Regierungs- und Besat- 
zungszonen herbeizuführen und dadurch dem Widerstand seine soziale Basis 
zu rauben. Angriffe auf die Zivilbevölkerung sind hier eine Form der politi- 
schen Ordnung und nicht Kollateralschäden! 

Hier wird Frantz Fanons Argument, wonach Gewalt als reinigende Kraft, als 
Mittel der Befreiung von der Unterjochung fungieren kann, ins Gegenteil ver- 
kehrt: Gewalt als reinigende Kraft ın den Händen der herrschenden Klassen 
soll Befreiung ad absurdum führen. Diese gewaltbeladene Situation untergräbt 
soziale, ökonomische und politische Rechte; die Bevölkerung wird im privaten 
Raum eingesperrt, vom öffentlichen Leben abgeschnitten, der Indoktrination 
ausgeliefert, intellektuell und politisch lethargisch und kontrollierbar macht. 
Es gibt jedoch kein Zeichen für eine dominierende Kraft innerhalb des Blocks 
an der Macht, die die Situation unter Kontrolle halten kann, noch nicht! 


12 Fragen der Entscheidungsfindung und -ausführung, der Zuständigkeiten und Machtbefugnis- 
se in den Sicherheitsapparaten (Verteidigungs- und Innenministerien) werden in der Regel an 
mehreren Stellen, durch unterschiedliche Akteure und in unterschiedlichen Formen gelöst. 
Neben den Experten und Befehlshabern der Besatzungsmacht, den NATO-Experten, die die 
Polizei ausbilden, den privaten Sicherheitsfirmen und ausländischen Geheimdiensten, die 
starken Einfluss auf diverse Kräfte der Sicherheitsapparate ausüben, tragen vor allem die pa- 
rarnilitärischen Gruppen und Milizen der regierenden Parteien zu dieser Verwirrung bei. Die- 
se agieren meist autonom, befolgen Befehle ihrer eigenen Kommandos oder Parteien und 
weniger der Stelleninhaber in den jeweiligen Ministerien. Die Folge davon ist, dass es nicht 
klar wird, unter welcher Autorität, in welchen (legalen) Formen und unter welchen Restrikti- 
onen diese Milizen handeln, vor allem wenn es sich um Fragen von Festnahmen, Durchsu- 
chungen, Einkerkerung, Bestrafung bis hin zu kollektirem Mord und Exekutionen handelt. 
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Historischer Wahlsieger? 


Vor diesem Hintergrund hatten die irakischen Wähler bei den zwei vergange- 
nen Wahlen im Januar und im Dezember 2005 tatsächlich keine Wahl: Die 
Wahl-Veranstaltung, so wie sie formal (Ablauf und Timing waren durch die 
provisorische Verfassung vom März 2004 vorgeschrieben) und organisatorisch 
„durchgebombt“ wurde, war ein weiterer Schritt im Rahmen der Institutionali- 
sierung des Bündnisses zwischen der Besatzungsmacht und den kurdischen 
Kräften sowie der ehemaligen irakischen Exilopposition im Rest des Landes. 
Denn das Hauptgewicht im Parlament und in der Exekutive haben Parteien 
(Patriotische Union Kurdistans, Demokratische Partei Kurdistans und die Al- 
lianz, die Einheitsliste der schiitischen Parteien u.a.), die die Repräsentanten 
der neuen herrschenden Klassen und Gruppen sind. Der Wahlmodus wirkte 
fraktionierend auf die Kräfteverhältnisse im Parlament und schwächte die Zen- 
tralregierung. Auf diese Weise wurde es für die Regierung so gut wie unmög- 
lich, den Abbau von Militärbasen und einen Truppenabzug zu fordern. Im 
Gegenteil, „aus Furcht vor einem Bürgerkrieg“ baten die regierenden Gruppen 
die Besatzungstruppen, „noch eine Weile“ im Land zu bleiben. 

Der Verfassungsprozess wurde nicht landesweit, öffentlich und transparent or- 
ganisiert; damit verfestigte sich die Gefahr, das Land weiter zu fraktionieren. 
Eine aus handverlesenen Mitgliedern der Nationalversammlung zusammenge- 
setzte Verfassungskommission, die formal für den Verfassungsentwurf verant- 
wortlich war, wurde nicht von außerparlamentarischen, politischen wıe zivilge- 
sellschaftlichen Akteuren, Institutionen und öffentlichen Debatten getragen. 
Eine breitere, demokratische Partizipation, die für mehr Legitimität der neuen 
Verfassung gesorgt hätte, war nicht gewährleistet. Nicht das Dokument, der Ver- 
fassungstext, sondern die Art und Weise, wie er durch einen breiten nationalen 
Konsens zustande gebracht wird, garantiert eine friedlich-demokratische Ent- 
wicklung, ihre institutionelle Verankerung und eine legitime Repräsentation. 
Verdächtigungen und Skepsis (nicht nur) seitens konkurrierender politischer 
Gruppen begleiteten die Debatte und sorgten für eine Eskalation des Kon- 
flikts. In diesem Kontext wären ein durch Vermittlung der UNO oder eines 
neutralen Dritten vereinbarter Waffenstillstand und die Ausarbeitung eines 
Zeitplans für den Rückzug der Besatzungstruppen Schritte in die richtige 
Richtung gewesen, wodurch jene Akteure, die die Wahlen boykottierten und 
die Besatzung ablehnen, hätten eingebunden werden können. 

Doch so blieb die Ausarbeitung der Verfassung eine interne, intransparente 
Angelegenheit von politischen Eliten und Technokraten, die das Risiko der 
Gewalttätigkeit erhöhte. Mächtige Parteigruppen spielten eine große Rolle ın 
jenem Übergangsprozess der Verfassungsbildung, und die Verfassung verküm- 
merte einfach zu einer Beute dieser Gruppierungen. Die Verfassung wurde von 
vielen als ein ihnen auferlegter Zwang empfunden und nicht als das Produkt 
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eines offenen und einschließenden Dialogs, das die Rechte und Interessen aller 
Gruppen im Land schützt. Damit wurde für eine undemokratische und insta- 
bile Entwicklung und für eine wenig legitime und kaum handlungsfähige Re- 
gierung gesorgt. 

Ein Prozess der Verfassungsbildung erfordert Zeit, besonders wenn er öffent- 
lich-demokratisch organisiert wird. Die vorgesehene Zeitspanne war jedoch zu 
kurz, insbesondere wenn man bedenkt, dass fast drei Monate nach der Wahl 
vom Januar 2005 immer noch keine Regierung gebildet worden war, so dass 
die Ausarbeitung eines demokratischen Verfassungsentwurfs bis Mitte August 
2005 utopisch erschien. Eine auf die Schnelle, elitär-technokratisch und unter dem 
Vorzeichen der Besatzung entworfene Verfassung hat die Situation noch mehr 
angeheizt, die Lage destabilisiert und antidemokratische Tendenzen forciert. 

In diesem Kontext hatte nicht nur die regionale Regierung in Kurdistan einen 
Verfassungsentwurf entwickelt und vorgeschlagen, der aus der Perspektive und 
der Interessenlage der zwei dort dominierenden Parteien konzipiert worden war. 
Es konnte nicht verhindert werden, dass die öffentliche Debatte durch solche 
Entwürfe verengt wurde und dass die Entwürfe negative Auswirkungen zeitig- 
ten. Dadurch verfestigte sich die oligopolistische Stellung mächtiger Gruppen, 
die die Institutionalisierung von vorgefertigten Entwürfen erleichterte. 

Die Wahlen am 15.12.05 sollten im Rahmen der neuen, bis dahin erarbeiteten 
und qua Referendum bis zum 15.10.05 angenommenen Verfassung stattfinden. 
Insofern war die Verfassungsfrage zentral: welcher Wahlmodus, welche Kam- 
mern, welche Form des Föderalismus sollte eingerichtet werden? Welche Rolle 
sollte die Religion im Rechtssystem spielen? Wie sollte die Geschlechterfrage 
und die Frage des gesellschaftlichen Eigentums gelöst werden? All dies musste 
geklärt werden. So wird von etlichen Seiten kritisiert, dass Minderheiten quası 
ein Vetorecht in allen relevanten Fragen innehaben, wodurch sie Entscheidun- 
gen, Gesetze etc., die die Mehrheit betreffen, verhindern und somit eine Kon- 
trollfunktion der Mehrheit gegenüber ausüben können. So wird der Präsidial- 
rat mit Zweidrittelmehrheit und nicht wie üblich mit einfacher Mehrheit ge- 
wählt; der Rat hat ein Vetorecht in Bezug auf Gesetzentwürfe des Parlaments, 
dieses Veto kann nur mit Zweidrittelmehrheit im Parlament überstimmt wer- 
den. Bedenkt man die ethnisch-religiöse Zusammensetzung der Räte (Präsiden- 
ten und Minister), so wırd die Problematik deutlich. Somit wird der Fraktio- 
nierung und nicht der Einheit der Gesellschaft und des Staates Vorschub ge- 
leistet, d.h. ethnisch-religiöse und räumliche Markierungsgrenzen werden insti- 
tutionell zementiert; und dies wirkt wiederum verschärfend auf die bestehen- 
den Konflikte. 

Man könnte dagegenhalten, dass durch diese Pluralisierung ein einmaliges Ex- 
periment eröffnet wird, an dessen Ende eine neue, multinational-multikultu- 
relle Form der Staatlichkeit entstehen könnte, die ein historisches Ereignis, et- 
nen Bruch mit der bisherigen Entwicklung in diesem Raum darstellen würde. 
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Doch weder das pessimistische noch das optimistische Szenario, so sehr diese 

die politische Denk- und Handlungsweise bestimmter Akteure beeinflussen mö- 
gen, sagen viel über die gegenwärtige Situation aus. Der Verfassungsentwurf ist 

einerseits ein Dokument, eine Artikulationsform widersprüchlicher und konflikt- 
hafter Interessen, Vorstellungen und Erwartungen diverser Akteure. Anderseits 

zeigt sich in ihm ein ungleichgewichtiges Kräfteverhältnis von strategischen Bünd- 
nissen und Allianzen, die fortan als Überwacher der Verfassung fungieren. 

Die Verfassungsfrage ist also nur vor dem Hintergrund der vergangenen Erfah- 
rungen, die immer noch den Denkhorizont der Akteure bestimmen, und dem 
durch den Krieg, den Sturz des Regimes und die krisenhafte Situation einge- 
führten Bruch im Gefüge des Staates und dessen bisheriger Entwicklung zu 
begreifen. In diesem Sinne ist die neue „permanente“ Verfassung auch provi- 
sorisch. Es war nicht allein die Zeit, die zu knapp war, um alle Probleme lösen 
und einen tragfähigen Kompromiss finden zu können. Es sind die wider- 
sprüchlichen, politischen Projekte diverser Akteure, einschließlich der Besat- 
zungsmächte, die einen tragfähigen und nachhaltig wirkenden Verfassungs- 
kompromiss erschwerten. 

Die am 15.10.2005 qua „Referendum“ angenommene, so genannte Verfassung - 
tatsächlich liest sie sich mehr wie ein Anti-Terror-Bekenntnis - war ein Meister- 
stück der demokratischen Missachtung, denn diese Verfassung ist in rechtlich- 
formaler Hinsicht in dreierlei Weise nicht nur bedenklich, sondern illegitim: 

1. Die von der so genannten provisorischen Verfassung vom März 2004 vor- 
geschriebene Frist für das Referendum, der 15.8.2005 wurde nicht eingehalten. 

2. Der zur öffentlichen Debatte bis zum Referendum am 15.10.2005 vorgeleg- 
te Entwurf ist nicht der, der vor diesem Termin verabschiedet wurde. Im Ent- 
wurf wurden einige Veränderungen vorgenommen, die im ursprünglichen Text 
nicht enthalten waren. 

3. Über diese Veränderungen am Text wurde im Parlament nicht abgestimmt, 
sondern sie wurden partikularistisch und klientelistisch dekretiert. 

Insofern ist die ganze Veranstaltung formal-rechtlich absurd. Politisch ist das 
natürlich höchst problematisch, denn immerhin geht es hier um grundsätzli- 
che Fragen der Regierungs- und Staatsbildung, die die Zukunft des Landes und 
damit die gesamte Region betreffen. Außerdem ist der Text in einem patriar- 
chalisch-theologischen Duktus verfasst, in dem „das andere Geschlecht“ histo- 
risch wie politisch abwesend ist. Die Konstruktion der islamischen Demokra- 
tie ist der Hauptwiderspruch, der den gesamten Text durchzieht und der für 
Konfliktstoff auf allen Ebenen und in unterschiedlichen Dimensionen sorgt 
und sorgen wird” (vgl. Alnasseri 2004). 


13 Die neue Verfassung halt ausdrücklich fest, dass „the Supreme Federal Court will be also 
made up of judges and experts in Sharia (Islamic Law)“, und unter dem Artikel (101), „the 
oflices of (religious) endowments are considered financially and administratively independ- 
ent associations.“ 
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Wie die Verfassung des US-Verwalters Bremer (des Kalif von Bagdad, wie er im 
Irak genannt wird) ist auch die irakische Verfassung nur provisorisch, denn 
nach den Wahlen am 15.12.2005 wurde ein Ausschuss gebildet, der weitere 
Verfassungsänderungen erarbeiten soll. Über den neuen Entwurf soll dann er- 
neut ein Referendum stattfinden. Der Übergang in Permanenz ist der politi- 
schen Situation also immanent. 


Des Kaisers alte Kleider! 


Regierungsfähigkeit konnten bislang weder der ehemalige Ministerpräsident 
Allawi, noch sein Nachfolger al-Jaafarı und schon gar nicht der jetzige Minis- 
terpräsident al-Malikı unter Beweis stellen. Je mehr die Regierung ihre Hand- 
lungs- und Ratlosigkeit demonstriert, desto heftiger wird der Widerstand, desto 
geringer werden ihre Machtstützpunkte in der von ihr geschaffenen politischen 
Gemeinschaft sein und desto schneller werden ihre Anhänger die Lager wech- 
seln. Die wachsende Stärke und die zunehmende Wirksamkeit des Widerstan- 
des, die offensichtliche Niederlage der Besatzung, die zweifelhafte Legitimität 
der Regierung und die Wirkungslosigkeit der gesetzgebenden Versammlung, die 
Proteste größerer Teile der Bevölkerung gegen die Besatzung, die drastische 
Verschlechterung der Lebensbedingungen - unter diesen Bedingungen blühten 
die Gerüchte des Bürger- und Religionskrieges ın den USA und im Irak. 

Das Resultat ist der zunehmende Gebrauch von Gewalt. Genau dies kenn- 
zeichnet die gegenwärtige Phase, mit Hunderttausenden von Toten'', Verletz- 
ten und Verstümmelten, der zunehmenden Migration und den Flüchtlingswel- 
len. Über 2 Millionen Menschen haben den Irak in Richtung der Nachbar- 
staaten verlassen, und genau so viele wurden aufgrund des massiven Bombar- 
dements der Städte vertrieben bzw. zur Binnenmigration gezwungen. Inzwi- 
schen wurden im Irak mehr Bomben abgeworfen als im gesamten Vietnam- 
krieg. Das ist das Resultat von vier Jahren Befreiungsimperialismus. 


Was tun? Nicht einmal Ketten sind zu verlieren 


Es ist ıllusionär, an Veränderungen innerhalb des Rahmens dieser imperialen 
Institutionen zu denken. Welche Möglichkeiten der Veränderung und welche 
politischen Kräfte gibt es dennoch? 

1. Wegen den Hunderttausenden von ermordeten Zivilisten, den Unzähligen, 
die in Abu Ghraib gefoltert wurden, haben sich Tausende von irakischen Op- 
fern zusammen mit Hunderttausenden von arbeitslosen Armeemitgliedern 
dem Widerstand angeschlossen. Der Widerstand hat einen säkularen Charakter 


14 Nach einer Befragung der Johns Hopkins Bloomberg School of Public Health und Al 
Mustansiriya University in Bagdad kamen wahrscheinlich 654.965 Zivilisten zwischen März 
2003 und Juli 2006 ums Leben (vgl. Burmham u.a. 2006, Horton 2007). 
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und nimmt verschiedene Formen (politisch, militärisch, ökonomisch, kultu- 
rell) an, vom bewaffnetem Kampf bis zu zivilem Ungehorsam, Streiks, Sabota- 
ge usw. Die Mehrheit der Protagonisten ist liberal (Mitglieder des alten Mit- 
telstands, deren Existenz durch die neoliberale Wirtschaftspolitik zerstört wur- 
de), Nationalisten, Panarabisten, Sozialisten, Kommunisten, Leninisten und 
Trotzkisten.”” Die so genannten Gotteskämpfer (Jihadisten, Salafısten, Wahab- 
biten, Anhänger Bin-Ladens usw.) sind eine verschwindende Minderheit, deren 
Taten durch die Medien und Politik aufgebauscht werden. 

Den Widerstand als ein in erster Linie religiöses Ereignis darzustellen, nutzt 
vor allem der Regierung in ihrem Anspruch auf politische Macht. Zugleich 
dient das mittelalterliche Szenario auch den ideologischen Zwecken der Neo- 
cons in den USA, da sie ihren Krieg als einen clash of cıvilisations verkaufen 
können. 

Demgegenüber zu behaupten, dass der Widerstand säkularen Charakter hat, 
heißt nicht, dass alle Gruppen fortschrittlich wären und dass eine gegen die 
Besatzung gerichtete Einstellungen per se emanzipatorısch wäre oder dass die 
Widerstandsgruppen keine widersprüchlichen Projekte verfolgen würden. Es 
sollte aber deutlich werden, dass das Grundübel die Besatzung ist. 

Wegen der neuen Kriegssituation konnten die einzelnen Gruppen des Wider- 
standes keine gemeinsame Strategie entwickeln. Deswegen ist der Widerstand 
bis heute fraktioniert geblieben. Diese Schwäche hat verschiedene Gründe: 
kontinuierliche Verschiebungen der Kräfte innerhalb des Widerstands, die in- 
ternen Konflikte um inkompatible Partikularinteressen und politische Projek- 
te, die kriegsbedingten sozialstrukturellen Verwerfungen etc. Und nicht zuletzt 
kommen regionale und internationale Einmischungsversuche dazu. 
Andererseits erfordern ein dezentralisierter und fragmentierter politischer 
Raum, der veränderte Kontext von globaler, regionaler und lokaler politischer 
Praxis sowie die überholten Formen der nationalen Befreiungsbewegungen un- 
terschiedliche Formen der Organısation und des Widerstandes. Folglich könn- 


15 Die irakische kommunistische Partei (IKP) erfuhr seit den 1950er Jahren viele Fraktionierun- 
gen wegen politischer und strategischer Fehler und problematischer Entscheidungen der 
Führung, so dass es heute mehrere einzelne Parteien und unabhängige Gruppen gibt. IKP 
(mit ihrer nahestehenden Gewerkschaft, IFTU), KP Kurdistan, irakische kommunistische Ar- 
beiterpartei IWCP (trotzkistisch, steht den Arbeiterräten FWCUI nahe, der Gewerkschaft der 
Arbeitslosen UUI und der Frauen Organisation OWFI mit ihrem berühmten Mitglied Yanar 
Mohammed), IKP- Generalkommando, IKP-Kader, kommunistische Volksunion (Schwester- 
partei der spanischen kommunistischen Partei), marxistische Guerillagruppen (Irakische mar- 
xistische Widerstandsgruppe). Außer der IKP und der KPK haben alle anderen Parteien, Or- 
ganisationen und Gruppen eine Antibesatzungsposition. Als die Führung der IKP, wieder 
aus falscher Berechnung heraus, von Anfang an am Besatzungsregime aktiv teilnahm, wie- 
derholte sie die alten politisch-strategischen Fehler der 50er, 60er und 70er Jahre. Aber diese 
Fehler sind momentan strukturell verständlich, da die Partei sozialdemokratisch geworden 
ist. Die Transformation ist in erster Linie durch die Verschiebung der früheren sozialen Basis 
der Partei von der Arbeiterklasse zu einem neuen Mittelstand verursacht. 
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te das Fehlen einer zentralisierten und vereinheitlichten Führung genau die 
Stärke der Bewegung darstellen (vgl. zum irakischen Widerstand auch Watkins 
2004). Die Frage ist nicht, wie man multiple politische Energien zentralisiert, 
sondern wie man sie in programmatisch-politische Fragen und Forderungen 
übersetzt. Vor allem ein bedingungsloses und sofortiges Ende der Besatzung 
muss die oberste Forderung sein. 

2. Insbesondere im letzten Jahr, also genau zu der Zeit als behauptet wurde, 
ein Religionskrieg fände statt, gab es eine Zersplitterung innerhalb der Tri- 
balkräfte zwischen denen, die hinter dem Regime stehen und denen, die eine 
breite und nicht exklusive Politik unterstützen. Diese Verschiebung ist ent- 
scheidend, da diese Kräfte die ländliche Bevölkerung!‘ mobilisieren können. 
Diese Kräfte zu gewinnen, ist für die Legitimität eines breiten politischen Pro- 
jektes unentbehrlich. 

3. Obgleich Gewerkschaften und Arbeiterräte entlang den regionalen und po- 
litischen Linien fraktioniert waren, teils unvereinbare politische Strategien ver- 
folgten - vor allem hinsichtlich der Besatzung und der Privatisierung - und 
unterschiedliche Formen der Organisation aufwiesen (demokratisch und auto- 
nom vs. hierarchisch und paternalistisch), und obgleich diese Unterschiede die 
Formierung von politischen Bündnissen gefährdeten, zeichnete sich dennoch 
eine positive Verschiebung im Januar 2006 (gemeinsame Ablehnung neolibera- 
ler Strukturanpassungsmaßnahmen der Weltbank und des Internationalen Wäh- 
rungsfonds) und bei der gemeinsamen Ablehnung des Entwurfs des Öl- und 
Gasgesetzes im Dezember 2006 ab.’ Dies deutet auf ein neues politisches 


16 Bevor der ehemalige US-Verwalter Bremer im Juni 2004 den Irak verließ, vergaß er nicht, 
noch ganz schnell Einhundert neoliberale Dekrete zu erlassen. Nach dem Dekret Nr. 81 
„Patent, Industrial Design, Undisclosed Information, Integrated Circuits and Plant Variety“ 
sind die Jahrtausende lang praktizierte, kollektive Kultivierung der Landwirtschaft und das 
angeeignete Wissen illegal. Saatgut gehört nicht mehr den irakischen Bauern, sondern ist 
jetzt Privateigentum der Multis. „The new law is presented as being necessary to ensure the 
supply of good quality seeds in Iraq and to facilitate Irag’s accession to the World Trade 
Organization (WTO). What it will actually do is facilitate the penetration of Iraqi agriculture 
by the likes of Monsanto, Syngenta, Bayer, and Dow Chemical - the corporate giants that 
control seed trade across the globe.” Die Horrorgeschichte geht weiter, weil das „new patent 
law also explicitly promotes the commercialization of genetically modified (GM) seeds in 
Irag” (Foreign Policy in Focus, Irag’s New Patent Law: A Declaration of War against Farm- 
ers, November 2004, http://www.fpif.org/papers/0411grain.htm]; siehe auch Stone 2006). 

17 Im Januar 2006 bezogen die irakischen Gewerkschaften - General Federation of Iraqi Wor- 
kers, Oil Unions Federation in Iraq (Basra), Federation of Workers Councils and Unions in 
Iraq, Kurdistan General Workers Syndicate Union (Erbil), Iragi Kurdistan Workers Syndicate 
Union - gemeinsam Stellung gegen das für den Irak vorgesehene Anpassungsprogramm der 
Weltbank und des internationalen Währungsfonds. Im Dezember 2005, kurz vor den Wah- 
len, hatte die damalige al-Jaafri Regierung ein so genanntes „stand-by arrangement“ mit dem 
IWF unterzeichnet, wonach u. a. die öffentliche Subventionen für das Öl abgebaut werden 
sollten. Danach stiegen die Ölpreise und mit ihnen alle anderen Preise astronomisch. Infla- 
tion und weitere Verschlechterung der Lebensbedingungen der Bevölkerung waren die Fol- 
gen (siehe Leys 2006; Rothschild 2006). 
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Denken hin und auf die Möglichkeit, parterübergreifend zusammenzuarbeiten. 
4. Trotz der schlechten Situation der Frauen erzielten die wenigen kämpfert- 
schen Versuche zu Verbesserungen dennoch einen beträchtlichen Erfolg (1/4 
der Parlamentsitze wurden für die Frauen reserviert)."? 

5. Die andauernde Verschiebung der Kräfteverhältnisse innerhalb der Staats- 
apparate, insbesondere innerhalb des Parlaments, kann freie Räume schaffen, 
die für politische Manöver ausgenutzt werden könnten, wenn sie gleichzeitig 
durch politische Kräfte außerhalb dieser Apparate unterstützt werden. Außer 
ideologischen Slogans wie Demokratie, Menschenrechte etc. sind aber bisher 
keine konkreten programmatischen Forderungen erarbeitet und artikuliert 
worden, weder durch außerparlamentarische Kräfte noch durch die selbst er- 
nannten Repräsentanten des Volkes. 

Es ist für ein alternatives politisches Projekt entscheidend, dass Forderungen 
hinsichtlich der materiellen Bedürfnisse der Subalternen nicht nur konkret 
entwickelt, sondern vor allem durchgesetzt werden (z.B. durch Fabrikbesetzun- 
gen), anstatt permanent nur auf die Politik der Exekutive zu reagieren. In die- 
sem Sinne wären konkrete Forderungen im Hinblick auf die Ölfrage zu stel- 
len: die Institutionalisierung von „assoziativen Besitzanteilen“, die allgemein 
und nicht ethnisch oder regional beschränkt sind und die zu gesellschaftli- 
chen Rechtsansprüchen führen sollten: Recht auf würdige Arbeit, auf kosten- 
lose Bildung, Gesundheit und soziale Sicherung etc. Dies wäre der beste Ga- 
rant gegen autoritäre, paternalistisch-klientelistische Formen der Abhängigkeit 
und gegen selektive Kohabitation, die verheerende Auswirkungen haben: Ne- 
potismus, Korruption, intensive Ausbeutung und ungerechte Verteilung. Das 
Öl wie das Land gehört allen. 

In diesem Sinne müssten auch geschlechtsspezifische Fragen der Arbeit, des 
Einkommens und der sozialen Sicherung politische Priorität haben. Ohne ei- 
ne breite demokratische Partizipation an Entscheidungsfindungsprozessen 
kann es keine gerechte Entwicklung geben. Eine stabile und nachhaltige de- 
mokratische Entwicklung ist im peripheren Kontext ohne demokratische Öko- 
nomie aber ein Ding der Unmöglichkeit. 

Damit sind einige der realisierbaren Forderungen genannt, die der Politisie- 
tung und der freien Initiative der unterdrückten Mehrheit im Irak einen 
Schub geben könnten. Doch den weiteren Verlauf und den Ausgang der Ent- 
wicklung bestimmen die Menschen im Irak selbst. Ein Leben in Würde kann 
es nur geben, sobald sie aus ihrer Passivität ausbrechen und kollektiv der Bar- 
barei ein Ende setzen. 


18 Zur gegenwärtigen Lage der Frauen im Irak vgl. http://www.peacewomen.org/news/lrag/ 
news.html; Act Together. Women action for Iraq, http;//www.acttogether.org/codepink.htm. 
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Kolja Lindner 


Soziale Bewegungen und autoritärer Populismus 
Proteste und Präsidentschaftswahlen in Frankreich 


Bouna Traore und Zyed Benna in memoriam 


„Hart“, so kommentierte die linksliberale Tageszeitung Liberation am 7. Mai 
dieses Jahres auf ihrer Titelseite die Wahl des vormaligen Innenministers Nico- 
las Sarkozy zum französischen Präsidenten. Tatsächlich stellt der Sieg des 
Kandidaten der konservativen UMP für die Linke jenseits des Rheins einen 
Schock dar - und auf den ersten Blick eine Überraschung. Hatte es in den 
zwei Jahren vor der Abstimmung nicht starke soziale Bewegungen gegeben? 
Anlässlich des Referendums über die EU-Verfassung im Maı 2005, den Revol- 
ten ın den Vorstädten im Herbst des gleichen Jahres sowie den beinahe zum 
Generalstreik eskalierten Protesten gegen die Einschränkung des Kündigungs- 
schutzes im Frühjahr 2006 hatte sich breite gesellschaftliche Unzufriedenheit 
manifestiert. Zudem lagen die umfassenden Streiks und Mobilisierungen gegen 
Renten- und Schulreform sowie die Bewegung der sog. Kulturprekären zum 
Zeitpunkt der Wahl noch keine vier Jahre zurück. Auch vor dem Hintergrund 
des von Deutschland historisch stark unterschiedenen Verhältnisses von Staat 
und Gesellschaft (Poulantzas 1968, I, 184ff.) bzw. der traditionellen Rückbin- 
dung staatlicher Politiken an gesellschaftliche Widersprüche schien zunächst 
alles für einen Wahlsieg der Linken zu sprechen. 

Mit Sarkozy ist Anfang Mai ein Politiker ins Präsidentenamt gewählt worden, 
der für die sozialen Bewegungen der letzten zwei Jahre Zielscheibe der Proteste 
war oder zumindest die umstrittenen Maßnahmen mitgetragen und propagiert 
hat. Erstens hat die bürgerliche Rechte ın Frankreich 2005 „für ein wirtschafts- 
liberal motiviertes ‘Ja’ zum Verfassungsvertrag“ (Schmid 2007, 155) geworben. 
Sarkozy selbst hält auch nach dem gescheiterten Referendum an einer auf die 
ersten zwei Kapitel (bezogen auf die EU-Institutionen und die Grundrechte) 
reduzierten Version des Entwurfes fest. Des dritten, wegen Deregulierungsvor- 
schriften besonders kritisierten Teils entledigt, soll der Vertrag Sarkozys Vor- 
stellung nach von den jeweiligen Parlamenten ratifiziert werden - eine Auffas- 
sung, die sich beim Brüsseler EU-Gipfel Ende Juni dieses Jahres weitgehend 
durchsetzte. Zweitens hat der damalige Innenminister direkt zum Ausbruch 
der Unruhen im Herbst 2005 beigetragen, da er die Zunahme von Repression 
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gegen Vorstadtjugendliche zu verantworten und mit martialischer Rhetorik 
provokativ begleitet hat (Jobard 2006, 72ff.). Konsequenterweise zielt eine der 
ersten geplanten rechtspolitischen Maßnahmen Sarkozys direkt auf die revol- 
tierenden Jugendlichen der Vororte: die Abschaffung des Jugendstrafrechts für 
16- und 17-Jährige sowie die Einführung von Mindeststrafen bei mehrfach 
straffällig Gewordenen. Diese Schritte konnte Sarkozy als Innenminister noch 
nicht durchsetzen. Drittens haben die Auseinandersetzungen um die Aufhe- 
bung des Kündigungsschutzes für BerufsanfängerInnen unter 26 Jahren zwar 
zu einem Riss im bürgerlichen Lager geführt (Peter 2006, 69f.). Sarkozys Ab- 
grenzung von seinem damaligen Konkurrenten und als Premierminister für die 
Krise verantwortlichen Dominique de Villepin blieb jedoch graduell. Der neue 
Präsident spricht sich für einen einheitlichen Arbeitsvertrag aus, der gleicher- 
maßen für die unbefristeten und die befristeten Arbeitsverhältnisse sowie für 
ZeitarbeiterInnen gilt und in dessen Rahmen Kündungsschutz lediglich ge- 
messen an der Dauer der Beschäftigung in einem Unternehmen besteht. Zu- 
dem vertritt Sarkozy in der (Hoch-)Schulpolitik - und damit in dem Politik- 
feld, das die maßgeblichen Akteure der Bewegung vom Frühjahr 2006 betrifft 
- ein heute typisches Programm der bürgerlichen Rechten: verstärkte Auto- 
nomie von und Konkurrenz zwischen den einzelnen, nunmehr vornehmlich 
piivat finanzierten Universitäten, was zu einem weiteren Anwachsen sozialer 
Ungleichheiten in diesem Bereich führen wird. Zudem soll die Wohnortbin- 
dung der Einschulung, die bisher - bei zwar bereits zahlreichen Ausnahmen - 
ein Minimum an sozialer Durchmischung in den Schulen gewährleistet hat, 
gelockert bzw. ab kommendem Jahr abgeschafft werden. Diese Maßnahmen 
sind das genaue Gegenteil dessen, was aus dem Lager der Studierendengewerk- 
schaften gefordert wird (Julliard 2007, A3ft; 155ff.). 

Zweifellos hat auch die sozialıstische Präsidentschaftskandidatin Segolene 
Royal in einigen Politikfeldern ähnliche Vorstellungen propagiert. Insofern wä- 
re auch deren Wahl kein Erfolg der sozialen Bewegungen der letzten Jahre ge- 
wesen. Es stellt sich allerdings die Frage, warum die genannten Auseinander- 
setzungen das gesellschaftliche Klima nicht derart verschoben oder zumindest 
beeinflusst haben, dass alternative politische Vorstellungen, wie sie sich u.a. in 
Form von Parteien links der Sozialisten präsentieren, höhere Zustimmung er- 
langten.' Außerdem gilt es zu begreifen, warum trotz der heftigen Proteste 
kein größerer gesellschaftlicher Widerspruch gegen das autoritär-populistische 
Programm Sarkozys formuliert wurde und wird. Vor diesem Hintergrund 


1 Erhielten die Parteien links der Sozialistischen Partei (PS) im ersten Wahlgang vor fünf Jah- 
ren noch gut 19 % der Stimmen, kommen sie dieses Mal auf ziemlich genau 10 %. Die 
Kommunistische Partei (PCR) fuhr knapp 2, die Grünen und die Trotzkisten von Lutte 
Ouvriere (LO) gut bzw. knapp 1,5 % ein. Lediglich die undogmatisch-trotzkistische Ligue 
Communiste Revolutionnaire (LCR) konnte gegenüber 2002 gut 300.000 Stimmen hinzuge- 
winnen und landete bei 4,1 % (Le Monde, 27.4.07). 
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scheint eine genauere Analyse der Mobilisierung und Abstimmung gegen die 
EU-Verfassung, der Vorstadtrevolten und der Proteste gegen die Einschränkung 
des Kündigungsschutzes angebracht. Daran anschließend soll geklärt werden, 
wie trotz der massiven sozialen Konflikte das autoritär-populistische Programm 
Sarkozys eine Mehrheit der Bevölkerung für sich gewinnen konnte. Dafür wird 
abschließend auch auf die Natur der genannten Auseinandersetzungen und 
die Versäumnisse der Linken im Umgang mit ihnen einzugehen sein. 


EU-Verfassungsreferendum 


Das Referendum über die EU-Verfassung bzw. die Kampagne zur Abstimmung 
lässt sich als soziale Bewegung begreifen, da es in diesem Zusammenhang zu 
klassischen Aktionsformen des außerinstitutionellen Protests (Kundgebungen, 
Demonstrationen, Diskussionsveranstaltungen etc.) gekommen ist. Die links 
des PS situierten Parteien PCF und LCR, sowie eine Minderheit der Grünen 
haben zusammen mit zahlreichen linken Gruppen eine starke Kampagne ge- 
gen die EU-Verfassung getragen. Zudem wurde die Wahl von einer breiten ge- 
sellschaftlichen Debatte über den Vertragsentwurf begleitet. Darin ist eine au- 
ßergewöhnliche Beteiligung am demokratischen Prozess erblickt worden 
(Begaudeau/Bertina/Rohe 2007, 14). Die Sozialisten sahen sich sogar gezwun- 
gen, ihre Parteimitglieder über den Vertragsentwurf abstimmen zu lassen, wo- 
bei dieses Vorgehen die spätere öffentliche Demonstration von Differenzen im 
Parteiapparat nicht verhindern konnte. Schließlich löste das Votum, in dem 
sich am 29. Mai 2005 knapp 55 % der französischen Bevölkerung (bei einer 
Wahlbeteiligung von gut 69 %) gegen die EU-Verfassung aussprachen (Le Mon- 
de, 31.5.05), eine kleinere institutionelle Krise aus: Jacques Chirac setzte be- 
reits einige Tage nach der Abstimmung de Villepin als neuen Premierminister 
ein - ein klassisches Manöver französischer Präsidenten, um sich nach ein paar 
Jahren Amtszeit den Nimbus der Erneuerung zu verschaffen (Andreani 2007). 

Gegen den Vertragsentwurf sind verschiedene Argumente ins Feld geführt 
worden. So wurden die mangelnde Zukunftsoffenheit, die Festlegung auf öko- 
nomischen Liberalismus, Abbau des öffentlichen Dienstes und Aufrüstung 
sowie die Unverbindlichkeit der Grundrechtscharta kritisiert. Auch wenn die 
optimistische Interpretation des gesellschaftlichen Prozesses im Zusammen- 
hang mit dem Referendum hinterfragt werden sollte, müssen die entmündigen- 
den Interpretationen, nach denen die Ablehnung des Vertragswerkes lediglich 
auf seine mangelnde „Kommunikation“ zurückzuführen sei, zurückgewiesen 
werden (Beckmann/Deppe/Heinrich 2006, 309£). Analysen haben vielmehr 
gezeigt, dass die explizite politische Reflexion die Ablehnung des Vertrages 
begründete (Mergier 2005, 15) und innenpolitische Gründe, wie etwa die Ab- 
lehnung des damaligen Präsidenten Chirac, für das Abstimmungsverhalten so 
gut wie keine Rolle spielten (Tiberj 2005, 45f.). Wenngleich der daraus ge- 
schlossene Vormarsch einer egalitären Gesellschaftskonzeption (Julliard 2007, 


462 Kolja Lindner 


11) naiv anmutet, so muss doch festgehalten werden, dass die Mehrheit gegen 
den Verfassungsvertrag von links mobilisiert und deren „Nein“ sozial und 
nicht mit anti-europäischem Nationalchauvinismus begründet war (Beckmann/ 
Deppe/Heinrich 2006, 322; Tiberj 2005, 51f.). Hinzu kommt, dass in der fran- 
zösischen Linken soziale Forderungen traditionell mit denen nach Geschlech- 
tergerechtigkeit und Rechten von ImmigrantInnen einhergehen (Hürtgen 
2003, 21; Julliard 2007, 200f.). Dennoch war die linke Kampagne gegen den 
Verfassungsvertrag eigentümlich verengt: in ihrem Zentrum stand - wie schon 
bei so vielen sozialen Auseinandersetzungen in Frankreich, etwa während des 
letzten Generalstreiks 1995 - der öffentliche Dienst. Der Präsident der franzö- 
sischen Studentengewerkschaft UNEF, Bruno Julliard, schreibt daher: 

„Die Franzosen hängen sehr an ihrem öffentlichen Dienst. Das hat man während des Referendums 
über die europäische Verfassung gesehen. Für die Vorkämpfer des ‘Nein’ bedrohte die Verfassung 
den öffentlichen Dienst, dem sie die Existenzberechtigung absprach. [...] Und wenn die Franzosen 
beim Referendum schließlich ‘Nein’ gewählt haben, so haben sie dies teilweise getan, um der Zerstö- 


rung ihres Sozialmodells Einhalt zu gebieten und ihren durch den ‘freien und unverfälschten Wett- 
bewerb’ faktisch in Frage gestellten öffentlichen Dienst zu verteidigen.“ (Julliard 2007, 196) 


Wer waren die TrägerInnen des „Nein“ an den Urnen? BeobachterInnen ha- 
ben die soziale Polarisierung des Votums hervorgehoben (Begaudeau/ Berti- 
na/Rohe 2007, 10). Tatsächlich stimmten 81 % der IndustriearbeiterInnen 
und 79 % der Erwerbslosen gegen die Annahme des Verfassungsvertrags, vier 
Fünftel der höheren und leitenden Angestellten votierten dagegen mit „Ja“ 
(Telepolis, 30.5.05). Wenngleich die These einer „Klassenwahl“ mit Blick auf 
das Abstimmungsverhalten etwa von LandwirtInnen, HandwerkerInnen und 
RentnerInnen differenziert werden muss (Le Gall 2005, 103f.), ist unbestreit- 
bar, dass die Zustimmung zur EU-Verfassung mit dem Aufstieg in der sozialen 
Hierarchie kontinuierlich zunahm. Auch das Wahlverhalten verschiedener Al- 
tersgruppen, wie etwa die bei Jugendlichen überdurchschnittlich verbreitete 
Ablehnung des Vertragsentwurfs, wird auf soziale Gründe zurückgeführt: 

„Es sind die der Verfassung unterstellten Auswirkungen auf die Arbeitsplatzsituation in Frank- 
reich, die die Abstimmung mit ‘Nein’ hauptsächlich veranlasst haben, v.a. bei den 18- bis 24 
jährigen, von denen ein Drittel diesen Aspekt für ihre Ablehnung des zur Abstimmung stehen- 
den Textes anführt. Das Motiv eines zu ‘liberalen’ und nicht ausreichend ‘sozialen’ Konzepts war 
ebenfalls stark präsent.“ (Cautres 2005, 96) 

Schließlich drückt auch die räumliche Verteilung von Ja- und Nein-Stimmen 
eine soziale Komponente aus, wenngleich die Zustimmung in den bürgerli- 
chen Innenstädten und die Ablehnung in den sozial abgestiegenen Vorstädten 
(Le Bras 2005, 62ff.) nicht einfach mit den jeweiligen Durchschnittseinkom- 
men begründet werden kann: „es handelt sich weniger um eine Gegnerschaft 
zwischen dem Frankreich ‘von unten’ und dem Frankreich ‘von oben’, als um 
eine Gegnerschaft zwischen einem Frankreich, das am Lauf der Dinge teil- 
nimmt, und einem Frankreich, das von diesem ausgeschlossen ist“ (Mergier 
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2005, 25). Die Ausgeschlossenen stimmten mehrheitlich mit „Nein“ (Cautres 
2005, 91; Le Bras 2005, 65). 


Banlieuerevolten 


Fünf Monate nach dem Votum gegen die EU-Verfassung sterben am 27. Ok- 
tober 2005 die zwei Jugendlichen Bouna Traore und Zyed Benna im nördlich 
von Paris gelegenen Clichy-sous-Bois. Sie flüchten vor einer Polizeikontrolle in 
ein Umspannwerk und erleiden dort einen tödlichen Stromschlag. Lediglich 
ihr Freund Mühittin Altun überlebt schwer verletzt. Während KritikerInnen 
die Verantwortung der Polizei hervorheben (Verfolgungsjagd, unterlassene Hil- 
feleistung etc.) und kurz darauf bekannt werdende Mitschnitte des Polizei- 
funks diese Kritik untermauern, streitet Innenminister Sarkozy jegliche Ver- 
antwortung ab. Er behauptet, die Polizei habe die Jugendlichen nicht verfolgt 
und deklariert die Drei zu Kriminellen, die einen Einbruch begangen hätten 
(Mucchielli 2007, 16f.). In Folge der Todesjagd kommt es zu Ausschreitungen, 
die sich in ein paar Tagen auf Vorstädte, sog. Banlieues, in allen Teilen des 
Landes ausweiten.? Seit den Unruhen von 1981 in der Hochhaussiedlung Min- 
guettes im nahe Lyon gelegenen V£nissieux haben sich das Anzünden von 
Autos, die Konfrontation mit der Polizei und der Angriff auf öffentliche Ge- 
bäude als Form sog. urbaner Gewalt zwar verstetigt. Neu ist im Herbst 2005 
allerdings, dass die Revolte nicht lokal begrenzt bleibt, sondern alle Teile des 
Landes ergreift. Zudem ist die Reaktion der staatlichen Autoritäten eine Pre- 
miere: in Rückgriff auf ein aus der Zeit des Algerienkrieges stammendes Gesetz 
verhängt Premierminister de Villepin am 8. November den Ausnahmezustand. 
Einige Tage später stimmen beide Kammern des Parlamentes für die Verlänge- 
rung des Notstandes um drei Monate. So erhalten Präfekte das Recht, örtliche 


' Ausgangssperren zu verhängen, wovon in 6 von 100 Departements Gebrauch 


gemacht wird. Angesichts der juristischen Bilanz lässt sich der Befund einer 
„Justiz des Ausnahmezustands“ (Sire-Marin 2006, 128) kaum bestreiten. So 
werden nicht nur rechtsstaatliche Verfahren stark abgekürzt, sondern auch äu- 
ßerst harte Strafen verhängt. Insgesamt gehen während der drei Wochen dau- 
ernden Ausschreitungen knapp 10.000 Autos und 30.000 Mülltonnen sowie 
mehrere hundert öffentlichen Gebäude in Flammen auf, wobei die Schäden zu 
80 % von der öffentlichen Hand getragen werden. Schwer Verletzte bleiben 
auf allen Seiten aus (Fourest 2007, 13; Mucchielli 2007, 13#f,; Jungle World, 
1.11.06, 5. 28). 


2 Wenn im Folgenden unspezifisch von Banlieues gesprochen wird, ist dies streng genommen 


nicht richtig, da dieser Begriff ein äußerst heterogenes Ensemble bezeichnet. Im Pariser Bal- 
lungsgebiet gibt es z.B. einerseits wohlhabende Vororte wie Neuilly-sur-Seine, als dessen Bür- 
germeister Sarkozy seine politische Karriere begann, und anderseits verarmte Vorstädte wie 
La Coumeuve, deren Hochhaussiedlung „die 4000“ landesweit bekannt ist. Daher müsste im vor- 
liegenden Zusammenhang eigentlich immer von sozial abgestiegenen Banlieues die Rede sein, 
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Was sind die Gründe für und die Inhalte der Revolte? Wer sind die Revoltie- 
renden? Grundsätzlich zum Verständnis des Aufstandes ist eine für die franzö- 
sische Gesellschaft spezifische Territorialisierung von Klassenverhältnissen. 
Diese sozialräumliche Verdichtung struktureller Ungleichheit ist zudem deut- 
lich rassistisch überdeterminiert, ein Umstand der eine ethnisierte Wahrneh- 
mung begünstigt, derzufolge Franzosen mit Migrationshintergrund als „typi- 
sche“ VertreterInnen der Banlieues wahrgenommen werden (Masclet 2003, 29- 
111). Wenngleich sich diese Repräsentation sozialer Realität dadurch plausibi- 
lisiert, dass z.B. Pariser Vororte vielfach von Menschen mit subsaharischem 
Migrationshintergrund bewohnt werden (Lagrange 2006, 43), sind diese Ver- 
hältnisse keinesfalls umstandslos auf andere Teile Frankreichs übertragbar, da 
„auch die Angehörigen des white trash in den Trabantenstädten leben und an 
den alltäglichen Gewaltausbrüchen teilhaben“ (Schmid 2005, 12). Vor allem in 
Nordfrankreich, etwa in der Region Nord-Pas-de-Calais, die infolge des nieder- 
gehenden Bergbaus von einer umfassenden sozialen Krise heimgesucht wird, 
existieren überwiegend „franko-französisch“ geprägte Vorstädte. Der Sozialwis- 
senschaftler Dietmar Loch hebt daher hervor, dass sich die Bevölkerung der 
Banlieues durch 

„interethnisch geprägte Nachbarschaften, Milieus und Altersgruppen Jauszeichnet, K.L.], die nach 
Wohndauer und bei den Jugendlichen mit der gemeinsamen Sozialisation in Schule und Häu- 
serblock über die Jahre hinweg gewachsen sind. [...] Dabei wirkt die Unterscheidung zwischen 
‘ethnischen Minderheiten’ und “Franzosen” konstruiert, denn die Banlieue hat keinen binären 
Code. Vielmehr ist es neben der Wohndauer die gemeinsame Alltagserfahrung von Ausgrenzung, 
Diskriminierung und Selbstorganisation, die soziokulturelle Bindungen herstellt und zur Grup- 
penbildung städtischer Minderheiten führt. Diskriminierung bedeutet nicht nur Fremdenfeind- 
lichkeit und Rassismus gegenüber Einwanderern, sie ıst auch Folge der Trennung des sozialen 
Raums. Wer in den Vorstädten wohnt und sich als ‘Fremder’ vom Rand der Stadt ins urbane 
Zentrum begibt, wird fast ungeachtet seiner ethnischen Herkunft sozialräumlich diskriminiert, 


was sich vor allem auf die ohnehin schlechten Zugangschancen zum städtischen Markt auswirkt.“ 
(Loch 1999, 123) 


Die klügeren Analysen zur Situation der französischen Vorstädte sprechen da- 
her in erster Linie - und ın Umkehr des medialen Diskurses über Gewalt und 
Unsicherheit in den Banlieues - über die „unbelebte Gewalt der ökonomi- 
schen Strukturen“ (Beaud/Pialoux 2003, 380) und die soziale Unsicherheit, 
die die Vorort-BewohnerInnen erleiden. 

„Diese Art Klassenverhältnisse [in die Analyse, K.L.] wieder einzuführen und so an die Wirklich- 
keit von Kräfte- und Sinnverhältnissen zu erinnern [...], kann die heute übliche Verschiebung 
umgehen, nach der die Frage der urbanen Gewalt entweder nur in städtischen oder nur in mora- 
lischen Begriffen gedacht wird“ (ebd., 19£.). 

Die Sichtbarmachung der sozialen Verhältnisse ın Teilen der französischen Vor- 
städte ergibt cın Bild, das die Frage provoziert, warum dort eigentlich keine 
permanente Insurrektion stattfindet (Fourest 2007, 17). So versammeln etwa die 
Zones urbaines sensibles, 751 seit Mitte der 1990er Jahre abgegrenzte städti- 
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sche Gebiete, denen besondere finanzielle Förderung und städtebauliche Maß- 
nahmen zu Teil werden, knapp 5 Millionen Menschen, d.h. 8 % der französi- 
schen Bevölkerung. Hier konzentrieren sich Großfamilien und damit schr jun- 
ge BewohnerInnen (in manchen Gegenden machen die Jugendlichen unter 20 
Jahren die Hälfte der Bevölkerung aus), niedrige Einkommen bzw. Arbeitslo- 
sigkeit sowie ImmigrantInnen oder französischen StaatsbürgerInnen mit 
Migrationshintergrund (Mucchielli 2007, 32). Neben den prekären Arbeitsver- 
hältnissen bzw. der Arbeitslosigkeit führen rassistische Diskriminierung und 
schlechte Wohnbedingungen die Liste der Beschwerden der Vorortbewohne- 
Innen an (AClefeu 2006). Das so entstehende Gefühl, gemeinsam Opfer zu 
sein, ist der Hintergrund, vor dem es zur Revolte kommt (Mucchielli 2007, 
30). Dies wissen auch die französischen Polizeibehörden, die in einer Analyse 
der Revolte von 2005 herausstellen, dass diese getragen würde von „Jugendli- 
chen, die ein starkes Identitätsgefühl haben, das nicht alleın auf ihrem ethni- 
schen oder geographischen Ursprung beruht, sondern auf ihrer sozialen Le- 
benswelt als Ausgeschlossene der französischen Gesellschaft“ (zit. n. Le Parı- 
sien, 7.12.05). 

So wundert es kaum, dass erste, auf Basis von Justizakten des Departements 
Seine-Saınt-Denis durchgeführte Studien zu den Revoltierenden eine frappie- 
rende Homogenität herausstellen: 

„Es handelt sich ausschließlich um Männer im Alter zwischen 16 und 21 Jahren. Fast alle besit- 
zen die französische Staatsbürgerschaft und sind in Frankreich geboren, wenngleich die meisten 
“fremden Ursprungs’ sind, über die Hälfte aus den Ländern des Maghreb. Nahezu alle sind Jung- 
gesellen und wohnen bei ihren Eltern. In der Mehrheit handelt es sich um ‘traditionelle’ Famili- 
en (ein verheiratetes Paar mit Kindern), deren Hauptcharakteristikum ihre prekäre sozio-ökono- 
mische Situation ist. Schließlich waren von den Minderjährigen 80 Prozent noch in der Schule, 


auch wenn sie nach mindestens einmal Sitzenbleiben in die abgewerteten Berufsschulen gekom- 
men sind.“ (vgl. Mucchielli 2007, 22) 


Durch die soziale Ohnmacht von räumlicher, rassistischer und ökonomischer 
Ausgrenzung haben diese Jugendlichen einen „Habitus der Krise“ herausgebil- 
det, dessen Spuren sich selbst „in die Arten zu sein und zu handeln einge- 
schrieben haben, z.B. in den sprachlichen Ausdruck und die Körperhaltung“ 
(Beaud/Pialoux 2003, 25). Diese habituelle Konsequenz gesellschaftlichen 
Ausschlusses verhindert oftmals sozialen Aufstieg oder auch nur eine feste be- 
rufliche Anstellung. Die berüchtigte Aggressivität der Vorortjugendlichen er- 
scheint so als Produkt eines Prozesses, der Arbeitsmarkt-, Schul- und Wohnsi- 
tuation, sowie den Diskurs über die Banlieues artikuliert. Seiner sozialen Ge- 


3 Es gibt innerstädtische Gebiete, die eine ähnliche Sozialstruktur wie die Banlieues aufweisen, 
in denen es im Herbst 2005 aber dennoch keinen Revolten gegeben hat. An allererster Stelle 
sind hier die nördlichen Viertel von Marseille zu nennen (Lagrange 2006, 43). Der Umstand, 
dass es hier keine Ausschreitungen gab, wird auf ein Minimum von Eingebundenheit durch 
die geographische Lage begründet. Diese könne zwar die soziale Ausgrenzung nicht aufhe- 
ben, vermittle jedoch ein gewisses Zugehörigkeitsgefühl (Begaudeau/Bertina/Rohe 2007, 89). 
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walt vermögen auch Schulabschlüsse oder Ausbildung nichts mehr entgegen- 
zusetzen. Unter den Jugendlichen selbst erfährt die so entstandene antibürger- 
liche Identität eine Aufwertung. In ıhr hat das politische Engagement, das für 
die Elterngeneration noch ein zentrales Identifikationsangebot war, keinen 
Platz mehr: auf den Vorstadtjugendlichen lastet ein heute wenig attraktives 
proletarisches und ein höchst traumatisierendes koloniales Erbe (ebd., 407). 
Wenn es sich bei den Revoltierenden fast ausschließlich um Männer handelt, 
so hat dies v.a. damit zu tun, dass aufgrund von struktureller Massenarbeitslo- 
sigkeit und gleichzeitigem Aufbrechen der monogeschlechtlichen Arbeitswelt 
Fabrik (ebd., 203ff.), Männlichkeitskonstruktion in der Domäne der Fabrıkar- 
beit nicht mehr möglich ist. Die Kultur der Provokation (ebd., 345ff.), bzw. 
die „Asozialität“, die häufig mit den Vorortjugendlichen assoziiert wird, kann 
v.a. als eine selbstermächtigend-ideologische Reaktion auf die Krise gelesen 
werden, in der es auch um die Wiederherstellung einer beschädigten Männ- 
lichkeit geht, deren neue hegemoniale Form sich aufgrund der prekären Re- 
konstitutionsbedingungen äußerst gewaltsam darstellt.‘ Dieser antibürgerliche 
und stark vergeschlechtlichte Habitus wird durch eine weitere Form der Ver- 
gemeinschaftung ex negativo verstärkt, die der Soziologe Fabien Jobard als 
„politische Sozialisierung, die tief vom Siegel des Verhältnisses zur Strafjustiz 
geprägt ist“ (Jobard 2006, 74), beschreibt. So nehmen die verselbständigte und 
häufig rassistisch motivierte Kontrolllogik sowie die Übergriffe und Verfol- 
gungsjagden durch die in den Banlieues omnipräsente Polizei in den Klagen 
der BewohnerInnen einen zentralen Platz ein (AClefeu 2006, 11; Jobard 2006, 
60fF.). Diese bereits vom europäischen Gerichtshof für Menschenrechte verur- 
teilten Praxen sind in den letzten 20 Jahren in den französischen Vorstädten 
immer wieder Auslöser von Revolten gewesen und zugleich der Hintergrund 
für die tödliche Flucht, die im Herbst 2005 den Aufstand veranlasst hat. Die 
Unwahrheiten über die angebliche kriminelle Vergangenheit der Revoltieren- 
den, mit denen sich Sarkozy zu Beginn der Auseinandersetzungen hervorgetan 
hat, sollen einen rein repressiven Umgang mit der Revolte rechtfertigen. Diese 
Politik fügt sıch nicht nur in die seit 2002 mit Innenminister Sarkozy ver- 
schärfte Tendenz des Abbaus rechtsstaatlicher Prinzipien ein (Sire-Marin 2006, 
129). Sie ıst zugleich als „ideologische Aktion, die einen Teil der Bevölkerung 
stigmatisiert und reale Risiken für die Freiheiten aller beinhaltet“ (Massiah 
2006, 84), kritisiert worden und hat der Identitätsbildung einer Bevölkerungs- 


4 Vgl. zur Männlichkeitskonstitution bzw. zur hegemonialen Männlichkeit die bahnbrechende 
Studie von Connell (1995, 49ff., 97ff.), zur Rekonstitution von Männlichkeit in den Banlie- 
ues Masclet (2003, 113ff.). Die männliche Dominanz während der Revolten wird von ver- 
schiedenen BeobachterInnen hervorgehoben, wenngleich die Frauen, die in den Banlieues 
oftmals unter alltäglicher Gewalt leiden, mit den Aufstand überwiegend solidarisch waren, 
was sich etwa an ihren starken Präsenz bei Aktionen vor den Gerichtssälen zur Unterstüt- 
zung der Festgenommenen ablesen lässt. 


gruppe, die „vor ihren Taten verurteilt“ ist (Jobard 2006, 74ff), ein weiteres 
Mal zugearbeitet. 

Während sich die Gründe für den Aufstand sowie die Revoltierenden relativ 
eindeutig identifizieren lassen, gilt dies nicht für ihre Inhalte. Da die Revolte 
keine unmittelbaren Forderungen transportierte (etwa mittels Flugblättern, 
Transparenten, Presseerklärungen etc.), wird verschiedentlich über ihre Symbo- 
lik spekuliert (Dubet 2006, 62; Massiah 2006, 83f.), aufgrund derer die Revol- 
tierenden als politische Akteure ernst genommen werden müssten (Begau- 
deau/Bertina/Rohe 2007, 56f.,; Lagrange 2006, 57). Neben den Fabriken und 
Lagerhallen, die in einer symbolischen Ordnung für nicht vorhandene Ar- 
beitsplätze stünden (Lagrange 2006, 50), konzentrierten sich die Angriffe der 
Jugendlichen auf schulische Einrichtungen. Die Schule sei im Zentrum des 
Diskurses um Chancengleichheit, eröffne den SchülerInnen aber keine klassen- 
unabhängigen Aufstiegsmöglichkeiten. Lediglich den Besten werde ein Ausweg 
aus dem „schulischen Ghetto“ der Vorstädte ermöglicht. Der großen Masse 
aber werde nicht die unter den sozialen Bedingungen der Banlieues nötige 
Hilfe zum Lernen geboten. Zudem erführen viele Jugendliche in der Schule 
rassistische Ausgrenzung, insofern ihre Ausbildung aufgrund pauschalisieren- 
der Zuschreibungen von ihren TutorInnen auf technische Berufe festgelegt 
werde und für ihre eigenen intellektuell-schulischen Ambitionen kein Raum 
bleibe. Die Schule sei so zu einer weiteren Institution der in den Vorstädten 
erlittenen sozialen Gewalt und ein Hindernis für den späteren Lebensweg bzw. 
Gegner der eigenen Person geworden. Schließlich sei die Schule zunehmend der 
Ort, an dem in den Vororten die Repression ausgeübt werde - gegen die Schü- 
lerInnen und ihre Eltern (AClefeu 2006, 12; Fourest 2007, 38ff.; Ott 2007). 


CPE-Proteste 


Als Reaktion auf die Banlieuerevolten beschließen Nationalversammlung und 
Senat mit den Stimmen der bürgerlichen Rechten im Januar 2006 das „Gesetz 
für Chancengleichheit“. Da die Regierung die Abstimmung mit der Vertrau- 
ensfrage verknüpft, wird ohne Sachdebatte eine Reihe von einschneidenden 
Maßnahmen beschlossen. Ein Teil davon will rassistische Ausgrenzung ver- 
hindern, etwa durch Einführung von anonymisierten Lebensläufen in Unter- 
nehmen mit mehr als 50 Beschäftigten (Artikel 24) und Verstärkung der 


5 Einige AutorInnen erwähnen unmittelbarere Kommunikationsformen. So hätten Vorortju- 
gendliche im Fernsehen den Rücktritt des Innenministers oder allgemein Respekt verlangt 
(Lagrange 2006, 57) und ihre Personalausweise zum Zeichen ihrer Zugehörigkeit zur franzö- 
sischen Gesellschaft in die Kameras gehalten (Begaudeau/Bertina/Rohe 2007, 57£). Die Pub- 
lizistin Caroline Fourest hebt darüber hinaus hervor, dass die Diagnose der „Sprachlosig- 
keit“ der Revolte auch einer Ignoranz der Kommunikationsformen der Jugendlichen aus den 
Vorstädten geschuldet ist. So sei der Internetblog des Radiosenders Skyrock, der sich in den 
Banlieues einiger Beliebtheit erfreut, als Medium zum Ausdruck von Unzufriedenheit und 
sozialen Forderungen massiv genutzt worden (Fourest 2007, 35). 
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Kompetenzen einer staatlichen Agentur, die in Fällen von Diskriminierung 
z.B. bei Arbeitsplatz- oder Wohnungsvergabe eingeschaltet werden kann (Arti- 
kel 41-46). Darüber hinaus sieht das Gesetzespaket eine Reihe arbeitsrechtli- 
cher und repressiver Maßnahmen vor. So wird die Möglichkeit geschaffen, be- 
reits mit 14 Jahren in eine Berufsausbildung einzutreten (Artikel 2). Zudem 
wird das legale Lohnarbeitsalter von 16 auf 14 Jahre, bei Nacht- und Wochen- 
endarbeit auf 15 Jahre (Artikel 3) heruntergesetzt. Weiterhin sollen Eltern, de- 
ren Kinder die Schule schwänzen oder sich pädagogischen Regeln widersetzen, 
bestimmte Sozialleistungen entzogen werden (Artikel 48). Neben diesen Be- 
stimmungen, die speziell auf die Jugendlichen der Vorstädte bzw. ihre Familien 
zugeschnitten sind, enthält das Gesetzespaket den Contrat Premiere Embaur- 
che (Ersteinstellungsvertrag, kurz CPE) demzufolge BerufsanfängerInnen unter 
26 Jahren während einer zweijährigen „Probezeit“ ohne Angabe von Gründen 
entlassen können werden sollen (Artikel 8). Diese Einschränkung des Kündi- 
gungsschutzes stößt auf Widerspruch der Gewerkschaften, die im Verbund mit 
Studierenden Anfang Februar 2006 beginnen zu Demonstrationen aufrufen. 
Die Studierenden dehnen zudem ihre bereits gegen Sparmaßnahmen im Bil- 
dungswesen laufenden Streiks an westfranzösischen Provinzuniversitäten auf 
den CPE aus. Im Laufe der Monate Februar und März weitet sich die Mobili- 
sierung aus. Zu ihrem Höhepunkt befinden sich dreiviertel aller französischen 
Universitäten und ein Drittel der Gymnasien im Ausstand (Lagrange/Oberti 
2006, 131). Außerdem werden Betriebe bestreikt und Bahnhöfe, Flughäfen so- 
wie Autobahnmautstationen blockiert. Zudem versucht das breite Bündnis 
von SchülerInnen, Studierenden und Gewerkschaften, die Regierung mit wö- 
chentlichen Aktionstagen zum Rückzug zu zwingen. So finden sich mehrfach 
landesweit über eine Million Menschen zu Demonstrationen zusammen, zu 
den größten am 28. März und 4. April sogar drei Millionen. Selbst nachdem 
das von linken ParlamentarierInnen angerufene Verfassungsgericht‘ am 30. 
März die Zulässigkeit des CPE verkündet und das Gesetz vorbehaltlich ın 
Kraft gesetzt wird, nimmt die Mobilisierung nicht ab. Zwei Monate lang hat 
sich die Bewegung weder erpressen noch spalten lassen, so dass am 10. April 
de Villepin schließlich den CPE zurückzieht, sanktioniert durch eine Parla- 
mentsentscheidung zwei Tage später. Nach diesem Beschluss setzen verschie- 
dene Gewerkschaften und Studierendenorganisationen das Ende der Proteste 
gegen radıkalere Teile der Bewegung durch, die die Rücknahme des gesamten 
Gesetzespaketes fordern (Julliard 2007, 132ff.). 

Die Auseinandersetzungen um die Einschränkung des Kündigungsschutzes 
gehören in eine Reihe sozialer Bewegungen in Frankreich, die sich in den letz- 


6 Nach Artikel 61 der französischen Verfassung ist die Anrufung des Verfassungsgerichts ein 
auf Präsident, Premierminister, Parlamentspräsident, Senatspräsident sowie jeweils 60 Mit- 
glieder von Nationalversammlung und Senat limitiertes Recht. 
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ten Jahren gegen die zunehmende Prekarisierung der Lebensverhältnisse wehr- 
ten. Zu nennen sind hier v.a. die Arbeitslosenproteste der späten 1990er Jahre, 
die Streiks der sog. Kulturprekären bzw. die Bewegung gegen die Rentenreform 
sowie die Aktionen von PraktikantInnen. Die umstrittenen Verhältnisse betra- 
fen ın besonderem Maße die Jugend unter 30 Jahre, die auch der zentrale Trä- 
ger der Proteste gegen den CPE war (Lagrange/Oberti 2006, 131). Für diese 
Altergruppe besteht insofern eine „französische Besonderheit“ (Beaud/Pialoux 
2003, 399), als sie eine im westeuropäischen Vergleich hohe Arbeitslosigkeit 
aufweist, in gering qualifizierten und unbefristeten Beschäftigungsverhältnissen 
überrepräsentiert ist, stark von staatlichen Transferleistungen oder Beschäfti- 
gungsprogrammen abhängt sowie unter einem wenig geregelten System der 
Berufsausbildung zu leiden hat (Ires 2005, 9; 62f.). Gesamtgesellschaftlich rela- 
tiv privilegiert, hält diese Prekarität zunehmend auch bei Hochschulabsolven- 
tInnen Einzug. Der Soziologe Lothar Peter sieht daher ım CPE zwei sich be- 
rührende Prozesse, 


„nämlich die Deregulierung des Arbeitsmarktes zum einen und eine immer massiver hervortre- 
tende Tendenz zur Deklassierung der Mittelschichten, insbesondere ihrer jüngeren, lohnabhängi- 
gen Gruppen, zum anderen. Letztere findet ihren Ausdruck zum Beispiel in der Tatsache, dass 
Abitur und Hochschulstudium keineswegs mehr ein Eintrittsticket für eine sichere Berufskarriere 
ausstellen, die gut dotierte berufliche Positionen und einen entsprechenden sozialen Status ga- 
rantieren. Die Umstellung des höheren Bildungssystems auf eine Quasi-Fließbandproduktion a- 
kademischer ‘Massenarbeiter’ hat die Zahl der Abiturientinnen und Abiturienten von 15 Prozent 
im Jahr 1965 auf 70 Prozent im Jahr 2005 anschwellen lassen. [...] Das Zusammentreffen radikaler 
Deregulierung und Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse mit bildungsvermittelter sozialer Deklas- 
sierung liefert so den Schlüssel zum Verständnis des viele Beobachter überraschenden Phänomens, 
dass Schülerinnen, Schüler und Studierende an vorderster Front der Protestbewegung stehen.“ (Pe- 
ter 2006, 63f.) 


Werden soziale Bewegungen in Frankreich traditionell vom Industrieproletariat 
oder den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes getragen, so ging der Protest 
gegen den CPE von sozialen Gruppen aus, „die bisher überhaupt noch nicht 
in den kapitalistischen Arbeitsprozess eingegliedert sind“ (ebd., 63). Dabeı rek- 
rutieren sich die TrägerInnen der Bewegung überwiegend aus einem sozial tief 
greifend verunsicherten Kleinbürgertum. So war dıe Mobilisierung an Univer- 
sıtäten mit wenig selektiven Massenstudiengängen und niedrig angesehenen 
Abschlüssen in Geistes- und Sozialwissenschaften am stärksten. Die für die 
Bewegung wichtigen Universitäten befanden sich ın den relativ wohlhabenden 
Provinzstädten Nantes, Bordeaux und Rennes, nicht aber im proletarischen 
Lille, Metz oder Straßburg, so dass sich verallgemeinern lässt: „die ärmsten 
Gegenden Frankreichs [...] haben an der Mobilisierung nicht teilgenommen“ 
(Begaudeau/Bertina/Rohe 2007, 23). Auch Orte wie Belfort, Montbeliard, 
Colmar und Straßburg, in denen die Banlieuerevolten ım Herbst 2005 beson- 
ders heftig waren, spielten ın der Bewegung gegen den CPE eine untergeordne- 
te Rolle. Sicher gab es im Pariser Großraum Überschneidungen, doch an den 
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stark bestreikten Universitäten sind entweder überwiegend Studierende aus 
wohlhabenden Familien oder aus Mittelschichten eingeschrieben. Die v.a. von 
Studierenden aus bescheidenen Verhältnissen und Jugendlichen aus Einwande- 
rerfamilien besuchten Universitäten benötigten sehr lange, um in den Aus- 
stand zu treten, bzw. waren nur geringfügig an den Streiks beteiligt (Lagran- 
ge/Oberti 2006, 139£,, Le Monde, 17.3.06). Die TrägerInnen der Bewegung 
gegen den CPE lassen sich jedoch nicht nur „nach unten“ abgrenzen. Die in 
Frankreich einzigartigen Grandes Ecoles, die im Gegensatz zu den nahezu kos- 
tenlosen und nicht zulassungsbeschränkten Universitäten in der Regel Gebüh- 
ren erheben, harte Aufnahmeprüfungen durchführen, stark am höheren Ar- 
beitsmarkt ausgerichtet sind und vornehmlich von gesellschaftlichen Eliten 
besucht werden, haben sich an den Mobilisierungen de facto nicht beteiligt 
(Jungle World, 12.4.06, S. 12). Auch an den Schulen lässt sich eine großteils 
kleinbürgerliche Mobilisierung feststellen. Hier waren es zunächst die „durch- 
schnittlichen“ Gymnasien und nicht die häufig von Vorstadtjugendlichen be- 
suchten Berufsschulen, die den Streik getragen haben. Letztere sind erst spät 
Teil der Bewegung geworden. Von ihnen kommen zugleich diejenigen, die auf 
verschiedenen Demonstrationen Gewalt gegen DemonstrantInnen angewendet 
haben, meist um sie zu berauben - Handlungen, die neben dem gemeinsamen 
Kampf gegen Prekarisierung die stark verschiedenen Lebensverhältnisse illus- 
trieren (Lagrange/Oberti 2006, 139). Sowohl der Umstand, dass die Proteste 
gegen die Einschränkung des Kündigungsschutzes v.a. in den städtischen 
Zentren stattfinden, als auch die Tatsache, dass das Ende der Auseinanderset- 
zungen durch die Rücknahme allein des CPE (und nicht des ganzen „Gesetzes 
zur Chancengleichheit“) besiegelt wird, sind symptomatisch: die schleichende 
Prekarisierung betrifft zunehmend das gesellschaftliche Zentrum (Begau- 
deau/Bertina/Rohe 2007, 102). 


„Imaginons la France d’apres” (UMP) 


In den beiden Wahlgängen am 22. April und 6. Mai dieses Jahres haben mit 
jeweils etwa 84 % Beteiligung so viele WählerInnen wie seit 30 Jahren nicht 
mehr bei einer Präsidentschaftswahl abgestimmt. Die Beteiligung jener Kreise 
der französischen Bevölkerung, die sich in den letzten Jahrzehnten aus dem 
politischen Geschehen herausgehalten haben, hat dabei deutlich zugenom- 
men. Dies gilt auch für die Banlieues, in denen sich bereits im Vorfeld der 
Abstimmung deutlich mehr Menschen in die Wahllisten eingeschrieben ha- 
ben. Deutliche Stimmenverluste musste v.a. der rechtsextreme Front National 
(FN) im ersten Wahlgang hinnehmen, wobei die Stimmen hauptsächlich ins 
Lager von Sarkozy wanderten. Im zweiten Wahlgang hatte dessen Konkurren- 
tin Royal mit rund 46,8 % das schwächste Wahlergebnis für die Sozialisten ın 
der zweiten Runde einer Präsidentschaftswahl seit Einführung der Direktwahl 
des Staatsoberhauptes 1965 erzielt (Schmid 2007, 179f£). Auch die beiden 
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Durchgänge der Parlamentswahlen gut einen Monat nach dem Votum für 
Sarkozy brachten eine breite Mehrheit für die rechte UMP, wenngleich die 
Zustimmung weniger deutlich als erwartet ausfiel und nur gut 60 % der fran- 
zösischen Bevölkerung abstimmten (Le Monde, 12.6.07 und 19.6.07). 

Die Niederlage der Linken ist trotz der heftigen sozialen Auseinandersetzun- 
gen in den Jahren 2005 und 2006 offenkundig. Weder die regierungserprobten 
(PS, PCF, Grüne), noch die gesellschaftskritischeren linken Parteien (LCR, LO, 
„Antiliberale“) haben die Wahl gewinnen oder bedeutende Stimmenzuwächse 
verzeichnen können. Auch Gewerkschaften und linke Gruppen haben es in 
den letzten Jahren nicht geschafft das gesellschaftliche Klima so zu beeinflus- 
sen, dass dem autorıtären Projekt des neuen französischen Präsidenten eine 
klare Absage erteilt wird. Im Gegenteil, dieses verfügt in Frankreich derzeit 
über eine breite gesellschaftliche Mehrheit. Verschiedentlich ist ın dieser Kons- 
tellation eine Neuauflage des Bonapartismus gesehen worden (Massiah 2006, 
85f.) und tatsächlich erinnert die gegenüber verschiedenen Klassenfraktionen 
verselbständigte und starke Macht des Präsidenten an die Marxsche Analyse 
des Regimes von Napoleon III. (Marx 1852, 127f.). Mir scheint die derzeitige 
Konstellation dennoch eher mit dem von Nicos Poulantzas und - im An- 
schluss an ıhn und für veränderte politisch-ökonomische Bedingungen - von 
Stuart Hall beschriebenen „autoritären Etatismus“ bzw. „autoritären Populis- 
mus“ vergleichbar. Frankreich erlebt gegenwärtig eine umfassende politische 
und soziale Krise. Wie die Proteste gegen den CPE gezeigt haben, zerfällt in 
zunehmendem Maße das Bündnis zwischen Bourgeoisie und Kleinbürgertum 
(Poulantzas 1978, 228ff.). Sarkozys Antwort auf diese Krise ist ein zunehmen- 
der Autoritarismus. Der neue Präsident, der schon als Innenminister nicht da- 
vor zurückschreckte, der Judikative politische Vorhaltungen zu machen, agiert 
als das eigentliche Regierungsoberhaupt (Andreani 2007), obwohl Artikel 20 
der französischen Verfassung vorschreibt, dass der Premierminister „die natio- 
nale Politik bestimmt und führt“. Auch die klassisch-plebiszitären Züge auto- 
ritärer Herrschaft (Poulantzas 1978, 253f.) lassen sich beobachten: Sarkozy hat 
allen Mitgliedern des von ihm ernannten Kabinetts unter Premierminister 
Francois Fillon bei den Wahlen zur Nationalversammlung im Juni die Auflage 
erteilt, zum Verbleib in ihren Ämtern ihren Wahlkreis zu gewinnen, d.h. direkt 
von der Bevölkerung bestätigt zu werden. Da Alain Juppe, vormals Staatsmı- 
nister für Ökologie und nachhaltige Entwicklung, dieser Erfolg nicht vergönnt 
war, wurde bereits nach gut einem Monat eine Kabinettsumbildung fällig. 
Darüber hinaus finden sich bei Sarkozy zwei weitere Strategien autoritärer 
Herrschaft. Einerseits versucht er durch die Besetzung unterschiedlichster 
Symbole die verschiedenen politischen Lager zu überwinden.” Andererseits 


7 So hat Sarkozy das Bildungsministerium angewiesen, zukünftig am Beginn jedes Schuljahres 
vor SchülerInnen den Abschiedsbrief des von den Deutschen hingerichteten kommunisti- 


472 Kolja Lindner 


Soziale Bewegungen und autoritärer Populismus. 473 


versteht es der neue Präsident, mit moralischen Anrufungen zu mobilisieren, 
etwa den Behauptungen vererbbarer Pädophilie oder in den Banlieues grassie- 
render Polygamie. Diese „ständigen und unablässigen Operationen, die dazu 
dienen, in diese neuen Formen eines staatlichen Autoritarismus einen popula- 
ten Konsensus hineinzubinden oder zu konstruieren“ (Hall 1980, 109) dienen 
zugleich dazu „eine Moral des gesellschaftlichen Zusammenlebens [zu] etab- 
lieren, die der demokratischen Debatte entzogen ist“ (Schmid 2007, 145). 

Dieses politische Projekt der französischen Konservativen ist von neuen For- 
men der Regulation gesellschaftlicher Widersprüche flankiert. So traf Sarkozy 
teilweise noch vor seiner Amtseinführung RepräsentantInnen aller vom Ge- 
setzgeber als repräsentativ anerkannten Gewerkschaften und Kapitalverbände. 
Da die französischen Gewerkschaften traditionell vor möglichen Verhandlun- 
gen ihre Interessen im Betrieb und auf der Straße zum Ausdruck bringen und 
diese Strategie im Zusammenhang mit der CPE-Krise beinahe zu einem Gene- 
ralstreik geführt hätte, hat die bürgerliche Rechte aus den Auseinandersetzun- 
gen ım Frühjahr 2006 die Konsequenz gezogen, die Formen der Aushandlung 
divergierender sozialer Interessen zu erneuern. So sieht das im Januar 2007 
verabschiedete „Gesetz zur Modernisierung des sozialen Dialoges“ eine vorzei- 
tige Konsultation von Kapital und Arbeit vor, sollte ein geplantes Gesetz Ar- 
beitsbeziehungen, Beschäftigung oder Berufsausbildung betreffen. Der darüber 
hinaus von Sarkozy vorgeschlagene „neue ‘republikanische’ Vertrag“ (Bertho 
2006, 40) betrifft grundlegend die Ideologie, mit der sich der Staat in Frank- 
reich als Kohäsionsfaktor präsentiert (Poulantzas 1968, I, 40ff.; II, 36f.) - eine 
Kohäsion, die sich bisweilen als autoritärer Anpassungszwang gegenüber ge- 
sellschaftlichen Minderheiten darstellt. Sarkozy will den seit 1905 in Frank- 
reich gesetzlich verankerten Laizismus aufgeben und „künftig verstärkt religiö- 
se Konfessionsgruppen in gesellschaftliche Aufgaben einbinden“ (Schmid 
2007, 11), v.a. als „soziale Ordnungsstifter und Stabilitätsfaktoren“ (ebd., 138) 
insbesondere in den Banlieues (Fourest 2007, 29ff.). Während die Linke dem- 
gegenüber nahezu ausnahmslos am Republikanismus festhält, wissen die Kon- 
servativen, „dass ‘es nicht so weitergehen kann wie bisher“ (Hall 1980, 108), 
d.h. dass bestehende gesellschaftliche Widersprüche die bisherigen Regulati- 
onsmodelle in Frage stellen. Insofern ist Sarkozys Aufstieg mit dem des That- 
cherismus in Großbritannien vergleichbar: Die bürgerliche Rechte hat „sich 
selbst zu einem Instrument geformt, das in der Lage ist, ein neues Gleichge- 
wicht herzustellen, welches das System nur auf Kosten seiner radikalen Trans- 
formation erhält“ (ebd.). In diesem Zusammenhang gehört auch die französi- 
sche Debatte um affirmative action, bzw. discrimination positive - Maßnah- 


schen Widerstandskämpfers Guy Möquet verlesen zu lassen (Le Monde, 18.5.07). Der Histo- 
riker Gerard Noiriel hat darauf hingewiesen (Liberation, 22.5.07), dass diese Geschichtspoli- 
tik das Ziel verfolgt, parteipolitische Zugehörigkeiten zu transzendieren und „einen Konsens 
herzustellen, der die Machtverhältnisse und sozialen Kämpfe verschleiert“. 


men, die dem klassisch-republikanischen Ideal der Gleichheit widersprechen. 
Von der Linken einhellig zurückgewiesen, werden diese von Sarkozy als Herr- 
schaftsstrategie propagiert. Sie sollen Ansätze zu sozialer und politischer Parti- 
zipation für Ausgeschlossene bieten, ohne grundsätzlich die Einrichtung der 
Gesellschaft in Frage zu stellen. Auch die Berufung von „sichtbaren Minder- 
heiten“ in das Kabinett Fillon sowie die Maßnahmen gegen rassistische Diskri- 
minierung im „Gesetz für Chancengleichheit“ fügen sich in diesen Kontext ein. 


Sozialer Partikularismus und linke Versäumnisse 


Dass Sarkozys autoritärer Populismus derzeit große gesellschaftliche Mehrhei- 
ten für sich mobilisieren kann, liegt nicht nur daran, wie die französische 
Rechte die gesellschaftlichen Widersprüche zu regulieren versucht. Auch die 
Strukturen dieser Widersprüche selbst und der Umgang der Linken mit ihnen 
tragen dazu bei. So erweist sich die in den drei oben analysierten sozialen Be- 
wegungen zum Ausdruck gekommene gesellschaftliche Unzufriedenheit bis- 
weilen als sozialer Partikularismus. 

Die linke Kampagne zum EU-Verfassungsreferendum stand unter dem Schlag- 
wort des „Antiliberalismus“, womit in Frankreich die Ablehnung wirtschaftsli- 
beraler Politiken bezeichnet wird. Dessen mobilisierende und vereinheitlt- 
chende Klammer ist in Folge des Abstimmungserfolgs vollkommen über- 
schätzt worden: 

„das Nein des Referendums vom 29 Mai 2005 war kein ‘Nein der Linken’, sondern ein ‘Nein auf 
der Linken’. Dieser Ausdruck der Verweigerung eines liberalen Europas brachte keine ausreichen- 
de politische Grundlage hervor, um ‘eine glaubwürdige Alternative’ zu erschaffen, wie sie [die 
“Antiliberalen’, KL] es sich alle gewünscht haben. Während der näher kommenden Präsident- 
schaftswahl haben sich die ‘Neinsager’ ihren gewohnten politischen Koordinaten zugewandt, vor 
allem der sozialistischen Partei“ (Zappi 2007, 2). 

Das Projekt, mit einer gemeinsamen „antiliberalen“ Präsidentschaftskandidatur 
an den damaligen Abstimmungserfolg anzuknüpfen, ist jedoch nicht nur an 
der Heterogenität des „Neins“ gescheitert. Auch parteipolitische Fitelkeiten 
haben den Traum von „10 Prozent plus X“ zu Nichte gemacht. So ist die 
LCR frühzeitig aus dem Bündnis ausgeschert, da sie die Einheitskandidatur zu 
einem Steigbügelhalter für die Sozialisten verkommen sah. Die parteinahen In- 
tellektuellen Antoine Artous und Stathis Kouvelakis haben dafür u.a. eine ar- 
rogante Haltung verantwortlich gemacht, nach der sich die trotzkistische Par- 
tei als „die einzige politische Alternative zum PS [ansieht], fähig, unmittelbar 
um sich die Aktivisten zu sammeln, die sich am Aufbau einer neuen polıti- 
schen Kraft beteiligen wollen“ (Artous/Kouv£lakis 2007). Diese Haltung stehe 
einem ernsthaften Sich-Einlassen auf die Dynamiken und Prozesse bestehender 
sozialer Bewegungen entgegen. Der marxistische Theoretiker Jacques Bidet sah 
dagegen v.a. den PCF für das Scheitern der Gemeinschaftskandidatur in der 
Verantwortung. Die Parteikommunisten hatten zunächst versucht, innerhalb 


474 Kolja Lindner 


Soziale Bewegungen und autoritärer Populismus. 475 


der „antiliberalen“ Kollektive ihre Generalsekretärin MarieGeorge Buffet als Ge- 
meinschaftskandidatin durchzusetzen und waren nach dem Scheitern dieser 
Strategie im Dezember 2006 mit einer separaten Kandidatur faktisch aus dem 
Zusammenschluss ausgestiegen, der kurze Zeit darauf den ehemaligen Vorsit- 
zenden der Bauerngewerkschaft Confederation paysanne, Jose Bove, als Be- 
werber ins Rennen schickte. Bidet bemängelte die Absage des PCF an ein er- 
gebnisoffenes linkes Bündnisprojekt (Bidet 2006). Die soziale Bewegung gegen 
die EU-Verfassung konnte den Erfolg Sarkozys aus zwei Gründen also schwer- 
lich behindern. Das „Nein“ wurde oftmals lediglich von einem sozialstaatsaf- 
firmativen Partikularismus motiviert. Dieser ist auch vor dem Hintergrund der 
in Frankreich weit verbreiteten diffusen Angst vor dem Neoliberalismus zu se- 
hen. Wie wenig diese gesellschaftliche Unzufriedenheit einem autoritär-popu- 
listischen Projekt ä la Sarkozy entgegensteht, wurde zuletzt im Juni dieses Jah- 
res auf dem Brüsseler EU-Gipfel illustriert. Hier war es kein anderer als der 
neue französische Präsident, der unter Verweis auf das Abstimmungsverhalten 
seiner Landsleute durchsetzte, dass das Streben nach „freiem und unverfälsch- 
tem Wettbewerb“ im reformierten Verfassungsvertrag nicht mehr als eines der 
„Ziele der Union“ aufgeführt wird (F.A.Z., 23.6.07). Einer solchen Integration 
würde sich ein als Antikapitalismus konkretisierter „Antiliberalismus“ von 
selbst entziehen. Der zweite Grund dafür, dass die Kampagne gegen die EU- 
Verfassung Sarkozys Aufstieg an den Wahlurnen nichts entgegenzusetzen ver- 
mochte, liegt im strategischen Fehler der französischen Linken, die gemeinsa- 
me „antiliberale“ Präsidentschaftskandidatur scheitern zu lassen. Hierdurch 
wurde die realistische Chance auf „einen Pol der Radikalität auf der Linken, 
der in der Lage ist, dauerhaft auf die Wahlgleichgewichte Einfluss zu nehmen“ 
(Tiberj 2005, 51), vertan. 

Bezüglich der Banlieues lässt sich festhalten, dass angesichts der berüchtigten 
und stark vergeschlechtlichten Aggressivität der Vorstadtjugendlichen sowie 
ihrer z.T. autodestruktiven Aktionen ein Bündnis der Linken mit ihnen 
schwierig ist. Dennoch wäre ein solches eine absolute Notwendigkeit.” Und 
dies nicht nur, weil Sarkozys seit Jahren geführter Kampf gegen die Vorstädte 
ein wichtiges Thema bei der WählerInnenmobilisierung war, dem die Linken 
nichts entgegenzusetzen hatte. Die Revolten sind darüber hinaus weniger ci- 
nem sozialen Partikularismus geschuldet, als dass sie einen Klassenkampf mit 
„eigentümlichelr] Physiognomie“ (Marx 1852, 138) darstellen. Dieser hat mit 
seinem Aufbegehren gegen territorialisierte Klassenverhältnisse und Rassismus 
einen gewichtigeren Einsatz als der „Antiliberalismus“ des EU-Verfassungsrefe- 


8 Dass eine solche Praxis überhaupt als sinnvoll erachtet werden kann, geht maßgeblich darauf 
zurück, dass sich die Revolten bisher nicht explizit antiemanzipatorisch gezeigt haben. Im 
Unterschied etwa zu Großbritannien ist es nicht zu Gewalt zwischen verschiedenen commu- 
nities gekommen. Zudem hat es keine antisemitischen Übergriffe gegeben. Sollten sich die 
Revolten ın solchen Formen präsentieren, wäre das hiesige Solidaritäts-Plädoyer zu revidieren. 


rendums. Die Linke hat im Herbst 2005 in ihrer übergroßen Mehrheit jedoch 
geschwiegen. Während in den frühen 1980er Jahren im Anschluss an den Auf. 
stand in der Siedlung Minguettes Hungerstreiks gegen die Abschiebungen von 
ImmigrantInnen, willkürliche Festnahmen und Polizeigewalt unternommen 
wurden, bzw. sich als Reaktion auf eine Welle rassistischer Übergriffe 1983 eine 
machtvolle Demonstration von Einwandererkindern der zweiten Generation 
von Marseille nach Paris in Bewegung setzte, fand die Revolte vor knapp zwei 
Jahren in einem politischen Vakuum statt. Dies liegt u.a. daran, dass Vereini- 
gungen wie SOS-Racisme, die damals aus der Bewegung hervorgingen, von den 
linken Parteien paternalistisch vereinnahmt wurden. Diese Instrumentalisie- 
rung sozialer Bewegungen aus den Vororten hat sich in den letzten zwei Jahr- 
zehnten fortgesetzt, so dass eine „Spaltung zwischen den Antirassismusorgani- 
sationen und den radikalisierten, in den Vorstädten verbliebenen Jugendli- 
chen“ (Loch 1999, 131) eingetreten ist bzw. „Aktivisten der Siedlungen“ 
(Masclet 2003, 173) entstanden sind: sozial engagierte Jugendliche, die sich 
von politischem Engagement fern halten. Bereits die in den 1990er Jahren 
stattfindenden Banlieuerevolten waren von einer deutlichen Spannung mit der 
Linken geprägt, bzw. haben die in den Vororten an Einfluss gewinnenden Is- 
lamisten versucht, Aufstände zu verhindern (Dubet 2006, 59, Lagrange 2006, 
52ff.). Immerhin hat sich in Folge der Revolten vom Herbst 2005 die Gruppe 
AClefeu gegründet, deren Kampagnen und Demonstrationen von einer großen 
Öffentlichkeit begleitet wurden, die organisatorisch aber schwach ist und eine 
geringe Mobilisierungsfähigkeit besitzt. Zudem droht die Gruppe ähnlich wie 
schon die 2003 aus den Banlieues entstandene feministische Bewegung Ni pu- 
tes, ni soumises zu einer Satellitenorganisation der sozialistischen Partei zu 
werden. 

Die schwache Beteiligung an und Unterstützung von Initiativen, die aus den 
Vorstädten selbst kommen, ist jedoch nur eines der Versäumnisse der französi- 
schen Linken. Die ausgebliebene Mobilisierung gegen die Repression der Re- 
volten - eine im Vergleich zur direkten Solidarisierung mit dem Aufstand rela- 
tiv einfache politische Praxis - wiegt mindestens genau so schwer. Weder PS 
noch PCF haben parlamentarisch gegen den rein repressiven und damit jeden 
politischen Gehalt negierenden Umgang mit der Revolte opponiert. Wurde 
gegen den CPE Verfassungsklage eingereicht, hat kein einziges Mitglied der 
Nationalversammlung oder des Senats gegen den Ausnahmezustand das 
höchste französische Gericht angerufen oder sich auch nur die Forderung ei- 
niger Menschenrechtsgruppen nach Amnestie der Festgenommenen zu eigen 
gemacht (Bertho 2006, 31). Auch die radikale Linke wie etwa die LER brauch- 
te über 10 Tage, um öffentlich zu dem Aufstand Stellung zu nehmen. Sie ver- 
urteilte in ihrer damaligen Presseerklärung wie die Grünen und der PCF die 
Verhängung des Ausnahmezustandes (Le Goaziou 2007, 42f.). Auf der Straße 
fanden sich in Paris im November 2005 zwei Mal für französische Verhältnisse 
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verschwindend wenige DemonstrantInnen zu Versammlungen gegen die Wie- 
derbelebung des repressiven Kolonialgesetzes zusammen. Bei den Trauermär- 
schen für die beiden Jugendlichen Traor& und Benna in Clichy-sous-Bois sind 
die BewohnerInnen sowohl im November 2005, als auch am ersten Jahrestag 
2006 weitgehend unter sich geblieben. Der Paternalismus und die Ignoranz der 
Linken gegenüber den Menschen aus den Vorstädten drohen die destruktiven 
Tendenzen ihrer Revolten zu verstärken. Eine Parteinahme für sie würde dage- 
gen nicht nur die Möglichkeit einer antipartikularistischen Praxis eröffnen. Sie 
wäre zugleich ein Gebot der politischen Vernunft in einer Situation, ın der 
sich als Alternative zu sozialen Kämpfen Ethnisierung und Islamisierung am 
Horizont abzuzeichnen beginnen. Schließlich trägt die fortgesetzte linke Igno- 
tanz maßgeblich dazu bei, dass die französische Rechte ihr autoritär- 
populistisches Projekt als Angriff auf die „neuen gefährlichen Klassen“ 
(Beaud/Pialoux) ungehindert formulieren und umsetzen kann. 

Im Zusammenhang mit der Bewegung gegen den CPE waren zwei Prozesse zu 
beobachten, die eine Abkehr von sozialem Partıkularismus darstellen. Erstens 
öffneten die Proteste gerade ın ihrer Anfangszeit Räume, ın denen z.T. sehr 
grundsätzliche gesellschaftliche Diskussionen stattgefunden haben. Zu denken 
ist hier v.a. an die studentischen Vollversammlungen und besetzten Universi- 
täten, aber auch an die ersten, noch nicht von den Ordnungsdiensten der 
Gewerkschaften eingefassten und entschärften Demonstrationen. Zweitens be- 
rührt der Widerstand gegen die zunehmende Prekarisierung der Lebensverhält- 
nisse eine, wenn nıcht sogar die zentrale Tendenz aktueller Formen kapitalisti- 
scher Vergesellschaftung. Die soziale Mobilisierung neuer gesellschaftlicher 
Kreise könnte in Frankreich dauerhaft einen dritten starken Träger sozialer Be- 
wegungen (neben Industrieproletariat und Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes) hervorbringen: das „Prekarıat“, eıne verschiedene soziale Akteure wie 
KulturarbeiterInnen, Studierende und ImmigrantInnen umfassende Gruppe, 
die aufgrund ihrer Heterogenität besonders geeignet scheint, isolierte soziale 
Forderungen zu überwinden. Noch ist die Gefahr des Partikularismus jedoch 
nicht gebannt. Das Ende der Bewegung vom Frühjahr 2006 „auf dem Rücken“ 
der BanlieuebewohnerInnen - die speziell auf sie abzielenden Artikel des „Ge- 
setzes für Chancengleichheit“ wurden nicht zurückgezogen - hat dies prak- 
tisch deutlich werden lassen. Zu der von Peter für die Auseinandersetzungen 
um den CPE konstatierte „Vereinheitlichung differenzierter sozialer Interes- 
sen“ (Peter 2006, 69) ist es nur temporär gekommen. Dennoch scheint der 
vielfach gegen die Proteste erhobene Vorwurf der Privilegiensicherung proble- 
matisch. Zunächst ist Kündigungsschutz kein Privileg. Außerdem lassen die 
Klassenfragmentierungen innerhalb des französischen Hochschulsystems es 
keinesfalls zu, schlicht von einer Bewegung privilegierter Studierender auszu- 
gehen. Auffällig ist jedoch, dass die TrägerInnen der Proteste ein bestimmtes 
soziales Profil aufwiesen und dementsprechende partikularistische Forderun- 
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gen nach einem der akademischen Ausbildung „entsprechenden“ sozialen Le- 
bensweg deutlich vernehmbar waren. Was die Rolle der Linken in den Protes- 
ten angeht, kann den verschiedenen Gewerkschaften der abhängigen Beschäf- 
tigten, Studierenden und SchülerInnen zwar angerechnet werden, dass sie sich 
trotz des Drucks der Regierung de Villepin nicht haben erpressen oder spalten 
lassen und die Mobilisierung trotz z.T. widriger Umstände aufrechterhalten 
und verbreitert haben. Zudem muss anerkannt werden, dass es die französi- 
schen Gewerkschaften in den letzten Jahren verstanden haben, den an Bedeu- 
tung zunehmenden Kampf gegen Prekarisierung neben den klassischen Tarif- 
auseinandersetzungen zu einem Angriffspunkt zu machen (Hürtgen 2003, 
17f£.). Gleichzeitig wirft der Verlauf der Proteste jedoch heikle Fragen für eine 
grundsätzlich gesellschaftskritische Gewerkschaftspolitik auf, immerhin gingen 
von den Gewerkschaftsapparaten zahlreiche kontraproduktive Initiativen aus. 
Aufgrund der von Deutschland unterschiedenen Konfliktkultur haben die 
Spitzen der großen Lohnabhängigen-Organisationen oftmals kein Interesse an 
allzu schwachen Mobilisierungen, da diese ihnen lediglich eine schwache Ver- 
handlungsposition verschaffen. Dies zeigte sich zu Beginn der CPE-Proteste, 
als die Führungen der klassischen Gewerkschaften beinahe die Flinte ins Korn 
geworfen hätten und es im Wesentlichen den Studierenden zu verdanken war, 
dass die Bewegung weiter ging und ausgeweitet wurde. Während der Monate 
Februar und März 2006 waren die großen Gewerkschaften ständig versucht, 
die Mobilisierung an den Aktionstagen der Studierenden und SchülerInnen 
nicht zu stark werden zu lassen und Ausstände oder gar einen Generalstreik zu 
verhindern. Dies war ähnlich bereits bei den Auseinandersetzungen ım Jahr 
2003 der Fall, weshalb viele der damals Streikenden sich in der Folge gewerk- 
schaftsunabhängig organisierten und die rechtssozialdemokratische CFDT be- 
deutende Mitgliederverluste zu verbuchen hatte. Schließlich haben die ver- 
schiedenen Gewerkschaften das Ende der Proteste gegen alle diejenigen durch- 
gesetzt, die mit der Bewegung den Rückzug des „Gesetzes zur Chancengleich- 
heit“ durchsetzen wollten. Mit dem Ausbremsen von Protesten, der Verhinde- 
rung eines Generalstreiks und dem autoritären Agieren gegen radikalere Teile 
der Bewegungen haben die Gewerkschaften dem Partikularismus vorgearbeitet. 
Die Linke wird gegen autoritären Populismus jedoch nur mit breiten und um- 
fassenden sozialen Mobilisierungen, d.h. der „Ausweitung des popular- 
demokratischen Kampfes“ (Hall 1980, 106) erfolgreich sein. 


Imaginons un autre monde 


Die sozialen Bewegungen der letzten Jahre werfen die Frage auf, wie verschie- 
dene gesellschaftliche Auseinandersetzungen zusammengeführt und in der ak- 
tuellen ökonomischen und politischen Krise verortet werden können. Die 
französische Linke hat hier insofern ein Verdienst, als sie die sich durch zu- 
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nehmende Prekarisierung manifestierenden Widersprüche in ihre politische 
Praxis aufgenommen hat. Ob jedoch „Antiliberalismus“ die adäquate Antwort 
auf aktuelle Tendenzen kapitalistischer Vergesellschaftung ist, muss bezweifelt 
werden. Das Verständnis der politischen Krise durch die französische Linke ist 
ebenfalls problematisch. Der allseits geteilte Republikanismus scheint unter 
den bestehenden Voraussetzungen nicht geeignet, eine freie und egalitäre Ge- 
sellschaft zu erstreiten. Zudem hinterlässt die linke Republik-Versessenheit ein 
Vakuum, das von der bürgerlichen Rechten und Splittergruppen wie den Indi- 
genes de la Republique antiemanzipatorisch gefüllt werden kann. Von einan- 
der losgelöste gesellschaftliche Auseinandersetzungen begünstigen eine Situati- 
on, in der die verschiedenen partikularistischen Bewegungen als Triebkräfte 
einer auseinanderdriftenden Gesellschaft wahrgenommen werden, die einen 
„starken Mann“ wie Sarkozy braucht, der mit hartem Durchgreifen das zu er- 
wartende Chaos verhindert. Mit den antipartikularistischen Kämpfen in den 
und anhand der Banlieues könnte eine effektive Gegenwehr zum autoritär- 
populistischen Projekt der französischen Konservativen entwickelt werden. 
Bedauerlicherweise ist eine solche derzeit kaum ın Sicht. 
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